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Zusammenfassung 

Medien beeinflussen nicht nur, wie Menschen kommunizieren oder agieren, sie 

prägen in spezifischer Art und Weise die sozialen Strukturen, den gesellschaft-

lichen Austausch und das gesellschaftliche Miteinander. Bereits in der Vergan-

genheit wurden die Chancen und Risiken von in der jeweiligen Zeit neuartigen 

Medien, beispielsweise von Rundfunk und Fernsehen, diskutiert. Dies gilt heute 

für das Internet als globale, quasiubiquitäre Kommunikations- und Vernet-

zungsinfrastruktur sowie die Dynamiken der auf dem Internet basierenden viel-

fältigen digitalen Medien. 

Das Spektrum der Informationsvermittlung wurde vor allem in den letzten 

2 Jahrzehnten durch Informationsintermediäre, also Suchmaschinen, soziale 

Medien, Foto- oder Videoplattformen sowie Microbloggingplattformen und 

Nachrichtenaggregatoren, nicht nur erweitert, sondern grundlegend verändert. 

Diese Informationsintermediäre sammeln und verarbeiten auf ihren Plattformen 

eine hohe Anzahl an Informationen aus unterschiedlichen Quellen. Die jeweili-

gen Betreiber entwickeln und nutzen dazu Algorithmen, um zu entscheiden, 

welche Meldungen welchen Personen in welcher Reihenfolge angezeigt wer-

den. Im Gegensatz zu den herkömmlichen publizistischen Verfahren werden die 

dabei genutzten Kriterien nicht journalistisch-redaktionell ausgewählt, sondern 

folgen der einer eigenen, in Algorithmen festgeschriebenen Logik. 

Vor diesem Hintergrund beschloss der Ausschuss für Bildung, Forschung 

und Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages auf Vorschlag des 

Ausschusses für Kultur und Medien die Durchführung eines TA‐Projekts »Al-

gorithmen in digitalen Medien und ihr Einfluss auf die Meinungsbildung« durch 

das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB). 

Das Projekt soll Informationen zu der Frage liefern, wie sich algorithmische 

Systeme auf die individuelle Meinungsbildung und in der Folge auf die Öffent-

lichkeit auswirken und mit welchen Handlungsoptionen negativen Folgen ent-

gegengewirkt werden kann. 

Das Projekt bzw. die Berichtserstellung fußt auf der Recherche und der 

Auswertung von Fachliteratur und Dokumenten. Hierfür wurden vor allem wis-

senschaftliche Datenbanken mit kommunikations- und sozialwissenschaftli-

chem Bezug genutzt. Berücksichtigt wurden Veröffentlichungen in deutscher 

und englischer Sprache. Ergebnisse empirischer Untersuchungen bildeten einen 

Schwerpunkt. Interviews und Fachgespräche mit Wissenschaftler/innen und 

Medienvertreter/innen wurden ergänzend durchgeführt, ebenso Medienanaly-

sen und Onlinebefragungen der deutschen Bevölkerung sowie gezielt bei jun-

gen Menschen. 

Im Rahmen des Projekts wurde durch den Deutschen Bundestag ein Gut-

achten zum Thema »Auswirkungen auf die individuelle Meinungsbildung bei 
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Nutzenden« an das Hans-Bredow-Institut für Medienforschung vergeben. Die 

Ergebnisse wurden in einem Expertenworkshop diskutiert und sind in den Be-

richt eingeflossen. 

Begriffliche Grundlagen 

Digitale Medien und Informationsintermediäre 

Die gesellschaftlichen Erwartungen an die Gestaltung digitaler Medien entwi- 

ckeln sich stetig in einem andauernden, weitreichenden Lern- und Reflexions-

prozess. Durch neue Formen der Auswahl und Vermittlung von Informationen 

und der Herstellung von Öffentlichkeit verändern und prägen die digitalen Me-

dien und die dort die Kommunikation dominierenden Informationsintermediäre 

die Prozesse der Nachrichtenvermittlung. Informationsintermediäre können in 

Suchmaschinen, soziale Medien, Foto- oder Video- sowie Microbloggingplatt-

formen und Nachrichtenaggregatoren unterschieden werden. Informationsinter-

mediäre sammeln und verarbeiten auf ihren Plattformen eine große Zahl an In-

formationen aus unterschiedlichen Quellen und vermitteln diese nicht wie bei 

Rundfunk und Presse linear an ein Massenpublikum, sondern zeigen individu-

ellen Nutzer/innen eine Auswahl von Meldungen an. Die jeweiligen Anbieter 

entwickeln und nutzen dazu Algorithmen, um zu entscheiden, welche Meldun-

gen welchen Personen in welcher Reihenfolge angezeigt werden. Im Gegensatz 

zu den herkömmlichen publizistischen Verfahren werden die dabei genutzten 

Kriterien nicht journalistisch-redaktionell ausgewählt. Sie zielen primär ab auf 

die Schaffung von Aufmerksamkeit bei Nutzer/innen sowie die Maximierung 

der Verweildauer, um so Werbeeinnahmen für die Betreiber zu generieren. 

Meinung und Meinungsbildung 

Eine Meinung ist durch Elemente der Stellungnahme und des Dafürhaltens ge-

prägt. Unter den Begriff fallen Werturteile, Beurteilungen, Ansichten, Auffas-

sungen, Überzeugungen und sonstige wertende Aussagen. Im demokratischen 

Rechtsstaat darf grundsätzlich jede/r ihre/seine persönliche Auffassung und 

Einschätzung zu Verhältnissen, Ereignissen, Ideen oder Personen äußern und 

verbreiten. Damit kann eine Meinung nicht wahr oder unwahr sein. Im Grund-

gesetz ist die Gewährleistung freier individueller und öffentlicher Meinungsbil-

dung verankert. Individuelle und öffentliche Meinungsbildung stehen in einem 

Wechselwirkungsverhältnis. Individuelle Meinungsbildung betrifft das Heraus-

bilden politischer Einstellungen bei Medienrezipient/innen, die zugleich als 

Bürger/innen am politischen System beteiligt sind. Mit öffentlicher Meinungs-

bildung ist hingegen das Entstehen der öffentlichen Meinung zu einem strittigen 

Thema gemeint. 
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Algorithmische Verfahren von Informationsintermediären 

Komplexe algorithmische Verfahren und Entscheidungen fußen zunehmend auf 

Verfahren der künstlichen Intelligenz (KI) oder des maschinellen Lernens zur 

Analyse großer Datenmengen. Sie sind hinsichtlich ihrer Zielstellungen, Vor-

gehensmodelle, der verwendeten Daten und sogar ihrer Ergebnisse selbst für 

Fachleute z. T. weder transparent noch in ihrer Ergebnisfindung nachvollzieh-

bar. So entsteht ein Spannungsfeld zwischen zunehmendem Einsatz und Bedeu-

tungszuwachs algorithmischer Systeme einerseits und der unzureichenden 

Transparenz oder Nachvollziehbarkeit der Einsatzzwecke, Verfahren und resul-

tierenden Entscheidungen andererseits. 

Informationsintermediären ist gemeinsam, dass sie selbst keine eigenen In-

halte erstellen. Sie erschließen ihren Nutzer/innen Inhalte aus unterschiedlichen 

Quellen, filtern diese unter Zuhilfenahme von Algorithmen und bündeln sie zu 

personalisierten Informationsangeboten. Unter Inhalten aller Art sind beispiels-

weise Beiträge und Kommentare von Nutzer/innen, Beiträge aus dem Angebot 

von Presse und Rundfunk sowie Werbung. Neben diesen Inhalten, die der In-

formation oder dem Austausch von Meinungen dienen, werden in digitalen Me-

dien jedoch auch Inhalte verbreitet, um die individuelle Meinungsbildung und 

den gesellschaftlichen Dialog zu manipulieren. Dazu zählen beispielsweise ge-

fälschte Nachrichtenbeiträge oder automatisch erstellte Texte von Social Bots 

(Softwareagenten), die autonom beispielsweise in Foren in natürlicher Sprache 

mit Nutzer/innen kommunizieren oder gezielt Falschnachrichten verbreiten. 

Auch diese Inhalte werden von den algorithmischen Verfahren in digitalen Me-

dien bewertet. 

Gesellschaftliche Diskussionen im Themenfeld 

Algorithmische Verfahren im Spiegel der Presse 

Die Berichterstattung zu Algorithmen und digitalen Medien wurde anhand der 

Berichterstattung vor der Bundestagswahl 2017 sowie im Frühjahr 2018 anläss-

lich des Cambridge-Analytica-Skandals und den dann folgenden Anhörungen 

vor Parlamenten in den USA und in Europa analysiert. Das Datenanalyseunter-

nehmen hatte 87 Mio. Profile von Facebook-Nutzer/innen für die gezielte 

Wahlwerbung von Parteien ausgewertet. Der Konzern Facebook firmiert seit 

Ende 2021 unter dem Namen Meta. Aufgrund des Berichtszeitraums wird im 

Folgenden für Veröffentlichungen vor der Umbenennung weiterhin von Face-

book gesprochen. 

Die mediale Berichterstattung fokussiert sich vor der Bundestagswahl 2017 

auf vier Fokusthemen: Informationsintermediäre und Missstände in sozialen 

Medien, Relevanz für demokratische Prozesse, gesetzliche bzw. regulatorische 
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Maßnahmen sowie Veränderungen der journalistischen Arbeit. Wichtige As-

pekte sind Falschnachrichten, Hassrede, Social Bots, Filterblasen und Echo-

kammern. Diskutiert werden mögliche Beeinflussungen von demokratischen 

Prozessen, insbesondere Wahlen und Abstimmungen. Mit Bezug zur journalis- 

tisch-redaktionellen Arbeit geht es um die Neuausrichtung der Arbeitsprozesse, 

Reichweiten- und Kontrollverlusten von Redaktionen und Verlagen, sinkende 

Einnahmen und einen drohenden Qualitätsverlust. 

Der Cambridge-Analytica-Skandal und der Umgang mit Daten bei Face-

book war Gegenstand von Anhörungen u. a. in beiden Kammern des US-ameri-

kanischen Kongresses und auch vor dem Europäischen Parlament. Im Blick-

punkt der Berichterstattung standen die Themen politische Kommunikation, 

Datenschutz und Recht auf Privatsphäre, die Geschäftsmodelle der Informa-

tionsintermediäre sowie Monopolstellung von Facebook. In diesem Zusammen-

hang wurden verstärkt gesetzgeberische Maßnahmen zur Kontrolle von Infor-

mationsintermediären diskutiert. 

Algorithmische Verfahren im politischen Diskurs 

Nationale Ebene 

Der Einfluss von Algorithmen in digitalen Medien auf die Meinungsbildung 

wurde im Abschlussbericht der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz – 

Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und ökologische 

Potenziale (KI-Enquete) – veröffentlicht 2020 – behandelt. Dort hervorgehoben 

wurde die Bedeutung von Informationsintermediären für politische Prozesse so-

wohl im Sinne neuer Möglichkeiten der Teilhabe für Bürger/innen als auch Ri-

siken in neuen Informationsräumen. Diese wären vornehmlich auf das gezielte 

Platzieren verhaltensbasierter Werbung, aber nicht auf Transparenz und Ver-

trauen ausgerichtet und unterschieden sich somit signifikant von analogen In-

formationsvermittlungen. 

Ebenfalls 2020 legte die Datenethikkommission ihr Gutachten vor. Sie hatte 

die Aufgabe, der Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag einen Ent-

wicklungsrahmen für Datenpolitik, den Umgang mit Algorithmen, künstlicher 

Intelligenz und digitalen Innovationen vorzuschlagen. Die Datenethikkommis-

sion betont die Bedeutung von algorithmischen Systemen bei Medieninterme-

diären für die private und öffentliche Meinungsbildung in ihrem Gutachten. Me-

dienunternehmen könnten von ihrer Reichweite und ihren Inhalten her einen 

tiefgreifenden Einfluss auf den demokratischen Prozess nehmen. Für einfluss-

reiche Informationsintermediäre hält die Datenethikkommission es für unerläss-

lich, dass der Gesetzgeber einen angemessenen Ordnungsrahmen schafft. 
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Europäische Ebene 

Im Dezember 2020 schlug die EU-Kommission zwei neue Regelwerke für di-

gitale Plattformen vor, die Verordnung (EU) 2022/2065 über einen Binnen-

markt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz 

über digitale Dienste) und die Verordnung (EU) 2022/1925 über bestreitbare 

und faire Märkte im digitalen Sektor und zur Änderung der Richtlinien (EU) 

2019/1937 und (EU) 2020/1828 (Gesetz über digitale Märkte). Mit diesen Ver-

ordnungen soll mehr Sicherheit im digitalen Raum geschaffen, Grundrechte der 

Nutzer/innen geschützt und gleiche Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen 

unterstützt werden. Im Frühjahr 2022 wurden hierzu Einigungen zwischen Eu-

ropäischem Rat und Europäischen Parlament erzielt; beide Verordnungen wur-

den im Herbst 2022 angenommen und traten nach kurzen Übergangsfristen in 

Kraft. 

Die Verordnung (EU) 2022/2065 soll die Richtlinie 2000/31/EG ersetzen 

und auch weitgehend das NetzDG (Bundesregierung 2022b). Geschaffen wer-

den soll ein europäisches Regelwerk, um die Rechtssicherheit für Unternehmen 

und Nutzer/innen zu erhöhen und die Grundrechte besser zu schützen. Es soll 

Risiken und Gefahren entgegenwirken, die sich für Einzelne und die Gesell-

schaft insgesamt aus der Nutzung, aber auch der Abhängigkeit von marktfüh-

renden Intermediären und deren Macht über den öffentlichen Diskurs ergeben. 

Dazu enthält die Verordnung (EU) 2022/2065 spezifische Regeln für sehr große 

Onlineplattformen mit mehr als 45 Mio. Nutzer/innen im EU-Gebiet. Sie adres-

siert systemische Risiken dieser Informationsintermediäre u. a. mit Bezug zur 

Verbreitung illegaler Inhalte, zu nachteiligen Auswirkungen auf Grundrechte 

sowie auf Manipulationen mit Auswirkungen auf demokratische Prozesse, die 

öffentliche Sicherheit oder die öffentliche Gesundheit. Die großen Onlineplatt-

formen werden verpflichtet, Mechanismen zum Schutz vor Missbrauch ihrer 

Systeme und zum Entfernen illegaler Inhalte wie Hassrede zu treffen. Die 

Rechte der Nutzer/innen und der Zivilgesellschaft werden u. a. durch die Mög-

lichkeit gestärkt, Entscheidungen der Informationsintermediäre zur Sperrung 

von Internetinhalten rechtlich anzufechten. Wissenschaftler/innen wird erstmals 

der Zugang zu Schlüsseldaten von Informationsintermediären gewährt. Auch 

Nichtregierungsorganisationen sollen besseren Einblick in Inhalte großer Platt-

formen bekommen, um so die Risiken von Informationsintermediären besser 

einschätzen zu können. Die Transparenzmaßnahmen betreffen auch die algo-

rithmischen Systeme der großen Onlineplattformen mit dem Ziel, transparenter 

aufzuzeigen, wie algorithmische Entscheidungen getroffen werden und welche 

Effekte diese Entscheidungen auf die Gesellschaft haben. 

Auch mit der Verordnung (EU) 2022/1925 gibt die EU Regeln für große 

Onlineplattformen vor. Mit einem Verhaltenskodex soll verhindert werden, dass 

diese die eigenen Produkte oder Dienste gegenüber jenen anderer Marktteilne-
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hmer/innen durch Ranking besser positionieren, im Zuge der Bereitstellung ei-

nes Dienstes erhobene personenbezogenen Daten für andere Zwecke wiederver-

wenden oder unlautere Bedingungen für gewerbliche Nutzer einführen. Auch 

der höhere Schutz minderjähriger Nutzer/innen vor personalisierter Werbung ist 

Gegenstand des Gesetzgebungsverfahrens. Es soll verboten werden, dass per-

sönliche Daten Minderjähriger für das Erstellen von Werbeprofilen genutzt 

werden. Als große Unternehmen gelten Plattformen, die in den vergangenen 

3 Geschäftsjahren in der EU einen Jahresumsatz von mindestens 7,5 Mrd. Euro 

erzielten oder deren Börsenwert mindestens 75 Mrd. Euro beträgt und die mo-

natlich mehr als 45 Mio. Endnutzer/innen bzw. mehr als 10.000 gewerbliche 

Nutzer/innen in der EU haben. Die Plattformen müssen des Weiteren in min-

destens drei Mitgliedstaaten eine oder mehrere Plattformen betreiben. 

Medienrechtlicher Rahmen 

Das Meinungsbildungspotenzial algorithmischer Systeme wird regulatorisch 

unterschiedlich adressiert. Neben dem verfassungsrechtlichen Leitziel der Frei-

heitlichkeit der individuellen und öffentlichen Meinungsbildung sind die daraus 

abgeleiteten einfachgesetzlichen Vielfaltsgebote und Mechanismen der Mei-

nungsmachtkontrolle zu nennen, die insbesondere in den rundfunkrechtlichen 

Gesetzesvorgaben niedergelegt sind. Sie sollen den Einfluss einzelner Anbieter 

auf die Meinungsbildung begrenzen. Daneben begrenzen die Vorschriften des 

Kartellrechts die wirtschaftliche Marktmacht einzelner Anbieter. 

Aktuell fallen algorithmische Intermediäre nicht unter das rundfunk-

zentrierte Modell der Konzentrationskontrolle. Der 2020 erweiterte Anwen-

dungsbereich der rundfunkrechtlichen Plattformregulierung im Medienstaats-

vertrag (MStV)1 umfasst Medienintermediäre und verpflichtet diese zu Trans-

parenz bezüglich ihrer Selektionsentscheidungen und zu Nichtdiskriminierung 

von journalistisch-redaktionellen Angeboten. Damit setzt der Rechtsrahmen 

aber erst einen kleinen Teil der Vorschläge um, die in den letzten Jahren Ein-

gang in die medienpolitische und rechtswissenschaftliche Diskussion erhielten. 

Dazu gehören z. B. ihr Einbezug in ein Gesamtmedienmodell der Konzentrati-

onskontrolle, deutlich weitergehende Transparenzvorschriften und Regelungen 

zum Zugang zu Plattformdaten oder auch eine stärkere positive Verpflichtung 

auf die Darstellung von Vielfalt bei der Selektion. 

Gegen alle bisherigen Vorschläge werden Kritikpunkte vorgebracht, deren 

zentraler Punkt die strukturell anders gelagerte Funktion und Vermittlung von 

Meinungsmacht bei algorithmischen Intermediären ist. Insbesondere staatlich 

vorgegebene Vielfaltsgebote und Diskriminierungsverbote sind mit Bezug auf 

die Priorisierung von (Einzel-)Inhalten schwer zu operationalisieren und 
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geraten in den riskanten Bereich staatlicher inhaltsbezogener Vorgaben. Zudem 

würde ein zu starkes regulierendes Eingreifen andere Grundrechte berühren, da-

runter die Berufsfreiheit der Anbietenden und die Informationsfreiheit der Nut-

zer/innen. 

Schlussfolgerungen und Handlungsfelder 

Für die Entwicklung von Handlungsoptionen ist relevant, dass Anknüpfungs-

punkte für eine Regulierung nicht klar auf der Hand liegen. Steuerungsoptionen 

müssen vielmehr die Ambivalenz von Informationsintermediären für die Mei-

nungsbildung beachten: Einerseits besitzen sie hohe Relevanz für den Informa-

tionszugang bzw. die Auffindbarkeit von Inhalten und ermöglichen überhaupt 

erst die effektive Grundrechtsausübung im Bereich der Informations- und Kom-

munikationsfreiheiten. Andererseits bergen sie dadurch (notgedrungen) auch 

Potenziale möglicher inhaltsbezogener Einflussnahmen. Diese Einflussnahmen 

erfolgen aber nicht grundsätzlich böswillig oder unsachgemäß, sondern sind in 

erster Linie abhängig vom Informationsinteresse einzelner Personen, dem der 

algorithmische Dienst etwa durch Personalisierung zu entsprechen versucht. 

Unterschiedliche Informationsinteressen (z. B. gezieltes individuelles Informa-

tionsinteresse vs. ungerichtetes Interesse, etwa an aktuellen Nachrichten) kön-

nen hier insoweit Selektionsprozesse durch einen Informationsintermediär nach 

sich ziehen. Daher lässt sich auf abstrakter, gesetzlicher Ebene nur schwer fest-

schreiben, welche Einflussnahme als unsachgemäß zu betrachten ist. Hier er-

scheint das gesetzliche Verbot eines solchen unsachgemäßen Eingriffs als zu 

unbestimmt, um damit letztlich positive Regelungsergebnisse zu erzielen. 

Wollte man hier weiter gesetzlich konkretisieren, wäre dies ohne signifikante 

inhaltsbezogene Vorgaben schwer zu operationalisieren. 

Eine weitere paradigmatische Orientierung für gesetzliche Steuerungsan-

sätze stellt mit Blick auf die große Bedeutung von Informationsintermediären 

für die kommunikationsbezogene Grundrechtsausübung der mögliche staatliche 

Einfluss auf eine inhaltsbezogene Regulierung dar. Positivrechtliche Vorgaben 

über die Rechtmäßigkeit und Unrechtmäßigkeit der Art der Zugangsvermittlung 

oder Selektion, die unmittelbar Auswirkungen auf die vermittelten Inhalte ha-

ben, bergen das Risiko eines Eingriffs in zuvörderst der Gesellschaft obliegende 

Kommunikationsprozesse. Ein solches Risiko besteht nicht nur, aber vor allem 

durch nicht intendierte Formen regulatorischen Overspills, der sich dann als un-

zulässiger Eingriff in die Kommunikationsordnung entpuppen würde, wenn der 

Staat beim Versuch der Wahrung der Freiheitlichkeit der Meinungsbildung 

selbst in ebendiese eingreifen würde. Mit Blick darauf wird es darum gehen 

müssen, auch und vor allem untergesetzliche und nicht rechtliche Steuerungs-

ansätze zu identifizieren, die in der Lage sind, Auseinandersetzungen über die 

kommunikative Selbstverständigung der Gesellschaft auch der Gesellschaft 
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selbst zu überlassen und nicht durch staatliche Vorgaben zu überprägen. Aus 

dieser Perspektive erscheint eines der Hauptprobleme algorithmischer Selektion 

meinungsbildungsrelevanter Angebote zu sein, dass diese sich der gesellschaft-

lichen Beobachtbarkeit und Kontrolle entzieht. Mit medienrechtlichem Bezug 

ergeben sich vier Handlungsfelder mit zugehörigen möglichen regulatorischen 

Maßnahmen. Dies sind: 

› Verhinderung unsachgemäßer Einflussnahme auf die Meinungsbildung 
› Transparenz und Datenzugang zur Verringerung von Wissensasymmetrien 

für Wissenschaft und Nichtregierungsorganisationen verbunden mit der 

Förderung umfassender Forschungsaktivitäten entsprechend der Möglich-

keiten der vorläufigen europäischen politischen Einigung über das Gesetz 

über digitale Dienstleistungen 
› Überprüfbarkeit von algorithmischen Systemen 
› Erprobung von Maßnahmen zur Anreizsetzung vielfältiger Informationsre-

pertoires 

Mit Bezug zum öffentlichen Interesse an algorithmischer Vermittlung sowie an 

Veränderungen durch Informationsintermediäre ergeben sich zwei weitere 

Handlungsfelder: 

› Monitoring von Informationsintermediären 
› Information der Öffentlichkeit 

Hinweise auf disruptive Veränderungen vor allem bei der Nachrichtenvermitt-

lung und bei der Nachrichtennutzung lassen sich auch für Deutschland belegen. 

Konnte bei massenmedialer Vermittlung davon ausgegangen werden, dass 

wichtige Meldungen bzw. Schlagzeilen große Teile der Bevölkerung erreichen, 

ist dies bei einem Vorherrschen der algorithmischen Vermittlung nicht mehr 

gegeben. Diese fortschreitenden Entwicklungen sind in ihrer Relevanz für die 

Meinungsbildung zwar in Grundzügen erkennbar, in ihrer gesellschaftlichen 

Bedeutung jedoch nicht abzuschätzen, denn Informationsintermediäre überneh-

men keine Aufgaben, die der Berichterstattung von Presse und Rundfunk ent-

sprechen. Sie folgen anderen Logiken als die traditionellen Medien. Es ist nicht 

nur wichtig, diese Entwicklungen zu verfolgen, sondern auch, die Öffentlichkeit 

regelmäßig zu informieren, um die Wahrnehmung der damit verbundenen Risi-

ken zu fördern und eine verlässliche Basis für die gesellschaftliche Debatte bzw. 

eine pluralistische Öffentlichkeit bereitzustellen. 
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1 Einleitung 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung des 

Deutschen Bundestages hat auf Vorschlag des Ausschusses für Kultur und Me-

dien die Durchführung einer Untersuchung zum Thema »Algorithmen in digi-

talen Medien und ihr Einfluss auf die Meinungsbildung« durch das TAB be-

schlossen. Das Projekt sollte Informationen zu der Frage liefern, wie sich algo-

rithmische Systeme auf die individuelle Meinungsbildung und in der Folge auf 

die Öffentlichkeit auswirken und mit welchen Handlungsoptionen negativen 

Folgen entgegengewirkt werden kann. Im Mittelpunkt des Projekts standen fol-

gende Fragen: 

› Welche Bedeutung kommt Informationsintermediären bei der Vermittlung 

von Medieninhalten hinsichtlich der Informationsrepertoires von Bevölke-

rungsgruppen zu? 
› Wie prägen algorithmische Systeme die Vermittlung von Nachrichten bei 

Informationsintermediären, welche algorithmischen Systeme werden von 

Presseagenturen und Verlagshäusern für Nachrichtenerstellung und -ver-

mittlung genutzt? 
› Welche Wirkungen werden bezüglich der Wirkungen auf die individuelle 

und öffentliche Meinungsbildung diskutiert oder bereits festgestellt? 

Das Projekt bzw. der Bericht fußt auf der Recherche und der Auswertung von 

Fachliteratur und sonstigen Dokumenten. Hierfür wurden vor allem wissen-

schaftliche Datenbanken mit kommunikations- und sozialwissenschaftlichem 

Bezug genutzt. Berücksichtigt wurden Veröffentlichungen in deutscher und 

englischer Sprache. Die Rechercheergebnisse wurden bis Ende 2020 fortlau-

fend aktualisiert. Ausgangspunkte waren die Begriffe »Algorithm*?« und 

»Meinungsbildung« bzw. »Informationsintermediäre«. Gezielt berücksichtigt 

wurden Veröffentlichungen, die journalistische Praktiken der Auswahl, Aufbe-

reitung und Verbreitung von Informationen beschreiben. Die Recherche empi-

rischer Untersuchungen bildete einen weiteren Schwerpunkt. Interviews und 

Fachgespräche mit Kommunikationswissenschaftler/innen und Medienvertre-

ter/innen wurden ergänzend durchgeführt. 

Im Rahmen des Projekts wurde durch den Deutschen Bundestag ein Gut-

achten zum Thema »Auswirkungen auf die individuelle Meinungsbildung bei 

Nutzenden« an das Hans-Bredow-Institut für Medienforschung, Hamburg, ver-

geben. Das Gutachten wurde von Jan Hinrik Schmidt, Cornelius Puschmann, 

Stephan Dreyer und Amélie Heldt unter Mitarbeit von Uwe Hasebrink, Sascha 

Hölig, Wiebke Loosen, Lisa Merten, Judith Möller und Wolfgang Schulz er-

stellt. Die Autor/innen fassen den Forschungsstand zu Effekten algorithmischer 

Prozesse in Meinungsbildungsprozessen zusammen und erläutern medienrecht-
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liche Implikationen. Die Ergebnisse wurden in einem Expertenworkshop disku-

tiert und flossen in den Bericht. Das medienrechtliche Kapitel wurde von Ste-

phan Dreyer und Keno Potthast unter Mitarbeit von Rike Heyer und Maximilian 

Piet im September 2021 aktualisiert. Das Kapitel »Medienrechtlicher Rahmen: 

Sicherung gleichgewichtiger Vielfalt und Verhinderung vorherrschender Mei-

nungsmacht« sowie die medienrechtlichen Handlungsfelder wurden diesem 

Gutachten entnommen. 

2017 und 2018 wurden Medienanalysen und Onlinebefragungen durch das 

TAB durchgeführt. Mit Medienanalysen zu zwei Veröffentlichungszeiträumen 

wurde erhoben, wie in deutschen Tages- und Wochenzeitungen über das Thema 

»Algorithmen in digitalen Medien und ihr Einfluss auf die Meinungsbildung« 

berichtet wird. 

Zwei Onlinebefragungen im gleichen Zeitraum richteten sich sowohl an am 

Thema interessierte Bürger/innen als auch speziell an junge Menschen. Durch-

geführt wurde eine Onlinebefragung unter rund 1.700 an Technologiethemen 

interessierten Bürger/innen. Der thematische Schwerpunkt lag auf den indivi-

duellen und gesamtgesellschaftlichen Chancen und Risiken algorithmisch per-

sonalisierter Informationsintermediäre. Eine Onlinebefragung unter jungen 

Menschen fokussierte auf personalisierte Onlinemedien (TAB 2018). 

Berichtsaufbau 

Im folgenden Kapitel 2 werden zunächst die Veränderungsdynamik gesell-

schaftlicher Meinungsbildung durch Algorithmen sowie die Funktionen von In-

formationsintermediären erläutert. Unterschiedliche Typen von Informationsin-

termediären wie Suchmaschinen oder soziale Netzwerke werden kurz vorge-

stellt. Das zweite Unterkapitel gibt dann einen Überblick über die Berichterstat-

tung in der (Fach-)Presse sowie in Rundfunkstationen für den Zeitraum vor der 

Bundestagswahl 2017 sowie anlässlich von Anhörungen vor Parlamenten in den 

USA und in Europa und führt so in die gesellschaftliche Diskussion der mit 

Algorithmen und digitalen Medien verbundenen Herausforderungen ein. Das 

dritte Unterkapitel gibt einen Überblick über den politischen Diskurs in 

Deutschland sowie Maßnahmen auf der Ebene der Europäischen Union zur Be-

kämpfung von Desinformation und Gewährleistung der Transparenz in digita-

len Medien. 

In Kapitel 3 werden zunächst begriffliche Grundlagen erläutert: Neben Ein-

ordnungen von Meinung, Meinungsbildung sowie algorithmischen Verfahren 

wird auf Desinformation und Manipulation in digitalen Medien eingegangen. 

Anschließend wird in Kapitel 4 ein Überblick über die technischen Verfah-

ren der algorithmischen Selektion und Personalisierung von Informationsinter-

mediären gegeben. Diese operieren mit digitalen Daten, filtern, priorisieren, 

klassifizieren und assoziieren Informationsinhalte, werten individuelle oder 
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gruppenspezifische Nutzungsmuster aus und vermitteln digitale Inhalte an ihre 

Nutzer/innen. Diese Grundverfahren algorithmischer Systeme werden vorge-

stellt. 

Befragungsergebnisse zur Nutzung von digitalen Medien für Nachrichten-

zwecke in Deutschland sowie zu den Kenntnissen und Einstellungen der Bevöl-

kerung mit Bezug zu Algorithmen und Onlinenachrichten bilden den Schwer-

punkt von Kapitel 5. Welche digitalen Medien werden in Deutschland am häu-

figsten genutzt? Wie hoch ist das Interesse an Nachrichten? Über welche Zu-

gangswege informiert sich die Bevölkerung über Nachrichten? In diesem Kapi-

tel werden auch Ergebnisse zum Bekanntheitsgrad algorithmischer Systeme, zu 

den Chancen und Risiken sowie zu möglichen Maßnahmen der rechtlichen 

Steuerung von Informationsintermediären berücksichtigt. Zudem werden die 

Ergebnisse von zwei Befragungen des TAB vorgestellt, mit denen die Sichten 

der Bevölkerung und, vertiefend dazu, von jungen Menschen zur Personalisie-

rung von Onlinenachrichten erfragt wurden. 

Die derzeitige Dynamik mit Bezug zur Nachrichtenproduktion und -ver-

mittlung in digitalen Medien resultiert nicht allein aus der Vermittlung von In-

halten durch Informationsintermediäre, sondern auch aus den grundlegenden 

Veränderungen der Nachrichtenproduktion und -vermittlung bei Medienhäu-

sern. In den Medien wird das Thema »Roboterjournalismus« diskutiert, ein al-

gorithmisches Verfahren zum Verfassen von in der Regel kurzen, häufig zu ak-

tualisierenden Meldungen, die meist aus Informationen generiert werden, die in 

öffentlichen Datenbanken (Wetterdienst, Börse o. Ä.) verfügbar sind. Dieses 

Verfahren wird in Kapitel 6 thematisiert. Das Kapitel führt zudem in die Ver-

änderungsdynamik ein, die sich durch die immer mehr von Informationsinter-

mediären geprägte Vermittlung von Nachrichten für Redaktionen und Medien-

häuser einstellt. 

Im Anschluss daran gibt das Kapitel 7 einen Überblick über den Stand der 

wissenschaftlichen Diskussion und der Forschungsergebnisse zum Einfluss von 

Algorithmen in digitalen Medien auf die Meinungsbildung. Der Fokus liegt 

hierbei auf empirischen Untersuchungen. Im ersten Teil des Kapitels werden 

die Wirkungsweisen von Medien auf individuelle Meinungsbildungsprozesse 

anhand von Agendasetting, Wissenserwerb und Meinungsvermittlung erläutert. 

Der zweite Teil setzt den Schwerpunkt auf die Struktur des Meinungsraums und 

veranschaulicht den Stand der wissenschaftlichen Diskussion u. a. zu Filterbla-

sen und Echokammern. 

Der medienrechtliche Rahmen des Untersuchungsthemas wird ausführlich 

in Kapitel 8 behandelt. Dabei stehen die mit algorithmischen Systemen einher-

gehenden Fragen der Sicherung gleichgewichtiger Vielfalt und der Verhinde-

rung vorherrschender Meinungsmacht im Fokus. Unter anderem wird auf den 

Medienstaatsvertrag eingegangen, der auch Informationsintermediäre betrifft 
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und diese zu mehr Transparenz und zu Nichtdiskriminierung von journalistisch-

redaktionellen Angeboten verpflichtet. 

Daran schließt sich in Kapitel 9 eine Zusammenfassung der wichtigsten Er-

gebnisse sowie die Vorstellung und Diskussion von möglichen Handlungsfel-

dern an. 

Im Anhang des Berichts werden die bereits in knapper Form in Unterkapi-

tel 2.3 vorgestellten Ergebnisse der Medienanalyse ausführlich dargestellt. 
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2 Hintergrund 

Medien beeinflussen nicht nur, wie Menschen kommunizieren oder agieren, sie 

prägen in spezifischer Art und Weise die sozialen Strukturen, den gesellschaft-

lichen Austausch und das gesellschaftliche Miteinander (Heise 2016, S. 205; 

Lindgren 2017, S. 5 f.; Neverla 2005, S. 209). Bereits in der Vergangenheit wur-

den die Chancen und Risiken von in der jeweiligen Zeit neuartigen Medien, 

beispielsweise Radio und Fernsehen, diskutiert. Erst im Verlauf der »gesell-

schaftliche(n) Aneignung eines neuen Mediums« im Sinne eines weitreichen-

den Lern- und Reflexionsprozesses werden kollektive Erwartungen an die 

Technikgestaltung angepasst und ausgestaltet (Neuberger 2017, S. 46). Dies gilt 

auch für das Internet als globale, quasiubiquitäre Kommunikations- und Ver-

netzungsinfrastruktur sowie die Dynamiken der auf dem Internet basierenden 

vielfältigen digitalen Kommunikationsmedien. Unter Medien werden Mittel 

zum Zweck der Interaktion zwischen Menschen auf einer technischen Grund-

lage verstanden. Ihr Gebrauch folgt gesellschaftlich konventionalisierten Re-

geln und Erwartungsstrukturen, die sozial ausgehandelt werden (Beck/Jünger 

2019, S. 8). 

Durch neue Möglichkeiten der Produktion, Auswahl und Vermittlung von 

Informationen und der Herstellung von Öffentlichkeit verändern digitale Me-

dien die Prozesse der Nachrichtenvermittlung und in der Folge der Meinungs-

bildung (Gillespie 2018; Paal/Hennemann 2017, S. 641 f.). Insbesondere die In-

formationsintermediäre beeinflussen zunehmend Prozesse, die in den Jahrzehn-

ten ab dem Zweiten Weltkrieg maßgeblich durch Presse und Rundfunk geprägt 

waren. Informationsintermediäre sammeln und verarbeiten auf ihren Plattfor-

men eine hohe Anzahl an Informationen aus unterschiedlichen Quellen, darun-

ter auch journalistisch-redaktionelle. Die jeweiligen Betreiber entwickeln und 

nutzen dazu Algorithmen, um zu entscheiden, welche Meldungen welchen Per-

sonen in welcher Reihenfolge angezeigt werden. Im Gegensatz zu den her-

kömmlichen publizistischen Verfahren werden die dabei genutzten Kriterien 

nicht journalistisch-redaktionell bestimmt, sondern folgen der algorithmischen 

Logik der Informationsintermediäre. Das heißt, sie zielen primär auf die Schaf-

fung von Aufmerksamkeit bei Nutzer/innen sowie die Maximierung der Ver-

weildauer ab, um so Werbeeinnahmen für die Betreiber zu generieren. 

Die steigende Bedeutung von Informationsintermediären rückt in den Mit-

telpunkt von Forschung, gesellschaftlichen Debatten und medienregulatori-

schen Überlegungen. Ein Forschungsbereich, der nicht nur in den Fach-, son-

dern auch in den Massenmedien Aufmerksamkeit erfahren hat, beschäftigt sich 

in diesem Kontext mit den Auswirkungen algorithmischer Selektion und Perso-

nalisierung in digitalen Informationsangeboten (Wissenschaftliche Dienste des 

Deutschen Bundestages 2017, S. 4). 
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2.1 Funktionen und Typen von 

Informationsintermediären 

Informationsintermediäre, oft auch als Medienintermediäre bezeichnet, erleich-

tern es Nutzer/innen, Beiträge zu erstellen und auf den zugehörigen Plattformen 

zu veröffentlichen. Dies gilt sowohl für Einzelpersonen als auch für Organisa-

tionen. Des Weiteren verbreiten Informationsintermediäre Beiträge ihrer Nut-

zer/innen. Sie unterstützen über ihre Vermittlungsstruktur einerseits individu-

elle Meinungsäußerungen, andererseits ermöglichen sie mithilfe ihrer algorith-

mischen Prozesse den strukturierten Zugriff auf meinungsbildungsrelevante In-

halte und Informationen. Die Mitglieder der Netzwerke können des Weiteren 

Inhalte empfehlen und somit zu deren Verbreitung beitragen (Kellner 2019, 

S. 17). 

Die Funktion von Informationsintermediären ist, ihren Nutzer/innen »In-

halte aus zahlreichen unterschiedlichen Quellen [zu] erschließen, unter Zuhilfe-

nahme von Algorithmen [zu] filtern und zu personalisierten Informationsange-

boten [zu] bündeln« (die medienanstalten 2021). Allen Informationsintermedi-

ären, also Suchmaschinen, sozialen Medien, Foto- bzw. Videoplattformen, 

Microbloggingplattformen sowie Nachrichtenaggregatoren, ist gemein, dass sie 

selbst keine eigenen Inhalte erstellen: 

› Suchmaschinen sind Werkzeuge, mit denen Nutzer/innen zu beliebigen 

Stichworten nach Inhalten aller Art, soweit sie online vorliegen bzw. er-

schlossen sind, recherchieren können. Die bekannteste und auch in Deutsch-

land meist genutzte Suchmaschine ist seit vielen Jahren Google, weitere in 

Deutschland genutzte sind beispielsweise Bing sowie DuckDuckGo. 
› Ein Bestandteil der Suchmaschine Google ist der Nachrichtenaggregator 

Google News, der journalistisch-redaktionelle Angebote Dritter erschließt 

und bei passenden Suchanfragen optisch abgegrenzt anzeigt. Auch die 

Microsoft-Suchmaschine Bing beinhaltet einen Nachrichtenaggregator. 

Beide Anwendungen sind auch als eigenständige App verfügbar. Andere 

Nachrichtenaggregatoren wie Reddit, Flipboard, Upday oder Blendle sind 

suchmaschinenunabhängige Webangebote bzw. Apps, die ebenfalls den Zu-

gang zu publizistischen Nachrichteninhalten aus Presse und Rundfunk her-

stellen. 
› Soziale Medien sind digitale Angebote, die es den Betreibern ermöglichen, 

Informationen aller Art zugänglich zu machen und davon ausgehend soziale 

Beziehungen zu knüpfen und zu pflegen (Taddicken/Schmidt 2017, S. 8). In 

sozialen Medien können Nutzer/innen mit Personen oder Organisationen 

über direkte Chat- oder Mailkommunikation interagieren und das eigene Be-

ziehungsgeflecht in Form von Freundesbeziehungen abbilden. Viele soziale 

Medien selektieren (kuratieren) Beiträge für ihre Nutzer/innen. Unter den 
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sozialen Medien ist Facebook/Meta am bekanntesten, die personalisierte Zu-

sammenstellung wird als News Feed bezeichnet und umfasst dort insbeson-

dere Nachrichten von Personen oder Gruppen, denen die Nutzer/innen fol-

gen, aber auch journalistisch-redaktionelle Nachrichten. Neben Privatperso-

nen sind u. a. auch Unternehmen (darunter auch Medienunternehmen), poli-

tische Institutionen und Parteien, Nichtregierungsorganisationen oder Per-

sonen des öffentlichen Interesses auf Facebook/Meta aktiv. 
› Zu den sozialen Medien zählen auch Foto- und Videoplattformen, von denen 

aktuell YouTube, Instagram und TikTok die bekanntesten Vertreter sind. 

Bei ihnen stehen einzelne Inhalte, also Fotos oder Videos, oft in Kanälen 

gebündelt, im Mittelpunkt, die nicht nur betrachtet, sondern in der Regel 

auch kommentiert, empfohlen oder weitergeleitet werden können. Mit der 

Veröffentlichung von Inhalten können auch Privatpersonen bei einer hohen 

Anzahl von Aufrufen oder Followern finanzielle Gewinne in den sozialen 

Medien erwirtschaften (Influencer). 
› Microbloggingplattformen sind insbesondere in Gestalt von Twitter be-

kannt. Informationen werden dort in Form von kurzen Mitteilungen 

(Tweets) zugänglich gemacht und verbreiten sich entlang von Followerbe-

ziehungen, die dem Abonnieren eines Nutzerprofils ähneln. Twitter hat den 

Einsatz von Hashtags popularisiert, also von Kategorien oder Schlagworten, 

die eine weitere Strukturierung des Informationsflusses unabhängig von al-

gorithmischen Systemen zulassen. 

In ihren Nutzungsbedingungen legen Intermediäre die Regeln für die Nutzung 

ihrer Angebote fest. Bei Zuwiderhandeln können sie Meldungen sperren und 

Akteure für einen gewissen Zeitraum oder auch dauerhaft ausschließen. 

2.2 Algorithmische Systeme im Spiegel der Presse 

2.2.1 Überblick 

Über Algorithmen in digitalen Medien wird in überregionalen Zeitungen, poli-

tischen Magazinen und Rundfunksendungen und Nachrichtenquellen seit min-

destens 5 Jahren berichtet. Dies ergibt eine Analyse von Medieninhalten aus 41 

überregionalen Tages- und Wochenzeitungen, von Radiostationen sowie aus 

thematisch relevanten Fachzeitschriften und Onlineportalen (Tab. 2.1). Sie fo-

kussiert auf zwei Veröffentlichungszeiträume: auf die Berichterstattung in den 

20 Monaten vor der Bundestagswahl 2017 (September 2016 bis August 2017) 

sowie zu den Anhörungen zum Cambridge-Analytica-Skandal in Parlamenten 

in Europa und in den USA (April und Mai 2018). 
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Tab. 2.1 Nachrichtenquellen der Medienanalyse in alphabetischer Reihenfolge 

überregionale Tages- und 

Wochenzeitungen 

Radiostationen Fachzeitschriften und 

Onlineportale 

Bild (12; 1) BR (18;0) brand eins (11; 0) 

Das Parlament (7; 0) Deutschlandfunk 

(29; 0) 

Capital. (3; 0) 

der Freitag (12; 3) HR (1; 0) COMPUTERWOCHE (3; 0) 

DER SPIEGEL (22; 2) MDR (7; 0) ct – magazin für compu-

tertechnik (3; 0) 

Focus (14; 0) NDR (10; 0) golem.de (5; 0) 

Frankfurter Allgemeine Zei-

tung (60; 2) 

Radio Bremen (3; 0) heise online (5; 0) 

Handelsblatt (29; 15) rbb (3; 0) heute.de (6; 0) 

Junge Freiheit (11; 0) SWR (12; 0) Huffington Post (7; 0) 

neues deutschland (15; 3) WDR (5; 0) manager magazin (6; 0) 

SPIEGEL ONLINE (31; 8)  ntv (6; 0) 

stern (12; 1)  tagesschau.de (24;0) 

Süddeutsche Zeitung (72; 8)  Technology Review (6; 0) 

taz (49; 3)  TELEPOLIS (7; 0) 

WELT (55; 8)  VDI nachrichten (9; 0) 

WirtschaftsWoche (12; 0)  WIRED (26;0) 

ZEIT (27; 0)   

ZEIT ONLINE (90; 10)   

Ausgewiesen in Klammern ist jeweils die Anzahl der Beiträge in der Medienana-

lyse vor der Bundestagswahl bzw. zu Cambridge Analytica. 

Eigene Zusammenstellung 

Über das Datenanalyseunternehmen Cambridge Analytica wurde im Dezember 

2015 erstmals im britischen The Guardian mit dem Vorwurf berichtetet, dass es 

Profilinformationen von mehreren Mio. Nutzer/innen des sozialen Netzwerks 

Facebook nutzte, um diese Profile für gezielte Wahlwerbung einzusetzen. Das 

Vertiefungsthema »Cambridge Analytica« wurde gewählt, da einerseits die 

Schwerpunkte dieses Berichts – algorithmische Verfahren und Effekte auf Mei-

nungsbildung – in den Anhörungen und in der zugehörigen medialen Debatte 

thematisiert wurden und andererseits ein enger Bezug zu Regulierungsaspekten 

und somit der Arbeit des Deutschen Bundestages gegeben ist. 
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Die Tabelle gibt einen Überblick über die Nachrichtenquellen der Medien-

analyse, gegliedert in überregionale, in Deutschland erscheinende Tages- und 

Wochenzeitungen, Radiostationen sowie Fachzeitschriften und Onlineportale.2 

2.2.2 Berichterstattung vor der Bundestagswahl 2017 

Die Analyse der Berichterstattung in den 20 Monaten vor der Bundestagswahl 

berücksichtigt 745 Medienbeiträge mit mindestens 400 Wörtern. Davon sind 

46 % in 6 Nachrichtenquellen erschienen: Zeit Online, Süddeutsche Zeitung, 

Frankfurter Allgemeine Zeitung, Die Welt, die tageszeitung, und Spiegel On-

line. Die Häufigkeit der Berichterstattung stieg jeweils in zeitlicher Nähe zu den 

amerikanischen Präsidentschaftswahlen, zur Bundestagswahl im September 

2017 sowie zur Diskussion und dem Inkrafttreten des Netzwerkdurchsetzungs-

gesetz (NetzDG)3 im Oktober 2017 an. Das NetzDG nimmt Bezug auf die Zu-

nahme strafbarer Inhalte in den sozialen Medien. 

Mit Algorithmen und sozialen Medien in Verbindung gebrachte Missstände 

wie Filterblasen, Falschnachrichten, Social Bots und Hassreden prägen die me-

diale Debatte über alle analysierten Beiträge hinweg. Auch der Bezug zu mög-

lichen Auswirkungen auf Wahlen spiegelt sich in der journalistischen Bericht-

erstattung wider. Etwa ein Drittel der analysierten journalistisch-redaktionellen 

Beiträge weist hierzu Bezüge auf. Deutlich weniger mediale Präsenz haben The-

men der Kategorien Regulierung und Journalismus, denen ca. 10 bzw. 8 % der 

Artikel zugeordnet wurden. 

Mit einer qualitativen Analyse der ausgewählten Zeitungs- und Zeitschrif-

tenartikel wurden induktiv vier Fokusse identifiziert. Fokusse der Berichterstat-

tung vor der Bundestagswahl 2017 sind: 

› Informationsintermediäre und Missstände in sozialen Medien: Typisch für 

diesen Fokus ist, dass die Artikel von der wachsenden Relevanz der Infor-

mationsintermediäre Facebook/Meta, Twitter und Google für die digitale 

Öffentlichkeit ihren Ausgang nehmen. Mit Bezug zu algorithmischen Ver-

fahren werden Missstände wie Filterblasen, Falschnachrichten und Hassrede 
 

2 Die Auswahl der Zeitungen und Zeitschriften orientierte sich an der Auflagenstärke, pu-
bliziert durch die Arbeitsgemeinschaft Onlineforschung sowie die Informationsgemein-
schaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern e. V., und berücksichtigt die 
überregionalen Zeitungen, Nachrichtenmagazine bzw. Nachrichtenportale und Compu-
terzeitschriften. Die Recherche bei den Radiostationen umfasste die öffentlich-rechtli-
chen Sendeanstalten Deutschlands. Als Suchbegriffe verwendet wurden: Algorithmus, 
Algorithmen, Fake News, Falschnachrichten, Falschmeldungen, Meinungsbildung, 
Social Media, soziale Medien, digitale Medien, Wahlen, Twitter, Facebook, Journalis-
mus, News Feed, digitaler Journalismus, Roboterjournalismus, Troll, Hasskommentare, 
Hassrede, Filterblase, Social Bot. Eine ausführliche Darstellung des Vorgehens und der 
Ergebnisse der Medienanalysen findet sich im Anschluss an das Literaturverzeichnis im 
Anhang dieses Berichts. 

3 Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken (Netzwerk-
durchsetzungsgesetz – NetzDG) 
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in den Artikeln erläutert und problematisiert. Sie werden in den Beiträgen 

nicht als Nischenphänomen, sondern als relevant für die Meinungsbildung 

breiter Bevölkerungsgruppen eingestuft. Ein zweiter Strang der Diskussio-

nen dieses Fokus rückt Social Bots in den Blickpunkt. Diese Softwareagen-

ten sind insbesondere auf Twitter und Facebook/Meta aktiv. Social Bots 

werden, so der Tenor der Beiträge, eingesetzt, um Falschnachrichten mit Re-

levanz für den Ausgang politischer Abstimmungen zu verbreiten. Damit 

wird meist ein hohes Gefahrenpotenzial verbunden. Nur vereinzelt kommen 

in den Beiträgen Fachleute zu Wort, die darauf verweisen, dass der Einfluss 

von Social Bots auf gesellschaftliche Prozesse deutlich überbewertet werden 

könnte. 
› Relevanz für demokratische Prozesse: Vor dem Hintergrund der Wahlen in 

den USA und in Deutschland steht hier der Einfluss von Algorithmen auf 

politischen Entscheidungen im Blickpunkt. Des Weiteren werden die Wir-

kungen auf die individuelle Meinungsbildung sowie auf den öffentlichen 

Diskurs – häufig in Verbindung mit der These der Filterblasen – aufgegrif-

fen. Im Zentrum steht die Vermutung, dass eine zunehmende Nutzung algo-

rithmisch selektierter Informationsangebote zu einer Verengung individuel-

ler Perspektiven führt, die wiederum die Bereitschaft der Rezipierenden 

senkt, konsensorientiert und ergebnisoffen zu diskutieren. Der Einfluss al-

gorithmischer Selektionsverfahren nicht nur auf konkrete demokratische 

Prozesse, sondern auch auf das demokratische System als Ganzes, ist eben-

falls Gegenstand der Debatte. Hier werden Warnungen vor der Aushöhlung 

liberaler Demokratien durch einen zu großen Einfluss international agieren-

der Informationsintermediäre formuliert. Nur vereinzelt finden sich Stim-

men, die einen positiven Einfluss von Algorithmen auf demokratische Pro-

zesse betonen. Dann wird vor allem die Herstellung von Nähe zwischen Po-

litik und Bürger/innen hervorgehoben. 
› Gesetzliche bzw. regulatorische Maßnahmen: Die Frage nach der Sinnhaf-

tigkeit der Regulierung von Informationsintermediären prägt diesen Fokus. 

Diskutiert werden das Für und Wider konkreter Regulierungsvorhaben 

(NetzDG) sowie allgemein das Verhältnis von politischer Regulierung und 

Digitalisierung. Die Grenzen der Meinungsfreiheit sind in diesem Zusam-

menhang ein kontrovers diskutiertes Thema, dessen inhaltliche Spannweite 

vom Schutz von Individualrechten bis zur Forderung nach einem strikten 

Verbot von Hassrede im Internet reicht. In der medialen Debatte überwiegen 

Positionen, die sich für eine Regulierung von Informationsintermediären 

aussprechen. Als Hürden gesetzlicher bzw. regulatorischer Maßnahmen be-

nannt werden zum Beispiel langwierige juristische Verfahrenswege gegen-

über auf Knopfdruck erstellten Fake Accounts/News sowie praktische Hin-

dernisse bei der Strafverfolgung über Ländergrenzen hinweg. Diskutiert 

wird die Bedeutung von Bildungs- und Aufklärungsarbeiten zur Stärkung 
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digitaler Kompetenzen als Alternative oder in Ergänzung zu rechtlichen 

Maßnahmen. 
› Veränderungen der journalistischen Arbeit: Der vierte Fokus umfasst die 

sich verändernde Rolle des Journalismus unter dem zunehmenden Einfluss 

von Informationsintermediären, personalisierten Newsfeeds, aber auch 

Missständen wie Filterblasen. Konkret geht es häufig um Reichweiten- und 

Kontrollverluste von Redaktionen und Verlagen sowie den Vertrauens-

schwund beim Publikum, aber auch um einen drohenden Qualitätsverlust 

bei sinkenden Einnahmen von Zeitungsverlagen und sinkenden Ausgaben 

für die journalistische Arbeit. Thema der Beiträge sind auch notwendige 

Neuausrichtungen journalistischer und redaktioneller Arbeit angesichts der 

fortschreitenden Digitalisierung. Es wird die Frage behandelt, wie sich der 

professionelle Journalismus verändern bzw. anpassen muss, um sich als qua-

litativ hochwertiges Pendant zu Informationsintermediären neu aufzustellen. 

2.2.3 Berichterstattung zu den parlamentarischen Anhörungen 

des Cambridge-Analytica-Skandals 

Im Dezember 2015 wurde erstmals im The Guardian berichtet, dass das briti-

sche Datenanalyseunternehmen Cambridge Analytica die Profilinformationen 

von mehreren Mio. Nutzer/innen der Netzwerkplattform Facebook nutzte, um 

diese für gezielte Wahlwerbung einzusetzen. In den Fokus weltweiter medialer 

Berichterstattung gelangte das Unternehmen im März 2018, als die New York 

Times und The Guardian aufgrund von Enthüllungen eines ehemaligen Mitar-

beiters von Cambridge Analytica berichteten, dass 50 Mio. Facebook-Nutzer-

profile maschinell – im Widerspruch zu den Facebook-Nutzungsbedingungen – 

ausgelesen worden waren (Cadwalladr/Graham 2018; Rosenberg et al. 2018). 

Diese Zahl wurde später auf 87 Mio. korrigiert (Mosseri 2018). In der Folge 

wurde auch in Parlamenten über den Schutz persönlicher Daten in sozialen Me-

dien und die Rolle großer Internetplattformen mit Bezug zur Beeinflussung der 

öffentlichen Meinung debattiert und medial berichtet. 

Auf der Basis von Facebook-Daten wie Kommentierungen von Medienin-

halten (Likes), Hobbys, Interessen und soziodemografischen Angaben erstellte 

Cambridge Analytica detaillierte Persönlichkeitsprofile, d. h. Personen wurden 

psychologisch kategorisiert (The Guardian 2018d). Diese Einstufungen wurden 

für Micro- bzw. psychografisches Targeting verwendet, um zielgruppenspezifi-

sche politische Werbung anzuzeigen oder zuzusenden. Cambridge Analytica 

soll beispielweise in Donald Trumps Wahlkampf sowie in die Debatte über den 

»Brexit«, das Referendum über den Ausstieg Großbritanniens aus der Europäi-

schen Union, manipulierend eingegriffen haben (Cadwalladr/Graham 2018; Ro-

senberg et al. 2018). 
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Der Datenskandal und der Umgang mit Daten bei Facebook waren Gegen-

stand von Anhörungen u. a. in beiden Kammern des US-amerikanischen Kon-

gresses am 10. und 11. April 2018 sowie vor dem Europäischen Parlament am 

22. Mai 2018. 

Es wurden 64 Beiträge mit einer Mindestlänge von 700 Wörtern in überre-

gionalen Tages- und Wochenzeitungen identifiziert, die über die Anhörungen 

Mark Zuckerbergs im Zeitraum von April bis Mai 2018 berichteten und Her-

ausforderungen sowie Regulierungsvorschläge diskutierten. Handelsblatt, Zeit 

Online, Süddeutsche Zeitung, Spiegel Online und Die Welt veröffentlichten in 

dem Zeitraum jeweils mindestens 8 und somit rund 75 % der Artikel. 

Auch hier wurden mit einer qualitativen Analyse der ausgewählten Zei-

tungs- und Zeitschriftenartikel induktiv vier Fokusse der medialen Diskussion 

identifiziert: 

› Politische Kommunikation: Während der Anhörungen vor dem US-ameri-

kanischen Kongress räumte Facebooks Vorstandsvorsitzender Mark Zu-

ckerberg ein, dass das von ihm gegründete soziale Netzwerk für Versuche 

der politischen Einflussnahme missbraucht worden war. In der Pressebe-

richterstattung wurde daraufhin vor möglichen Wahlmanipulationen sowie 

vor resultierenden Gefahren für die Demokratie und den Prozess der Mei-

nungsbildung gewarnt. Mit Bezug hierzu werden die Contentrichtlinien von 

Facebook sowie mögliche Regulierungsmaßnahmen auf europäischer 

Ebene, aber auch Maßnahmen von Facebook zur Selbstregulierung disku-

tiert. Hervorgehoben wird dabei die Bedeutung des zeitnahen Löschens von 

Hassrede, Falschnachrichten und manipulativen Inhalten.4 In den Medien 

wird hierzu die Frage gestellt, ob Aufsichtsbehörden die Einhaltung derarti-

ger Regelungen tatsächlich prüfen können. Facebook weist in diesem Zu-

sammenhang auf den Lösungsbeitrag algorithmischer Verfahren beispiels-

weise zur Identifizierung (und späteren Löschung) von Falschnachrichten 

hin und verspricht, entsprechende Verfahren zu etablieren. Mit Bezug zur 

politischen Kommunikation wird in den journalistischen Beiträgen auch auf 

die wichtige Funktion von sozialen Medien hingewiesen. Facebook und die 

anderen sozialen Netzwerke werden als wichtige Kommunikationswege für 

die Kommunikation zwischen Parteien und den Wähler/innen dargestellt. 
› Datenschutz und Recht auf Privatsphäre: In den Anhörungen wird das Recht 

der Nutzer/innen auf eine nicht erfasste Internetkommunikation thematisiert. 
 

4 Der im Untersuchungszeitraum diskutierte EU-Verhaltenskodex impliziert, dass Online-
plattformen die Verantwortung für die von Nutzer/innen veröffentlichten Inhalte über-
nehmen (dieser Verhaltenskodex gegen Desinformation im Internet wurde u. a. von Fa-
cebook im Juni 2018 unterzeichnet). Auch in den USA wurde die Forderung nach Re-
chenschaftspflicht laut. Ein entsprechender Gesetzentwurf (Honest Ads Act) wurde in 
den Senat des US-amerikanischen Kongresses eingebracht mit dem Ziel, politische Wer-
bung in sozialen Medien zu kennzeichnen und anzuzeigen, wer die Anzeigen schaltet, 
wie dies in Rundfunk und Presse bereits üblich ist. Der amerikanische Kongress hat die-
sen Gesetzentwurf noch nicht abschließend behandelt. 
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»Ist der einzige Weg, Facebook zu entkommen, das Internet komplett zu 

meiden?« (Kühl 2018a), fragen europäische Politiker mit Bezug auf soge-

nannte Schattenprofile, d. h. von Facebook erstellte Profile über Menschen, 

die keine bei Facebook registrierten Nutzer/innen sind. Mit Bezug zu 

Cambridge Analytica wird befürchtet, dass der Datenmissbrauch kein Ein-

zelfall ist, sondern die Spitze des Eisbergs, der exemplarisch für den Um-

gang von Internetkonzernen mit persönlichen Daten steht. Im Zuge der Em-

pörungswelle, welche der Skandal auslöste, führte Facebook Veränderungen 

ein, die die Zugangsrechte von Facebook-Anwendungsentwickler/innen zu 

Daten beschränken. Das Unternehmen erklärte sich schon bei der Anhörung 

vor dem US-amerikanischen Kongress dazu bereit, die Datenschutz-Grund-

verordnung5 für alle Nutzer/innen weltweit umzusetzen. In der deutschen 

Presse wird diesen Maßnahmen entgegengehalten, dass wichtige Daten wie 

Namen und Profilbilder öffentlich zugänglich blieben. Darüber hinaus wird 

die Einführung der Datenschutz-Grundverordnung als kleine Bürde für Fa-

cebook und folglich unzureichend eingeschätzt. Den Facebook-Nutzer/in-

nen würden, so die Sorge, lange und wenig verständliche allgemeine Ge-

schäftsbedingungen (AGB) vorgestellt, mit denen die Schutzmaßnahmen 

eingeschränkt werden könnten. 
› Geschäftsmodelle der Informationsintermediäre: In der Presse wird die so-

ziale Verträglichkeit des Facebook-Geschäftsmodells, das durch die umfas-

sende Speicherung persönlicher Daten Einsichten in die Privatsphäre er-

laube und Manipulationen ermögliche, kritisiert. Das Sammeln personenbe-

zogener Daten, um Menschen granular in Zielgruppen einteilen und persön-

lich ansprechen zu können, wird als Kern des Geschäftsmodells nicht nur 

von Facebook, sondern auch von anderen sozialen Medien eingestuft. Damit 

wird die Forderung nach Regulierung begründet. Die Presseartikel zu die-

sem Thema beinhalten kaum konkrete Handlungsvorschläge. Selbst hohe 

Geldstrafen werden als nicht wirksam angesehen. Einer der wenigen kon-

kreten Regulierungsvorschläge, der auf den Kern des Geschäftsmodells 

zielt, wird in einem Artikel von Kartellamtspräsident Andreas Mundt for-

muliert und bezieht sich auf das Verbot der Datensammlung und -verwer-

tung aus Drittquellen ohne ausdrückliche Zustimmung der Nutzer/innen. Im 

besonderen Fall von Facebook würde dies bedeuten, dass das Unternehmen 

keine Daten mehr über den Like-Button auf Drittwebseiten sammeln und 

dementsprechend weniger Informationen über die Interessen der Nutzer/in-

nen verwerten könnte. Als eine weitere Möglichkeit wird die Einführung 

einer Bezahlversion diskutiert, bei deren Auswahl die Profile der Nutzer/in-

nen vor Auswertung und Microtargeting ausgeschlossen sind. 

 
5 Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG 
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› Monopolstellung von Facebook: Der Fall Cambridge Analytica wird aus 

kartellrechtlichen Überlegungen heraus thematisiert. In den Medienberich-

ten wird argumentiert, dass Facebooks, aber auch Googles marktbeherr-

schende Größe und Struktur sowie das Fehlen ernst zu nehmender Wettbe-

werber zu einer Störung des Prozesses der politischen Meinungsbildung 

führt. Dies wird nicht nur aus wirtschaftlicher Sicht problematisiert, sondern 

auch unter dem Gesichtspunkt der drohenden politischen Manipulation. Re-

gulierende Schritte, die bis zur Zerschlagung des Facebook-Monopols rei-

chen könnten, sind laut deutschen Medien durch Aktivitäten US-amerikani-

scher Behörden nicht zu erwarten. Kontrollierende Maßnahmen auf EU-

Ebene werden als wahrscheinlicher eingeschätzt. Allerdings werden deutli-

chen Einschnitten des Facebook-Monopols durch europäische Maßnahmen 

geringe Chance eingeräumt: Die Diskussion thematisiert primär Entflech-

tungsprozesse, die beispielsweise die Abtrennung des Nachrichtendienstes 

WhatsApp oder der Foto- und Videoplattform Instagram vom Mutterkon-

zern Facebook zum Gegenstand haben könnten. 

2.3 Algorithmische Systeme im politischen Diskurs 

2.3.1 Nationale Ebene 

Der Einfluss algorithmischer Verfahren in digitalen Medien auf die Meinungs-

bildung wurde im Abschlussbericht der Enquete-Kommission Künstliche Intel-

ligenz – Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und öko-

logische Potenziale (KI-Enquete) behandelt. Der Bericht wurde am 28. Oktober 

2020 dem Bundestagspräsidenten übergeben (KI-Enquete 2020). Die KI-En-

quete hatte laut Einsetzungsbeschluss u. a. den Auftrag, auf Basis ihrer Unter-

suchungsergebnisse den staatlichen Handlungsbedarf auf nationaler, europäi-

scher und internationaler Ebene zu identifizieren und zu beschreiben, um die 

Chancen der KI wirtschaftlich und gesellschaftlich nutzbar zu machen und ihre 

Risiken zu minimieren (CDU/CSU et al. 2018). Die Projektgruppe KI und Me-

dien (Social Media, Meinungsbildung und Demokratie) der KI-Enquete setzte 

sich mit bereits eingetretenen und möglichen Auswirkungen von KI auf Jour-

nalismus, Medienpolitik und Meinungsbildung auseinander. Sie hob die Bedeu-

tung auch für politische Prozesse hervor, die sich sowohl aus den neuen Mög-

lichkeiten der Teilhabe für Bürger/innen, als auch aus den Risiken der neuen 

Informationsräume ergibt. Diese Informationsräume seien vornehmlich auf das 

gezielte Platzieren verhaltensbasierter Werbung und folglich nicht auf die 

Schaffung von Transparenz und Vertrauen der Nutzer/innen hin ausgerichtet. 

Darin bestehe ein bedeutsamer Unterschied zu analogen Informationsvermitt-

lungen (KI-Enquete 2020, S. 405). 



2.3  Algorithmische Systeme im politischen Diskurs 

31 

Die KI-Enquete hebt mit Bezug zu diesen Herausforderungen zwei Hand-

lungsfelder für Politik und Gesellschaft hervor: Die Medienpolitik müsse einer-

seits zur Gewährleistung einer pluralistischen Öffentlichkeit den unabhängigen 

Journalismus fördern, andererseits müssten die Kompetenzen der Bürger/innen 

im Umgang mit digitalen Nachrichten dauerhaft gestärkt werden. Im Abschluss-

bericht wird auch auf die neuen Möglichkeiten der Produktion von Nachrichten 

beispielsweise durch die Generierung von Texten mithilfe von KI verwiesen. 

Um die Glaubwürdigkeit der journalistischen Arbeit zu stärken, sollten automa-

tisch generierte Texte als solche gekennzeichnet werden. Mit Bezug zum Ein-

fluss von Intermediären auf die politische Meinungsbildung führt die KI-En-

quete aus, dass Entscheidungen über die Nachrichtenauswahl die Vielfalt und 

den Charakter öffentlicher Diskussionen und damit auch die politische Kom-

munikation bestimmen können (KI-Enquete 2020, S. 405 ff.). 

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 19. Legislatur-

periode wurde die Einsetzung einer Datenethikkommission vereinbart. Die Da-

tenethikkommission hatte die Aufgabe, Regierung und Parlament einen Ent-

wicklungsrahmen für Datenpolitik sowie den Umgang mit Algorithmen, künst-

licher Intelligenz und digitalen Innovationen vorzuschlagen. In ihrem Gutach-

ten bezieht sich die Datenethikkommission (2019, S. 207) ausführlich auf algo-

rithmische Systeme bei Medienintermediären und betont die Bedeutung durch 

den Zusatz »besonderes Augenmerk«. Sie verweist auf die Bedeutung für die 

private und öffentliche Meinungsbildung »in Summe«. Medienunternehmen 

können von ihrer Reichweite und von ihren Inhalten her einen tiefgreifenden 

Einfluss auf den demokratischen Prozess haben, da immer mehr Menschen so-

ziale Netzwerke auch dazu nutzen, sich über Politik und Weltgeschehen zu in-

formieren. Betont werden auch die neuen Möglichkeiten für die Partizipation 

und damit die Funktion von Medienintermediären als Faktor für Informationen 

und Meinungsaustausch. Kritisch gesehen werden die Ausrichtung der Plattfor-

men an ökonomischen Kriterien sowie die Möglichkeiten der Manipulation von 

Meinungen. Für Informationsintermediäre »mit Torwächterfunktion« hält es die 

Datenethikkommission (2019, S. 207 ff.) für unerlässlich, dass der Gesetzgeber 

einen angemessenen Ordnungsrahmen schafft, da die Integrität des demokrati-

schen Prozesses berührt sei. Der Gesetzgeber müsse geeignete Maßnahmen tref-

fen, um sicherzustellen, dass im Gesamtangebot die plurale Vielfalt der Mei-

nungen abgebildet sowie die Ausgewogenheit, Neutralität und Tendenzfreiheit 

in der Informationsgesellschaft gewährleistet seien. 

2.3.2 Europäische Ebene 

Im Dezember 2020 schlug die EU-Kommission zwei neue Regelwerke für di-

gitale Plattformen vor, die Verordnung (EU) 2022/2065 über einen Binnen-

markt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz 
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über digitale Dienste) und die Verordnung (EU) 2022/1925 über bestreitbare 

und faire Märkte im digitalen Sektor und zur Änderung der Richtlinien (EU) 

2019/1937 und (EU) 2020/1828 (Gesetz über digitale Märkte). Mit diesen Ver-

ordnungen soll mehr Sicherheit im digitalen Raum geschaffen, Grundrechte der 

Nutzer/innen geschützt und gleiche Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen 

unterstützt werden. Im Frühjahr 2022 wurden hierzu Einigungen zwischen Eu-

ropäischem Rat und Europäischen Parlament erzielt; beide Verordnungen wur-

den im Herbst 2022 angenommen und traten nach kurzen Übergangsfristen in 

Kraft. 

Die Verordnung (EU) 2022/2065 soll die Richtlinie 2000/31/EG ersetzen 

und auch weitgehend das NetzDG (Bundesregierung 2022b). Geschaffen wer-

den soll ein europäisches Regelwerk, um die Rechtssicherheit für Unternehmen 

und Nutzer/innen zu erhöhen und die Grundrechte besser zu schützen. Es soll 

Risiken und Gefahren entgegenwirken, die sich für Einzelne und die Gesell-

schaft insgesamt aus der Nutzung, aber auch der Abhängigkeit von marktfüh-

renden Intermediären und deren Macht über den öffentlichen Diskurs ergeben 

(Heldt 2022, S. 72). Dazu enthält die Verordnung spezifische Regeln für sehr 

große Onlineplattformen mit mehr als 45 Mio. Nutzer/innen im EU-Gebiet. Es 

adressiert systemische Risiken dieser Informationsintermediäre u. a. mit Bezug 

zur Verbreitung illegaler Inhalte, zu nachteiligen Auswirkungen auf Grund-

rechte sowie auf Manipulationen mit Auswirkungen auf demokratische Pro-

zesse, die öffentliche Sicherheit oder die öffentliche Gesundheit. Die großen 

Onlineplattformen werden verpflichtet, Mechanismen zum Schutz vor Miss-

brauch ihrer Systeme und zum Entfernen illegaler Inhalte wie Hassrede zu tref-

fen. Die Rechte der Nutzer/innen und der Zivilgesellschaft werden u. a. durch 

die Möglichkeit gestärkt, Entscheidungen der Informationsintermediäre zur 

Sperrung von Internetinhalten rechtlich anzufechten. Wissenschaftler/innen 

wird erstmals der Zugang zu Schlüsseldaten von Informationsintermediären ge-

währt. Auch Nichtregierungsorganisationen sollen besseren Einblick in Inhalte 

großer Plattformen bekommen, um so die Risiken von Informationsintermediä-

ren besser einschätzen zu können. Die Transparenzmaßnahmen betreffen auch 

die algorithmischen Systeme der großen Onlineplattformen mit dem Ziel, trans-

parenter aufzuzeigen, wie algorithmische Entscheidungen getroffen werden und 

welche Effekte diese Entscheidungen auf die Gesellschaft haben. 

Auch mit der Verordnung (EU) 2022/1925 gibt die EU Regeln für große 

Onlineplattformen vor. Sie stellt einen Verhaltenskodex auf, mit dem u. a. ver-

hindert werden soll, dass diese die eigenen Produkte oder Dienste gegenüber 

jenen anderer Marktteilnehmer/innen durch Ranking besser positionieren, im 

Zuge der Bereitstellung eines Dienstes erhobene personenbezogenen Daten für 

andere Zwecke wiederverwenden oder unlautere Bedingungen für gewerbliche 

Nutzer/innen einführen. Auch der höhere Schutz minderjähriger Nutzer/innen 

vor personalisierter Werbung ist Gegenstand des Gesetzgebungsverfahrens. Es 
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soll verboten werden, dass persönliche Daten Minderjähriger für das Erstellen 

von Werbeprofilen genutzt werden. Als große Unternehmen gelten Plattformen, 

die in den vergangenen 3 Geschäftsjahren in der EU einen Jahresumsatz von 

mindestens 7,5 Mrd. Euro erzielten oder deren Börsenwert mindestens 75 Mrd. 

Euro beträgt und die monatlich mehr als 45 Mio. Endnutzer/innen bzw. mehr 

als 10.000 gewerbliche Nutzer/innen in der EU haben. Die Plattformen müssen 

des Weiteren in mindestens drei Mitgliedstaaten eine oder mehrere Plattformen 

betreiben. 

Bereits 2018 verpflichteten sich erste Informationsintermediäre und weitere 

Onlineplattformen auf Initiative der EU zu mehr Transparenz mit Bezug zur 

Funktionsweise von Algorithmen, zur Kennzeichnung von Inhalten, die von 

Dritten bezahlt werden, oder zu Social Bots. Dieser Verhaltenskodex zur Be-

kämpfung von Desinformation im Internet ist weltweit erstmalig. Er beinhaltet 

auch Grundsätze zu Verweisen auf Informationsquellen mit abweichenden 

Standpunkten, um Nutzer/innen vor einseitigen Informationen zu schützen, und 

will Faktenprüfer/innen oder Wissenschaftler/innen das Monitoring von Infor-

mationsintermediären und sonstigen Onlineplattformen ermöglichen. Der Ko-

dex wurde u. a. von Google, Facebook/Meta, Twitter, Microsoft und TikTok 

unterschrieben.6 

Die Wirkungen des Verhaltenskodex wurden im September 2020 durch die 

EU-Kommission auf Basis der Angaben der unterzeichnenden Unternehmen 

und der Sichten von europäischen Regulierungsbehörden bewertet. Demnach 

bot der Kodex zwar eine Basis für den Austausch zwischen Kommission und 

Informationsintermediären sowie zur Bekämpfung von Desinformationen. Es 

wurde jedoch die Notwendigkeit hervorgehoben, ihn durch gemeinsame Defi-

nitionen, klarere Verfahren, präzisere und weitergehende Verpflichtungen so-

wie transparente Leistungsindikatoren und eine an-gemessene Überwachung 

weiterzuentwickeln. Handlungsbedarf sah die Kommission insbesondere in-

folge der mangelnden Bereitschaft der Unternehmen, Informationen und Daten 

mit Dritten zu teilen. Diese Mängel werden mit den neuen Regelwerken adres-

siert. 

 

 
6 https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/news/code-practice-disinformation (28.3.2022) 
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3 Begriffliche Grundlagen 

3.1 Meinungen und Meinungsbildung als Fundament 

demokratischer Prozesse 

Eine Meinung ist durch Elemente der Stellungnahme und des Dafürhaltens ge-

prägt (BVerfGE 61, 1(8). Unter den Begriff Meinung fallen Werturteile, Beur-

teilungen, Ansichten, Auffassungen, Überzeugungen und sonstige wertende 

Aussagen. Im demokratischen Rechtsstaat darf grundsätzlich jede/r ihre/seine 

persönliche Auffassung und Einschätzung zu Verhältnissen, Ereignissen, Ideen 

oder Personen äußern und verbreiten. Damit kann eine Meinung nicht wahr oder 

unwahr sein (Adelberg 2020, S. 31 f.). 

Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (GG) ist die Meinungs-

freiheit in Art. 5 Abs. 1 GG verortet. Dort heißt es: »Jeder hat das Recht, seine 

Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus 

allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten«. Normatives Ziel 

ist die Gewährleistung freier individueller und öffentlicher Meinungsbildung. 

Dieses Normziel ist ein »Kontinuum und von informationeller Fortentwicklung 

unabhängig« (Hartl 2017, S. 23). Hartl (2017) bezeichnet das Paradigma der 

freien individuellen und öffentlichen Meinungsbildung als Magna Charta der 

Medienordnung, dem, obwohl Meinungsbildung selbst als Begriff im Grundge-

setz nicht vorkomme, in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

hohe Bedeutung zukomme. Demnach ist freie individuelle und öffentliche Mei-

nungsbildung eng mit einem demokratiestaatlich geprägten Bild von Öffentlich-

keit entsprechend dem bürgerlichen Ideal des 19. Jahrhunderts verknüpft: »Ge-

sellschaftliche Einzelakteure und Gruppierungen tauschen Meinungen und Vor-

stellungen aus und werden in einem Prozess steter Wechselwirkung voneinan-

der beeinflusst. Konkret erlaubt dies den Akteuren eine Reflexion bestehender 

gesellschaftlicher Ansichten und in der Folge autonome politische Entscheidun-

gen. Den politisch handelnden Staatsorganen wiederum wird es so ermöglicht, 

Einzelentscheidungen beständig am Maßstab aktueller gesellschaftlicher Auf-

fassungen zu messen.« (Hartl 2017, S. 26) 

Individuelle und öffentliche Meinungsbildung stehen in einem Wechselwir-

kungsverhältnis. Individuelle Meinungsbildung »betrifft das Herausbilden poli-

tischer Einstellungen bei Medienrezipientinnen und -rezipienten, die zugleich 

als Bürgerinnen und Bürger am politischen System beteiligt sind. Mit öffentli-

cher Meinungsbildung ist hingegen das Entstehen der öffentlichen Meinung zu 

einem Streitthema gemeint.« (Lobigs/Neuberger 2018, S. 25) 

Damit wird die Bedeutung freier individueller und öffentlicher Meinungs-

bildung und einer funktionierenden deliberativen Öffentlichkeit im Sinne von 

Jürgen Habermas (1962 u. 1981) als Fundament demokratischer Prozesse 
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deutlich: Bürger/innen können auf dieser Grundlage ihre Positionen reflektieren 

und diese im Anschluss bei politischen Wahlen und Abstimmungen oder in Di-

alogverfahren und Diskussionen zum Ausdruck bringen. Nicht nur für die Le-

gitimierung politischer Entscheidungen ist die freie individuelle und öffentliche 

Meinungsbildung essenziell. Auch für den Einzelnen gilt sie als Kennzeichen 

der Autonomie und Basis der Persönlichkeitsbildung. »In unvermittelter Indivi-

dualkommunikation würde dieser Prozess aber alsbald aus Mangel an Themen 

und Perspektiven zum Stillstand kommen. Auch die individuelle höchstpersön-

liche Meinungsbildung braucht die Verbindung zu einem größeren Kommuni-

kationsraum.« (Hartl 2017, S. 28) Zugleich ist dieses Verständnis von Öffent-

lichkeit normativ anspruchsvoll. Es setzt beispielsweise voraus, dass es keine 

prinzipiellen Zugangsschranken zur Öffentlichkeit gibt. Zudem soll der Aus-

tausch über kollektiv verbindliche Entscheidungen verständigungsorientiert er-

folgen, d. h. ohne strategische Hintergedanken und ohne Rückgriff auf Macht-

ressourcen, die es verhindern könnten, dass sich das bessere Argument durch-

setzt. 

3.2 Algorithmen und algorithmische Verfahren 

Das Vermitteln von Informationen in digitalen Medien ist durch algorithmische 

Verfahren geprägt. Ein Algorithmus ist eine »Handlungsanleitung, wie mittels 

einer endlichen Anzahl von Schritten ein bestehender Input in einen angestreb-

ten Output überführt werden kann« (Stalder 2016). Es handelt sich um eine 

Folge von Operationen zum Lösen eines bestimmten Problems. Ein Algorith-

mus verfügt stets über eine Eingabe und eine Ausgabe, ist endlich in dem Sinne, 

dass er in einer begrenzten Zahl von gleichwertigen Berechnungsschritten ab-

gearbeitet werden kann, und ist hinsichtlich seiner Zwecke eindeutig präzise 

bestimmt (Cormen 2013; Knuth 1997). 

Aus informationstechnischer Sicht werden vier Grundverfahren algorithmi-

scher Selektion unterschieden: Filtern, Priorisieren bzw. Ranken, Klassifizieren 

sowie Assoziieren. Eine Unterform der algorithmischen Selektion ist die Perso-

nalisierung, die die Auswahl von Inhalten unter Rückgriff auf Daten über die 

individuellen Nutzer/innen trifft. 

Komplexe algorithmische Entscheidungen fußen zunehmend auf Verfahren 

des maschinellen Lernens bzw. der künstlichen Intelligenz zur Analyse großer 

Datenmengen. Sie sind hinsichtlich ihrer Zielstellungen, Vorgehensmodelle, 

der verwendeten Daten und sogar ihrer Ergebnisse für Dritte meist nicht trans-

parent und in ihrer Ergebnisfindung nicht nachvollziehbar. Dies gilt aufgrund 

der hohen Anzahl der Schritte bei Verfahren des maschinellen Lernens selbst 

dann, wenn die einzelnen Schritte der algorithmischen Verarbeitung einseh- und 

nachvollziehbar sind. So entsteht ein Spannungsfeld zwischen zunehmendem 

Einsatz und Bedeutungszuwachs algorithmischer Systeme einerseits und der 
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unzureichenden Transparenz bzw. Nachvollziehbarkeit und sogar möglichen 

Verzerrungen der Berechnungsergebnisse andererseits (Rieder et al. 2018). Vor 

dem Hintergrund der Tatsache, dass sich algorithmische Systeme typischer-

weise in einem ständigen Prozess der Anpassung befinden, ist die Nachvoll-

ziehbarkeit der Ergebnisfindung selbst dann zu hinterfragen, wenn sie für einen 

früheren Zeitpunkt gegeben war. 

3.3 Phänomene der Desinformation und Manipulation 

in sozialen Medien 

3.3.1 Social Bots 

Social Bots sind eine Unterkategorie zur Gruppe der Bots. Unter Bots werden 

hochautomatisierte und je nach Ausgestaltung mehr oder weniger autonom 

agierende Softwareprogramme verstanden, die Aktionen in einer Onlineumge-

bung regelbasiert ausführen können. Diese Regeln werden meist von Program-

mierern festgelegt. Social Bots im Besonderen sind Computeralgorithmen, die 

automatisch Inhalte in sozialen Netzwerken oder Onlineforen produzieren und 

verbreiten und mit menschlichen Nutzern sowie anderen Bots interagieren und 

dabei menschliche Identität oder menschliches Verhalten mit dem Ziel imitie-

ren, auch mit der Absicht, Meinungen oder Verhalten von Personen zu beein-

flussen. Wenn Social Bots eine menschliche Identität auf Plattformen vortäu-

schen, können sie von Nutzer/innen schwer als solche erkannt werden. Um 

Social Bots von menschlichen Systemen zu unterscheiden, wurden Erkennungs-

programme entwickelt, die beispielsweise für jedes Twitterprofil berechnen, mit 

welcher Wahrscheinlichkeit dieses zu den Social Bots zählt (Kind et al. 2017; 

Pedrazzi/Nehmer 2020, S. 553 f.; Puschmann 2020). 

3.3.2 Microtargeting 

Microtargeting bezeichnet die personalisierte und zielgerichtete Ansprache von 

einzelnen Wähler/innen oder von Wählergruppen in sozialen Medien, um auf 

deren Meinung Einfluss zu nehmen. Grundsätzlich kann davon ausgegangen 

werden, dass diese Adressierung dann Wirkungen zeigt, wenn die Charakteris- 

tika der Zielpersonen möglichst genau bestimmt werden. Soziale Netzwerke er-

öffnen die Möglichkeit, auf Basis der algorithmischen Sortierung von Nutzer-

daten Nachrichten gezielt zu versenden (Kolany‐Raiser/Kaduke 2018, S. 2; Pa-

pakyriakopoulos et al. 2017). Im Gegensatz zu den USA ist diese Sammlung, 

Auswertung und Anwendung in Deutschland aufgrund der Datenschutzbestim-

mungen verboten. 
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Hinsichtlich der Verbreitung von Nachrichten in sozialen Netzwerken ist 

die Versendung der Botschaften an die (Primär-)Adressaten von der weiteren 

Verbreitung durch das Weiterleiten zu unterscheiden (Hegelich/Serrano 2019, 

S. 3). Mit der Versendung einer oder mehrerer Nachrichten muss noch keine 

politische Einflussnahme verbunden sein. Allerdings sind dies Versuche, 

»durch einen bestimmten Reiz die Person zu einer gewünschten Reaktion zu 

veranlassen« (Papakyriakopoulos et al. 2017, S. 334). So sind mit Microtarge-

ting ethische Fragestellungen z. B. insbesondere dann verknüpft, wenn einzelne 

Zielgruppen bewusst mit Falschinformationen manipuliert werden sollen mit 

der Absicht, ihre Wahlentscheidungen zu beeinflussen. 

3.3.3 Falschnachrichten und Hassrede 

Im Gegensatz zu Social Bots basieren Falschnachrichten und Hassrede nicht auf 

Softwareprogrammen, sondern werden von Menschen erstellt und in soziale 

Netzwerke eingespeist, um Verunsicherungen zu erzeugen. Beide sind nicht auf 

digitale Medien angewiesen, sondern kommen auch sonst in der menschlichen 

Kommunikation vor. Trotzdem besteht ein möglicher algorithmischer Bezug 

dann, wenn derartigen falschen oder hasserfüllten Inhalten in sozialen Medien 

eine höhere Aufmerksamkeit als sonstigen Inhalten zuteil wird, indem sie bei-

spielsweise häufiger von Nutzer/innen angeklickt und dann algorithmisch höher 

bewertet und häufiger von den Intermediären angezeigt werden. 

Hassrede (Hate Speech) ist eine Unterkategorie der umfassenderen Online-

belästigung (Online Harassment). Hassrede beinhaltet nach einer Definition des 

Europarats 

»[...] jegliche Ausdrucksformen, welche Rassenhass, Fremdenfeindlichkeit, 

Antisemitismus oder andere Formen von Hass, die auf Intoleranz gründen, pro-

pagieren, dazu anstiften, sie fördern oder rechtfertigen, einschließlich der Into-

leranz, die sich in Form eines aggressiven Nationalismus und Ethnozentrismus, 

einer Diskriminierung und Feindseligkeit gegenüber Minderheiten, Einwande-

rern und der Einwanderung entstammenden Personen ausdrücken.« (Empfeh-

lung Nr. R (97) des Ministerkomitees des Europarates 1997) 

Ein rauer, wütender Diskussionsstil ist demnach nicht automatisch gleich-

zusetzen mit Hassrede, die sich zumeist auf einige wenige kontroverse Themen 

(Hauptnarrative) (Fileccia 2022, Arbeitsblatt 28) konzentriert und einen Straf-

tatbestand darstellt. Die Grenze zwischen strafrechtlich relevanten Beleidigun-

gen/Bedrohungen und Inhalten, die noch eine legitime, von der Meinungsfrei-

heit geschützte – wenn auch moralisch eventuell fragwürdige – Meinungs-



3.3  Phänomene der Desinformation und Manipulation in sozialen Medien 

39 

äußerung darstellen, ist nicht immer klar zu ziehen bzw. auch von der nationalen 

Gesetzgebung abhängig (Dathe 2018; Seifter 2017; Strobel 2017).7 

Falschnachrichten und Hassrede zählen damit nicht zum Untersuchungsge-

genstand dieses Berichts im engeren Sinne, sind jedoch als Missstände in engem 

Zusammenhang mit digitalen Medien relevant. Diese manipulierten Inhalte 

können im Vergleich zu den Meldungen von Zeitungsredaktionen ähnlich hohe 

Aufrufzahlen erzielen. Die Weltgesundheitsorganisation bezeichnete die rasche 

Verbreitung von Falschnachrichten zu COVID-19 mit dem Ziel der Verunsi-

cherung als »Infodemie« (Horz 2020). 

 

 

 
7 In Deutschland sind gemäß § 1 Abs. 3 NetzDG Inhalte rechtswidrig, wenn sie »den Tat-

bestand der §§ 86, 86a, 89a, 91, 100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 166, 184b 
in Verbindung mit 184d, 185 bis 187, 201a, 241 oder 269 des Strafgesetzbuchs erfüllen 
und nicht gerechtfertigt sind«. 
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4 Verfahren algorithmischer Selektion in 

digitalen Informationsangeboten 

4.1 Algorithmische Systeme 

Der Begriff Algorithmus wird von technischen Spezialisten, in den Sozialwis-

senschaften und in der öffentlichen Diskussion auf unterschiedliche Weise ver-

wendet. Für Softwareingenieure sind Algorithmen oft ganz einfache Dinge; für 

die Öffentlichkeit bezeichnen sie etwas unerreichbar Komplexes. Hier werden 

Algorithmen typischerweise in einen systemischen Zusammenhang gestellt 

(Gillespie 2016). Für den vorliegenden Bericht gilt folgendes Grundverständnis 

(Diakopoulos 2014; iRights.Lab/Bertelsmann Stiftung 2019): 

› Betrachtet werden algorithmische Systeme. Ein algorithmisches System 

liegt vor, wenn Grundfunktionen der Verarbeitung digitaler Daten (Selek- 

tionsprinzipien: Filterung, Priorisierung, Klassifizierung und Assoziation) 

innerhalb von digitalen Nutzungsumgebungen mit generischen algorithmi-

schen Verfahren, häufig aus dem Bereich des maschinellen Lernens, ver-

schränkt werden. Ein algorithmisches System kann entweder vorprogram-

miert oder selbstlernend sein. 
› Algorithmische Systeme führen zu algorithmenbasierten Auswahlentschei-

dungen. Die Zielsetzung der algorithmischen Systeme in digitalen Informa-

tionsangeboten besteht in der Regel darin, für einzelne Nutzer/innen oder 

für Gruppen passende bzw. personalisierte Informationen auszuwählen. Die 

resultierenden Informationsangebote, wie etwa Google News oder der News 

Feed bei Facebook/Meta, sind Teil eines Portfolios von Diensten eines In-

formationsintermediärs (Suchmaschine Google, soziales Netzwerk Face-

book). 
› Eine wesentliche Grundlage algorithmischer Systeme sind bewusste und un-

bewusste Spuren von Nutzer/innen, etwa in Form von früheren Auswahlent-

scheidungen und aufgerufenen Informationsinhalten. Diese können von al-

gorithmischen Systemen für die fortwährende Optimierung von Empfehlun-

gen des jeweiligen Systems verwendet werden. 
› Die Grundannahme des Einsatzes solcher Systeme besteht darin, dass Nut-

zungspräferenzen hochgradig vorhersagbar sind, entweder auf der Grund-

lage vorausgegangener Nutzungsentscheidungen in ähnlichen inhaltlichen 

Zusammenhängen oder anhand von Entscheidungen anderer Nutzer/innen 

mit ähnlichen Interessen oder Nutzungsmustern. Durch die gezielte Emp-

fehlung personalisierter Inhalte soll die Zufriedenheit mit dem Angebot er-

höht und in der Folge die Nutzungsdauer bzw. Häufigkeit der Nutzung ge-

steigert werden. Dies ist für die werbefinanzierten Angebote von Interme-
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diären bzw. Plattformen von wirtschaftlicher Bedeutung, da so mehrere 

Werbeinhalte angezeigt werden können. Die Personalisierung erfolgt in der 

Regel von Nutzer/innen ungewollt bzw. sogar unbemerkt. Allerdings kann 

eine Personalisierung auch durch Nutzende selbst erfolgen, indem Auswahl-

kriterien oder Quellen selbst selektiert werden. 
› Algorithmische Systeme stehen in einem übergeordneten soziotechnischen 

Kontext. In der vorliegenden Untersuchung werden als soziotechnischer 

Kontext die durch algorithmische Selektion beeinflussten individuellen 

Meinungsbildungsprozesse sowie der daraus resultierende gesamthafte öf-

fentliche Meinungsbildungsprozess betrachtet. 

Im Zusammenhang mit Prozessen der Meinungsbildung sind in diesem Bericht 

vor allem algorithmische Systeme relevant, die 

› mit digitalen Daten operieren, 
› Informationsinhalte filtern, priorisieren, klassifizieren und assoziieren, 
› individuelle oder gruppenspezifische Nutzungsmuster auswerten, 
› digitale Inhalte an Nutzer/innen vermitteln. 

Informationsintermediäre nutzen in der Regel derartige algorithmische Systeme 

für die von ihnen bereitgestellten Funktionen. Beispielsweise basiert die Aus-

wahl der angezeigten Treffer bei Suchmaschinen und die Darstellung von Arti-

keln bei vielen Nachrichtenportalen auf Selektionsleistungen algorithmischer 

Systeme. Ebenso werden Nutzer/innen vieler Anwendungen personalisierte 

Empfehlungen auf Basis der Selektionsleistung algorithmischer Systeme gege-

ben (Latzer et al. 2016, S. 1). Allerdings bestehen Ausnahmen. Beispielsweise 

werden Angebote des Feeds »Today« der Apple-App »News« auch von Redak-

teur/innen ausgewählt.8 

4.2 Grundverfahren algorithmischer Systeme 

Algorithmische Systeme lassen sich anhand von vier Grundverfahren unter-

scheiden. Diese unterschiedlichen Verfahren treten in der Regel nicht eigen-

ständig auf, sondern werden miteinander zu komplexeren Selektionssystemen 

verkettet. So können beispielsweise Informationen zunächst anhand einer oder 

mehrerer Assoziationen klassifiziert und dann in eine Rangfolge gebracht wer-

den (Diakopoulos 2015, S. 3 f.): 

› Filterung: Die algorithmische Filterung berücksichtigt nur Informationen, 

die bestimmte formale Kriterien erfüllen. Diese Kriterien umfassen sowohl 

binäre Variablen (etwa trifft zu und trifft nicht zu) als auch Werte, bei denen 

eine Eigenschaft graduell unterschiedlich stark ausgeprägt ist und sich durch 

 
8 https://support.apple.com/de-de/guide/iphone/iph5b557ed3d/ios (28.3.2022) 
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die Festlegung von Schwellenwerten in binäre oder kategoriale Variablen 

umrechnen lässt. Diese Parameter können sowohl durch die Nutzer/innen 

(wenn etwa bestimmte Rubriken oder Quellen aus Google News oder ande-

ren Nachrichtenaggregatoren manuell ausgeschlossen werden) als auch au-

tomatisiert festgelegt werden (Haim et al. 2017; Powers 2017). Ein Beispiel 

sind sehr allgemein gehaltene Suchanfragen, bei denen ein lokaler Bezug 

vorausgesetzt wird, etwa nach Geschäften oder Restaurants. Nutzer/innen 

sehen bei solchen Anfragen nicht alle Geschäfte oder Restaurants, auf die 

die Suchanfrage theoretisch zutreffen könnte, sondern nur diejenigen, die in 

der Nähe des aktuellen Standorts liegen. Ebenso sehen sie in sozialen Netz-

werken, etwa bei Facebook im News Feed, vor allem Inhalte, die von be-

freundeten Personen geteilt werden. Bei Nachrichtenaggregatoren filtern Al-

gorithmen zum Teil Nachrichteninhalte auf Basis der jeweiligen individuel-

len Interessengebiete. 
› Priorisierung: Das Priorisieren von Informationen und die Erstellung von 

Ranglisten werden in nahezu allen Onlinediensten eingesetzt. Rangfolgen, 

die für die Ausgabe von Informationen aus den Datenbanken der Online-

plattformen verwendet werden, sind häufig umgekehrt chronologisch (aktu-

elle Ergebnisse werden zuerst angezeigt) oder relevanzbasiert sortiert (ge-

wichtet nach festgelegten Kriterien, sogenannte Rankingfaktoren). Rele-

vanzbasierte Verfahren kommen etwa in Suchmaschinen zum Einsatz und 

erzeugen eine Reihung von Ergebnissen, die den Nutzer/innen die als beste 

eingestuften Treffer zuerst präsentiert. Dabei spielen potenziell Hunderte 

einzelne Variablen eine Rolle, die über textspezifische Faktoren (also die 

Passung der Suchanfrage mit dem Ergebnis) hinausgehen, darunter etwa Po-

pularität, Aktualität oder Lokalität (Lewandowski 2021, S. 103 ff.). 
› Klassifikation: Algorithmische Klassifizierungsverfahren ordnen bestimm-

ten Objekten bzw. Inhalten, wie etwa Webseiten oder Artikel von Nachrich-

tenagenturen, Kategorien zu. Dies wird u. a. durch die Auswertung der Häu-

figkeiten von Objekteigenschaften erreicht. Ähnlich wie bei dem Ansatz der 

Priorisierung wird eine Kategorie einem Objekt in der Regel mit einer be-

stimmten Wahrscheinlichkeit zugeordnet, die Aufschluss darüber gibt, wie 

klar eine Zuordnung tatsächlich ist. Induktive (ungeleitete) Verfahren sind 

solche, bei denen die Kategorien nicht a priori festgelegt, sondern algorith-

misch bestimmt werden, während deduktive (geleitete) Verfahren Katego-

rien vorgeben, die dann der Lernalgorithmus in Verbindung zu den Objektei-

genschaften bringt. Klassifizierungsalgorithmen unterteilen beispielsweise 

empfangene E-Mails in Spam und Nichtspam. 
› Assoziation: Assoziation beschreibt Verfahren, bei denen eine Beziehung 

zwischen einzelnen Elementen hergestellt wird. Dies geschieht in der Regel 

über den Abgleich von Eigenschaften, welche die Elemente gemeinsam ha-

ben (»content-based filtering«) oder anhand übereinstimmender Entschei-
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dungen von Personen mit ähnlichem Nutzungsprofil (»collaborative fil-

tering«). Anders als bei der Klassifikation sind assoziative Verfahren rein 

induktiv, d. h. sie arbeiten ohne a priori festgelegte Zielvorgaben. Verknüp-

fungen, die auf Assoziation beruhen, müssen nicht unbedingt logisch nach-

vollziehbar sein: Die Assoziation von Bildern mit einem Text in einer Such-

maschine wie Google Images etwa kann auf der häufigen Abfrage basieren, 

auch wenn die Assoziation für Menschen nur bedingt nachvollziehbar ist 

(Ananny/Crawford 2018; Mittelstadt 2016). 

Die vier Verfahren algorithmischer Selektion lassen sich für unterschiedliche 

Zwecke einsetzen. Latzer et al. (2016) unterscheiden in ihrer Typologie von 

Funktionszwecken Suche, Aggregation, Überwachung, Prognose, Filterung, 

Empfehlung, Bewertung/Scoring, Inhaltserstellung und Allokation. 

› Ein Bestandteil der Suchfunktion von Google, an dem ein automatischer Se-

lektionsprozess illustriert werden kann, ist das Crawlingmodul.9 Es handelt 

sich um ein Softwareprogramm, das kontinuierlich die im Internet verfüg-

baren Inhalte ermittelt und algorithmenbasiert filtert, welche Webseiten in 

den Katalog der durchsuchbaren Inhalte aufgenommen werden.10 Auf den 

Seiten vieler Rundfunkmediatheken können vorhandene Beiträge anhand 

vordefinierter Kriterien sortiert werden. Die Anordnung auf Basis der meist-

gesehenen Inhalte von Nutzer/innen mit ähnlichen Interessen ist ein weiteres 

Beispiel für einen algorithmenbasierten Selektionsprozess. Auch bei der au-

tomatischen Übersetzung von Webseiten kommt eine algorithmische Selek-

tion zum Einsatz. Textinhalte werden, aufbauend auf grammatikalischen Re-

gelwerken und in Abgleich mit einer Vielzahl ähnlicher Inhalte, selektiert 

und ihrer Entsprechung in einer anderen Sprache zugeordnet. 

4.3 Algorithmische Personalisierung 

Unter algorithmischer Personalisierung wird eine individuelle oder gruppenspe-

zifisch durchgeführte Selektion von Inhalten verstanden, die auf in Nutzerpro-

filen gebündelten und einzelnen Personen bzw. Gruppen zugeordneten Merk-

malen fußt. Algorithmische Personalisierung impliziert also nicht unbedingt 

eine je nach Nutzer/in unterschiedliche Auswahl und Anzeige von Informatio-

nen. Vielmehr existiert ein breites Spektrum zwischen hochpersonalisiert (indi-

viduelle Informationsauswahl) und niedrigpersonalisiert (gruppenbezogene In-

formationsauswahl). 
 

9 Als Crawling wird das Auffinden und Indexieren von Internetinhalten bezeichnet. Der 
Begriff lehnt sich an die Bezeichnung der ersten, Volltexte indexierenden Suchmaschine 
»Webcrawler« an. 

10 Eine Google-Aussage dazu lautet (Google Search Console Hilfe 2017): »Unser Crawl-
Prozess ist algorithmisch. Computerprogramme bestimmen, welche Websites gecrawlt 
werden, und wie oft und wie viele Seiten von jeder Website abgerufen werden.«. 
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Eine algorithmische Personalisierung geht häufig von den Nutzer/innen un-

bemerkt oder sogar ungewollt vonstatten (Schmidt 2016, S. 34). Um den Ein-

fluss und die Konsequenzen von algorithmischer Personalisierung bewerten zu 

können, ist es erforderlich, die ihr zugrunde liegenden mathematisch-techni-

schen Verfahren nachzuvollziehen (Beer 2017). 

Aus einer informationstechnischen Sicht stellt sich die personalisierte algo-

rithmische Selektion als eine softwaregestützte Sortieroperation dar, die einen 

differenzierten Zugriff auf Onlineinformationen ermöglicht (Amoore/Piotukh 

2016, S. 107). Hierbei wird bestimmten Elementen mittels (teil)automatisierter, 

statistischer Verfahren eine Relevanz zugewiesen. 

Abb. 4.1 Schematische Darstellung eines Systems algorithmischer Personali-

sierung 

 

Quelle: nach HBI 2018 
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Das Modell (Abb. 4.1) zeigt, dass die Selektion auf Basis der insgesamt vorlie-

genden Inhalte sowie auf Grundlage von generischen algorithmischen Verfah-

ren und Modellen der Nutzerpräferenzen erfolgt.11 

Aus der Grundgesamtheit der verfügbaren Inhalte selektieren Algorithmen 

eine Teilmenge, sortieren oder ordnen sie mittels algorithmischer Relevanzzu-

weisung und stellen die Ergebnisse dann den Nutzer/innen, beispielsweise auf 

den Startseiten von sozialen Medien, zur Verfügung. Zu algorithmischer Perso-

nalisierung wird das Verfahren dadurch, dass Informationen über die Nutzer/in-

nen in die Selektion eingehen: Die Merkmale einer Person aus früheren Nut-

zungsepisoden werden in einem individuellen Nutzerprofil zusammengefasst, 

das zusammen mit einem Modell der Nutzerpräferenzen – die von der Person 

entweder explizit angegeben oder implizit aus dem Verhalten abgeleitet wer-

den – herangezogen wird, um Dienste oder Inhalte an die persönlichen Vorlie-

ben, Bedürfnisse und Fähigkeiten der Person angepasst auszugeben. Aus der 

Art und Weise, wie Nutzer/innen des Systems die Ergebnisse der algorithmi-

schen Personalisierung weiterverwenden, können neue Rückschlüsse gewonnen 

und dann dem Modell der Nutzerpräferenzen hinzugefügt werden. 

Ermöglicht wird die algorithmische Personalisierung durch generische al-

gorithmische Verfahren des maschinellen Lernens, etwa Bayesklassifikatoren 

oder Support Vector Machines (Alpaydın 2014).12 Sie erlauben es, aus dem 

Verhalten und den Präferenzen Ähnlichkeiten mit den Profilen und Interessen 

anderer Nutzer/innen zu berechnen und kompatible Inhalte zuzuordnen. 

Da in der Regel präzise Erfolgskriterien festgelegt werden, an denen sich 

die Effektivität der Personalisierung messen lässt – etwa mehr Klicks auf vor-

geschlagene Inhalte oder eine längere Verweildauer im System –, handelt es 

sich um überwachtes maschinelles Lernen, welches sich von induktiven Ver-

fahren (unüberwachtes Lernen) unterscheiden lässt, bei denen kein vorab fest-

gelegtes Erfolgskriterium existiert. Mittels laufend durchgeführter A/B-Tests13 

werden Metriken über den Erfolg einzelner Optimierungsstrategien generiert 

und diese Strategien dann kontinuierlich angepasst. Auf diese Weise werden die 

 
11 Das Modell vernachlässigt, dass es neben den Nutzer/innen sowie den betreibenden Un-

ternehmen weitere Stakeholder gibt (etwa Werbetreibende, Start-ups mit ergänzenden 
Angeboten oder Behörden), die ggf. über spezielle Schnittstellen auf Analyse- oder Tar-
getingdaten zugreifen können. 

12 Ein Bayesklassifikator ordnet jedes Objekt derjenigen Klasse zu, zu der es mit der größten 
Wahrscheinlichkeit gehört. Support Vector Verfahren werden eingesetzt, um eine Menge 
von Objekten nach spezifischen Regeln in unterschiedliche Klassen einzuteilen. Solche und 
ähnliche Technologien des maschinellen Lernens, die eine selbstständige und sich eigen-
ständig verbessernde Mustererkennung in großen Datenmengen ermöglichen und hieraus 
Entscheidungen ableiten, werden gemeinhin unter dem Begriff KI zusammengefasst. 

13 A/B-Tests sind ein im Webdesign populäres Verfahren, bei dem ein Design in Nutzertests 
mit einer leicht modifizierten Variante anhand zuvor festgelegter Erfolgskriterien (der 
Häufigkeit des Klickens eines Buttons, des Kaufs eines Produkts o. Ä.) verglichen wird. 
Solche Tests werden i. d. R. im Livesystem einer Plattform unter möglichst realistischen 
Bedingungen durchgeführt. 
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Angebote fortlaufend aktualisiert. Welche Daten dafür jeweils herangezogen 

und wie diese gewichtet werden, ist meist nicht öffentlich bekannt. 

Außer auf möglichst detaillierten Nutzerprofilen und Inhalten beruht die al-

gorithmische Personalisierung ganz wesentlich auf spezifischen Modellen über 

die Präferenzen der Nutzer/innen, denn in den Modellen ist hinterlegt, auf wel-

che Kriterien oder Indikatoren hin die Selektion optimiert werden soll. 

› Inhaltsgestütztes Filtern: Eine für Empfehlungssysteme gängige Annahme 

ist etwa, dass Nutzer/innen neugierig auf ähnliche, aber nicht identische In-

halte sind. Die Ähnlichkeit kann auf Grundlage der Eigenschaften der Me-

dieninhalte selbst bestimmt werden, sodass z. B. ein weiterer Artikel zum 

selben Thema vorgeschlagen oder ein Foto aufbauend auf zuvor angezeigten 

Fotos dargestellt wird. In der Fachliteratur wird dies als inhaltsgestütztes 

Filtern (»content-based filtering«) bezeichnet (Adomavicius/Tuzhilin 

2005). 
› Kollaboratives Filtern: Eine andere Art von Ähnlichkeit ergibt sich aus der 

Analyse von Nutzungsgewohnheiten einer großen Zahl von Nutzer/innen. 

Hierbei werden auf Grundlage der Präferenzen, die sich in den Spuren der 

Nutzung niederschlagen, Ähnlichkeiten zwischen Personen identifiziert. 

Dieser Modus von Empfehlungssystemen, das kollaborative Filtern (Ko-

ren/Bell 2011), ist vor allem aus dem Webshop von Amazon bekannt, mitt-

lerweile aber auch – teils in Misch- bzw. Hybridformen – in anderen Platt-

formen implementiert. Ähneln sich also zwei Personen bezüglich ihrer Prä-

ferenzen, welche aus sich überlappendem Nutzungsverhalten abgeleitet wer-

den, so lassen sich der zweiten Person Inhalte vorschlagen, welche die erste 

Person bereits angeklickt hat. Dies läuft der häufig geäußerten Annahme zu-

wider, man erhielte nur Empfehlungen zu solchen Inhalten, die bereits kon-

sumierten Objekten ähneln. Nutzerprofile können sehr heterogene Präferen-

zen enthalten, die sich nicht logisch ergänzen oder auf Ähnlichkeit basieren 

müssen (Alpaydın 2014). Würde der Algorithmus eines Nachrichtenportals 

etwa feststellen, dass Personen, die sich für aktuelle politische Themen in 

Großbritannien interessieren, dies auch für politische Diskussionen in Aust-

ralien tun, wenn sie das Nachrichtenportal an einem Wochenende aufrufen, 

so könnten diesem Muster entsprechende Empfehlungen generiert werden. 
› Kontextuelles Filtern: Empfehlungen lassen sich auch dadurch verbessern, 

dass die benötigten oder gewünschten Informationen zur richtigen Zeit be-

reitgestellt werden oder der Nutzungskontext berücksichtigt wird. Denkbar 

sind z. B. ortsbezogene Empfehlungen oder Empfehlungen, die je nach Zeit-

punkt einer Anfrage variieren, also z. B. morgens anders ausfallen als nach-

mittags oder an Werktagen anders als an Sonn- und Feiertagen. Zudem exis-

tieren Empfehlungsmodelle, die nicht nur das Beziehungsgeflecht einer Per-

son berücksichtigen (also etwa Präferenzen von Freund/innen höher einflie-

ßen lassen als die von Fremden), sondern auch den sozialen Kontext der 
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Person in einer spezifischen Situation (ist sie gerade allein, mit der Familie 

oder mit Freund/innen zusammen?) sowie ihre Stimmung und Persönlich-

keit einbeziehen (siehe Überblick bei Adomavicius/Tuzhilin 2015). In die-

sen Fällen ist von kontextbezogenem Filtern die Rede. 

Art und Umfang der für die Personalisierung herangezogenen Merkmale vari-

ieren je nach Plattform. Die Anbieter legen die Merkmale zumeist nicht oder 

nicht vollständig offen. Neben soziodemografischen Daten bilden Angaben zu 

Interessen, sozialen Beziehungen und zum Nutzerverhalten (sowohl das eigene 

als auch das anderer Nutzer/innen) die Basis für personalisierte Angebote 

(Just/Latzer 2017, S. 247 f.): 

› Übertragen auf die als News Feed betitelte Startseite von Facebook stellt 

sich der personalisierte Selektionsprozess als eine Reduzierung der durch-

schnittlich täglich rund 1.500 Beiträge aus dem Netzwerk der jeweiligen 

Nutzer/innen auf rund 300 Beiträge dar (Backstrom 2013). Zu den Kriterien, 

auf denen die Relevanzzuteilung der Personalisierungsfunktion von Face-

book basiert, zählen u. a. die Verbindungen und Interaktionen mit anderen 

Nutzer/innen, die implizit und explizit geäußerten Präferenzen und Interes-

sengebiete oder die Plattformprioritäten in Bezug auf bestimmte Medienty-

pen, beispielsweise Text oder Video (DeVito 2017). 
› Der Kurznachrichtendienst Twitter personalisiert Inhalte auch unter Berück-

sichtigung der individuellen Nutzungseinstellungen. Sofern eine entspre-

chende Option aktiviert ist, erfasst Twitter Besuche auf Websites, auf denen 

Inhalte von Twitter angezeigt werden. Außerdem sind nutzerbezogene Da-

ten wie der Standort, die Interessengebiete oder die auf der Plattform in Ver-

bindung stehenden Accounts für die Selektion der Inhalte entscheidend 

(Twitter Help 2018). Populäre Schlagworte (Hashtags) listet Twitter als 

Trending Topics. Ein Kriterium der Twitter-Ergebnisliste ist stets die zeitli-

che Dimension: Trending Topics sind nicht die meistdiskutierten Themen, 

sondern diejenigen, die in einer bestimmten Zeitspanne einen hohen Anstieg 

der Hashtagnennungen erleben. 
› Auch die Funktion der automatischen Vervollständigung von Suchbegriffen 

(»autocomplete«) bei Google Search basiert auf algorithmischer Personali-

sierung. Die Suchmaschine nutzt neben Trends aus den Suchanfragen ande-

rer Personen Informationen aus Suchanfragen früherer Recherchen, sofern 

die Recherchierenden über ihre Google-Nutzerkonten angemeldet waren.14 

Das System schlägt in Echtzeit für jeden in der Suchmaske eingegebenen 

Buchstaben ein vollständiges Wort oder eine passende Wortkombination 

vor. Das zugrunde liegende Konzept besteht darin, der Suchmaschine eine 

Vorhersage zu ermöglichen, wonach die Nutzer/innen recherchieren, noch 

bevor diese den vollständigen Begriff in die Suchmaske eingegeben haben. 

 
14 https://support.google.com/websearch/answer/106230 (28.3.2022) 
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Die angezeigten Empfehlungen basieren auf der Häufigkeit der gesuchten 

Begriffe, der Aktualität eines Themas und der individuell anhand von Para-

metern wie dem Suchverlauf oder dem Standort quantifizierten Relevanz 

(Google-Suche-Hilfe 2018a). 

Zu unterscheiden ist zwischen einer expliziten und einer impliziten bzw. algo-

rithmischen Variante der Personalisierung (Thurman/Schifferes 2012): 

› Bei der expliziten Personalisierung werden die Inputangaben – also eigene 

Interessen oder demografische Informationen – proaktiv und manuell von 

den Nutzer/innen in das System eingepflegt. 
› Die implizite algorithmische Personalisierung erfordert keine oder deutlich 

weniger Angaben durch die Nutzer/innen. Die Bildung von Nutzerprofilen 

geschieht automatisch im Hintergrund auf Basis des Nutzungsverhaltens – 

sie werden aktualisiert, wann immer die Nutzer/innen mit dem System in-

teragieren. 

Algorithmische Verfahren, die eine Bündelung von Nutzungsdaten und Präfe-

renzen (implizite Personalisierung) ermöglichen und somit das Fundament der 

Verfahren heutiger Informationsintermediäre bilden, werden seit den 1990er 

Jahren entwickelt (Bozdag 2013, S. 220). Mit der Verfügbarkeit kostengünstiger 

und leistungsfähiger Rechen- und Speichersysteme werden die Verfahren von 

Informationsintermediären zunehmend genutzt (Bozdag 2013) und kontinuier-

lich angepasst. Facebook änderte beispielsweise 2011 die Darstellung des News 

Feeds grundlegend. Zuvor wurden Inhalte strikt chronologisch sortiert, seitdem 

werden bevorzugt die durch das Netzwerk als besonders relevant eingestuften 

Inhalte angezeigt (»top stories«). Twitter und Instagram führten 2016 ähnliche 

Änderungen ein. Die Suchmaschine Google schaltete die personalisierte Ergeb-

nisanzeige 2005 frei und erweiterte dieses Angebot 2009 auch auf die Gruppe 

der nicht via Nutzeraccount angemeldeten Nutzer/innen. Der Anbieter gab an, 

mittels Webcookies15 neben den Suchaktivitäten der vorhergegangenen 

180 Tage auch den Nutzerstandort, die verwendete Sprache, den Webbrowser, 

das Betriebssystem und den Zeitaufwand für die Trefferlisten heranzuziehen 

(Singhai 2011).16 Informationsintermediäre begründen die Einführung einer 

 
15 Ein Webcookie ist eine Dateninformation, die von einer Website gesendet und durch den 

Browser auf dem Endgerät des/r Nutzer/in gespeichert wird und diese dadurch identifi-
zierbar macht. 

16 Zum empirisch beobachtbaren Umfang der tatsächlichen Personalisierung der Google Su-
cherergebnisse siehe die Ergebnisse einer Analyse der angezeigten Suchergebnisse bei 
mehr als 1.600 Nutzer/innen in Deutschland. Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, dass 
die angezeigten Ergebnisse der Suche nach Schlagzeilen, Parteien oder Politiker/innen 
kaum abweichen. Nur für kleinere Gruppen konnten Abweichungen nachgewiesen wer-
den, die jedoch auf den Accounteinstellungen der Nutzer/innen zurückzuführen sind. 
Maßgeblich für die angezeigten Ergebnisse sind Suchspracheneinstellung, Standort (z. B. 
durch IP-Adresse) und die allgemeine Relevanz der Webseite, auf die verwiesen wird 
(Krafft et al. 2018, S. 3 ff.). 
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algorithmisch personalisierten Inhaltsanzeige zumeist mit dem Argument der 

Nutzensteigerung für die Anwender/innen (Goldman 2006; Saurwein et al. 

2017). 

4.4 Relevanz von Metadaten 

Die personalisierte Selektion erfordert die präzise Erfassung von Nutzer/innen- 

und Nutzungsdaten sowie von Medieninhalten. Hierbei kommt den Metadaten 

eine Schlüsselfunktion zu. Unter Metadaten werden zusätzliche, teilweise über-

geordnete Informationseinheiten beispielsweise über Dateien oder Datensamm-

lungen verstanden, die so strukturiert und verschlagwortet sind, dass sie die Re-

cherche, den Zugang zu und die Zuordnung von Primärdokumenten ermögli-

chen, erleichtern oder sogar bestimmen. Beispielsweise indizieren Suchmaschi-

nen Internetquellen nach inhaltlichen und formalen Kriterien. Mit Bezug zu den 

Datensammlungen über Nutzer/innen beschreiben Metadaten kontextabhängige 

Aspekte, Situationen und Anwendungsumfelder. Metadaten können ebenso per-

sönliche, selbst eingegebene Informationen beispielsweise zu Vorlieben und In-

teressensgebieten umfassen wie automatisch erfasste personenbezogene Infor-

mationen über frühere Konsum- oder Suchmuster, die Standorte oder die Zahl 

und Dauer der Interaktionen von Personen mit anderen Nutzer/innen. Metadaten 

sind als Daten über Daten zu begreifen und zentral für die Zuordnung von Me-

dieninhalten zu den Nutzer/innen (Kang 2010, S. 47–50; Loosen et al. 2016, 

S. 24). 

Das standardisierte Format von Metadaten bietet den Vorteil, leicht durch 

Softwareprogramme ausgelesen und ausgewertet werden zu können (Stalder 

2016). Die Erfassung, Anordnung und Verknüpfung kontextsensitiver und nut-

zerbezogener Metadaten ermöglicht eine automatisierte Erstellung von perso-

nenbezogenen Profilen, aus denen beispielsweise individuelle Nutzungspräfe-

renzen und zukünftige Entscheidungsmuster unter Zuhilfenahme statistischer 

Berechnungen abgeschätzt werden können.17 Denn aufbauend auf den Plattfor-

maktivitäten der einzelnen Nutzer/innen entstehen – oft ohne deren Wissen – 

umfassende individuelle Datensätze, die Rückschlüsse auf Beziehungen und in-

dividuelle Bedeutungszuschreibungen ermöglichen. Die in Profilen zusammen-

gefassten Metadaten ermöglichen oft Aussagen über mögliche (zukünftige) Be-

dürfnisse und Vorlieben oder politische Einstellungen und können – auch über 

statistische Vergleiche mit den Profilen anderer Personen – für die individuelle 

Zusammenstellung von Medieninhalten herangezogen werden. Die personali-

sierten Vorschläge für Videos auf der Seite einer Videoplattform ergeben sich 

beispielsweise aus dem Abgleich der als Metadaten gespeicherten Sehgewohn-

heiten mit ähnlichen Nutzungsmustern anderer Nutzer/innen. Vergleichbares 

 
17 Cheney-Lippold (2011) spricht in dem Fall von »algorithmic identities«. 
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gilt für die Vorschläge von voraussichtlich interessanten Nachrichten im Inter-

net. Werbeanzeigen auch zu politischen Themen auf Facebook werden u. a. auf 

Basis von demografischen Daten oder von Aktivitäten der Nutzer/innen auf 

Websites und Apps außerhalb von Facebook eingeblendet.18 

Für die Anbieter sind die Nutzeraktivitäten eine zentrale Datenressource. 

Die häufig nicht intentional übermittelten Informationen werden in maschinen-

lesbarer Form abgebildet, je nach Verwendungszweck mit algorithmischen Ver-

fahren ausgewertet, geclustert und im Abgleich mit Informationen zu anderen 

Nutzer/innen in Modelle überführt, die Aussagen über aktuelle und zukünftige 

Nutzerpräferenzen zu treffen. Metadaten sind Vorbedingung für die personali-

sierte Anzeige von Werbung. 

4.5 Fazit 

Ein algorithmisches System ist die Verschränkung von Grundfunktionen der 

Verarbeitung digitaler Daten mit generischen algorithmischen Verfahren, häu-

fig aus dem Bereich des maschinellen Lernens. Algorithmische Systeme lassen 

sich anhand von vier Grundverfahren der Selektion unterscheiden. Diese unter-

schiedlichen Verfahren treten in der Regel nicht eigenständig auf, sondern wer-

den miteinander zu komplexeren Selektionssystemen verkettet. Es sind dies die 

Verfahren der Filterung, der Priorisierung, der Klassifikation und der Assozia-

tion. Sie lassen sich für unterschiedliche Zwecke einsetzen, beispielsweise für 

Such- oder Empfehlungsfunktionen. 

Bei Informationsintermediären ist des Weiteren die algorithmische Perso-

nalisierung bedeutend. Hierunter wird eine individuelle oder gruppenspezifisch 

durchgeführte Selektion von Inhalten verstanden, die auf in Nutzerprofilen ge-

bündelten und einzelnen Personen bzw. Gruppen zugeordneten Merkmalen 

fußt. Sie werden zu Metadaten über Personen bzw. Gruppen zusammengeführt. 

Dies resultiert in der automatisierten Erstellung von personenbezogenen Profi-

len, aus denen beispielsweise individuelle Nutzungspräferenzen und Entschei-

dungsmuster unter Zuhilfenahme statistischer Berechnungen näherungsweise 

vorhergesagt werden können. Algorithmische Personalisierung impliziert also 
 

18 Dieses Vorgehen kann durch vorgegebene Nutzereinstellungen beeinflusst werden. Auf 
Facebook können Werbeanbieter zielgruppenspezifische Werbung für eine Auswahl viel-
fältiger Kategorien schalten, z. B. Geschlecht, Alter, Wohnort, Interessen oder Sprache. 
Vor allem in den USA wird die zielgruppenspezifische Ansprache für Wahlkampfzwecke 
diskutiert. In Großbritannien adressierte die VoteLeave-Bewegung in der Brexit-Debatte 
zielgruppenspezifisch Wähler/innen. Die Anzeigen wurden fast 170 Mio. mal auf Bild-
schirmen eingeblendet. Die zugehörige Zusammenstellung von Facebook ist über 
https://www.parliament.uk/documents/commons-committees/culture-media-and-sport/ 
Fake_news_evidence/Ads-supplied-by-Facebook-to-the-DCMS-Committee.pdf 
(28.3.2022) einsehbar. Für Deutschland veröffentlichte das Grimme-Institut eine digitale 
Nachlese zur Bundestagswahl im Oktober 2017 (https://www.grimme-lab.de/2017/10/ 
02/digitale-nachlese-zur-bundestagswahl-2017/, 28.3.2022); vgl. https://de-de.facebook. 
com/help/562973647153813/ (28.3.2022). 



4  Verfahren algorithmischer Selektion in digitalen Informationsangeboten 

52 

nicht zwingend eine je nach Nutzer/in unterschiedliche Auswahl und Anzeige 

von Informationen. Stattdessen ist sie viel eher als ein Spektrum zwischen hoch-

personalisiert (individuelle Informationsauswahl) und niedrigpersonalisiert 

(gruppenbezogene Informationsauswahl) zu verstehen. Algorithmische Perso-

nalisierung geht häufig von Nutzer/innen ungewollt und unbemerkt vonstatten. 

Aus der Grundgesamtheit der verfügbaren Inhalte selektieren Algorithmen 

also eine Teilmenge, sortieren oder ordnen ihnen Relevanz zu und stellen die 

Ergebnisse dann den Nutzer/innen beispielsweise auf den Startseiten von sozi-

alen Medien zur Verfügung. Zu algorithmischer Personalisierung wird das Ver-

fahren durch die Verwendung von Informationen über die Nutzer/innen in die 

Selektion. 

Aufbauend auf den Nutzungsaktivitäten der einzelnen Nutzer/innen entste-

hen folglich – oft ohne deren Wissen – umfassende individuelle Datensätze, die 

Rückschlüsse auf Beziehungen mit Dritten oder individuelle Sichten und Posi-

tionen ermöglichen. Die in Profilen zusammengefassten Metadaten erlauben oft 

Aussagen über Präferenzen oder zu politischen Einstellungen. Nicht nur Infor-

mationsinhalte, sondern auch Nutzerprofile können mit algorithmischen Ver-

fahren ausgewertet und in Gruppen zusammengefasst werden. 
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5 Nutzung von Onlinenachrichten und 

Einstellungen der Bevölkerung zur 

Personalisierung von Onlinenachrichten 

Der Zusammenhang zwischen algorithmischer Selektion und Informiertheit 

bzw. Meinungsbildung wird seit einigen Jahren diskutiert. Im Folgenden wer-

den Ergebnisse aus bevölkerungsrepräsentativen Umfragen zu den Fragen dar-

gestellt, welche digitalen Medien in Deutschland am häufigsten genutzt werden, 

wie hoch das Interesse an Nachrichten ist und über welche Zugangswege sich 

die Bevölkerung über Nachrichten informiert. Es werden Ergebnisse zur Be-

kanntheit von Begriffen wie Algorithmus vorgestellt. Dabei wird auch berück-

sichtigt, welche Chancen und Risiken die Befragten mit dem Einsatz von Algo-

rithmen verbinden. Des Weiteren werden die Einstellungen der Bevölkerung 

zur Personalisierung der ihnen angezeigten Onlinenachrichten wiedergegeben. 

Die Befragungsergebnisse umfassen auch die Bewertung von möglichen Maß-

nahmen, um den Einsatz von Algorithmen den Wünschen der Nutzer/innen an-

zupassen bzw. diesen transparenter zu gestalten. 

5.1 Internetnutzung in Deutschland 

In Deutschland nutzten im Frühjahr 2020 66 Mio. Menschen ab 14 Jahren und 

damit 94 % der Bevölkerung das Internet zumindest gelegentlich (ARD/ZDF 

2021). In den Altersgruppen bis einschließlich 49 Jahre betrug der Anteil fast 

100 %, selbst in der Altersgruppe über 70 Jahren lag er bei 60 %. Die tägliche 

Nutzungsdauer betrug durchschnittlich ca. 3,5 Stunden, bei den unter 30-Jähri-

gen sogar 6,5 Stunden.19 

WhatsApp, Facebook und Instagram sind die in Deutschland am häufigsten 

genutzten sozialen Netzwerke. Gut zwei Drittel der Bevölkerung nutzen 

WhatsApp täglich (68 %), 14 % Facebook und 15 % Instagram. WhatsApp ist 

damit das mit Abstand am häufigsten genutzte soziale Netzwerk. Der Anteil bei 

Nutzer/innen, die die beiden letztgenannten Angebote mindestens monatlich 

nutzen, liegt mit 32 % bei Facebook gut doppelt so hoch, ist jedoch im Vergleich 

zum Vorjahr 2019 um drei Prozentpunkte gefallen. Instagram wird von fast ei-

nem Viertel der Bevölkerung monatlich genutzt (24 %). Das Videoportal Y-

ouTube wird von gut der Hälfte der Personen ab 14 Jahren (55 %) monatlich 

aufgerufen. Andere Netzwerke und Videoplattformen folgen mit großem Ab-

stand, darunter auch die Microbloggingplattform Twitter und das Videoportal 

TikTok mit monatlichen Nutzungsraten von 8 bzw. 6 %. 

 
19 https://www.ard-zdf-onlinestudie.de/ardzdf-onlinestudie/infografik/ (7.4.2020) 
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Instagram ist der am stärksten wachsende Intermediär vor allem bei den 

unter 30-Jährigen und erreicht monatlich laut den Ergebnissen von ARD/ZDF 

(2021) fast 70 % der Personen dieser Altersklasse. Steigende Nutzungszahlen 

verzeichnet auch das chinesische Videoportal TikTok. Es wird von 13 % der 14- 

bis 29-Jährigen genutzt. 

5.2 Nutzung von Onlinenachrichten 

Mit dem Reuters Institute Digital News Survey werden seit 1997 im jährlichen 

Rhythmus die Internetnutzer/innen ab 18 Jahren zu ihrem Interesse an und zu 

ihrer Nutzung von Nachrichten befragt. In der Untersuchung wurde u. a. berück-

sichtigt, wie häufig sich Internetnutzer/innen zu Nachrichtenthemen online in-

formieren, welche Nachrichtenanbieter von Interesse sind und welche Bedeu-

tung sozialen Medien zukommt. In der Untersuchung werden Nachrichten als 

Informationen über internationale, nationale, regionale/lokale oder andere aktu-

elle Ereignisse, die über Radio, Fernsehen, Printmedien oder online zugänglich 

sind, definiert. Die im Folgenden vorgestellten Ergebnisse sind repräsentativ für 

die Internetnutzer/innen in Deutschland. Sie wurden in den ersten 2 Monaten 

des Jahres 2021 bzw. im gleichen Zeitraum in den Vorjahren erhoben (Hölig et 

al. 2021, S. 8 f.). 

Die Befragung des Reuters Institute Digital News Survey im Jahr 2021 

ergab, dass 92 % der Internetnutze/innen mindestens einmal wöchentlich Nach-

richten lesen, hören oder schauen. Hierzu zählen nicht nur die Angebote, die 

online abgerufen werden, sondern auch klassische Angebote wie das lineare 

Programmfernsehen oder Zeitungen. Dieser Wert bleibt weitgehend auf hohem 

Niveau stabil, die Schwankungen der Messungen bewegen sich im für Bevöl-

kerungsbefragungen üblichen Bereich. Unter allen Internetnutzer/innen ist die 

Hälfte überaus bzw. sehr am Thema Politik interessiert (51 %). Kein oder kaum 

Interesse an Politik haben dagegen im Durchschnitt aller Altersgruppen 18 %. 

Im Vergleich zum Vorjahr misst der Reuters Institute Digital News Survey ei-

nen deutlichen Anstieg von 7 % für die Gruppe der 18- bis 24-Jährigen mit ho-

hem politischem Interesse. 

Die meisten der befragten erwachsenen Internetnutzer/innen in Deutschland 

nutzen regelmäßig Nachrichtenquellen aus verschiedenen Mediengattungen. 

69 % schauen, lesen oder hören Nachrichten auch im Internet, für 40 % ist es die 

Hauptquelle (2020: 38 %, 2019: 36 %) und 22 % (2020: 14 %, 2019: 13 %) er-

halten Nachrichten ausschließlich aus dem Internet. In der Gruppe der 18- bis 

24-Jährigen ist ihr Anteil deutlich größer. Für 46 % ist das Internet in dieser 

Altersgruppe die einzige Quelle für aktuelle Informationen über das Weltge-

schehen. Ihr Anteil ist im Vergleich zum Vorjahr 2020 um neun Prozentpunkte 

angestiegen (2020: 37 %, 2019: 31 %). Für junge Menschen hat das Internet so-

mit deutlich an Relevanz gewonnen. 
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Soziale Medien werden von 31 % der Befragten als eine ihrer Nachrichtenquel-

len genannt (2020: 37 %, 2019: 34 %), für 10 % sind sie die wichtigste Nach-

richtenquelle (2020: 11 %, 2019: 10 %); 4 % der befragten Internetnutzer/innen 

erhalten Nachrichten einzig über Intermediäre (2020: 4 %, 2019: 3 %). Unter 

den 18- bis 24-jährigen Internetnutzer/innen erhalten 8 % Nachrichteninforma-

tionen ausschließlich über soziale Medien. Auch dieser Wert ist im Vergleich 

zum Vorjahr weitgehend stabil, liegt jedoch deutlich höher als in den Vorjahren 

(2020: 9 %, 2019: 5 %). Der Anteil, der soziale Medien als Hauptnachrichten-

quelle verwendet, ist in dieser jüngsten Altersgruppe im Vergleich zum Vorjahr 

allerdings um 5 Prozentpunkte auf 25 % gesunken (2020: 30 %, 2019: 22 %). 

Im Langzeitvergleich 2013 bis 2021 der von den Befragten in der letzten 

Woche genutzten Hauptnachrichtenquellen (Abb. 5.1) steigt der Anteil des In-

ternets von 25 % auf 40 % an. 

Abb. 5.1 Hauptnachrichtenquellen in Deutschland 2013 bis 2021 

 

Basis: Internetnutzer/innen ab 18 Jahre; 2013: n = 1.064; 2014: n = 2.063; 2015: 

n = 1.969; 2016: n = 2.035; 2017: n = 2.062; 2018: n = 2.038; 2019: n = 2.022; 

2020: n = 2.011; 2021: n = 2.011 

Quelle: nach Hölig et al. 2021, S. 19 
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Darunter werden auch die sozialen Medien gefasst, deren Anteil sich unter allen 

Befragten von 2 % auf 10 % steigerte. Die Nutzungsraten des Rundfunks blieben 

stabil, allerdings sank der Anteil des Radios von 13 auf 10 %. Deutlich wird 

jedoch der rasante Bedeutungsverlust der gedruckten Medien als Hauptnach-

richtenquelle: Hier verzeichnet die Langzeitbefragung ein Absinken von 18 auf 

nur 6 %. 

Der Reuters Institute Digital News Report 2021 untergliedert die Haupt-

nachrichtenquelle Internet tiefer und unterscheidet hier in soziale Medien, 

Nachrichtenmagazine online, Zeitungen online, TV- und Radioanbieter online 

sowie in sonstige Nachrichtenanbieter. Deutlich werden zunächst die großen 

Unterschiede zwischen den Altersgruppen hinsichtlich der Häufigkeit, mit der 

das Internet als Hauptnachrichtenquelle von den Befragten benannt wurde 

(Abb. 5.2). 

Abb. 5.2 Hauptnachrichtenquelle Internet 2021 nach Alter 

 

Basis: Internetnutzer/innen ab 18 Jahre; n = 1.899 

Quelle: nach Hölig et al. 2021, S. 19 

Hier liegt die jüngste Altersgruppe mit deutlichem Abstand vorn. Für jede der 

erfragten Anbietergruppen wird für diese Altersgruppe der Höchstwert ausge-
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wiesen. Die Abbildung verdeutlicht auch, dass sozialen Medien im Vergleich 

mit anderen Anbietergruppen eine Vorrangstellung zukommt. Allerdings domi-

nieren die sozialen Intermediäre in keiner Altersgruppe: Werden die On- 

lineangebote mit Wurzeln in Presse und Rundfunk, – Nachrichtenmagazine, 

Zeitungen sowie TV/Radio –, zusammengezählt, dominieren journalistisch-re-

daktionelle Nachrichtenquellen im Internet deutlich. 

5.3 Auffinden von Nachrichten 

Der direkte Aufruf einer Nachrichtenwebseite oder App stellte 2021 den wich-

tigsten Zugangsweg zu Onlinenachrichten dar. Fast 40 % der erwachsenen In-

ternetnutzer/innen (39 %) rufen Nachrichten regelmäßig auf diesem Weg auf, 

ein Viertel gibt das gesuchte Thema oder den Titel einer Webseite in eine Such-

maschine ein (25 %), ein Fünftel wird in den sozialen Medien auf ein Thema 

aufmerksam. Deutlich geringere Werte entfallen auf zugesandte Hinweise in E-

Mails oder Pushnachrichten, die von den Anbietern auf das genutzte Gerät ge-

sendet werden, sowie auf Nachrichtenaggregatoren. Im Reuters Institute Digital 

News Survey werden diese Aggregatoren als Newsreaderseiten oder Apps mit 

verschiedenen Quellen bezeichnet. Dazu zählen beispielsweise Google News, 

Apple News, Upday oder Flipboard. Von allen Befragten werden 12 bis 15 % 

der Befragten durch E-Mail, Alert oder Aggregatorennutzung auf Nachrich-

tenthemen aufmerksam (Hölig et al. 2021, S. 43). 

Diese Zugangswege lassen sich in drei Gruppen gliedern: erstens in den 

Aufruf von Inhalten einer für Nachrichten bekannten Marke (beispielsweise ta-

gesschau.de oder zeit.de), zweitens in den Zugriff auf Nachrichten über eine 

Anwendung bzw. App, die mittels algorithmischer Verfahren eine Nachrichten-

auswahl selektiert (beispielsweise Facebook) und drittens die Nachrichten-

recherche in Suchmaschinen. Mehr als die Hälfte der Befragten (55 %) ruft Mar-

kennamen auf. Algorithmische Vorschläge und Suchmaschinenrecherchen fol-

gen mit 44 bzw. 40 %. Deutlich wird, dass soziale Medien und Nachrichtenapps 

von jüngeren Personen häufiger genutzt werden. Algorithmisierte Zugangswege 

zu Nachrichten sind hier häufiger verbreitet. In dieser Altersgruppe sind Direkt-

aufrufe und Nachrichtenmarken im Vergleich zu den älteren Gruppen deutlich 

seltener (Abb. 5.3). 
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Abb. 5.3 Regelmäßig genutzte Zugangswege zu Onlinenachrichten 2021 

 

Basis: Internetnutzer/innen ab 18 Jahre; n = 2.011 

Quelle: nach Hölig et al. 2021, S. 43 
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5.4 Bedeutung von sozialen Medien 

Etwa 30 % der Internetnutzer/innen kommen am ehesten in sozialen Medien mit 

Nachrichteninhalten in Kontakt (2021: 31 %; 2020: 37 %). In der Altersgruppe 

der 18- bis 24-Jährigen rezipieren 52 % Nachrichten am ehesten in sozialen Me-

dien (2020: 56 %). Die wichtigste Ressource sind soziale Medien für 10 % der 

Internetnutzer/innen (2020: 11 %) und sogar für 25 % der 18- bis 24-Jährigen 

(2020: 30 %). Damit sinkt die Zahl der Nutzer/innen im Jahresvergleich (Hölig 

et al. 2021, S. 5). 

Abb. 5.4 (Für Nachrichten) genutzte soziale Medien 

 

Basis: Internetnutzer/innen ab 18 Jahre; n = 2.011 

Quelle: Hölig et al. 2021, S. 49 
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Unter den sozialen Medien, die in der Reuters Bevölkerungsbefragung berück-

sichtigt werden, werden WhatsApp, YouTube und Facebook am häufigsten ge-

nutzt. 71 %, 58 % bzw. 44 % der erwachsenen Internetnutzer/innen haben diese 

Medien in der Woche vor der Befragung einmal pro Woche für einen beliebigen 

Zweck aufgerufen. Deutlich geringer ist der Anteil derjenigen, die diese Ange-

bote nutzen, um sich über das Nachrichtengeschehen zu informieren. Die Pro-

zentwerte liegen hier für die drei zuvor benannten sozialen Medien zwischen 16 

und 18 %. Die Werte für alle anderen sozialen Medien liegen jeweils im einstel-

ligen Bereich (Abb. 5.4). 

Auffallend ist, dass die Nutzung von Facebook in den letzten Jahren zu-

rückgeht. Dies gilt sowohl für die Nutzung insgesamt als auch für die nachrich-

tenbezogene Nutzung (Abb. 5.5). Dafür sind vor allem die geringen Werte in 

der jüngsten Altersgruppe ausschlaggebend (Abb. 5.6). 

Abb. 5.5 (Für Nachrichten) genutzte soziale Medien seit 2016 

 

Basis: Internetnutzer/innen ab 18 Jahre; 2016: n = 2.035; 2017: n = 2.062; 2018: 

n = 2.038; 2019: n = 2.022; 2020: n = 2.011; 2021: n = 2.011 

Quelle: nach Hölig et al. 2021, S. 50 

Abbildung 5.5 zeigt deutlich, dass die Nutzung für Nachrichtenzwecke in den 

sozialen Netzwerken eine nachgeordnete Bedeutung hat. Abbildung 5.6 belegt 
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im Vergleich der Intermediäre Facebook und Instagram – die beide zum Unter-

nehmen Facebook gehören – die häufige Nutzung von Instagram bei den unter 

25-Jährigen. 

Abb. 5.6 (Für Nachrichten) genutzte soziale Medien 2021 nach Alter 

 

Quelle: nach Hölig et al. 2021, S. 50 

5.5 Kenntnisse und Einstellungen der Bevölkerung zu 

KI und Algorithmen 

Die Einstellungen der Bevölkerung zur Personalisierung von Onlinenachrichten 

wurden 2019 in einer gemeinsamen Studie des Max-Planck-Instituts für Bil-

dungsforschung und der Universität Bristol zu künstlicher Intelligenz in On-

lineumgebungen untersucht (Kozyreva et al. 2020). Die Studie wurde von der 

Volkswagen-Stiftung gefördert und im September 2019 durchgeführt. Sie fo-

kussierte nicht allein auf das Thema Onlinenachrichten, sondern auch auf 

Kenntnisse von Begriffen mit Bezug zu KI und Einstellungen zu Personalisie-

rung in unterschiedlichen Anwendungsfällen wie Einkaufen, Unterhaltung 

oder – wie für diese TAB-Untersuchung relevant –, politischer Werbung und 

Nachrichtenquellen. Online befragt wurden 1.065 Personen ab 18 Jahren in 
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Deutschland, die repräsentative Stichprobe berücksichtigt die Bevölkerungsver-

teilungen hinsichtlich Alter, Geschlecht und Bildung in Deutschland. 

Erfragt wurde u. a. die Nutzung von Diensten wie Facebook, Twitter und 

Instagram im letzten Jahr. Hier lagen die Nutzungsraten mit 72 % für Facebook, 

49 % für Instagram und 28 % für Twitter (Kozyreva et al. 2020, S. 8) deutlich 

über denen anderer Befragungen. Beispielsweise errechnete der D21-Digital-

Index 2020/2021 in einer mehrfach geschichteten Zufallsstichprobe unter 

16.000 Befragten für Facebook eine Nutzungsquote von 46 % und für Twitter 

von 9 % (Initiative D21 e. V. 2021, S. 22).20 

Die Studie zur künstlichen Intelligenz in Onlineumgebungen zeigt zunächst 

im Ergebnis, dass das öffentliche Bewusstsein für KI oder personalisierte Wer-

bung in Deutschland hoch ist. 86 % bzw. 70 % der Teilnehmer/innen an dieser 

Befragung sind die Begriffe künstliche Intelligenz bzw. zielgerichtete/persona-

lisierte Werbung mehr oder weniger bekannt. Der Begriff Algorithmen weist 

mit 58 % einen geringeren Bekanntheitswert auf, ist aber wiederum deutlich be-

kannter als das maschinelle Lernen (42 %). Viele Befragten wissen, dass KI-

Anwendungen u. a. beim Ranking von Suchmaschinen (59 %), für Werbung in 

sozialen Medien oder Empfehlungen in Onlineshops (57 bzw. 55 %) oder für 

die Personalisierung von Nachrichten (44 %) in sozialen Medien eingesetzt wer-

den (Kozyreva et al. 2020, S. 8 f.). 

Mit Bezug zur Personalisierung von Onlinenachrichten und/oder Nachrich-

tenfeeds in sozialen Medien wurden unterschiedliche Einstellungen in der Be-

völkerung je nach Onlineumgebung ermittelt. Bei Anwendungen der Unterhal-

tung oder der Freizeit oder auch bei Suchmaschinen wird der Zuschnitt von In-

formationen auf Personen bzw. Personengruppen mehrheitlich sehr oder eini-

germaßen akzeptiert. Die Befragten lehnen personalisierte politische Werbung 

(61 %), personalisierte Newsfeeds in sozialen Medien (57 %) sowie personali-

sierte Titelseiten von Onlinezeitungen jedoch mehrheitlich als nicht sehr akzep-

tabel oder überhaupt nicht akzeptabel ab (Kozyreva et al. 2020, S. 10) 

(Abb. 5.7). 

Gefragt, welche persönlichen oder Nutzungsdaten für eine Personalisierung 

akzeptabel sind, lehnen die Befragten mehrheitlich Angaben zu persönlichen 

Ereignissen, Haushaltseinkommen, sexuellen Orientierungen oder religiösen 

bzw. politischen Einstellungen ab. Inhalte von Onlinekommunikation, Browser- 

und Suchmaschinenverläufe werden ebenso mehrheitlich als überhaupt nicht 

akzeptabel oder nicht sehr akzeptabel eingestuft wie Likes in sozialen Netzwer-

ken oder Informationen zum Abruf von Videodateien. Allein die Kaufhistorie 

gilt mit 54 % als sehr bzw. einigermaßen akzeptabel (Kozyreva et al. 2020, 

S. 10). 

 
20 Die in den Kapiteln 4.1 und 4.2 genannten Werte aus der ARD/ZDF-Onlinestudie und 

des Reuters Institute Digital News Survey erfragten gezielt die tägliche Nutzung bzw. die 
der Nutzung in der letzten Woche und nicht die Nutzung allgemein. 
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Abb. 5.7 Akzeptanz der Personalisierung einer Dienstleistung 

 

Basis: Internetnutzer/innen ab 18 Jahre; n = 1.065 

Quelle: nach Kozyreva et al. 2020, S. 10 

Bereits 2018 veröffentlichte die Bertelsmann Stiftung die Ergebnisse einer Be-

völkerungsumfrage zu den Kenntnissen und Einstellungen zu Algorithmen (Fi-

scher/Petersen 2018). Die Befragung wurde im Januar 2018 unter 1.221 Perso-

nen ab 16 Jahren mittels persönlich-mündlicher Interviews als Quotenstich-

probe auf Basis von Kennzahlen der statistischen Ämter für Bundesländer und 

Regierungsbezirke durchgeführt. Fischer und Petersen (2018) betonen, dass sie 

bewusst auf Algorithmen fokussieren und von Bezügen zum Begriff künstliche 

Intelligenz absehen. Sie kennzeichnen Algorithmen als eine Abfolge von Schrit-

ten in einem eng begrenzten Einsatzgebiet bzw. als schwache künstliche Intel-

ligenzen, die allerdings Problemlösungskompetenzen von Menschen erreichen 

oder sogar übertreffen. KI dagegen erkenne Muster und wende sie dann auf neue 

Daten selbstständig an (Fischer/Petersen 2018, S. 10). 

Die Ergebnisse zeigen, dass die Befragten vom Begriff Algorithmen mehr-

heitlich zwar gehört haben, allerdings nur jede zehnte Person recht genau weiß, 

wie diese funktionieren (Abb. 5.8). 
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Abb. 5.8 Kenntnis des Begriffs Algorithmen 

 

Basis: deutsche Bevölkerung ab 16 Jahre; n = 1.221 

Quelle: nach Fischer/Petersen 2018, S. 14 

Allerdings kann ca. die Hälfte der Befragten bejahen, dass Algorithmen für 
Zwecke wie das individuelle Anzeigen von Werbung im Internet (55 %) oder 
die individuelle Auswahl der Anzeige von Meldungen und Nachrichten im In-
ternet (49 %) zum Einsatz kommen. Demgegenüber wissen beispielsweise nur 
18 % der Befragten, dass Algorithmen zur Beurteilung des Risikos, ob Straftäter 
rückfällig werden, eingesetzt werden können (Fischer/Petersen 2018, S. 14). Für 
die Beantwortung der Frage, ob Algorithmen einen hohen Einfluss auf den ei-
genen Alltag haben, wurden die Befragten in zwei Gruppen geteilt. Eine Gruppe 
erhielt vorab weitere Informationen zu Algorithmen. In dieser Gruppe schrieben 
31 % anschließend Algorithmen einen hohen Alltagseinfluss zu. In der Kon-
trollgruppe, ohne weitere Informationen zu Algorithmen, betrug dieser Wert da-
gegen nur 24 %. In beiden Gruppen stuft die Hälfte der Befragten den Einfluss 
als gering ein (50 bzw. 51 %) (Fischer/Petersen 2018, S. 16). In der Folge ver-
binden die Befragten sowohl Chancen als auch Risiken mit Algorithmen. Für 
die Bewertung sind dabei vor allem Voreinstellungen prägend. Personen, die 
dem technischen Fortschritt eher offen gegenüberstehen, übertragen dies auch 
auf die Funktionalität von Algorithmen. Sie verbinden Begriffe wie Genauig-
keit, Effektivität oder Fortschritt mit Algorithmen (jeweils ca. zwei Drittel bis 
die Hälfte der Befragten, die eine klare oder ungefähre Vorstellung des Begrif-
fes haben, bejahen diese Assoziationen). Dies trifft häufiger auf Männer zu. 
Diesen stehen Assoziationen wie unheimlich, unverständlich und Kontrollver-
lust in der Gruppe der Kritiker/innen gegenüber. 

Das Wissen über Algorithmen wirkt sich auf die Bewertung von Chancen 
aus, die bei größerem Wissen eher gesehen werden. Gleichzeitig werden von 
Personen mit Kenntnissen über Algorithmen auch die Risiken häufiger betont. 
Dazu zählen vorrangig die Aussagen, dass Menschen, die Algorithmen pro-
grammieren, über viel Macht über andere Menschen verfügen, dass Unterneh-
men so zu viele Daten über Menschen erhalten oder dass Algorithmen leicht 
manipuliert werden können bzw. Menschen manipulieren (Fischer/Petersen 
2018, S. 17 ff.) (Abb. 5.9). 
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Abb. 5.9 Risikowahrnehmung zu Algorithmen 

 

Basis: deutsche Bevölkerung ab 16 Jahre; n = 1.221 

Quelle: nach Fischer/Petersen 2018, S. 21 
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Alter, Schulbildung oder Haushaltseinkommen haben kaum Relevanz für die Be-
wertung von mit Algorithmen assoziierten Chancen und Risiken. Sie wirken nur 
indirekt über den Faktor Technikeinstellungen ein (Fischer/Petersen 2018, S. 17). 

Die Studie der Bertelsmann-Stiftung ordnet die Meinungsbilder in der Be-
völkerung fünf unterschiedlichen Typen zu. Sie identifiziert ein Viertel der Be-
völkerung (25 %), die Algorithmen hinsichtlich ihrer Bedeutung anerkennt, an-
dererseits jedoch auch in einem geringem Maße Ängste oder negative Assozia-
tionen mit Algorithmen verbindet. Eine fast gleich große weitere Gruppe (25 %) 
zählt zum Typ Enthusiasmus für den pragmatischen Nutzen. Deren Mitglieder 
rücken die Nützlichkeit in den Vordergrund und sehen Risiken in geringerem 
Maße als andere Gruppen. Dieser Gruppe entgegen steht der Typ der Totalver-
weigerer (17 % der Befragten). Dieser Personenkreis verneint die Nützlichkeit 
und bejaht die Risiken häufiger als andere Gruppen. 

Ein vierter Typ betont die Potenziale von Algorithmen für neutrale Ent-
scheidungsfindungen. Dies wird als Fortschritt eingestuft. Gleichzeitig werden 
die Risiken nicht verneint (15 %). Der fünfte Typ wird von Fischer und Petersen 
(2018, S. 23 f.) als »resignierte Sicht auf Nutzen und Schaden« oder sogar »zy-
nisch« beschrieben. Dieser Personenkreis erkennt das Potenzial von Algorith-
men hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit, hält das Wirkungspotenzial jedoch 
für schädlich und nicht objektiv mit Blick auf die Bewertung von Menschen. 

Erfragt wurde auch die Einstellung der Befragten zu vollautomatisch autono-
men Entscheidungen bei unterschiedlichen Einsatzzwecken. Die Befragten leh-
nen vollautomatische Entscheidungen von Computern auch dann ab, wenn Men-
schen kaum betroffen sind. Unter den beispielhaften Einsatzzwecken wurde auch 
die »Individuelle Auswahl von Nachrichten und Meldungen, die man als Inter-
netnutzer angezeigt bekommt«, genannt. Ein Drittel der Befragten (33 %) befür-
wortet die computergestützte Auswahl mit: »Das kann der Computer allein ent-
scheiden.« Weitere 38 % vertreten die Ansicht, dass der Computer Vorschläge 
unterbreiten kann. 17 % sind der Auffassung, dass allein der Mensch entscheiden 
sollte. Die übrigen Personen sind unentschieden. Insgesamt haben Personen mit 
Vorkenntnissen weniger Berührungsängste (Fischer/Petersen 2018, S. 26). Fi-
scher und Petersen (2018, S. 6) kommen zu dem Schluss, dass ein erhebliches 
Unbehagen gegenüber algorithmischen Bewertungen und Entscheidungen be-
steht. Damit geht ein starker Wunsch nach mehr Kontrolle einher. 

5.6 Wahrnehmung der Personalisierung von 

Onlinenachrichten in der Bevölkerung 

5.6.1 Überblick über zwei Befragungen des TAB 

Mit dem Ziel, Einstellungen und Sichtweisen der deutschen Bevölkerung zur 

Personalisierung von Onlinenachrichten und dem Einfluss der automatischen 

Personalisierung auf die Meinungsbildung zu erheben, führte das TAB zwei 
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Onlinebefragungen durch. Im Fokus standen Onlinenachrichten als wichtige 

Quelle politischer Informationen und als Grundlage für die Meinungsbildung 

von immer mehr Menschen. 

An Technologiethemen interessierte Bürger/innen aller Altersgruppen wur-

den um ihre Mitwirkung bei einer nicht repräsentativen Befragung zum Thema 

Chancen und Risiken automatisch personalisierter Nachrichten im Internet ge-

beten. Der Fragebogen war öffentlich im Internet zugänglich. Im Frühjahr 2018 

nahmen rund 1.700 Personen an der Befragung teil. Erfragt wurde, wie der Ein-

satz von Algorithmen bei Informationsintermediären bewertet wird, welche 

Chancen und Risiken mit personalisierten Informationsangeboten für die indi-

viduelle und öffentliche Meinungsbildung verbunden werden und welche Maß-

nahmen als zielführend erachtet werden, um die Meinungs- und Themenvielfalt 

in den digitalen Medien zu stärken.21 

Eine weitere Befragung richtete sich bereits im Winter 2017 nur an junge 

Menschen. Mittels einer bundesweit für junge Menschen im Alter von 16 bis 

23 Jahren repräsentativen Onlinebefragung bei 998 Personen wurden die Per-

spektiven zum Thema »Personalisierte Onlinemedien« erhoben. Erfragt wurden 

u. a. die Wünsche mit Bezug zur Anzeige von Onlinenachrichten, die Bewer-

tung von Chancen und Risiken für die Meinungsbildung oder mögliche Gefah-

ren von Falschnachrichten, Social Bots und Filterblasen für die politische Wil-

lensbildung einschließlich der Effekte auf die Ergebnisse von politischen Ent-

scheidungen. In den Fragenkatalog flossen die Erkenntnisse vorangegangener 

Einzel- und Gruppeninterviews mit jungen Menschen ein. Junge Menschen 

wurde im Rahmen dieses TAB-Projekts gezielt adressiert, um so Sichten von 

Personen zu integrieren, die besonders häufig digitale Medien nutzen. 

5.6.2 Die Sicht von an Technologiethemen interessierten 

Bürger/innen 

Immerhin 90 % der Personen, die sich an der Befragung beteiligten, war zu Be-

fragungsbeginn bekannt, dass Informationsintermediäre die angezeigten Inhalte 

selektieren oder sogar personalisieren können. An der Befragung nahmen also 

überwiegend Personen teil, denen die algorithmisch personalisierte Selektion 

im Internet bekannt ist. 

Wenn es um unterschiedliche Optionen der algorithmischen Personalisie-

rung von Nachrichten aus Politik und Gesellschaft geht, sind den meisten 

 
21 Unter den Teilnehmer/innen an der Onlinebefragung sind die Altersgruppen 26 bis 

35 Jahre, 46 bis 55 Jahre sowie 56 bis 65 Jahre mit jeweils ca. 20 % fast gleich stark ver-
treten. Die Gruppen der 36-bis 45-Jährigen (15 %), der unter 25-Jährigen (11 %) und der 
über 66-Jährigen (12 %) weisen demgegenüber geringere Anteile auf. 34 % der Antwor-
tenden sind weiblich. Jede siebte befragte Person gibt an, sich beruflich mit dem Thema 
zu beschäftigen. 
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Befragten Informationen darüber wichtig, nach welchen Kriterien die Auswahl 

und Sortierung von Inhalten erfolgt, 94 % stimmen hier (eher) zu (Abb. 5.10). 

Abb. 5.10 Relevanz von Personalisierungskriterien 

 

TAB-Befragung bei an Technologiethemen Interessierten im Frühjahr 2018; 

n = 1.706 

Eigene Darstellung 

Fast genauso viele Befragte wünschen sich, selbst entscheiden zu können, nach 
welchen Kriterien Nachrichten angezeigt werden. Gleichzeitig sprechen sich 
etwa drei Viertel der Teilnehmer/innen gegen eine algorithmische Personalisie-
rung der Auswahl von Inhalten aus. Lediglich jede/r siebte Teilnehmer/in der Be-
fragung stimmt der Aussage (eher) zu, dass Inhalte primär auf der Grundlage der 
Empfehlungen von Familie, Freunden und Bekannten angezeigt werden sollten. 
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Des Weiteren wurden die Befragten gebeten, die Chancen und Risiken der 

algorithmischen Personalisierung zu bewerten (Abb. 5.11). Die Ergebnisse zei-

gen, dass die Wahrnehmung von Risiken deutlich überwiegt. Jeweils über 80 % 

der Befragten stimmen zu oder eher zu, dass sich die gesellschaftliche Polari-

sierung verschärfen kann, dass die Informiertheit leidet und sich bestehende 

Meinungen verfestigen. Entsprechend werden Aussagen, die die Chancen der 

Personalisierung in den Mittelpunkt rücken, überwiegend skeptisch bewertet: 

Nur knapp 10 % der Befragten stimmen zu oder eher zu, dass eine automatische 

Personalisierung von Nachrichten im Internet eine ausgewogene öffentliche 

Diskussion fördert, nur rund 15 % vertreten die Ansicht, dass die Personalisie-

rung hilfreich sei, um bei komplexen Fragen nicht den Überblick zu verlieren. 

Abb. 5.11 Bewertung von Chancen und Risiken der Personalisierung 

 

 

TAB-Befragung bei an Technologiethemen Interessierten im Frühjahr 2018; 

n = 1.706 

Eigene Darstellung 
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In der medialen Diskussion werden Phänomene wie Falschnachrichten, Social 

Bots, Filterblasen und Echokammern mit der algorithmischen Personalisierung 

verknüpft. Mindestens vier von fünf Befragten stufen entsprechende Gefahren 

für die politische Willensbildung als hoch oder eher hoch ein (Social Bots, 91 %; 

Falschnachrichten, 89 %; Filterblasen und Echokammern, 81 %). Hohe oder 

eher hohe Gefahrenpotenziale werden auch mit Hasskommentaren (77 %), dem 

Kauf von fingierten Followern oder Likes mit dem Ziel, im Internet einen hö-

heren Einfluss zu erlangen (75 %), oder mit personalisierter, manipulierender 

Werbung (65 %) verbunden (Abb. 5.12). 

Abb. 5.12 Bewertung der Gefahren von Personalisierungsphänomen 

 

TAB-Befragung bei an Technologiethemen Interessierten im Frühjahr 2018; 

n = 1.706 

Eigene Darstellung 

Drei von vier Befragten glauben, dass Social Bots und Falschnachrichten bereits 

Wahlen oder Volksabstimmungen in Deutschland oder im Ausland entschei-
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dend beeinflusst haben. Zu Beeinflussungen ist es nach Meinung einer großen 

Gruppe Befragter allerdings insbesondere im Ausland gekommen: Hier stim-

men sogar 96 % der Befragten zu. Immerhin jede/r zweite Befragungsteilneh-

mer/in, die/der von einer Beeinflussung im Rahmen von Volksabstimmungen 

ausgeht, meint, dass dies bereits in Deutschland geschehen sei. 

Die Befragten wurden außerdem um ihre Einschätzung gebeten, mit wel-

chen Maßnahmen die Themen- und Meinungsvielfalt in sozialen Medien geför-

dert werden kann (Abb. 5.13). Maßnahmen, die die Transparenz von Onlinean-

geboten steigern, werden am häufigsten als wichtig oder eher wichtig erachtet. 

Besonders hohe Zustimmung finden die Vorschläge, bezahlte Platzierungen 

von Inhalten in sozialen Medien klar zu kennzeichnen (98 % der Befragten be-

werten diese Maßnahme als wichtig oder eher wichtig) und die Anbieter zu ver-

pflichten, aktiv über die Funktionsweise der algorithmischen Personalisierung 

in sozialen Medien zu informieren (93 %). 

Ähnlich hohe Zustimmungswerte verzeichnet der Vorschlag, die Einstel-

lungen zur Auswahl und Sortierung bei algorithmischen Systemen selbst vor-

nehmen zu können (83 %). Die regelmäßige Durchführung von Studien und Er-

hebungen, um Veränderungen auf dem Medienmarkt darzustellen (79 %), und 

Verbesserungen der Onlineangebote traditioneller Medien (Mediatheken, Apps 

etc.) sehen 77 % der Befragten als wichtig oder eher wichtig an. Vergleichbare 

Zustimmungswerte entfallen auf die Aussage, dass seriöse (im Sinn von hoch-

wertig) Inhalte in sozialen Medien bevorzugt selektiert werden sollten. Deutlich 

weniger Bedeutung wird dem Thema »Regulierung« zugemessen: Nur 49 % der 

Befragten sind der Auffassung, dass Vorgaben und Regulierungen deutscher 

Aufsichtsbehörden im Hinblick auf die Themenvielfalt in sozialen Medien 

wichtig oder eher wichtig seien. 

Der Fragebogen beinhaltete zusätzlich zu den standardisierten Fragen mit 

vorgegebenen Antwortmöglichkeiten auch die Möglichkeit, Hinweise und 

Kommentare abzugeben. 462 entsprechende Beiträge konnten inhaltlich analy-

siert werden. 

In vielen Kommentaren wird betont, dass die algorithmische Personalisie-

rung von Inhalten in digitalen Informationsangeboten die Meinungsvielfalt be-

drohe und die Entstehung meinungshomogener Teilöffentlichkeiten (Echokam-

mern) begünstige. In der Konsequenz werden mehr Transparenz über die Aus-

wahl- und Sortierungskriterien in Onlinemedien sowie erweiterte Steuerungs-

möglichkeiten dieser Kriterien für Nutzer/innen gefordert (Nutzerautonomie). 

Andere Befragte lehnen jegliche Form von technischer Filterung und Sortierung 

durch Intermediäre prinzipiell ab. Sie assoziieren die automatische Personali-

sierung der Inhaltsauswahl mit der Gefahr politischer Zensur und Meinungsma-

nipulation. 
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Abb. 5.13 Bedeutung von Maßnahmen zur Förderung politischer Willensbildung 

 

TAB-Befragung bei an Technologiethemen Interessierten im Frühjahr 2018; 

n = 1.706 

Eigene Darstellung 

Wie sich die Personalisierungsalgorithmen auf die Meinungsbildung auswirken, 

hänge – so betonen die Befragten in den Kommentaren – einerseits von den 

Strategien und technischen Implementierungen der Anbieter und andererseits 

von den Handlungsmotiven, Einstellungen, aber auch dem individuellen Bil-

dungsniveau der Mediennutzer/innen ab. 
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In Bezug auf Maßnahmen zur Bewertung von Inhalten wird in den Kom-

mentaren oft bezweifelt, ob staatliche Aufsichtsbehörden oder Informationsin-

termediäre Inhalte auf Seriosität überprüfen können oder sollten. Zum einen 

wird dies als Zensur bzw. als verfassungswidrig eingeordnet, zum anderen wird 

infrage gestellt, ob derartige Maßnahmen Wirkung zeigen. Stattdessen sollte 

(Medien-)Bildung nicht nur in den Schulen, sondern auch durch praxisnahe In-

formations- und Kommunikationsmaßnahmen gestärkt werden. 

Die Befragten regen weiterhin Bildungsmaßnahmen an, die Nutzer/innen 

über die Logiken der eingesetzten algorithmischen Verfahren und insbesondere 

die automatische Selektion und Personalisierung von Nachrichten aufklären 

bzw. über mögliche Folgen dieser Entwicklungen informieren. 

Nur vereinzelt wird in den Kommentaren auf die Förderung eines qualitativ 

hochwertigen Journalismus hingewiesen, um den möglichen negativen Begleit-

erscheinungen von algorithmischer Personalisierung und international agieren-

den Intermediären ein Gegengewicht gegenüberzustellen, bei dem die Auswahl 

von Inhalten durch Fachleute (in Deutschland) erfolgt. Positiv wird dagegen 

vermerkt, dass digitale Medien den Zugang zu internationalen Nachrichten oder 

alternativen Berichten von Nichtjournalisten (beispielsweise von Beobachtern 

vor Ort) erleichtern und so eine differenziertere Sicht auf Ereignisse möglich 

wird. 

Hinsichtlich der Bewertung der Bedeutung von Gesetzen und Verordnun-

gen herrscht Uneinigkeit: Ein Teil der Befragten fordert eine stärkere Regulie-

rung durch staatliche Stellen sowie Maßnahmen, die die ergebnisoffene gesell-

schaftliche Diskussion zu diesem Thema fördern. In anderen Kommentaren 

werden dagegen gesetzgeberische Maßnahmen grundsätzlich abgelehnt und als 

Einschränkung der individuellen Meinungsbildung eingestuft. Die Auswahl des 

persönlichen Medienrepertoires läge in der Verantwortung der rezipierenden 

Mediennutzer/innen und sollte staatlich nicht reguliert werden. 

5.6.3 Die Sicht junger Menschen 

Im Dezember 2017 wurden 998 Personen im Alter von 16 bis 23 Jahren befragt. 

Von diesen nutzt jede zweite befragte Person Informationsintermediäre täglich 

(49 %), ein knappes Drittel (31 %) seltener als täglich, um sich über aktuelle 

Nachrichten zu informieren. 21 % nutzen diese Anbieter nicht. Es überwiegen 

Informationsintermediäre, die zum Unternehmen Facebook oder zum Google-

Mutterkonzern Alphabet zählen. 24 % der Befragten nutzen Ende 2017 am häu-

figsten Facebook, um sich über Nachrichten zu informieren. Weitere 20 % nut-

zen vorrangig die Suchmaschine Google, 11 % YouTube, 9 % Instagram und 

5 % Google News. 

Auf die Frage, welche Kriterien die Teilnehmer/innen in Bezug auf Nach-

richten als wichtig erachten, nannten 60 % der online befragten jungen 



5  Nutzung von und Einstellung zu Onlinenachrichten 

74 

Menschen eine ausgewogene Berichterstattung. Knapp die Hälfte aller Befrag-

ten (47 %) ist der Meinung, dass Nachrichten von professionellen Journalist/in-

nen erstellt werden sollten. Nur 27 % der Befragten vertreten die Ansicht, dass 

Nachrichten die persönliche Meinung widerspiegeln sollen, und 15 % möchten 

Nachrichten in digitalen Medien vorausgewählt bekommen, die Familie, 

Freunde oder Bekannte lesen. 

60 % der Befragten geben an, von der personalisierten Inhaltsauswahl ge-

hört zu haben. Weitere 20 % haben sich bereits näher über das Thema infor-

miert. Jeder fünften Person ist diese Form der Nachrichtenauswahl bei Informa-

tionsintermediären hingegen bislang nicht bekannt. Die Kenntnis über Persona-

lisierungsfunktionen steigt mit dem Bildungsabschluss. 14 % der Teilnehmer/ 

innen mit Hauptschulabschluss haben von der personalisierten Inhaltsauswahl 

gehört, 45 % haben sich darüber bereits informiert und 41 % geben an, das 

Thema sei ihnen neu. Von den Befragten mit Abitur oder Fachabitur haben 21 % 

bereits von Personalisierungen der Suchmaschinenergebnisse gehört, 63 % in-

formierten sich bereits darüber. Nur 16 % der Teilnehmer/innen mit höherem 

Bildungsabschluss haben davon keine Kenntnis. 

Die algorithmische Vorauswahl von Meldungen und Beiträgen anhand von 

persönlichen Daten wird von den jungen Menschen ambivalent bewertet 

(Abb. 5.14). Einerseits stimmen über 70 % der Aussage zu, dass sie infolge der 

algorithmischen Vorauswahl Nachrichten außerhalb ihrer Interessenschwer-

punkte nicht mehr wahrnehmen können und fast 60 % geben an, dass sie der 

Ergebnisanzeige misstrauen. Andererseits stimmen 61 % der Befragten der 

Aussage zu, dass eine Personalisierung nützlich sei, um mit den vielen Informa-

tionen zurechtzukommen. Jeweils mehr als 50 % stimmen der Aussage zu, dass 

Personalisierung für sie unproblematisch sei bzw. ihnen helfe, sich besser zu 

informieren. Personen, die sich sowohl über Informationsintermediäre als auch 

über klassische Medien informieren, bewerten Personalisierungsfunktionen sig-

nifikant häufiger negativ. Der Forderung, die Vorauswahl von Meldungen und 

Beiträgen anhand persönlicher Daten stärker durch den Gesetzgeber zu regulie-

ren, stimmen 56 % der befragten jungen Menschen zu. 
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Abb. 5.14 Einschätzungen zur automatischen Vorauswahl von Meldungen und 

Beiträgen anhand persönlicher Daten 

 

TAB-Befragung bei jungen Menschen im Dezember 2017; Basis: deutsche Wohn-

bevölkerung zwischen 16 und 23 Jahren; n = 998 

Eigene Darstellung 

5.7 Fazit 

Auch wenn in Deutschland nach wie vor das lineare Fernsehen auch bei Inter-

netnutzer/innen die am weitesten verbreitete Nachrichtenquelle ist, haben in den 

vergangenen Jahren digitale Medien kontinuierlich an Bedeutung gewonnen. 

Die Gewichte zwischen klassischen Medienangeboten und Formaten, die über 

das Internet aufgerufen werden, verlagern sich deutlich hin zu einer gleichge-

wichtigen Verteilung beider Nutzungsmuster. Dazu trägt auch der häufige Auf-

ruf von Informationsinhalten über Smartphones bei. 

Digitale Informationsangebote, bei denen Algorithmen die (personalisierte) 

Auswahl und Strukturierung der Inhalte bestimmen, sind nur für einen kleinen 

Teil der Nutzer/innen die Haupt- oder gar einzige Nachrichtenquelle. Jedoch: 
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Je jünger die Nutzer/innen sind, desto größer ist die Bedeutung von Informa-

tionsintermediären als Nachrichtenquelle. 

Nachrichten über soziale Medien sind ein Bestandteil des Informationsre-

pertoires vieler Menschen. Derzeit ergänzen sie mit ihren in der Regel persona-

lisierten Auswahlen das sonst genutzte Nachrichtenspektrum, als einziger Zu-

gangsweg sind Informationsintermediäre die Ausnahme. Am wichtigsten ist der 

informierende Aspekt bei der Verwendung von Suchmaschinen und in den so-

zialen Netzwerken. Bei den in allen Altersgruppen häufig genutzten Messen-

gerdiensten wie WhatsApp steht der interpersonale Kommunikationsaspekt im 

Vordergrund; Videoportale dienen vorwiegend Unterhaltungszwecken. Für die 

Frage des Einflusses von Algorithmen auf die Meinungsbildung sind – unter 

Berücksichtigung der Nutzerreichweiten – vorrangig Suchmaschinen wie 

Google, Facebook und YouTube aufgrund der Häufigkeit ihrer Nutzung rele-

vant. Die Bedeutung von Instagram, WhatsApp und, vor allem in der jüngsten 

Altersgruppe, TikTok steigt an. Nachrichtenaggregatoren werden in ihrer 

Summe ebenfalls stetig bedeutsamer. 

Insgesamt zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den Informations-

repertoires unterschiedlicher Altersgruppen sowohl mit Bezug zu linearem 

Fernsehen und digitalen Medien als auch bezüglich der Nutzung unterschiedli-

cher sozialer Medien. 

Bevölkerungsrepräsentative Befragungen zeigen, dass die meisten Men-

schen in Deutschland den Begriff Algorithmen bereits gehört haben, die Kennt-

nis über die zugehörigen Verfahren jedoch gering ist. Die möglichen Einsatz-

gebiete von algorithmischen Verfahren mit Bezug zur Auswahl von angezeigten 

Ergebnissen, Meldungen und Nachrichten oder auch politischer Wahlwerbung 

sind jedoch mehrheitlich bekannt. Insgesamt werden Algorithmen bzw. auto-

matische Entscheidungen von der Bevölkerung in Deutschland skeptisch beur-

teilt. Menschliche Entscheidungen werden präferiert. Dies gilt in hohem Maße 

auch bei der Nutzung von digitalen Medien für Informationszwecke. Diese Ein-

stellungen sind kaum durch statistische Merkmale wie Alter oder Bildungsgrad 

geprägt. Zwar bewerten Personen mit positiver Voreinstellung zu Fortschritt 

und Technologie oder mit Kenntnis über algorithmische Verfahren die Akzep-

tabilität höher. Allerdings sprechen sich auch diese Personen gegen alleinige 

algorithmische Entscheidungen bzw. für eine stärkere Kontrolle algorithmi-

scher Verfahren aus. 
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6 Algorithmische Nachrichtenproduktion und 

Vermittlung 

Algorithmische Verfahren verändern die Produktion und die Vermittlung von 

Nachrichten. Im Folgenden werden zunächst am Beispiel die Verfahren und Im-

plikationen der automatischen Erstellung von journalistisch-redaktionellen 

Texten auf der Basis von strukturierten Daten erläutert. Der zweite Schwerpunkt 

behandelt dann die Prinzipien der Vermittlung von journalistisch-redaktionellen 

Inhalten in digitalen Medien. Sowohl für den automatisierten Journalismus als 

auch für die algorithmische Vermittlung werden die Chancen und Risiken für 

die beteiligten Akteursgruppen herausgearbeitet. 

6.1 Automatisierter Journalismus: automatische 

Erstellung von journalistisch-redaktionellen 

Inhalten 

6.1.1 Entwicklung und Umsetzung 

Digitale Technologien und Verfahren prägen und verändern nicht nur den All-

tag in Beruf und Privatleben, sondern auch die Beobachtung der Realität und 

die Erzeugung und Vermittlung von Informationsinhalten (Jünger/Schade 2018, 

S. 500). Digitale Endgeräte ermöglichen es heute nicht nur professionellen Me-

dienschaffenden, sondern auch Privatpersonen, Ton und Bild in hoher Qualität 

aufzuzeichnen und über Telekommunikationsnetze zu übertragen. Die Inhalte 

können vor der Übermittlung weiterverarbeitet und verändert werden. Die Qua-

lität der Dateien ist so hoch, dass auch Nachrichtensender die Beiträge überneh-

men können. Echtzeitinterviews über Videodienste sind spätestens seit der Co-

vid-19-Pandemie für Expertenstatements fast zur Regel geworden und ersetzen 

die früher üblichen Besuche im Rundfunkstudio bzw. die Besuche von Journa-

list/innen für Interviews vor Ort. Damit wird im Zuge der Digitalisierung die 

Arbeit von Journalist/innen und Redaktionen grundlegend verändert. 

Als automatisierter oder auch algorithmischer Journalismus wird die Erstel-

lung von journalistisch-redaktionellen Inhalten mittels algorithmischer Verfah-

ren bezeichnet. Es sind algorithmische Prozesse, die Daten in erzählende Nach-

richtentexte umwandeln, ohne dass der Mensch – über die anfängliche Pro-

grammierung hinaus – eingreift. In den Medien wird meist von »Roboterjour-

nalismus« gesprochen. Dabei werden aus strukturiert vorliegenden Daten, wie 

z. B. Wetter- und Finanzdaten, Texte erzeugt und anschließend in der Regel in 

digitalen Medien veröffentlicht. Auch die Ergebnisse von Wahlen lassen sich, 

beispielsweise nach Bezirken aufgeschlüsselt, automatisiert vermelden, ebenso 
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Umweltdaten zu Feinstaubkonzentrationen. Die automatische Texterstellung ist 

nicht das einzige Einsatzgebiet von algorithmischen Systemen im Journalismus. 

Sie werden beispielsweise auch zur Recherche zur Themenfindung in sozialen 

Medien oder für das Einbinden von Informationsinhalten, die von Nutzer/innen 

in Informationsintermediären veröffentlicht wurden, genutzt. Aber die algorith-

mische Nachrichtenproduktion wird als disruptiv für journalistisch-redaktio-

nelle Praktiken eingestuft (Carlson 2015, S. 416). 

Texte, die automatisch erstellt werden, sind bislang in der Regel kurz. Ty-

pische Merkmale automatisch erstellter Meldungen sind, dass sie sich in kurzen 

Zeitabständen aktualisieren lassen und auf lokale Gegebenheiten oder kleinere 

Zielgruppen hin ausgerichtet werden können. Sofern das grundlegende algorith-

mische Verfahren einmal definiert ist, lassen sich entsprechende automatische 

Verfahren kostengünstig erstellen. Aufgrund der häufigen Aktualisierungen 

werden automatisch erstellte Texte beispielsweise in Suchmaschinen als rele-

vanter bewertet und auf den vorderen Rangplätzen angezeigt. Im Bereich der 

automatischen Sprach- bzw. Textgenerierung werden durch KI technische Fort-

schritte verzeichnet, sodass in den kommenden Jahren von einer Zunahme des 

automatisierten Journalismus auszugehen ist. Die Leser/innen automatisierter 

Texte können diese meist nicht von manuell erstellten Beiträgen unterscheiden, 

zumindest dann, wenn diese in kurzer Form Ergebnisse aus Datenbanken wie-

dergeben. 

Die Generierung von Texten, die Inhalte sensibel aufbereiten und Sachver-

halte bewerten, ist gegenwärtig noch eine Zukunftsvision. Sollten algorithmi-

sche Systeme dazu einmal in der Lage sein, stellen sich auch Fragen der trans-

parenten Kennzeichnung, entsprechender ethischer Standards für den Journalis-

mus (Pressekodex) sowie zur veränderten Rolle von Journalist/innen weg von 

der manuellen Erstellung von Texten hin zur Gestaltung von Routinen für die 

Erstellung von Texten aus digitalen Daten (Haim/Graefe 2018, S. 139 sowie 

S. 141). Seit 2010 veröffentlichen vor allem Onlinemedien automatisch gene-

rierte Nachrichtentexte, aber auch die Unternehmensgruppen Springer oder dpa 

setzen automatische Texterstellung ein. Einer im Jahr 2021 durchgeführten Er-

hebung des Bundesverbands Digitalpublisher und Zeitungsverleger (BDZV) 

zusammen mit der Unternehmensberatung Schickler nach hat die Arbeit mit 

Daten, Algorithmen und künstlicher Intelligenz für 42 % der Unternehmen exis- 

tenzielle und für 34 % hohe Relevanz (BDZV/Schickler 2021). 

Neben der Texterstellung wird auch an Verfahren der automatischen Video-

erstellung gearbeitet. Es gründeten sich Start-ups, die Medienunternehmen 

Text-to-Video-Technologie anbieten. Hierbei werden auf Basis von mittels 

Texterkennung selektierten Begriffen passende Videosequenzen ausgewählt 

und den Texten hinzugefügt. Text-to-Video-Technologien werden in Deutsch-

land u. a. von Redaktionen bei sueddeutsche.de, focus.de, spiegel.de und n-tv.de 

angewandt. 
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Technisch betrachtet beruht Roboterjournalismus auf der Text- bzw. 

Sprachgenerierung (»natural language generation«). Damit die automatisch er-

zeugten Nachrichtentexte gut lesbar sind, müssen Journalist/innen die Textsoft-

ware daraufhin trainieren, den herkömmlichen Sprachgebrauch beispielsweise 

im Finanz- oder Sportjournalismus zu imitieren. Die US-Nachrichtenagentur 

AP machte beispielsweise publik, dass dem ersten AP-Robotertext über Quar-

talsergebnisse eine einjährige Trainingsphase vorausgegangen ist (Thurman et 

al. 2017). 

Algorithmisch erzeugte Texte können automatisiert in Fremdsprachen über-

setzt werden. Die Software »ax semantics« des deutschen Anbieters AEXEA 

von Nachrichten-, aber auch Werbetexten, unterstützt die Generierung von Tex-

ten in 110 Sprachen.22 Seit 2016 bietet AEXEA ein zusätzliches Werkzeug an, 

um bereits publizierte Robotertexte zu optimieren: »axite ist ein Softwaretool 

zur permanenten Überwachung der Texte und der Wirkung am Leser. Zusam-

men mit Google-Analytics-Daten zeigt es beispielsweise, wie gut automatisiert 

generierte Texte konvertieren, indem es die Wahrnehmung der Texte mit dem 

Erfolg der Website zusammenbringt. Es ist somit eine qualitative Analyse des 

Texts möglich.«23 Die drei Regionalmedien Augsburger Allgemeine, Stuttgar-

ter Zeitung und Nordwest-Zeitung gaben ihre Zusammenarbeit mit AEXEA öf-

fentlich bekannt. Weitere deutsche Anbieter sind u. a. Retresco, das 2021 mit 

den Möglichkeiten zur automatisierten Wahlberichterstattung warb. In einem 

Pilotprojekt prüfte das Magazin DER SPIEGEL den Einsatz. Das Nachrichten-

magazin erstellte mehr als hundert regionalisierte Wahlnachrichten bei den 

Landtagswahlen 2021 in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-

Anhalt und veröffentlichte diese bereits wenige Minuten nach der Stimmaus-

zählung.24 Dritter Anbieter in Deutschland ist textOmatic. Mit Unterstützung 

der Googles Digital News Initiative entwickelte textOmatic 2016 seine Soft-

ware weiter. Ziel der Projektförderung war es, »Nachrichten in sehr hoher Fre-

quenz und sehr hoher Qualität für die wichtigsten Kanäle in den meisten euro-

päischen Sprachen bereitzustellen«.25 Zu den Kunden gehören u. a. Handels-

blatt, Burda und die Funke Mediengruppe. 

6.1.2 Chancen und Risiken aus der Sicht von Stakeholdern 

Mit Roboterjournalismus werden Chancen, aber auch Risiken verbunden. Dies 

ergeben insbesondere die Auswertungen von Fachgesprächen, die im Rahmen 

des TAB-Projekts durchgeführt wurden. Zeitungshäuser verweisen zunächst auf 

die Kostenvorteile durch die automatische Erstellung von Inhalten. Dies gilt 

 
22 https://de.ax-semantics.com/ (28.3.2022) 
23 http://ishmael.ax-semantics.com/ (28.3.2022) 
24 https://www.retresco.de/best-of/ (28.3.2022) 
25 https://textomatic.ag/de/News/detail.185.Google--DNI--Digital-News-Initiative.html 

(28.3.2022) 
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nicht nur für Texte, sondern auch für Grafiken beispielsweise zu den Coronain-

zidenzen in den Landkreisen oder weltweit. Die Genauigkeit und Anschaulich-

keit der Grafiken konnten durch die Datenmenge und die kontinuierliche Aktu-

alisierung deutlich gesteigert werden. Die Nachrichtenagentur AP betont, dass 

durch die Automatisierung die Fehlerhäufigkeit in ihren Veröffentlichungen 

(hier zur Finanzberichterstattung) gesunken sei (Automated Insights o. J.). Auch 

ist es möglich, zeitnah und regional umfassend Meldungen beispielsweise zu 

Unwetterereignissen zu veröffentlichen, die öffentlichen Quellen wie den 

Warnlageberichten des Deutschen Wetterdienstes entnommen werden können. 

Ein weiterer Vorteil ist, dass Meldungen jetzt auch dann erstellt werden können, 

wenn sie nur einen kleinen Anteil von Leser/innen interessieren oder über sie 

zuvor kaum berichtet wurde. Jetzt können Sportberichte nicht nur in Tabellen-

form auch zu kleineren Vereinen produziert werden, Börsennachrichten auch zu 

Unternehmen, die nicht auf den vorderen DAX-Plätzen rangieren. 

Mit automatisch generierten Texten lassen sich offenbar höhere Reichwei-

ten in digitalen Nachrichtenumgebungen genieren. Mit Bezug zu Sportergeb-

nissen hat ein Portal mehr als ein Drittel mehr an Visits und Seitenzugriffen 

sowie eine Anzahl neuer Nutzer/innen in gleicher Höhe verzeichnet (Retresco 

2017). Auch die Sichtbarkeit in Suchmaschinen wird erhöht. Die Suchmaschine 

Google ordnet häufig aktualisierten Inhalten höhere Bedeutung zu. Diese In-

halte werden oft zu Beginn der Suchmaschinenergebnisse angezeigt und ent-

sprechend häufiger von den Suchmaschinennutzenden angeklickt (Meier 2017). 

Diese Effekte lassen sich noch steigern, wenn Varianten der automatisch er-

zeugten Texte veröffentlicht werden. Folglich können so Werbeeinnahmen im 

Internet gesteigert werden. 

Journalist/innen verweisen neben der Einsparung von Zeit für Routinetätig-

keiten darauf, dass strukturierte Daten nicht nur für Standardmeldungen genutzt 

werden, sondern auch die Basis für journalistische Datenanalysen bilden kön-

nen. Hierzu müssen die Ergebnisse jedoch hinsichtlich ihrer Bedeutung bewer-

tet werden. Bereits 2014 verfolgten die Mitarbeiter/innen der Los Angeles 

Times das Ziel, für die Hintergründe von Gewalttaten zu sensibilisieren, indem 

Berichte zu allen Opfern und nicht wie zuvor nur zu ca. 10 % publiziert werden. 

Damit sollten alle regionalen und ethnischen Bezüge in der Zeitung gleichwer-

tiger repräsentiert und ein Bias mit Bezug zu wohlhabenderen Stadtvierteln ver-

mieden werden (Reid 2014; Young/Hermida 2015). 

Durch automatisch generierte Texte können jedoch auch neue Fehler gene-

riert werden. Die automatisch erzeugten Meldungen werden aus Zeit- und Geld-

gründen nach einer Testphase nicht mehr von Journalist/innen überprüft. Bisher 

wurden mindestens drei fehlerhafte Robotertexte Gegenstand öffentlicher Be-

richterstattung. Das größte internationale Aufsehen erregte eine automatisch er-

zeugte Falschmeldung der Los Angeles Times, die online über ein kaliforni-

sches Erdbeben berichtete, das nicht stattgefunden hatte. Ursache der 
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Falschmeldung war eine vorherige fehlerhafte Eingabe in der Datenbank des 

U.S. Geological Survey (Cabral 2017). 

Aus Sicht der Journalist/innen und der Leser/innen ist zu bemängeln, dass 

automatisierte Texte üblicherweise in Deutschland nicht als solche gekenn-

zeichnet werden. Dies gilt sowohl für die Textgenerierung an sich als auch oft 

für die Quelle der Daten. Damit wird ein etablierter Standard im deutschen Me-

dienwesen ausgehöhlt, Autor/innen journalistischer Texte anzugeben und auch 

Agenturmeldungen zu kennzeichnen. Durch eine Praxis, Verfasser/innen und 

Quellen nicht zu benennen, könnte die Bedeutung der Autorenschaft im Jour-

nalismus sinken. Die Leser/innen erhalten so nicht die Möglichkeit, die Qualität 

der Texte auch im Vergleich zu journalistischen Beiträgen zu bewerten. 

Es ist nicht auszuschließen, dass Texte so verfasst werden, dass sie den 

Sichten der jeweiligen Rezipient/innen entsprechen. Während es bei Fußballer-

gebnissen noch vertretbar sein mag, Sportergebnisse aus der Sicht der jeweili-

gen Vereine zu verbreiten, ist es bei Wahlergebnissen zu hinterfragen, ob die 

Ergebnisse eines Wahlkreises in unterschiedlichen Versionen veröffentlicht 

werden sollten, die der vermeintlichen Sicht der jeweiligen Leserschaft entspre-

chen (von Eisenhart Rothe 2017). 

Inzwischen ist es auch möglich, nicht nur strukturierte Daten in Texte zu 

fassen, sondern auch die journalistisch-redaktionellen Texte zu bearbeiten. Für 

die niederländische Nachrichtenagentur ANP erzeugt ein Algorithmus aus jour-

nalistischen Artikeln Texte in leicht verständlicher Sprache, die für den Dienst 

Kids Feed verwendet werden (Fanta 2017, S. 10). Und für die Washington Post 

wurde ein System entwickelt, das Schlagzeilen, also kurze Zusammenfassungen 

von Artikeln oder auch Überschriften, auf die Reaktion des Publikums hin tes-

tet. Dafür werden für einen Artikel unterschiedliche Überschriften durch Jour-

nalist/innen verfasst und dann auf Webseiten oder Informationsintermediären 

veröffentlicht. Auf Basis dieser Erfahrungen werden Journalist/innen dann auch 

bereits während der Arbeit am Artikel Schlagzeilen vorgeschlagen, die bei-

spielsweise Begriffe enthalten, die Leser/innen häufiger anklicken. Die Anwen-

dung kann so weiterentwickelt werden, dass nach unterschiedlichen Distribu- 

tionswegen differenziert werden kann (Wang et al. 2016; zu ähnlichen Entwick-

lungen Duo 2019; Ghosh et al. 2016). 

6.2 Algorithmische Vermittlung von 

Nachrichteninhalten 

6.2.1 Umbruch der Intermediation 

Unter Massenkommunikation wird jene Form der Kommunikation verstanden, 

»bei der Aussagen öffentlich, durch technische Verbreitungsmittel indirekt und 

einseitig an ein disperses Publikum vermittelt werden« (Maletzke, 1963, S. 32). 
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Typische Beispiele sind Fernsehen, Rundfunk sowie gedruckte Zeitungen und 

Zeitschriften. Diese Medien bündeln eine Vielfalt professionell erstellter und 

nach journalistisch-redaktionellen Kriterien ausgewählter Nachrichten- und Un-

terhaltungsangebote. Sie sind Zuschauer/innen, Zuhörer/innen und der Leser-

schaft im jeweiligen Sende- bzw. Verbreitungsgebiet öffentlich zugänglich. Das 

Publikum kann die Meldungen nur im Einzelfall beispielsweise durch Leser-

briefe öffentlich kommentieren. Aus Sicht der Öffentlichkeit kommt Fernsehen, 

Rundfunk und Presse eine Gatekeeperfunktion zu, sie fungierten als Schleusen, 

welche Meldungen die Öffentlichkeit zu hören bzw. zu sehen bekommt. 

Rundfunk und Presse orientieren sich in Deutschland im Gegensatz zu den 

unternehmerisch agierenden Informationsintermediären am »Orientierungsho-

rizont der Öffentlichkeit mit seinen demokratiefunktionalen Anforderungen« 

und erfüllen Funktionen der Information, Kontrolle oder Anwaltschaft (Altme-

ppen 2020, S. 88 f.). Professionelle Journalist/innen kommunizieren, so der An-

spruch, transparent und gewährleisten, dass die für ein Thema relevanten Ak-

teure berücksichtigt und in der Berichterstattung repräsentiert werden (Beck/ 

Donges 2020, S. 28 f.). Ihre Beiträge unterscheiden sich daher grundlegend von 

Meldungen, die von Privatpersonen oder Gruppen heute in sozialen Medien ge-

postet werden. 

Von der Massenkommunikation ist die direktpersonale Kommunikation ab-

zugrenzen. Direktpersonale Kommunikation ist bis zum Aufkommen der Infor-

mationsintermediäre durch den Dialog zwischen zwei oder mehrere Gesprächs-

partner/innen gekennzeichnet. Einseitig versus gegenseitig und öffentlich ver-

sus privat sind Gegensatzpaare, die früher die Unterschiede zwischen Massen-

kommunikation und der direktpersonalen Kommunikation kennzeichneten, 

auch wenn in Einzelfällen Abweichungen zu verzeichnen waren, etwa bei Dis-

kussionssendungen im Fernsehen, bei denen sich die Zuschauer/innen an die 

Diskutieren/den wenden konnten (Beck/Donges 2020, S. 21). 

Durch die derzeitigen Veränderungs- bzw. Verdrängungsprozesse (Hölig et 

al. 2021, S. 8) im Zuge der Digitalisierung des Mediensystems ist mit den Infor-

mationsintermediären ein neuer Vermittlungstyp entstanden, der sowohl die 

Abläufe der Massenmedien als auch die der direktpersonalen Kommunikation 

disruptiv verändert. 

Informationsintermediäre dienen zunächst dem Identitäts- und Kontaktma-

nagement, der Kommunikation mit Bekannten oder Kolleg/innen. Die Nut-

zer/innen erhalten Informationen über ihre jeweilige Stellung innerhalb des Be-

ziehungsgeflechts des Netzwerks sowie über die Veränderungen und Aktivitä-

ten der übrigen Mitglieder (Adelberg 2020, S. 9 ff.). Um den Netzwerkmitglie-

dern einen strukturierten Überblick über voraussichtlich für sie interessante In-

halte zu geben, werden in einem individuellen Newsfeed aktuelle und persona-

lisierte Meldungen anzeigt. Hierzu zählen die persönlichen Nachrichten von Be-

kannten ebenso wie journalistisch-redaktionelle Meldungen. Die Auswahl der 
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angezeigten Informationsinhalte und damit auch der ausgewählten Onlinenach-

richten ist algorithmisch kuratiert. Die wichtigste Basis der algorithmischen 

Empfehlungsentscheidungen sind die Daten, die aus den Nutzungsmustern an-

derer Personen mit ähnlichen Profilen gesammelt wurden. Zweitens fließen die 

Inhalte von Nachrichten, auf die Nutzer/innen schon früher geklickt haben, in 

die Auswahl ein. Drittens werden mithilfe von Text-Mining-Techniken Artikel 

mit ähnlichem Inhalt identifiziert und empfohlen. Schließlich können Nachrich-

tenempfehlungssysteme auch Inhalte empfehlen, für deren Platzierung in den 

Empfehlungen Dritte gezahlt haben (Moeller/Helberger 2018). 

6.2.2 Chancen und Risiken aus der Sicht von Stakeholdern 

Aus Sicht der Informationsintermediäre sind mit der Vermittlung von Online-

nachrichten Chancen verbunden, das eigene Geschäftsfeld zu erweitern. Die 

Unternehmen können die Interessen ihrer Nutzer/innen erfüllen und sie damit 

auf dem eigenen Informationsangebot halten. Die Logik der algorithmischen 

Vermittlung folgt also den auf Werbeeinnahmen ausgerichteten gewinnorien-

tierten Geschäftsmodellen der Informationsintermediäre. Das publikumsweite 

Gatekeeping der Rundfunkstationen und Verlagshäuser wird dabei durch ein 

algorithmisches Gatekeeping auf Basis der Selektionsentscheidungen der Infor-

mationsintermediäre ersetzt. Gleichzeitig wird die Rolle von Medienhäusern im 

Wettbewerb um Werbeeinnahmen geschwächt, die nunmehr den Informations-

intermediären zugutekommen. Die Vermittlung über Informationsintermediäre 

wirkt sich entsprechend in finanzieller Hinsicht negativ auf die Nachrichtenpro-

duzenten aus. Deutlich wird dies an den sinkenden Auflagen und Werbeeinnah-

men der Tageskaufzeitungen, die diametral zum Wachstum der Informationsin-

termediäre eingebrochen sind. Beispielsweise sank die Anzahl der verkauften 

Exemplare von BILD-Zeitung und Frankfurter Allgemeiner Zeitung im vierten 

Quartal 2020 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 2019 jeweils um ca. 12 %, 

die der Süddeutschen Zeitung um 3 %. Die verkauften Exemplare des Nachrich-

tenmagazins DER SPIEGEL fielen im Vergleichszeitraum um ca. 6 % (Mantel 

2021). Die Medienhäuser reagieren darauf einerseits mit Kostenreduktionen, 

andererseits mit der Suche nach neuen Geschäftsmodellen in den digitalen Me-

dien. Davon sind die »publizistische Leistungsfähigkeit« (Puppis et al. 2017, 

S. 22), der journalistisch-redaktionelle Auftrag und in der Folge auch die demo-

kratische Funktion der Medien betroffen. 

Informationsintermediäre agieren nicht als Partner von Medienhäusern, 

sondern als Wettbewerber um die Aufmerksamkeit der Nutzer/innen. Durch die 

Entbündelung der Nachrichten aus den redaktionell ausgerichteten Vermitt-

lungssystemen des Journalismus verändern sie die Vermittlungslogik radikal: 

»An die Stelle journalistischer oder publizistischer Vermittlung, die zumindest 

idealtypisch einem öffentlichen Interesse [...] folgen, treten die Selektion und 
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Präsentation von Mitteilungen mit dem Ziel, Datenströme der Nutzer zu gene-

rieren.« (Beck/Donges 2020, S. 44 f.) 

Verlagshäuser bemängeln, dass Informationsintermediäre journalistisch-re-

daktionelle Inhalte verbreiten, ohne dass die Urheber an den Werbeeinnahmen 

der Informationsintermediäre beteiligt werden. Daher suchen große Zeitungs-

verlage wie der Axel-Springer-Verlag die Zusammenarbeit mit Informationsin-

termediären, um sich so neue Einnahmequellen zu erschließen. Im Mai 2021 

wurde eine Kooperation mit Facebook/Meta verkündet. Inhalte des Axel-Sprin-

ger-Verlags sollen durch Facebook/Meta vermehrt vermittelt und auch im News 

Feed angezeigt werden. Die Kooperation ist nicht auf Deutschland beschränkt, 

sondern weltweit ausgerichtet. Die Kooperationspartner veröffentlichten keine 

Angaben zu den finanziellen Vereinbarungen (dpa 2021). Diese zweiseitige 

Vereinbarung wirkt sich nicht auf andere Medienhäuser aus. 

Die Vermittlung von Artikeln (oder einer Auswahl) erfolgt nicht nur über 

Informationsintermediäre, sondern auch direkt durch die Verlagshäuser selbst 

auf ihren eigenen Internetauftritten oder über elektronische Zeitungsausgaben. 

Damit soll die Leserschaft an das eigene Angebot gebunden und so dem Rück-

gang der verkauften Auflagen entgegengewirkt werden. Auch hier werden al-

gorithmische Empfehlungen eingesetzt. Mit der algorithmischen Vermittlung 

sind Chancen auf die Steigerung der Sichtbarkeit des journalistischen Beitrags 

und den direkten Kontakt zum Publikum verbunden. Nicht nur bei Informa-

tionsintermediären, sondern auch über die Kommentarfunktionen der Internet-

auftritte von Medienhäusern werden Reaktionen und Meinungen zu einzelnen 

Beiträgen direkt und zeitnah sichtbar. Diese Anschlusskommunikation kann 

kritisch oder sogar hasserfüllt, aber auch lobend sein. Durch Weiterleitungen 

und »Gefällt mir« werden andere Nutzer/innen aufmerksam gemacht und so die 

Reichweite für journalistische Inhalte gesteigert (Schmidt 2013). 

Für Journalist/innen und Redaktionen ergeben sich grundlegende Verände-

rungen, die nicht primär die Kommunikationsrolle im Sinne der Qualität der 

erstellten Nachrichten betreffen, sondern vorrangig die Vermittlung dieser 

Nachrichten an das Publikum. »Auch da, wo die über Plattformen vermittelten 

Mitteilungen identisch sind mit den durch die Medien vermittelten Mitteilun-

gen, unterscheiden sich eben die Vermittlungsformen.« (Beck/Donges 2020, 

S. 35) Die journalistisch-redaktionelle Arbeit passt sich den zugehörigen Erwar-

tungen an. Es ist davon auszugehen, dass Inhalte und Stil von Nachrichten auf 

die algorithmische Vermittlung hin ausgerichtet werden. 

Über algorithmische Verfahren werden auf Einzelpersonen oder Gruppen 

zugeschnittene personalisierte Empfehlungen gegeben. Diese entsprechen den 

Interessen der Nutzer/innen, da immer mehr Personen Nachrichten zumindest 

zu einem erheblichen Anteil online rezipieren. Die Vermittlung der Informa-

tionsintermediäre ist also mit einem Mehrwert verbunden. Nutzer/innen erhal-

ten nicht nur die Meldungen selbst angezeigt, sondern auch Hinweise, wie 
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andere Personen die Meldungen bewertet oder kommentiert haben. Sie erhalten 

ebenfalls Meldungen, die von den Mitgliedern ihres Kontaktnetzwerks weiter-

empfohlen wurden. Und sie werden auf wichtige Nachrichten (Breaking News) 

zeitnah hingewiesen, sofern diese ihrem Interessenprofil entsprechen. 

Aus gesellschaftlicher Perspektive liegen in der algorithmischen Empfeh-

lung auch Risiken vor allem für diejenigen Nutzer/innen, die kaum oder keine 

anderen Nachrichtenpfade nutzen. Hier droht die Gefahr, dass dieser Gruppe 

wichtige Meldungen nicht angezeigt werden. 

6.3 Fazit 

Algorithmische Prozesse, die Daten in erzählende oder visualisierende Nach-

richtentexte umwandeln, ohne dass Journalist/innen über die anfängliche Pro-

grammierung hinaus eingreifen, haben sich in vielen Redaktionen für die Er-

stellung von denjenigen Meldungen durchgesetzt, die ständig aktualisiert wer-

den müssen oder auf bestimmte Teilzielgruppen ausgerichtet sind. Dies sind 

beispielsweise Finanz- oder Wetterinformationen, aber auch detaillierte Wahl-

ergebnisse. Sofern das Verfahren definiert ist, lassen sich die Meldungen in kur-

zen Zeitabständen aktualisieren. In vielen Verlagshäusern sind solche Roboter-

texte bereits etabliert. Künftig ist davon auszugehen, dass auch komplexere 

Texte automatisch erstellt werden können. Die technische Entwicklung ersetzt 

bislang nur journalistische Routinetätigkeiten und nicht die Analyse komplexer 

Zusammenhänge. Neben Texten werden auch Grafiken automatisch aktuali-

siert. Andere Anwendungen der Verarbeitung natürlicher Sprache optimieren 

beispielsweise Überschriften von Onlinenachrichten, um so möglichst viele In-

ternetnutzer/innen zum Aufrufen zu motivieren. In diesen Entwicklungen der 

Anpassung an Nutzerinteressen und dem damit verbundenen Bedeutungsverlust 

journalistischer Qualitätsprinzipien liegen die gesellschaftlichen Herausforde-

rungen der automatischen Texterstellung. Von Bedeutung ist dabei insbeson-

dere, inwiefern automatisch erstellte Texte transparent gekennzeichnet werden. 

Wurde die Vermittlung von Nachrichten bislang durch massenmediale 

Strukturen bzw. das Gatekeeping von Medienhäusern geprägt, werden diese 

Prozesse zunehmend durch algorithmische Empfehlungen der Informationsin-

termediäre ersetzt, in denen Nachrichten nur dann im Newsfeed angezeigt wer-

den, wenn sie den Routinen der Nutzer/innen oder ihren Nutzungsgewohnheiten 

entsprechen oder wenn sie im persönlichen Kontaktnetzwerk empfohlen wer-

den. Das Gatekeeping der Massenmedien wird durch das algorithmische Ga-

tekeeping der Informationsintermediäre ersetzt. Aus gesellschaftlicher Perspek-

tive droht die Gefahr, dass wichtige Meldungen einzelnen gesellschaftlichen 

Gruppen nicht angezeigt werden. Gefährdet ist auch die Arbeit von Journa-

list/innen und Redaktionen, da der strukturelle Wandel weg von den Massen-

medien und hin zu den Informationsintermediären die finanzielle Basis 
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insbesondere von Zeitungsverlagen beeinträchtig, indem die Verkaufszahlen 

der gedruckten Medien und in der Folge auch die Werbeeinnahmen sinken bzw. 

letztere den Informationsintermediären zugutekommen. 

Informationsintermediäre bringen Vorteile für die Partizipation von Einzel-

personen. Diese verfügen jetzt über die Möglichkeit, sich öffentlich zu äußern, 

wichtige Meldungen weiterzuleiten bzw. journalistisch-redaktionelle Meldun-

gen zu kommentieren. Für Journalist/innen eröffnen sich neue Wege, über In-

formationsintermediäre Nachrichtenthemen zu recherchieren. 

Algorithmische Vermittlungsstrukturen sind nicht den Informationsinter-

mediären vorbehalten. Medienunternehmen nutzen algorithmische Verfahren 

für die Ergebnisdarstellung und Empfehlungen auf ihren eigenen Internetauf-

tritten. Diesen Angeboten kommt Bedeutung zu, um Nutzer/innen an die eige-

nen Produkte zu binden und um über elektronische Zeitungen oder bezahlpflich-

tige Inhalte Einnahmen zu generieren. 
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7 Einfluss algorithmischer Verfahren und 

Systeme auf die Meinungsbildung 

Das folgende Kapitel fasst die Diskussionsbeiträge und Ergebnisse von empiri-

schen Untersuchungen der Wissenschaft zusammen, die die Auswirkungen per-

sonalisierter Informationsangebote auf Meinungsbildungsprozesse untersucht 

haben. Der erste Teil fokussiert auf individuelle Meinungsbildungsprozesse. Im 

Kern geht es um die Frage, inwieweit die algorithmenbasierten Entscheidungs-

systeme der digitalen Angebote die Vielfalt von verfügbarem Wissen und Mei-

nungen erschließen oder umgekehrt einengend wirken. Der zweite Teil geht auf 

die Veränderungen in der Struktur des öffentlichen Meinungsraums ein. Es wird 

dargestellt, welche integrierenden oder desintegrierenden Wirkungen persona-

lisierten Informationsangeboten auf die Formierung des Meinungsraums zuge-

sprochen werden können. Im dritten Teil werden mögliche Meinungsmanipula-

tionen vorgestellt und hinsichtlich ihres Bezugs zu Algorithmen eingeordnet. 

Zum Thema »Algorithmen in digitalen Medien und ihr Einfluss auf die 

Meinungsbildung« liegen insbesondere für Deutschland erst wenige aussage-

kräftige empirische Forschungsarbeiten vor. Vor diesem Hintergrund sind die 

bisherigen Erkenntnisse zum Einfluss von Algorithmen in digitalen Medien als 

vorläufig einzustufen. 

7.1 Personalisierte Informationsangebote und 

individuelle Meinungsbildung 

7.1.1 Überblick 

Individuelle Meinungsbildung ist aus einer kommunikationswissenschaftlichen 

Perspektive ein meist stark medienvermittelter Prozess der Formierung, Stabi-

lisierung oder Veränderung von Einstellungen und Haltungen einer Person zu 

gesellschaftlich relevanten Themen. Es ist dabei zwischen verschiedenen Infor-

mationsmedien mit jeweils spezifischen Wirkungsweisen zu unterscheiden 

(Bonfadelli 2001). Die Bedingungen, die den individuellen Meinungsbildungs-

prozess beeinflussen, verändern sich infolge medialer und gesellschaftlicher 

Entwicklungen (Eisenstein 1994, S. 13), wie nicht zuletzt der Bedeutungszu-

wachs der Informationsintermediäre zeigt. 

In der politischen und wissenschaftlichen Diskussion besteht hohe Überein-

stimmung, dass algorithmische Systeme grundsätzlich Einfluss auf die Mei-

nungsbildung haben. Dies sei bereits aus dem hohen Nutzungsgrad im Alltag 

vieler Menschen zu folgern. 
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Die Wirkungsweisen von Medien auf individuelle Meinungsbildungspro-

zesse können allgemein anhand der drei Bereiche Themensetzung (Agendaset-

ting), Wissenserwerb (Erwerb von [Fakten-]Wissen über konkrete aktuelle Er-

eignisse) und Meinungsvermittlung (Wahrnehmung von unterschiedlichen [po-

litischen] Positionen zu einem Thema) strukturiert werden (Stark et al. 2017, 

S. 35, Abb. 7.1): 

Abb. 7.1 Die Rolle der Medien für die Meinungsbildung 

 

Quelle: Stark 2017, Folie 6 

Agendasetting bezieht sich auf die Thematisierungs- und Themenstrukturie-

rungsfunktion der Massenmedien. Die Häufigkeit, mit der Medien ein bestimm-

tes Thema aufgreifen, prägt maßgeblich die Bedeutung, die das Publikum die-

sem Thema zuschreibt. Medien können also allein durch die Themenauswahl 

deutliche Akzente setzen (HBI 2018). 

Medien sind darüber hinaus zentral für die Vermittlung von Informationen, 

Fakten und Wissen. Medienangebote ermöglichen den Zugang zu Informatio-

nen und in der Folge den Auf- und Ausbau von Wissensbeständen. Nutzer/innen 

von Medien erwerben beiläufig oder gezielt, unbewusst oder bewusst ein Wis-

sen zu bestimmten Sachverhalten. Auch die subjektive Informiertheit, d. h. die 

individuelle Selbstwahrnehmung und -bewertung des eigenen Wissensstands 

(»fühle ich mich gut oder schlecht informiert«), fließt in den Prozess des Wis-

senserwerbs ein (Bonfadelli 2013, S. 378 f.). 

Meinungsvermittlung bezieht sich darauf, dass Medien nicht nur über das 

Themenspektrum informieren, sondern auch über die Meinungen, die zu diesen 

Themen in der Öffentlichkeit bestehen oder sogar vorherrschen. Beispielsweise 
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können in der medialen Berichterstattung bestimmte Technologien mehrheitlich 

als Chance für den gesellschaftlichen Fortschritt oder aber vorwiegend als Ri-

siko für die Demokratie bewertet und so in der Diskussion gerahmt werden. Der 

Begriff der Rahmung nimmt auf die Eigenschaft medialer Diskurse Bezug, be-

stimmte Teilaspekte eines Themas zu akzentuieren und damit eine bestimmte 

oder auch verschiedene Denkperspektiven auf einen Sachverhalt zu vermitteln 

(Scheufele 2013, S. 96; Stark et al. 2017, S. 39). 

Die Auswirkungen algorithmischer Systeme in digitalen Medien auf indi-

viduelle Meinungsbildungsprozesse lassen sich entlang dieser drei Wirkungs-

weisen untersuchen und beschreiben. 

Bei der algorithmischen Selektion interessiert mit Blick auf die Fragestel-

lung dieses Berichts vor allem, welche Inhalte in welcher Reihenfolge die Re-

zipienten zu sehen oder zu hören bekommen. Die Auswahl erfolgt entweder 

individuell für Einzelpersonen, für Gruppen oder für alle Nutzer/innen, die das 

jeweilige Informationsangebot verwenden. Die algorithmisch personalisierte 

Selektion beeinflusst zum einen, welche Themen und Meinungen das Publikum 

oder ein Teil des Publikums wahrnimmt. Sie bestimmt beispielsweise im News 

Feed von Facebook die Sichtbarkeit eines Beitrags und beeinflusst auf diese 

Weise, ob Nutzer/innen von einem bestimmten Thema oder einer Einstellung 

zu diesem Thema überhaupt erfahren. Hierfür sind die Zielsetzungen der Be-

treiber der Informationsintermediäre relevant, sie treffen trotz des automati-

schen Verfahrens durch die Vorgaben für Algorithmen im Wesentlichen die 

Entscheidung, welche Meldungen den einzelnen Nutzer/innen angezeigt wer-

den und welche nicht (Adelberg 2020, S. 5). 

Derzeit liegen nur wenige belastbare Erkenntnisse darüber vor, wie sich al-

gorithmisch personalisierte Informationsangebote auf die individuelle Mei-

nungsbildung auswirken: Erhöhen sie das Faktenwissen, oder führen sie nur 

scheinbar zu einer verbesserten Informiertheit? Helfen algorithmische Systeme, 

die wahrgenommene Themenvielfalt zu erhöhen, oder engen sie das Themen-

spektrum eher ein? Dass allgemeine Aussagen zu Wirkungszusammenhängen 

in diesem Kontext rar sind, hängt nicht zuletzt mit der Komplexität und Dyna-

mik des Forschungsgegenstands zusammen: Die den algorithmischen Systemen 

zugrunde liegenden Faktoren und Einflussgrößen werden kontinuierlich modi-

fiziert. Ändert sich die Konfiguration des algorithmischen Systems, sind Ver-

änderungen der Auswahlmechanismen von Medieninhalten und somit auch 

Auswirkungen auf die Meinungsbildung zu erwarten. Auch legen Informations-

intermediäre die Prinzipien der algorithmischen Verfahren in der Regel nicht 

offen oder behindern sogar Forschungsarbeiten beispielsweise zu den Verbrei-

tungswegen von Desinformationen (Edelson/McCoy 2021). 

Grundsätzlich ist Meinungsbildung ein vielschichtiger und wechselwir-

kungsreicher Prozess zwischen sozialer und technischer Sphäre. Daraus folgt, 

dass bei der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der Thematik 
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idealerweise das gesamte Informationsrepertoire der Rezipient/innen in den 

Blick genommen werden sollte, welches sowohl digitale als auch analoge An-

gebote umfasst (Stark et al. 2017, S. 126). Das HBI (2018, S. 35) betont in sei-

nem Gutachten, dass in den konkreten Nutzungsepisoden die algorithmische 

Selektion zudem im Zusammenspiel mit individualpsychologischen Mechanis-

men sowie der sozialen Einbettung der Nutzer/innen zu analysieren ist. 

7.1.2 Agendasetting: Thematisierung und 

Themenstrukturierung 

Ein erster Baustein des Meinungsbildungsprozesses gemäß dem hier verwende-

ten Begriffsverständnis ist die Kenntnis der Themen, denen derzeit gesellschaft-

liche Relevanz zukommt, also welche Themenagenda aktuell öffentlich disku-

tiert wird. Algorithmische Systeme in Informationsintermediären können dazu 

beitragen, die Wahrnehmung konkreter Themen zu verstärken und bestimmte 

Aspekte aktueller Streitfragen oder übergreifende Perspektiven auf ein Thema 

in den Blick zu rücken. 

Sozialen Medien wird – wie anderen Mediengattungen auch – ganz allge-

mein ein Effekt auf die individuelle Themenwahrnehmung zugesprochen, sie 

verfügen über Meinungsbildungsrelevanz (Geiß 2015, Stark et al. 2017, S. 15). 

Empirische Ergebnisse zeigen, dass Personen, die auf Facebook mit politischen 

Themen in Berührung kommen, diesen im Anschluss eine gesteigerte Bedeu-

tung zusprechen. Das gilt insbesondere für ansonsten politisch wenig interes-

sierte Nutzer/innen (Feezell 2018, S. 401). Bezüglich der Frage, inwiefern die 

Nutzung algorithmenbasierter Medienangebote langfristig zu einer Themen-

wahrnehmung führt, die signifikant von dem massenmedial verhandelten The-

menspektrum abweicht, sind die wissenschaftlichen Ergebnisse recht eindeutig: 

Stark et al. (2017) kommen in einer Mehrmethodenstudie bezogen auf Deutsch-

land zu dem Ergebnis, dass die Nutzung von Informationsintermediären (insbe-

sondere Facebook und Google) die individuelle Themenagenda nur marginal 

beeinflusst. Auch bei intensiver Nutzung dieser digitalen Angebote als Nach-

richtenquelle unterscheiden sich die von den individuellen Nutzer/innen als 

wichtig angegebenen Themen nicht signifikant von der massenmedial verhan-

delten Themenagenda. Unterschiede in der Bewertung finden sich höchstens bei 

Themen, die in der medialen Berichterstattung nur selten behandelt werden und 

deswegen nicht die Aufmerksamt vieler Menschen wecken, aber von Teilgrup-

pen der Bevölkerung als wichtig angesehen werden (Stark et al. 2017, S. 127). 

Moeller et al. (2016) haben anhand einer bevölkerungsrepräsentativen Be-

fragung in den Niederlanden festgestellt, dass die Nutzung von Facebook ins-

besondere bei jungen und höher gebildeten Personen mit einer erhöhten zuge-

schriebenen Bedeutung für so genannte Nischenthemen einhergeht. Es besteht 

offenbar ein Zusammenhang zwischen der Nutzung personalisierter Medienan-
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gebote und der Wahrnehmung von gesellschaftlich weniger breit diskutierten 

Themen. Dieser Zusammenhang müsse allerdings nicht notwendigerweise als 

Effekt der algorithmischen Personalisierung gedeutet werden, da die entspre-

chenden Bevölkerungsgruppen zwar einerseits personalisierte Nachrichtenan-

gebote überdurchschnittlich intensiv nutzten, andererseits aber unabhängig von 

der Nutzung digitaler Medien an Themen interessiert sein können, denen in der 

öffentlichen Diskussion geringere Aufmerksamkeit gewidmet wird. 

In diesem Zusammenhang ist jedoch zu beachten, dass die Informationsdar-

stellung in sozialen Medien und die darauf aufbauenden Erwartungshaltungen 

der Nutzer/innen auch das journalistisch-redaktionelle Handeln prägt: Eine ver-

gleichende Studie zur Schweiz und Finnland erbrachte das Ergebnis, dass Re-

dakteur/innen ihre Social-Media-Beiträge stärker auf Emotion und Überra-

schungseffekte ausrichten als ihre Beiträge für sonstige digitale Medien, um in 

den News Feed aufgenommen zu werden. Anteilig sind nach Einschätzung von 

Social-Media-Redaktionen unterhaltsame Beiträge im News Feed häufiger ver-

treten als Beiträge zu außenpolitischen oder Wirtschaftsthemen. Somit werden 

die Beiträge der Nachrichtenredaktion darauf ausgerichtet, die Aufmerksamkeit 

der Nutzer/innen zu wecken (2021). Redakteur/innen weisen in Experteninter-

views hierzu zwar auf ihr Bestreben hin, journalistische Standards beizubehal-

ten. Trotzdem wird hier eine inhaltlich-thematische Verlagerung deutlich, die 

in diesem Fall durch die Logik des Facebook-News-Feeds geprägt wird 

(Litschka 2021). Bereits in früheren Studien wurde auf Basis von Textanalysen 

auf die Wechselwirkung zwischen Plattform und Inhalt hingewiesen: Die Nach-

richten werden auf die Nutzungspräferenzen der Plattformen, zumindest bei Fa-

cebook, hin ausgerichtet (Lischka/Werning 2017). 

In wissenschaftlichen Studien konnte nur ein geringer Zusammenhang zwi-

schen der Nutzung personalisierter Medienangebote und Veränderungen im in-

dividuell wahrgenommenen Themenspektrum festgestellt werden. Tendenziell 

vergrößert die Nutzung personalisierter digitaler Informationsangebote das 

Spektrum an individuell wahrgenommenen Themen. Damit einher geht, dass 

auch massenmedial seltener behandelte Themengebiete Beachtung finden. Auf-

grund der geringen Zahl von vorliegenden Forschungsarbeiten zu dieser The-

matik sind diese Erkenntnisse wissenschaftlich als unsicher einzustufen (HBI 

2018). 

7.1.3 Wissensvermittlung 

Medienangebote ermöglichen den Zugang zu Informationen und in der Folge 

den Ausbau individueller Wissensbestände. Dabei kommt es zwangsläufig zu 

Selektionen, die im Fall algorithmischer Systeme u. a. durch die Algorithmen 

geleistet werden. Untersuchungen zu Suchmaschinen zeigen, dass die Nut-

zer/innen in der Regel nur die ranghöchsten Treffer auswählen (Lewandowski 
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2021, S. 157). Auch finden Nutzer/innen Nachrichteninhalte, insbesondere auf 

den Seiten von Suchmaschinen und sozialen Medien, häufig in Form von 

Schlagzeilen und kurzen Inhaltselementen vor, die die Meldung entweder zu-

sammenfassen oder die Aufmerksamkeit der Lesenden wecken sollen. Fundier-

tes Hintergrundwissen wird jedoch vorrangig im Zuge von längeren Leseein-

heiten erworben (Costera Meijer/Kormelink 2015). Die kurzen Text-, Video 

oder Bildelemente fördern eine Rezeption, die in der Literatur als »snacking« 

(naschen) diskutiert wird (Schäfer et al. 2017). Gemeint ist, dass Nutzer/innen 

Inhalte wenig systematisch reflektierend und mit einem möglichst geringen 

kognitiven Aufwand aufnehmen. Schlagzeilen und Ankündigungstexte werden 

nur überflogen. Für die USA wurde festgestellt, dass nur ein geringer Anteil von 

6 bis 17 % der sichtbaren Nachrichteninhalte mit gesellschaftlicher Relevanz bei 

Facebook tatsächlich angeklickt wird (Bakshy et al. 2015). 

In Studien kommt man zu dem Ergebnis, dass eine extensive Nutzung von 

Facebook als Nachrichtenquelle die Informationsaufnahme mittels anderer Me-

dienarten substituiert. Diese Nutzer/innen sind der Auffassung, ausreichend in-

formiert zu sein (Boukes, 2019, S. 12; In der Au et al. 2017, S. 7; Müller et al. 

2016, S. 438). In einer anderen Studie dagegen zeigt sich keine Substitution, 

sondern eine ergänzende Nutzung: Nutzer/innen informieren sich mithilfe von 

Informationsintermediären vielseitiger als Personen, die vor allem klassische 

Medien rezipieren (Stark et al. 2017, S. 109). Bei den Angeboten der Interme-

diäre wird gezielt nach Informationen gesucht, die an anderer Stelle nicht zu 

finden sind, und auf diese Weise zusätzliches Wissen erworben. 

Auch der Wirkungszusammenhang zwischen der Nutzung von Informa-

tionsintermediären und dem objektiven Wissensstand ist Gegenstand wissen-

schaftlicher Studien. Zwar kam eine Studie anhand einer Stichprobe von 529 

deutschen Internetnutzer/innen zu dem Ergebnis, dass eine hauptsächlich mit-

tels sozialer Medien erfolgende Informationsaufnahme mit einem signifikant 

geringeren Wissen über innenpolitische Themen korreliert (auch im Vergleich 

zur Information über die Onlineangebote traditioneller Medien) (Müller 2015). 

Dieser Befund wurde jedoch in anderen Untersuchungen nicht bestätigt. Auf-

bauend auf den Ergebnissen einer 721 Personen umfassenden Onlineerhebung 

in den USA wurde gefolgert, dass die Fülle an Themen und Meinungen in sozi-

alen Medien einen schwachen positiven Einfluss auf den objektiven Wissens-

stand der Rezipient/innen hat (Bode 2016). Studien für den deutschen Sprach-

raum zeigen, dass die Facebook-Nutzung unabhängig von der Intensität und der 

Art der Nutzung keinen messbaren Einfluss auf das Faktenwissen der Nutzer/in-

nen hat (In der Au et al. 2017, S. 61, Müller et. al. 2016). 

Neben dem objektiven Wissensstand werden Einflüsse auf die subjektive 

Informiertheit diskutiert, d. h. die Selbsteinschätzung des eigenen Wissens-

stands zu wichtigen Ereignissen, Personen, Fakten und Hintergründen (Stark 

2017, S. 138). Verschiedene Studien belegen einen positiven Zusammenhang 
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zwischen der Nutzung sozialer Medien und der Selbsteinschätzung der Infor-

miertheit. Personen, die sich hauptsächlich via Facebook und Twitter informie-

ren, überschätzen ihr Wissen teils deutlich (Müller 2015, S. 3 f.). Personen, die 

Facebook nicht gezielt als Nachrichtenquelle nutzen und stattdessen dort eher 

zufällig auf Nachrichten stoßen, schätzen sich als weniger gut informiert ein (In 

der Au et al. 2017, Müller et al. 2016, Tewksbury et al. 2016). 

Die Nutzung digitaler Nachrichtenangebote erweitert die thematische 

Spannbreite der verfügbaren Informationen grundsätzlich: Untersuchungen des 

Reuters Institute for the Study of Journalism zeigen, dass Nutzer/innen sozialer 

Medien insgesamt mit einem breiteren und inhaltlich heterogeneren Quellenan-

gebot in Kontakt kommen als diejenigen, die sich gar nicht im Internet zu aktu-

ellen Nachrichten informieren (Newman 2017). 

7.1.4 Meinungsvermittlung 

Die Bewertung eines Themas hängt eng damit zusammen, wie Personen sub-

jektiv unterschiedliche Positionen zu einem Thema bzw. das vorherrschende 

Meinungsbild hierzu wahrnehmen (Stark et al. 2017, S. 35). Die individuelle 

und in der Folge die kollektive Wahrnehmung der gesellschaftlichen Meinungs-

verteilung zu aktuellen Themen ist medienvermittelt. Auch der direkte Aus-

tausch mit Familie, Freunden und Bekannten fließt in die Meinungsvermittlung 

ein. 

Die Angebote von Informationsintermediären erweitern den Zugang zu In-

halten und Standpunkten. Aus der Erweiterung der Vielfalt der Nachrichten-

quellen können auf einer theoretischen Ebene Auswirkungen auf die Wahrneh-

mung des Spektrums von Themenbewertungen und zirkulierenden Meinungen 

abgeleitet werden. 

Es liegen bislang erst wenige empirische Ergebnisse vor, in welchem Um-

fang die Wahrnehmung der in der Öffentlichkeit (vorherrschenden) Meinungs-

bilder durch die Nutzung von Informationsintermediären geprägt wird. Bei Per-

sonen, die Nachrichten nur bei Facebook verfolgen, sind mit höherer Wahr-

scheinlichkeit Wahrnehmungsverzerrungen in Bezug auf gesellschaftliche 

Mehrheitsverhältnisse zu beobachten. Über alle Themen hinweg »fühlen sich 

die Befragten mit ihrer Meinung signifikant stärker der Mehrheit zugehörig, 

wenn Facebook als Informationsquelle sehr oder eher wichtig war« (Stark et al. 

2017, S. 150). Das ist u. a. dadurch begründet, dass Kommentierungen bei Fa-

cebook schon allein aufgrund der Zusammensetzung der Nutzerschaft nicht das 

Meinungsklima in der Gesellschaft repräsentieren. 
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7.2 Struktur des öffentlichen Meinungsraums 

7.2.1 Überblick 

Mit Informationsintermediären sind Befürchtungen einer steigenden Fragmen-

tierung und Clusterbildung der Öffentlichkeit verbunden. Die Entwicklung 

werde nicht zuletzt durch personalisierte Algorithmen vorangetrieben (Napoli 

2014, S. 348). Mit Bezug zu dieser Fragmentierungshypothese markieren zwei 

Pole die aktuelle Debatte: Zum einen wird befürchtet, dass eine personalisierte 

algorithmische Selektion in den digitalen Angeboten die individuelle Informa-

tionsvielfalt einschränkt. Menschen tendieren generell zu einer selektiven Aus-

wahl von Medieninhalten (sog. Bestätigungsfehler; Donsbach 1991; Knobloch-

Westerwick 2015), und sie engagieren sich zumeist in eher homogenen Grup-

pen, z. B. im Hinblick auf Bildungsgrad oder politische Ansichten (soziale Ho-

mophilie; McPherson et al. 2001). Personalisierungssysteme, die diese Nut-

zungsmuster aufgreifen, würden in der Konsequenz nur einen beschränkten 

Ausschnitt der Realität abbilden. Zum anderen existiert die gegenteilige These, 

dass algorithmische Systeme die vielfältigen Inhalte überhaupt erst verfügbar 

machen und die Konfrontation mit unerwarteten Informationen oder auch die 

ungeplante Rezeption von meinungsbildungsrelevanten Informationen fördern 

(Brundidge 2010; Fletcher/Nielsen 2018). Die wissenschaftlichen Diskussionen 

und gesellschaftlichen Debatten hierzu finden aktuell vor allem unter den 

Schlagworten Filterblase, Echokammer und Polarisierung statt. 

Das Konzept der Filterblase (Pariser 2011) beschreibt, dass personalisierte 

algorithmische Selektion die individuell in Informationsangeboten angezeigte 

Spannbreite der Themen und Meinungen signifikant reduziert. Als Filterblasen 

bezeichnet werden demnach »fragmentierte und voneinander abgeschottete In-

formationsrepertoires, in denen durch Kombination von psychologischen, sozi-

ologischen und technologischen Faktoren die Informationsvielfalt einge-

schränkt ist« (Schmidt 2018, S. 123). Durch die Filterung der Informationsin-

halte hinsichtlich der für die individuellen Nutzer/innen voraussichtlich rele-

vantesten oder präferierten Inhalte wird das inhaltliche Spektrum eingeschränkt. 

Bei weiteren Filterprozessen verengt sich die Vielfalt weiter. 

Eine weitere These ist, dass sich Nutzer/innen auch in sozialen Netzwerken 

mit Gleichgesinnten gruppieren und hierbei nur noch Nachrichten und Meinun-

gen rezipieren, die ihren bestehenden Positionen entsprechen. In diesen 

Echokammern (Sunstein 2001) verstärken sich bestimmte Überzeugungen, weil 

ähnliche Ansichten von allen Seiten widerhallen. Echokammern bezeichnen so-

mit »Kommunikationsräume, in denen keine abweichenden Meinungen zu Ge-

hör kommen, sondern sich Menschen vorrangig in ihren vorgefassten Ansichten 

bestärken« (Schmidt 2018, S. 122). 
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Filterblasen und Echokammern würden, sofern ihre Bedeutung in digitalen 

Medien nachzuweisen ist, die Wahrscheinlichkeit der Fragmentierung der Öf-

fentlichkeit bzw. der Polarisierung in der Gesellschaft erhöhen. Polarisierung 

heißt, dass sich die politischen Einstellungen und Ansichten der Bürger/innen 

in entgegengesetzte Richtungen bewegen. Dabei gehen Zwischentöne verloren 

und Meinungen radikalisieren sich. Es kommt zu einer möglichen »Entmi-

schung von Meinungen« (Budzinski et al. 2020, S. 6) bzw. zu einer Kommuni-

kation von Gleichgesinnten zumindest für den Personenkreis, der nicht nach 

neuen Informationen sucht (Adelberg 2020, S. 14). 

Um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, haben sich Nachrichtenorgane 

wie die New York Times bereits entschieden, bei ihren Top Stories auf Perso-

nalisierungen zu verzichten (Kleinen-von Königslöw 2020, S. 95 f.). 

7.2.2 Filterblasen 

Der Begriff Filterblase wurde nicht von Wissenschaftler/innen, sondern von dem 

Technologieunternehmer und Aktivisten Eli Pariser geprägt. Der Effekt der Fil-

terblase wurde von ihm auf Basis unterschiedlicher Suchmaschinenanzeigen bei 

wenigen seiner Bekannten abgeleitet. In der Berichterstattung in den Massenme-

dien und in der Folge auch in der politischen Diskussion steht die Filterblase als 

Metapher für hochgradig individuelle Informationsräume, in denen die Sichten 

der dort verankerten Akteure stets bestätigt und nicht hinterfragt, aufgegriffen 

und diskutiert werden. Das Phänomen wird nicht nur in Bezug auf Suchmaschi-

nen, sondern auf Informationsintermediäre insgesamt bezogen. In der Wissen-

schaft wird die Bedeutung von Filterblasen zumindest mit Bezug zu Suchmaschi-

nenanzeigen als nicht belegt eingestuft, mit Bezug zu sozialen Medien ist die Be-

wertung divergent, aber vor allem in den auf Europa bezogenen Veröffentlichun-

gen überwiegend skeptisch. Aufgrund der Bedeutung des Themas in der öffent-

lichen Diskussion liegen hierzu mittlerweile zahlreiche Untersuchungen vor, die 

allerdings aufgrund der Unschärfe der Begriffseingrenzung bei Pariser hinsicht-

lich der verwendeten Definitionen voneinander abweichen und damit schwer zu 

vergleichen sind. Die Diskussion in der Öffentlichkeit und die wissenschaftlichen 

Erkenntnisse zu diesem Thema weichen jedoch voneinander ab. Das Thema hat 

auch in der politischen Diskussion eine Bedeutung erlangt, die durch wissen-

schaftliche Studien nicht belegt werden kann (Bruns 2019). 

Für Deutschland aussagekräftige Ergebnisse erbrachte die Analyse von 

Google-Suchergebnissen kurz vor der Bundestagswahl 2017. Sie basiert auf den 

Daten von mehr als 1.500 freiwilligen Datenspendern, auf deren Computern die 

Suchmaschine über einen Zeitraum von fünf Wochen alle vier Stunden automa-

tisiert nach 16 vorgegebenen Namen von Parteien und Politikern suchte. So 

wurde ein Datenbestand von über 8 Mio. Datensätzen erzeugt und ausgewertet. 

Schwerpunkte der Analysen war die Frage nach dem Personalisierungsgrad der 
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Suchergebnisse, dem Anteil der Regionalisierung sowie nach der Gefahr einer 

Filterblasenbildung. Im Ergebnis zeigt sich, dass alle Ergebnislisten im Wesent-

lichen von der Spracheneinstellung, dem Standort und der allgemeinen Rele-

vanz der Webseiten bestimmt sind und sich nicht wesentlich voneinander un-

terscheiden. Eine Personalisierungsstrategie von Google bzw. eine Förderung 

von Filterblasen konnte nicht belegt werden (Krafft et al. 2018). 

In einer explorativen Studie wurden die Auswirkungen der impliziten und 

der expliziten Personalisierung auf die Inhalts- und Quellenvielfalt der Nach-

richtenauswahl durch Google News untersucht. Abgesehen von geringen Effek-

ten der impliziten Personalisierung auf die Inhaltsvielfalt gab es keine Belege, 

die die Filterblasenhypothese stützen. Allerdings wurde eine gewisse Verzer-

rung dahingehend festgestellt, dass Google News bestimmte Nachrichtenanbie-

ter überbewertet und andere, stärker frequentierte Nachrichtenanbieter deutlich 

seltener anzeigt (Haim et al. 2017, S. 330). Vertiefende Analysen zeigen, dass 

insbesondere für diejenigen Personen, die kein ausgeprägtes Interesse an aktu-

ellen Nachrichten haben, algorithmisch strukturierte Medienangebote die nicht 

intendierte Konfrontation mit Nachrichten sogar fördern (Fletcher/Nielsen 

2018, S. 2462). 

Studien zeigen vereinzelt im Ergebnis, dass die algorithmengesteuerte Aus-

wahl der Inhalte in Newsfeeds – der von Facebook enthält eine Auswahl der 

Aktivitäten von Kontaktpersonen, abonnierten Informationsinhalten oder Bei-

trägen, die geliked wurden – zu einer homogeneren und einstellungskonsisten-

teren Zusammenstellung der angezeigten Meldungen und Beiträge führt (Beam 

2013, S. 16; Del Vicario et al. 2016 u. 2017; Krasodomski-Jones 2017). Ursäch-

lich hierfür sind jedoch nicht die algorithmischen Verfahren von Informations-

intermediären, sondern die Beziehungsgeflechte der Nutzer/innen von Face-

book. Sowohl qualitative (Bergström/Jervelycke Belfrage 2018) und experi-

mentelle (Anspach 2017) als auch quantitative (Benkler 2017; Krafft et al. 2017; 

Kümpel et al. 2015) Studien liefern dafür deutliche Hinweise. Auch beeinflus-

sen die persönlichen Interessen der Nutzer/innen, die Informationsintermediäre 

beispielsweise aus den vorausgegangenen Nutzungsmustern folgern, die Nach-

richtenauswahl der algorithmischen Selektion. Nichtinteressierten werden we-

niger politische Informationen bereitgestellt als politisch Interessierten (Thor-

son et al. 2021). Rankingalgorithmen werden seit 2016 von Twitter und Insta-

gram eingesetzt. Diese sozialen Netzwerke hatten die Inhalte zuvor in chrono-

logischer Reihenfolge angezeigt (afp 2016).26 

 
26 Der Kurznachrichtendienst Twitter erlaubt – als Alternative zum Rankingalgorithmus – 

als Standard voreingestellt und als Home bezeichnet, die Einstellung der chronologischen 
Anzeige als »Latest Tweets«. Auch bei der Einstellung »Latest Tweets« verwendet Twit-
ter Algorithmen beispielsweise für die Anzeige von Trends oder Empfehlungen. Der Ran-
kingalgorithmus geriet in die Kritik, weil er beispielsweise weiße Frauen vor farbigen 
Frauen und rechte Inhalte vor linken Inhalten präferierte. Twitter gründete in der Folge 
die Responsible Machine Learning Initiative (https://blog.twitter.com/en_us/topics/com-
pany/2021/introducing-responsible-machine-learning-initiative; Newberry/Sehl 2021). 

https://blog.twitter.com/en_us/topics/company/2021/introducing-responsible-machine-learning-initiative
https://blog.twitter.com/en_us/topics/company/2021/introducing-responsible-machine-learning-initiative
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Ein Algorithmus muss nicht so programmiert sein, dass er die Vielfalt der 

angezeigten Inhalte verengt, sondern kann auch Inhalte auswählen, die andere 

Sichten darstellen. Einem hohen Anteil der Nutzer/innen von Informationsin-

termediären werden nicht primär meinungsbestätigende, sondern auch mei-

nungskonträre Positionen präsentiert, d. h. Informationsintermediäre können die 

Heterogenität und damit die Diversität der wahrgenommenen Themen und Mei-

nungen fördern (Flaxman et al. 2016; Heatherly et al. 2017; Vaccari et al. 2016). 

In einer repräsentativen Befragung aus dem Jahr 2017 berichteten beispiels-

weise rund 30 % der deutschen Nutzer/innen von Nachrichtenaggregatoren, so-

zialen Medien und Suchmaschinen, dass ihnen häufig Inhalte angezeigt werden, 

die nicht ihre Interessen widerspiegeln. Etwa ein Viertel der Nutzer/innen von 

Nachrichtenaggregatoren und sozialen Medien und sogar 35 % der Suchmaschi-

nennutzer/innen gaben zudem an, dass ihnen im Zusammenhang mit Nachrich-

tenthemen häufig Internetquellen angezeigt werden, die sie normalerweise nicht 

ansteuern (Hölig/Hasebrink 2017, S. 36). 

Bei Personen, die politisch extremen Gruppierungen nahestehen, sind aller-

dings tendenziell Filterblaseneffekte zu beobachten (Applebaum 2017; Brühl 

2017; Ernst et al. 2017; Puschmann et al. 2016; Stier et al. 2017;). Gleiches gilt 

für Anhänger/innen von Verschwörungstheorien (Bessi et al. 2015; Del Vicario 

et al. 2016; Mocanu et al. 2015). 

Für die Videoplattform YouTube weisen die Ergebnisse eines qualitativen 

Experiments darauf hin, dass die Vielfalt entsprechend der Filterblasendiskus-

sion eingeengt wird. Das YouTube-Empfehlungssystem basiert darauf, stetig 

eine weitere Videoauswahl einzublenden und diese sofort nach Ablauf des lau-

fenden Videos abzuspielen. Der Algorithmus verfeinert die zugehörigen Nut-

zungsprofile, sobald Personen aus der Vorschlagsliste auswählen. Im Rahmen 

eines Experiments an der Fachhochschule St. Pölten wurden im Sommer 2019 

zwei deutschsprachige Accounts mit manipulierten Merkmalen eingerichtet. 

Diese unterschieden sich nur hinsichtlich der politischen Gesinnung der fiktiven 

Personen als unabhängiger Variable des Experiments. Unterschieden wurde 

nach eher liberalen bzw. konservativen Werten. Für eine Zeitspanne von vier 

Wochen wurden drei Videos pro Tag gezeigt. Das erste Video wurde aktiv ent-

sprechend liberaler bzw. konservativer Werte ausgewählt, danach wurden Vor-

schläge von YouTube akzeptiert. Neben den angezeigten Videos wurden die 

YouTube-Vorschläge erfasst. Zum Ende des Experimentes schienen sich beide 

Accounts in einer Blase zu befinden, die jedoch nur beim konservativen Ac-

count durch die politische Ausrichtung bestimmt wird. Hier finden sich fast aus-

schließlich politische Inhalte. Im Account mit liberalen Werten findet sich ne-

ben politischen Inhalten beispielsweise auch Sportkanäle. Diese Ergebnisse 

deuten darauf hin, dass die politische Gesinnung einen Einfluss in algorithmi-

schen Entscheidungsprozessen hat. Aufgrund der Limitationen des Experiment-

designs bedarf es jedoch weiterer Überprüfung (Litschka 2021, S. 383 f.). Im 
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Sommer 2021 wurde ein weiteres Experiment zum YouTube-Empfehlungs- 

system durchgeführt, dessen Ergebnisse noch nicht vorliegen. Allerdings mel-

dete AlgorithmWatch im September 2021 vorab, dass YouTube-Nutzer/innen 

besonders häufig Videos des Kanals WELT Nachrichtensender vorgeschlagen 

werden. Die Gründe hierfür waren zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Vor-

abmeldung laut AlgorithmWatch unklar (Dorn 2021). Der WELT Nachrichten-

kanal gehört zum Axel-Springer-Konzern. 

Länderbezogene repräsentative Daten zur Filterblasenfrage liegen bislang 

nur für Finnland vor. An Umfragen beteiligten sich fast 4.000 Personen, einge-

stuft wurden die politische Aktivität in sozialen Medien (nicht aktiv in sozialen 

Medien, Follower, teils aktiv, aktiv als Selbsteinschätzung der Befragten), die 

Verstärkung sogenannter Identitätsblasen sowie sonstige Aktivität in sozialen 

Medien und demografische Faktoren. Unter Identitätsblasen wird hierbei die 

persönliche Tendenz verstanden, soziale Identifikation, soziale Präferenz für 

Gleichgesinnte und Informationsvoreingenommenheit im Onlineverhalten zu 

zeigen. Die Ergebnisse zeigen, dass politische Onlineaktivität positiv mit On-

lineidentitätsblasen assoziiert ist. Dieser Effekt ist auch nach der Kontrolle für 

verhaltensbezogene und demografische Faktoren stark. Zusätzlich zur politi-

schen Onlineaktivität erklären die allgemeine Onlineaktivität, die Größe des 

Onlinenetzwerks und grundlegende soziodemografische Hintergrundvariablen 

die Variation der Beteiligung an Onlineidentitätsblasen. Allerdings haben we-

der politische Präferenz noch politisches Interesse einen systematischen Effekt 

auf das Engagement in diesen Blasen (Koivula et al. 2019). 

Zusammenfassend deutet die Studienlage darauf hin, dass die Nutzung al-

gorithmisch personalisierter digitaler Angebote nicht zu einer Verengung des 

individuellen Informations- und Meinungsraums im Vergleich zur Rezeption 

von Massenmedien führt. Die Nutzung sozialer Medien kann zunächst die An-

zahl der Kommunikationspartner und damit die Vielfalt der Meinungen erhö-

hen. Ideen und Argumente, die online geteilt werden, sind tendenziell vielfälti-

ger als diejenigen aus dem unmittelbaren persönlichen Umfeld. Filterblasenef-

fekte konnten bislang für einzelne politisch und gesellschaftlich klar verortbare, 

eher extreme Gruppen empirisch nachgewiesen werden. Filterblaseneffekte 

wurden nicht bei Suchmaschinen oder Nachrichtenaggregatoren beobachtet, mit 

Bezug zu sozialen Netzwerken finden sich in der Literatur wenig Hinweise zu 

bestehenden Filterblasen. 

Bei aller Skepsis in wissenschaftlichen Studien gelten Filterblasen als wei-

terhin zu wenig untersucht. Dies gilt sowohl hinsichtlich ihres Auftretens als 

auch hinsichtlich der Wirkungen auf die Meinungsbildung (Litschka 2021, 

S. 378; Zweig et al, 2017, S. 324). 
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7.2.3 Echokammern 

Die Entstehung von Echokammern wird in inhaltlichem Zusammenhang mit dem 

Phänomen der Filterblasen diskutiert. Während Filterblasen dann entstehen, 

wenn Nutzer/innen bevorzugt innerhalb einer Gruppe kommunizieren, entstehen 

Echokammern dann, wenn Nutzer/innen mit gleichen Sichten nur einander folgen 

und so andere Kommunikationspartner ausschließen (Bruns 2019). Damit ent-

scheiden weniger die algorithmischen Verfahren als vielmehr die Zusammenset-

zung der eigenen Gruppe und das persönliche Selektionsverhalten mit Bezug zu 

einer Erweiterung der Gruppe darüber, ob sich Echokammern bilden. 

Mit Blick auf die Entstehung von Onlineumgebungen, die sich über eine 

geringe Varianz im Meinungsspektrum und eine geringe Durchlässigkeit zu an-

deren Nutzergruppen auszeichnen, sind folglich an erster Stelle soziale Dyna-

miken zu nennen: Menschen organisieren sich sowohl in Online- als auch in 

Offlinekontexten tendenziell in meinungshomogenen Räumen, d. h. es stehen 

bevorzugt Personen mit ähnlichen Einstellungen miteinander in Kontakt (Bessi 

et al. 2015; Colleoni et al. 2014; Gu et al. 2017). Erklärt werden diese Beobach-

tungen in erster Linie mit einer grundsätzlichen Präferenz für Gleichgesinnte. 

Nutzer/innen sozialer Medien betrachten, teilen oder kommentieren außerdem 

bevorzugt Inhalte, mit denen sie prinzipiell einverstanden sind (Mocanu et al. 

2015; Zollo et al. 2015). Beispielsweise klicken Facebook-Nutzer/innen mit ei-

ner geringeren Wahrscheinlichkeit auf Inhalte, die nicht ihre eigene Meinung 

widerspiegeln (Bakshy et al. 2015, S. 2). 

Indizien dafür, dass die Angebote der Informationsintermediäre das Entste-

hen von Zusammenschlüssen begünstigen, innerhalb derer bestimmte Weltsich-

ten oder Ideologien vertreten werden und sich gegenüber widerstreitenden In-

formationen abgeschottet wird, liegen vor allem für zahlenmäßig kleine und po-

litisch klar zu verortende Personengruppen vor (Bakamo.Social 2021; Brühl et 

al. 2017). Im Fall von YouTube wurde beispielsweise für rechtsradikale Bewe-

gungen in Deutschland und den USA gezeigt, wie die auf Ähnlichkeiten basie-

renden Empfehlungssysteme der digitalen Angebote die Entstehung von 

Echokammern begünstigen (Kaiser/Rauchfleisch 2018). 

Die große Mehrheit der Nutzer/innen sozialer Medien kommt regelmäßig 

mit konträren Meinungen in Kontakt. Die Nutzung von Facebook und ähnlichen 

Onlinediensten führt per se in Deutschland nicht in großem Maßstab zu abge-

schotteten Kommunikationsräumen (Stark 2017). Für Großbritannien wurden 

vergleichbare Ergebnisse ermittelt: Die überwiegende Mehrheit der erwachse-

nen britischen Internetnutzer/innen bewegt sich in wenig abgeschotteten On-

lineumgebungen. Anzeichen von Echokammern wurden nur für 8 % der Befrag-

ten nachgewiesen. Bei diesen handelte es sich vor allem um Personen mit einem 

wenig ausdifferenzierten Medienrepertoire und einem niedrigen Interesse an 

politischen Themen (Dubois/Blank 2018). 
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7.2.4 Polarisierung 

In vielen Ländern ist eine (politische) Polarisierung zu beobachten im Sinne der 

Zunahme extremeren Positionen des politischen Spektrums. In der Folge grup-

pendynamischer Prozesse entwickeln sich Einstellungen in gesellschaftlichen 

Gruppen hin zu extremeren Ausprägungen; die Gruppen entwickeln dann ext-

remere Positionen bzw. treffen extremere Entscheidungen als auf Grundlage der 

Einstellungen der Gruppenmitglieder zu erwarten wäre (Hagen et al. 2017, S. 1). 

Vielerorts stehen sich verschiedene Lager gegenüber, die offenbar immer we-

niger gewillt sind, Kompromisse einzugehen. In jüngerer Vergangenheit lenk-

ten vor allem bestimmte politische Entwicklungen das Interesse auf dieses 

Thema, z. B. der US-Wahlkampf im Jahr 2020, der EU-Austritt Großbritanniens 

oder die Querdenkerbewegung im Zuge der Covid-19-Pandemie. 

Polarisierungseffekte sind, noch ohne Berücksichtigung verstärkender al-

gorithmischer Selektionsmechanismen, als Resultat persönlicher Selektion bei 

der Mediennutzung beispielsweise in den USA empirisch gut nachgewiesen 

(Hagen et al. 2017). Darüber hinaus wird untersucht, ob speziell die Nutzung 

sozialer Medien bzw. eine personalisierte algorithmische Selektion die Polari-

sierung signifikant begünstigt, wenn nicht sogar maßgeblich verursacht. 

Es gibt Indizien dafür, dass es insbesondere in Diskussionen auf Twitter zu 

einer Polarisierung der Nutzergruppen kommen kann (Flaxman et al. 2016; Ha-

gen et al. 2017). Speziell auf die Nutzung algorithmisch vorgefilterter Nach-

richteninhalte bezogen wurde eine Polarisierung anhand parteipolitischer The-

menfelder diagnostiziert (Tewksbury/Riles 2015; Tewksbury/Rittenberg 2012). 

Die Forschungslage ist allerdings insgesamt nicht konsistent. In einer Erhe-

bung in den USA wurden zwar Anzeichen für Polarisierungstendenzen in sozi-

alen Medien gefunden (Harris et al. 2014, S. 1325). Allerdings nahm die Pola-

risierung im Verlauf des zweijährigen Untersuchungszeitraums ab. Für 

Deutschland, Spanien und die USA ist am Beispiel von Twitter belegt, dass die 

Nutzung sozialer Medien mit einem sinkenden Grad der Polarisierung bei den 

geäußerten Meinungen einhergeht. Dies wird mit Netzwerkeffekten begründet. 

Im Zeitverlauf konnte für den Großteil der Nutzer/innen eine Verschiebung der 

individuellen Einstellungen hin zu tendenziell moderateren Positionen gezeigt 

werden. Nur für den kleinen Anteil der Menschen mit sehr meinungshomoge-

nen Netzwerken wurden Hinweise auf eine zunehmende Verschiebung der ei-

genen Standpunkte hin zu radikaleren Positionen gefunden (Barberá 2015). In 

einer breit angelegten und über 4 Jahre hinweg durchgeführten, für die Bevöl-

kerung der USA repräsentativen Studie wurden teils unterschiedliche Auswir-

kungen auf den Nachrichtenkonsum je nach Informationsintermediär gefunden 

(Kitchens et al. 2020). Eine verstärkte Nutzung von Facebook war mit einer 

erhöhten Vielfalt an Informationsquellen und einer Verschiebung des Nachrich-

tenkonsums hin zu parteiischeren Seiten verbunden, eine verstärkte Nutzung 
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des Nachrichtenaggregators Reddit mit einer erhöhten Vielfalt und einer Ver-

schiebung hin zu moderateren Seiten und eine verstärkte Nutzung von Twitter 

mit geringen bis keinen Veränderungen in beiden Bereichen. Dies kann verdeut-

lichen, dass in Studien, in denen die Einzelaspekte an teils wenigen Personen 

beleuchtet wurden, für eine Einschätzung der Einflüsse von Algorithmen in di-

gitalen Medien wenig aussagekräftig sind. 

Die wenigen empirischen Befunde für Deutschland zeichnen ebenfalls ein 

uneinheitliches Bild. Meist wird argumentiert, dass ein breites Informationsre-

pertoire grundsätzlich die Ausbildung politisch radikaler Positionen mindert 

(HBI 2018). Vor allem der Bildungsgrad wird als entscheidender Faktor für das 

Ausmaß der Polarisierung herausgearbeitet. Zwar zeigte sich, dass Meinungen 

in bestimmten Bevölkerungsteilen umso stärker polarisiert sind, je ausgiebiger 

diese sich in sozialen Netzwerken informieren, zugleich scheint aber der inter-

venierende Effekt des Bildungsstandes relevant zu sein, da Polarisierungsef-

fekte nur unter der Bedingung niedriger formaler Bildung nachzuweisen sind. 

Dementsprechend wird davor gewarnt, eine gesellschaftliche Polarisierung im 

Wesentlichen allein mit der Verbreitung und der Nutzung sozialer Medien zu 

erklären (Hagen et al. 2017). 

7.3 Meinungsmanipulation in Informationsinter-

mediären 

7.3.1 Überblick 

Informationsintermediäre wie Facebook/Meta oder Twitter bieten aufgrund ih-

rer auf algorithmisch personalisierter Selektion aufbauenden Funktionen und 

ihrer hohen Reichweite Voraussetzungen für großflächige Desinformations- 

und Manipulationskampagnen. Zwar gab es historisch gesehen schon immer 

gezielte mediale Manipulationsanstrengungen (Daniel 2018). Doch erst in den 

sozialen Medien können sich desinformierende Nachrichteninhalte massenhaft, 

schnell und global weiterverbreiten und im Zusammenspiel mit den klassischen 

Medien eine besondere gesellschaftliche Wirkkraft entfalten (Gu et al. 2017). 

Der technische Fortschritt erweitert zudem die Möglichkeiten, Inhalte zu mani-

pulieren, beispielsweise durch technisch ausgereifte Videomanipulationen 

(Deepfakes). 

Auch wenn Deepfakes bisher in Deutschland keine wichtige Rolle spielen 

(Stegers 2021, S. 11), wird die Thematik der gezielten Desinformation in Infor-

mationsintermediären als bedeutende gesellschaftliche Herausforderung aufge-

fasst (Kap. 2). Der Einfluss von Desinformation resultiert jedoch nicht in erster 

Linie aus algorithmischen Systemen. Entsprechende Beiträge können allerdings 

dann durch algorithmische Entscheidungssysteme in ihrer Wirkung verstärkt 

werden, wenn sie aufgrund ihres Neuigkeitswertes häufiger aufgerufen und 
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geteilt bzw. häufiger auf den Ergebnislisten angezeigt werden, sodass sie stärker 

die Aufmerksamkeit erregen. Dies gilt u. a. für die Informationsintermediäre Fa-

cebook und Twitter. Damit werden die Inhalte algorithmisch zwar wertungsfrei 

und neutral weitervermittelt, allerdings wird die Aufmerksamkeit der Nutzer 

gezielt darauf gelenkt (Beck/Donges 2020, S. 43; Kellner 2019. S. 53). 

7.3.2 Desinformierende Inhalte 

Desinformierende Inhalte werden in der öffentlichen Diskussion meist als 

Falschnachrichten (Fake News) bezeichnet. Der Begriff umfasst manipulie-

rende, irreführende oder (nachweislich) falsche Nachrichten, die bewusst aus 

wirtschaftlichen oder ideologischen bzw. politischen Gründen verbreitet wer-

den (Hendrix/Carroll 2017; Rühl 2017; Sängerlaub 2017). Satire oder Parodien, 

mit denen keine irreführenden Absichten verbunden sind, zählen nicht zu den 

Desinformationen (Borges/Gambarato 2019, S. 604). 

Mit Bezug zum politischen Raum und zu gesetzgeberischen Maßnahmen 

kommt desinformierenden Inhalten eine Schlüsselrolle zu. In der Wissenschaft 

ist das Thema seit dem US-Präsidentschaftswahlkampf 2016 präsent, als ver-

stärkt politische Falschnachrichten auf Social-Media-Kanälen verbreitet wur-

den. Ob diese desinformierenden Inhalte die Wahlentscheidung beeinflusst ha-

ben, ist jedoch wissenschaftlich nicht belegt (Schwaiger/Eisenegger 2021, 

S. 359). 

Die Präsentation dieser desinformierenden Kommunikationsinhalte weist 

häufig bestimmte Merkmale auf. Dazu gehört eine Neugierde weckende visu-

elle Darstellung (Vousoughi et al. 2018), eine auf emotionale Reaktionen fo-

kussierende Auswahl und Darstellung der Inhalte (Wardle/Derakhshan 2017) 

sowie eine simplifizierende Ausführung komplexer Sachverhalte (Gu et al. 

2017). 
Desinformierende Inhalte werden häufig hinsichtlich ihrer Themenauswahl 

und Gestaltung auf die algorithmischen Systeme der Informationsintermediäre 
hin ausgerichtet, um ein hohes Maß an Nutzerinteraktionen hervorzurufen (Ne-
matzadeh et al. 2017; Shao et al. 2018). Während die Vertrauenswürdigkeit ei-
ner Quelle durch die algorithmischen Verfahren in der Regel nicht beurteilt 
wird, werden Inhalte mit einem hohen sensationshaften Potenzial bei der Rele-
vanzzuschreibung in der Regel stärker priorisiert (Alejandro 2014, Ander-
son/Caumont 2014).27 Auf den Plattformen entfalten desinformierende Inhalte 
somit eine hohe Dynamik: Twitter-Meldungen, die als faktisch falsch klassifi-
ziert wurden, verbreiteten sich beispielsweise im Zeitraum 2006 bis 2017 in den 
USA schneller als die als wahr eingestuften Inhalte (Vosoughi et al. 2018). Je 
meinungshomogener einzelne Gruppen von Nutzer/innen sind, desto größer ist 

 
27 Anzumerken ist, dass Facebook im Jahr 2018 seinen Algorithmus zugunsten geprüfter 

Inhalte verändert hat. Untersuchungsergebnisse vor dieser Zeit verlieren damit an Aussa-
gekraft für die derzeitige Sachlage. 
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die Wahrscheinlichkeit, dass zu den Meinungen der Gruppe passende Meldun-
gen und Beiträge weitergeleitet werden und somit ein großes Publikum errei-
chen können. Folglich verbreiten sich beispielsweise bei Facebook desinformie-
rende Inhalte insbesondere innerhalb von Personenkreisen mit ähnlichen geteil-
ten Einstellungen und Weltanschauungen (Vicario et al. 2016). 

Eine genaue Quantifizierung des Ausmaßes von desinformierenden Informa-
tionen bei Informationsintermediären in Deutschland ist mangels unzureichender 
Datenlage nicht möglich. Jedoch liegen Einschätzungen von Expert/innen vor, 
welche Formen der Desinformation in Deutschland eher oder sehr verbreitet sind. 
Von diesen werden verzerrte Darstellungen, Behauptungen ohne Faktenbasis so-
wie suggestive Deutungen am häufigsten benannt (Abb. 7.2). 

Wissenschaftliche Analysen fanden bislang überwiegend in den USA statt: 
Eine Untersuchung im Zuge des US-Präsidentschaftswahlkampfs im Jahr 2016 
zeigt im Ergebnis, dass Falschnachrichten, die den republikanischen Kandida-
ten Trump unterstützten, auf Facebook 30 Mio. Mal geteilt wurden, im Fall der 
demokratischen Kandidatin Clinton war die Zahl mit 7,5 Mio. deutlich niedri-
ger. Diese Werte sind allein auf die unterschiedliche Anzahl der Trump und 
Clinton zugeordneten Artikel (114 für Trump bzw. gegen Clinton gerichtet so-
wie 41 für Clinton bzw. gegen Trump) und die Durchschnittswerte für die An-
zeige von Informationsinhalte zurückzuführen. Die Auswahl berücksichtigt 
Falschnachrichten, die von anerkannten Faktenprüfungsorganisationen wie Po-
litiFact nachgewiesen wurden. In einer nicht repräsentativen Bevölkerungsbe-
fragung im November 2016 wurden die Teilnehmer/innen gefragt, ob sie sich 
an eine Nachricht erinnern können. Hochgerechnet auf die Bevölkerung bestä-
tigten (je nach Falschmeldung) bis zu 70 % der US-Amerikaner, die Anzeige 
gesehen zu haben, mehr als 55 % gaben an, diesen Falschnachrichten geglaubt 
zu haben (Allcott/Gentzkow, S. 226). 

In einer länderübergreifenden Studie wurde für den Kurznachrichtendienst 
Twitter ermittelt, dass der Anteil an intendierten Falschnachrichten in den Zeit-
perioden der nationalen Parlamentswahlen in Deutschland und Großbritannien 
bei rund 12 % lag, in Frankreich bei rund 6 % (Kaminska et al. 2017). Dazu trägt 
die höhere Verbreitungsrate von falschen Meldungen bei. Für Twitter wurde auf 
Basis von 125.000 Meldungen, deren Inhalte von Factchecking-Organisationen 
im Zeitraum 2006 bis 2017 geprüft wurden, belegt, dass Falschnachrichten sich 
um ein Vielfaches mehr verbreiten als wahre Meldungen. Der Grad der Neuar-
tigkeit und die emotionalen Reaktionen der Empfänger auf Falschnachrichten 
könnten hierfür verantwortlich sein. (Vousoughi et al. 2018). 

Dass ein großer Anteil der Falschmeldungen in Deutschland durch eine 

kleine Gruppe von professionellen Akteuren/innen verbreitet wird, zeigen u. a. 

Sängerlaub et al. (2018) in einer Untersuchung, die sich mit der Verbreitung 

von Falschnachrichten während des Bundestagswahlkampfs 2017 beschäftigte. 

Sängerlaub et al. (2018) kommen zu dem Schluss, dass Befürchtungen, bei-

spielsweise zur Verbreitung von Desinformationen über Spitzenkandidat/innen, 

nicht eintraten. Fake News würden nur dann eine mehr als überschaubare 
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Reichweite erzielen, wenn sie von klassischen Medien, die auch sonst hohe 

Reichweiten erzielen, aufgegriffen und verbreitet werden. 

Abb. 7.2 Verbreitung von Desinformation in Deutschland 

 

Basis: Fachleute in Deutschland; n = 63 

Quelle: Stegers 2021, S. 11 
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Die überwiegende Mehrheit der als Falschnachrichten eingestuften Inhalte 

wurde von Personen erzeugt, die im politischen Spektrum weit rechts einzuord-

nen sind (Applebaum et al. 2017; Decker et al. 2017; Narayanan et al. 2018; 

Neudert et al. 2017; Sängerlaub et al. 2018; Voigt/Seidenglanz 2018). Es zeigt 

sich zudem, dass die extremen Rechten soziale Medien nicht nur überproporti-

onal nutzen (Hegelich 2018), sondern dabei teilweise auch sehr straff organi-

sierte kampagnenartige Desinformationsaktionen lancieren und gezielt ein Bild 

zu vermitteln suchen, wonach ihre radikalen Positionen bereits in großen Be-

völkerungsteilen verankert sind (Marwick/Lewis 2017). Vor der deutschen 

Bundestagswahl 2017 gab es Versuche, Desinformationskampagnen in sozialen 

Netzwerken zu lancieren (Applebaum et al. 2017). Ein konkretes Beispiel ist 

das rechtsextreme Netzwerk »Reconquista Germanica«, aus dem heraus ver-

sucht wurde, mit konzertierten Twitter-Aktionen Einfluss auf politische Diskus-

sionen und Nachrichtensendungen im Fernsehen auszuüben (Ebner 2018). 

Auch auf Seite der Rezipient/innen sind es vor allem Nutzer/innen aus dem 

rechten Spektrum, die mit höherer Wahrscheinlichkeit die Inhalte der Falsch-

nachrichten für richtig halten (Applebaum et al. 2017; Scott 2017). 

In den sozialen Medien verbreiten nicht nur menschliche Akteure desinfor-

mierende und hasserfüllte Inhalte. Social Bots, automatisch agierende Ac-

counts, die Falschnachrichten gezielt verbreiten, sind auch in Deutschland ein 

Gefahrenpotenzial (Hegelich 2016; Shao et al. 2018; Woolley/Howard 2016). 

Social Bots sind insbesondere auf dem Kurznachrichtendienst Twitter zu finden 

und werden zum Teil eingesetzt, um öffentliche Debatten zu beeinflussen. Das 

tatsächliche Ausmaß der realen Einflussnahme ist allerdings nicht bekannt, was 

u. a. daran liegt, dass automatisch agierende Accounts auch mit technischen 

Mitteln kaum einwandfrei als solche zu identifizieren sind. »Social Bots können 

je nach technischer Entwicklungsstufe eine menschliche Identität unterschied-

lich gut vortäuschen. Einfache Social Bots erkennen Schlüsselbegriffe [...] und 

reagieren darauf, indem sie Bilder aus dem Internet posten oder Kommentare 

retweeten. Einige imitieren das Verhalten menschlicher Nutzer, indem sie zu 

unterschiedlichen Tageszeiten einen unterschiedlichen Grad an Aktivität vor-

täuschen. Komplexere Social Bots können Kommunikationsinhalte analysieren 

und Dialoge führen.« (TAB 2017, S. 14) Laut TAB (2017, S. 14) dominierten 

2017 einfache Social Bots im Internet. 

In einer Reihe von Studien wurde sich dem Thema Social Bots im Zuge des 

Bundestagswahlkampfs 2017 in Deutschland gewidmet. Im Ergebnis zeigt sich, 

dass Social Bots allenfalls eine untergeordnete Rolle spielten (Applebaum et al. 

2017; Hegelich 2018; Neudert et al. 2017; Rühl 2017, Sängerlaub 2017). Auch 

ergaben Simulationen von Kommunikationsabläufen in sozialen Medien, dass 

bereits eine geringe Zahl von Social Bots ein falsches Bild der Stimmungslage 

in Onlinediskussionen erzeugen kann (Ross et al. 2019). 
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Zur Frage, ob Desinformation zu Einstellungs- oder Verhaltungsänderun-

gen führt, fehlen bislang belastbare Forschungsergebnisse. Fast die Hälfte der 

befragten Expert/innen einer Studie an der HAW Hamburg sieht hier For-

schungsbedarf (Stegers 2021). 

Aus Nutzersicht wird das Phänomen der intendierten Falschnachrichten in 

sozialen Medien als problematisch wahrgenommen. Rund 80 % der deutschen 

Internetnutzer/innen sind einer Befragung aus dem Jahr 2017 zufolge der Auf-

fassung, dass gesetzliche Regelungen notwendig sind, damit desinformierende 

und falsche Meldungen schneller gelöscht werden (können). Zusätzlich sahen 

60 % in Falschmeldungen eine Bedrohung für die Demokratie (forsa 2017). In 

einer EU-Befragung vom Februar 2018 antworteten 24 % der deutschen Befrag-

ten, dass sie sich (fast) täglich mit Nachrichten konfrontiert sähen, die sie als 

falsch einstufen (EK 2018). 42 % bewerteten dies als ein gewichtiges Problem 

für das demokratische Staatswesen. 

In Zusammenhang mit Falschnachrichten bei Informationsintermediären 

wird des Weiteren in fach- und massenmedialen Diskursen auch die Verbrei-

tung von hasserfüllten Inhalten diskutiert. Es wird von unterschiedlichen Seiten 

festgestellt, dass der Umgangston in Onlinediskussionen häufig, insbesondere 

bei politisch brisanten Themen, aggressiv, emotional und wenig kompromiss-

suchend ist (Bakamo.Social 2021; Freelon 2015; Leiser et al. 2017; Schweiger 

2017; Stark 2017). 

Bei hasserfüllten Inhalten handelt es zunächst, wie oft auch bei Desinforma-

tionen, um emotional aufgeladene Beiträge, die ggf. auch manipulativen Charak-

ter haben können und zu einer Polarisierung in der öffentlichen Kommunikation 

beitragen (Lobigs 2020, S. 169). Aufgrund dieser aufmerksamkeitsweckenden 

Merkmale werden sie in sozialen Netzwerken schneller und häufiger verbreitet 

als inhaltlich korrekte und sprachlich sachliche Meldungen. Hass wirkt dann als 

Beschleuniger für Desinformation. Diese sprachlichen Muster können auch in-

tendiert manipulierend eingesetzt werden, um Botschaften so zu verfassen, dass 

ihnen in den algorithmischen Prozeduren der sozialen Netzwerke hohe Aufmerk-

samkeit und hohe Verbreitung zukommt (Buiten 2021, S. 9 f.) 

7.3.3 Zielgruppenspezifische Werbekampagnen 

(Microtargeting) 

Betreiber sozialer Medien, von Netzwerkplattformen und Videoportalen bieten 

ihren (Werbe-)Kunden ein breites Spektrum digitaler Marketingwerkzeuge und 

-techniken an. Damit eröffnen sie zum einen die Möglichkeit, mit geringem 

Mitteleinsatz über ihre digitalen Kanäle ein großes Publikum zu erreichen. Zum 

anderen aber bietet die umfangreiche personenbezogene Datenbasis der Platt-

formanbieter die Chance, Zielgruppen für die jeweiligen – auch politischen – 

Werbebotschaften zu definieren. Somit können maßgeschneiderte Botschaften 
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erstellt und passgenau an kleine, sehr klar definierte Personengruppen verteilt 

werden. Zur Profilbildung auf Basis der Angaben bzw. Datenspuren der Social-

Media-Nutzer/innen werden algorithmische Verfahren eingesetzt. 

Bei dieser als Microtargeting bezeichneten Kommunikationsstrategie wird 

die Bevölkerung anhand beispielsweise soziodemografischer oder geografi-

scher Kriterien unterteilt und anschließend gemäß ihren jeweiligen Vorlieben, 

Interessen und Einstellungen angesprochen. 

Einsatz, Umfang und Auswirkungen von Microtargetingkampagnen wur-

den besonders in Bezug auf die politische Sphäre untersucht. Spätestens seit der 

Präsidentschaftswahl 2008 in den USA spielen zielgruppenspezifische Werbe-

kampagnen im Verlauf demokratischer Wahlen und Abstimmungen eine wich-

tige Rolle. Politisches Microtargeting ist eine Methode, die sich (zumindest in 

den USA) flächendeckend durchgesetzt hat, um Wähler/innen anzusprechen 

und zu mobilisieren. 

In Deutschland haben zumindest die größeren deutschen Parteien im Bun-

destagswahlkampf 2017 Microtargeting betrieben (Hausen/Kogel 2017). Einige 

Parteien veröffentlichten ihre Anzeigen auch auf Ihren Webseiten. Während des 

Europawahlkampfs haben beispielsweise CDU/CSU und SPD über 15.000 An-

zeigen auf Facebook geschaltet. »Diese Anzeigen sind häufig inhaltlich iden-

tisch, werden aber auf unterschiedliche Zielgruppen angewandt.« (Hegel-

ich/Serrano 2019, S. 6) 

Inwieweit bestimmte Beeinflussungsstrategien zu einer tatsächlichen Mei-

nungsveränderung bei den Nutzer/innen führen, ist von diversen Faktoren ab-

hängig (Chen/Potenza 2018). Umstritten ist, welchen Beitrag politisches 

Microtargeting auf das Wahlverhalten tatsächlich hat. Grundsätzlich ist es auch 

in Deutschland möglich, öffentlich zugängliche Facebook-Daten zu sammeln 

und daraus beispielsweise Wechselwähler/innen zu identifizieren (Papakyriako- 

poulos et al. 2017). 

7.4 Fazit 

In der politischen und wissenschaftlichen Diskussion besteht eine hohe Über-

einstimmung, dass algorithmische Systeme grundsätzlich Einfluss auf die Mei-

nungsbildung haben. Dies folgt bereits aus der hohen Akzeptanz von Informa-

tionsintermediären im Alltag vieler Menschen. 

Individuelle Meinungsbildung ist ein stark medienvermittelter Prozess der 

Formierung, Stabilisierung oder Veränderung von Einstellungen und Haltungen 

einer Person zu gesellschaftlich relevanten Themen. Es ist dabei zwischen ver-

schiedenen Informationsmedien mit jeweils medienspezifischen Wirkungswei-

sen zu unterscheiden. Die Rahmenbedingungen, die den individuellen Mei-

nungsbildungsprozess beeinflussen, verändern sich infolge medialer und gesell-

schaftlicher Entwicklungen. 
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Die Wirkungen können entlang von drei Wirkungsweisen unterschieden 

werden: Thematisierung/Themenstrukturierung, oft als Agendasetting bezeich-

net, Wissensvermittlung sowie Meinungsvermittlung. Diese Wirkungsweisen 

sind für alle Medien gültig. 

Empirische Ergebnisse zeigen, dass Personen, die auf Facebook mit politi-

schen Themen in Berührung kommen, diesen im Anschluss eine gesteigerte Be-

deutung zusprechen. Bezüglich der Frage, inwiefern die Nutzung von algorith-

menbasierten Medienangeboten langfristig zu einer von den Massenmedien ab-

weichenden Themenwahrnehmung führt, sind die wissenschaftlichen Ergeb-

nisse recht eindeutig: Die Nutzung von Informationsintermediären beeinflusst 

die individuelle Themenagenda nur marginal. Auch bei intensiver Nutzung von 

Informationsintermediären als Nachrichtenquelle unterscheiden sich die von 

Personen benannten wichtigen Themen nicht signifikant von der massenmedial 

verhandelten Themenagenda. Dazu tragen die weiterhin breit gefächerten Infor-

mationsrepertoires in Deutschland bei. Tendenziell vergrößert die Nutzung per-

sonalisierter digitaler Informationsangebote das Spektrum an individuell wahr-

genommenen Themen. Damit einher geht, dass auch massenmedial seltener be-

handelte Themengebiete Beachtung finden. 

Medienangebote ermöglichen den Zugang zu Informationen und in der 

Folge den Ausbau individueller Wissensbestände. Untersuchungen zur Nutzung 

von Suchmaschinen zeigen, dass die Nutzer/innen in der Regel nur die rang-

höchsten Treffer auswählen und damit ein eng gefasstes Spektrum der ihnen 

angezeigten Verweise nutzen. Sie finden Nachrichteninhalte in sozialen Medien 

meist als kurze Inhaltselemente. Fundiertes Hintergrundwissen wird so nicht 

erworben. Untersuchungen zeigen, dass sich Menschen über digitale Medien 

vielseitiger informieren. 

Nutzer/innen sozialer Medien kommen mit einem breiteren und inhaltlich 

heterogeneren Quellenangebot in Kontakt. Die von den Informationsintermedi-

ären vermittelten Informationsinhalte erweitern den Zugang zu Inhalten und 

Standpunkten. In welchem Umfang die individuelle Wahrnehmung des gesell-

schaftlichen Meinungsklimas durch die Nutzung algorithmisch strukturierter di-

gitaler Medien geprägt wird, ist bislang nicht hinreichend untersucht. Bei Per-

sonen, die Nachrichten nur über soziale Medien verfolgen, sind mit höherer 

Wahrscheinlichkeit Wahrnehmungsverzerrungen in Bezug auf gesellschaftliche 

Mehrheitsverhältnisse zu beobachten. Auch gibt es Hinweise, dass sich Nut-

zer/innen mit eingeschränkten Informationsrepertoires hinsichtlich ihrer Mei-

nungen eher der Mehrheit zugehörig einschätzen. 

Informationsintermediäre bieten aufgrund ihrer funktionalen Struktur und 

ihrer hohen Nutzungszahlen in besonderem Ausmaß die Ansatzpunkte für groß-

flächige Desinformations- und Manipulationskampagnen. Der technische Fort-

schritt erweitert zudem die Möglichkeiten, Inhalte zu manipulieren. Vor diesem 

Hintergrund werden Filterblasen, Echokammern und Polarisierungen diskutiert. 
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Empirisch lässt sich ihre Bedeutung für die Meinungsbildung nicht belegen. 

Nutzer/innen von Informationsintermediären verweisen darauf, dass ihnen nicht 

primär meinungsbestätigende, sondern vor allem auch meinungskonträre Posi-

tionen angezeigt werden. In diesem Sinne würden Informationsintermediäre die 

Heterogenität und damit die Diversität der wahrgenommenen Meinungen eher 

fördern. Informationsintermediäre stehen der inhaltlichen Vielfalt von Presse 

und Rundfunk nicht nach. 

Dass Echokammern in Informationsintermediären die Meinungsbildung ge-

fährden, kann nicht bestätigt werden. Aktuelle Studien liefern Befunde, dass 

sich Menschen sowohl in Online- als auch in Offlinekontexten tendenziell in 

meinungshomogenen Gruppen organisieren. Erklärt werden diese Beobachtun-

gen in erster Linie mit einer grundsätzlichen Präferenz gegenüber ähnlich Ge-

sinnten. Es handelt sich also nicht um eine Bewertung, die in erster Linie in 

digitalen Medien auftritt. Indizien dafür, dass die Angebote der Informationsin-

termediäre das Entstehen von Zusammenschlüssen begünstigten, innerhalb de-

rer bestimmte Weltsichten oder Ideologien vertreten werden und sich gegenüber 

widerstreitenden Informationen abgeschottet wird, liegen vor allem für zahlen-

mäßig kleine und politisch klar zu verortende Personengruppen vor. 

In vielen Ländern ist eine (politische) Polarisierung zu beobachten. Polari-

sierungseffekte sind, noch ohne Berücksichtigung verstärkender algorithmi-

scher Selektionsmechanismen, als Resultat persönlicher Selektion der Nut-

zer/innen bei der Mediennutzung beispielsweise in den USA empirisch gut 

nachgewiesen. Es wird diskutiert, ob speziell die Nutzung sozialer Medien bzw. 

eine personalisierte algorithmische Selektion die Polarisierung signifikant be-

günstigt, wenn nicht sogar maßgeblich verursacht. Es gibt Indizien dafür, dass 

es insbesondere in politischen Diskussionen auf Twitter zu einer Polarisierung 

der Nutzergruppen kommen kann. Allerdings sind die Forschungsergebnisse 

auch hier nicht konsistent. 

Desinformierenden Inhalten kommt mit Bezug zum politischen Raum eine 

Schlüsselrolle zu. In der Wissenschaft wird das Thema seit dem US-Präsident-

schaftswahlkampf 2016 untersucht, als verstärkt politische Falschnachrichten 

auf Social-Media-Kanälen verbreitet wurden. Ob diese desinformierenden In-

halte die Wahlentscheidung beeinflussten, ist nicht belegt. 

Desinformierende Inhalte werden in den sozialen Medien nicht nur durch 

Menschen verbreitet. Social Bots, also automatisch agierende Accounts, die 

Falschnachrichten gezielt verbreiten, spielen ebenfalls eine zentrale Rolle. Das 

Ausmaß der Einflussnahme von Social Bots ist allerdings noch kaum belegt, 

weil automatisch agierende Accounts auch mit technischen Mitteln kaum ein-

wandfrei als solche zu identifizieren sind. 

Neben Social Bots wird Microtargeting in sozialen Medien untersucht. In-

formationsintermediäre erlauben es, über ihre Datenbasis von Nutzerprofilen 

Zielgruppen für die jeweiligen – auch politischen – Werbebotschaften auszu-
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wählen. Die Unterteilung der Nutzer/innen kann anhand soziodemografischer 

oder geografischer Kriterien, aber auch nach Interessen, Vorlieben oder Einstel-

lungen erfolgen. Untersuchungen für die USA zeigen, dass entsprechende Kam-

pagnen dort Wirkungen zeigten. In einem Experiment wurde nachgewiesen, 

dass auch in Deutschland Daten aus Facebook datenschutzkonform extrahiert 

und so analysiert werden können, dass Microtargeting möglich ist. 

Algorithmische Systeme beeinflussen, welche Nachrichten und Inhalte für 

Nutzer/innen erstellt werden bzw. welche Meldungen ihnen angezeigt werden. 

Somit nehmen Algorithmen, vergleichbar den Entscheidungsprozessen in Re-

daktionen, eine Gatekeeperrolle ein. 
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8 Medienrechtlicher Rahmen: 

Sicherung gleichgewichtiger Vielfalt und 

Verhinderung vorherrschender 

Meinungsmacht 

Die vorherigen Kapitel verdeutlichten, dass algorithmische Auswahl und Per-

sonalisierung, insbesondere als zentraler Bestandteil der Kommunikationsarchi-

tektur von Informationsintermediären, eng mit Meinungsbildungsprozessen im 

Internet verwoben sind. Sie nehmen dabei eine ambivalente Rolle ein, denn ei-

nerseits stellen sie eine wichtige Vorbedingung für den Informationszugang und 

die nutzerseitigen Möglichkeiten der Meinungsäußerung und informationellen 

Teilhabe her. Andererseits bergen sie das Potenzial, an verschiedenen Stellen 

des Informationsflusses Einfluss auf die Auswahl, Auffindbarkeit und Priorisie-

rung von Einzelinformationen zu nehmen. Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist 

für die freiheitlich-demokratische Grundordnung essenziell, dass das Medien-

system der oder dem Einzelnen ein vielfältiges Meinungsspektrum vermittelt 

und dass die individuelle und öffentliche Meinungsbildung möglichst frei und 

offen erfolgt. Das folgende Kapitel stellt überblicksartig die verfassungsrechtli-

chen Anforderungen an eine freie Meinungsbildung und deren Ausgestaltung 

im Rundfunk- und Telemedienrecht der Länder dar (Kap. 8.1). Zudem zeigt er 

die aktuellen regulatorischen Herausforderungen im Hinblick auf Informations-

intermediäre auf und stellt diskutierte Regulierungsansätze vor (Kap. 8.2). Im 

Sinne eines Ausblicks, der zu den Handlungsoptionen überleitet, diskutiert er 

schließlich die Spielräume des Gesetzgebers für die Schaffung neuer Regeln 

(Kap. 8.3). Dieses Kapitel basiert auf dem im Rahmen des Projekts erstellten 

Gutachten des Hans-Bredow-Instituts für Medienforschung. 

8.1 Status quo des verfassungsrechtlichen und 

einfachgesetzlichen Rahmens 

8.1.1 Verfassungsrechtliche Leitziele 

Zentrales Schutzgut der deutschen Kommunikationsverfassung ist die freie in-

dividuelle und öffentliche Meinungsbildung. Wenn Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG die 

Meinungsfreiheit und die Informationsfreiheit festschreibt und in Art. 5 Abs. 1 

S. 2 GG die Presse- und Rundfunkfreiheit garantiert wird, so richten sich diese 

einzelnen Gewährleistungen alle an dem Ziel der Meinungsbildungsfreiheit aus. 

Die wichtigsten Impulse der Interpretation der einzelnen objektiv-rechtlichen 

Gehalte von Art. 5 Abs. 1 GG entstammen der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts (BVerfG), das durch ein knappes Dutzend rundfunkrechtlicher 
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Leitentscheidungen das deutsche Rundfunkverfassungsrecht so stark geprägt 

hat, dass die einfachgesetzliche Ausgestaltung sich neben der Umsetzung euro-

parechtlicher Vorgaben großflächig auf dieses »case law« stützt. 

Das Gericht folgt bei seinem Konzept der Meinungsbildungsfreiheit einem 

gesellschaftlichen Diskursmodell: Die Selbstverständigung der Gesellschaft, 

aber auch der Austausch zwischen Staat und Gesellschaft, erfolgen in einem 

sich wiederholenden Kreislauf von Äußerung – Vermittlung – Rezeption – In-

formation und entgegnender (Anschluss-)Äußerung (Rossen-Stadtfeld in 

Hahn/Vesting 2018, § 25 RStV Rn. 10). Eine diskursive Öffentlichkeit, in der 

Rundfunk sowohl Medium und als auch Faktor ist, kann sich dabei nur dann 

realisieren, wenn alle in der Gesellschaft vertretenen Sichtweisen an der öffent-

lichen Kommunikation teilhaben. Dies macht Vielfalt zu einem – wenn nicht 

dem – zentralen Leitziel der Kommunikationsverfassung. 

Dass sich die Vielfalt der Meinungen in den Medien widerspiegelt, ist – so 

das Bundesverfassungsgericht – eine wichtige Voraussetzung dafür, dass eine 

freie Meinungs- und Willensbildung erfolgen kann. Während das Gericht je-

denfalls bislang unterstellt hat, dass dies bei der Presse keine spezifischen ge-

setzlichen Sicherungsmaßnahmen erfordert, ist es mit Blick auf die Wirkmäch-

tigkeit audiovisueller Inhalte (Breitenwirkung, Aktualität, Suggestivkraft) und 

struktureller Marktmängel beim Rundfunk von einer Sondersituation ausgegan-

gen, aus der für den Gesetzgeber Ausgestaltungspflichten folgen. Diese rund-

funkbezogene Vielfaltssicherung manifestiert sich in der verfassungsgerichtli-

chen Spruchpraxis zum einen unmittelbar in Form von positiven Anforderungen 

an Vielfalt, etwa durch direkte inhaltliche Programmvielfaltsanforderungen 

oder prozedural-organisatorische Vorkehrungen (bei den öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten). Auch für private Rundfunkanbieter sieht das BVerfG den 

Gesetzgeber in der Pflicht, trotz abgesenkter Programmanforderungen jeden-

falls einen Grundstandard gleichgewichtiger Vielfalt herzustellen. 

Zum anderen sollen Vielfaltsbeschränkungen durch die Verhinderung der 

Entstehung von Meinungsmacht auf Seiten Einzelner (mittelbar) ausgeschlos-

sen werden. Dieser Ansatz einer negativen Vielfaltssicherung orientiert sich an 

dem Begriff der vorherrschenden Meinungsmacht,28 bei dem ein »einseitiger 

und in hohem Maße ungleichgewichtiger Einfluss einzelner Veranstalter und 

Programme auf die Bildung der öffentlichen Meinung« vorliegt (BVerfG v. 

4.11.1986 – 1 BvF 1/84, BVerfGE 73, 118, 160). Den Gesetzgeber treffen somit 

beim Rundfunk zwei verfassungsrechtliche Aufträge bei der Ausgestaltung der 

Rundfunkordnung: Er muss die Freiheit individueller und öffentlicher Mei-

nungsbildungsprozesse positiv durch Gewährleistung von Vielfalt sichern und 

er hat den Auftrag, die Bildung von zu großer medialer Meinungsmacht auf 

Seiten Einzelner zu verhindern. Anders als der Auftrag zur positiven Vielfalt-

 
28 Zum Machtbegriff in diesem Zusammenhang Lobigs/Neuberger 2018, S. 19 ff. 
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sicherung ist die Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht nicht auf den 

Rundfunk als Mediengattung beschränkt. 

8.1.2 Gesetzliche Ausgestaltung des medienrechtlichen 

Vielfaltsgebots 

Um durch positive Vorgaben ein vielfältiges Meinungsspektrum im Medien- 

system zu schaffen, nutzt der Gesetzgeber unterschiedliche Steuerungsansätze. 

Zunächst stellt der Medienstaatsvertrag (MStV), der im November 2020 den bis 

dato geltenden Rundfunkstaatsvertrag (RStV) abgelöst hat, in § 26 Abs. 1 MStV 

für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanbieter und in § 59 Abs. 1 MStV für die 

privaten Anbieter von Rundfunk das Grundgebot eines vielfältigen Gesamtan-

gebots auf. In § 59 Abs. 1 MStV sind private Anbieter in einer Generalklausel 

verpflichtet, »die Vielfalt der Meinungen im Wesentlichen zum Ausdruck zu 

bringen«, die »bedeutsamen politischen, weltanschaulichen und gesellschaftli-

chen Kräfte und Gruppen [...] in den Vollprogrammen angemessen zu Wort 

kommen« zu lassen und die »Auffassungen von Minderheiten [...] zu berück-

sichtigen«, geht der in § 26 Abs. 1 MStV enthaltene gesetzliche Programmauf-

trag an die öffentlich-rechtlichen Anstalten noch weiter. Diese Anbieter geben 

»in ihren Angeboten einen umfassenden Überblick über das internationale, eu-

ropäische, nationale und regionale Geschehen in allen wesentlichen Lebensbe-

reichen. Sie sollen hierdurch die internationale Verständigung, die europäische 

Integration und den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Bund und Ländern för-

dern«. In Absatz 2 werden die Öffentlich-Rechtlichen dazu verpflichtet, »bei 

der Erfüllung ihres Auftrags die Grundsätze der Objektivität und Unparteilich-

keit der Berichterstattung, die Meinungsvielfalt sowie die Ausgewogenheit ih-

rer Angebote zu berücksichtigen«. Für Anbieter journalistisch-redaktioneller 

Telemedien sieht der MStV dagegen keine vergleichbaren Vielfaltsanforderun-

gen vor; für sie gelten nur die verfassungsmäßige Ordnung und die allgemeinen 

Gesetze (§ 17 MStV). 

Während bei den privaten Rundfunkanbietern die Landesmedienanstalten 

(auch) die Aufsicht über die Einhaltung des Vielfaltsgebots innehaben und Plu-

ralismus vor allem durch die Vielzahl unterschiedlicher Anbieter entsteht (Au-

ßenpluralismus), so ist die Aufsicht bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-

stalten in Form eines pluralistisch zusammengesetzten Aufsichtsorgans (Rund-

funk- bzw. Fernsehrat) ausgestaltet, bei dem die Vielfalt der Sichtweisen, die in 

dem Gremium vertreten sind, zu einer vielfältigen Programmgestaltung beiträgt 

(Binnenpluralismus). 

Auch im Bereich technischer (Sende-)Infrastrukturen und klassischer Platt-

formanbieter wie den Kabelnetzbetreibern sieht der MStV vielfaltsbezogene 

Vorgaben vor: So stellt § 102 Abs. 4 MStV Vorgaben auf, dass frei(werdend)e 

terrestrische Rundfunkfrequenzen an denjenigen privaten Anbieter zuzuweisen 



8  Medienrechtlicher Rahmen 

114 

sind, der am ehesten »die Meinungsvielfalt und Angebotsvielfalt fördert« 

(Nr. 1) und »bedeutsame politische, weltanschauliche und gesellschaftliche 

Gruppen zu Wort kommen lässt« (Nr. 3). 

Vielfaltsbezogene Sondervorschriften treffen auch digitale Kabelanbieter 

bei der Belegung ihrer Bandbreiten: § 81 Abs. 2 MStV teilt die den Plattform-

betreibern zu Verfügung stehende Bandbreite in Drittel auf, von denen der 

MStV für das erste Drittel feste Belegungsvorgaben für digital verbreitete Fern-

sehprogramme macht (Nr. 1, sogenannte »must carry«). Das zweite Drittel hat 

der Plattformbetreiber nach vielfaltsbezogenen Vorgaben zu belegen, insbeson-

dere um eine »Vielzahl von Programmveranstaltern sowie ein vielfältiges Pro-

grammangebot an Vollprogrammen, nicht entgeltfinanzierten Programmen, 

Spartenprogrammen mit Schwerpunkt Nachrichten, sonstigen Spartenprogram-

men und Fremdsprachenprogrammen« zu berücksichtigen (Nr. 2, sogenannte 

»can carry«). Einen ähnlichen Rahmen für digital verbreitete Hörfunkangebote 

sieht § 81 Abs. 3 MStV vor. Nur für den Umfang des letzten Drittels kann der 

Plattformbetreiber dann gänzlich frei entscheiden, welche Angebote er seinen 

Kunden anbietet. 

Grundsätzlich sieht § 82 MStV Nichtdiskriminierungsvorgaben für Platt-

formbetreiber vor. Auch diese Vorgabe, die die Anbieter dazu verpflichtet, 

»dass die eingesetzte Technik ein vielfältiges Angebot ermöglicht«, zielt auf die 

technische Zugangsoffenheit und einen möglichst breiten und unbeeinträchtig-

ten Zugang der Nutzer/innen zu Medieninhalten ab. 

Mit dem MStV eingeführt wurden auch vielfaltsbezogene Vorgaben zur 

Auffindbarkeit in Benutzeroberflächen, d. h. vor allem in Bezug auf visuelle 

oder akustische Übersichts- und Auswahlmöglichkeiten. § 82 Abs. 2 MStV sta-

tuiert für die Anordnung von Einzelangeboten in derartigen Übersichten zu-

nächst ein allgemeines Diskriminierungsverbot: »Gleichartige Angebote oder 

Inhalte dürfen bei der Auffindbarkeit, insbesondere der Sortierung, Anordnung 

oder Präsentation in Benutzeroberflächen, nicht ohne sachlich gerechtfertigten 

Grund unterschiedlich behandelt werden.« Die Anbieter von Benutzeroberflä-

chen sind verpflichtet, die technischen Rahmenbedingungen und ihre Auswahl-

kriterien der zuständigen Landesmedienanstalt bei Nachfrage offenzulegen. Für 

bestimmte Angebote enthalten § 82 Abs. 2 und 3 MStV weitere verpflichtende 

Vorgaben: So müssen sämtliche über eine Benutzeroberfläche vermittelte 

Rundfunkangebote »auf der ersten Auswahlebene unmittelbar erreichbar und 

leicht auffindbar« sein. Die Anforderung der leichten Auffindbarkeit gilt dabei 

insbesondere für Programme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, für private 

Rundfunkprogramme, die zur Aufnahme von Fensterprogrammen verpflichtet 

sind, sowie für private Programme, »die in besonderem Maß einen Beitrag zur 

Meinungs- und Angebotsvielfalt im Bundesgebiet leisten.« Diese Form positi-

ver Diskriminierung gilt nicht nur für den unmittelbaren Zugang zu den Rund-

funkprogrammen, sondern nach § 82 Abs. 4 MStV auch für über die in einer 
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Benutzeroberfläche vermittelten Telemedienangebote oder Apps dieser Anbie-

ter, die den Zugang zu den Rundfunkinhalten ermöglichen. Für die Auswahl der 

privaten Angebote, die einen hohen Beitrag zur Meinungsvielfalt leisten, sind 

die Landesmedienanstalten gem. § 82 Abs. 5 MStV zuständig. 

8.1.3 Transparenzpflichten für Medienintermediäre und Social 

Bots 

Schon früh kamen in der rechtswissenschaftlichen und medienpolitischen Dis-

kussion um die Regulierung algorithmischer Systeme Forderungen nach Trans-

parenz auf, meist mit Blick auf die bei den Anbietern eingesetzten Funktions-

weisen und Entscheidungsmodelle (Kap. 8.2.4). Im Rahmen der Modernisie-

rung des Rundfunkstaatsvertrags zu einem Medienstaatsvertrag (MStV) haben 

die Länder 2020 erstmals auch Medienintermediäre in den Anwendungsbereich 

aufgenommen. Ein Medienintermediär ist nach Definition ein Telemedium, 

»das auch journalistisch-redaktionelle Angebote Dritter aggregiert, selektiert 

und allgemein zugänglich präsentiert, ohne diese zu einem Gesamtangebot zu-

sammenzufassen« (§ 2 Abs. 2 Nr. 16 MStV). Im Zentrum der neuen, spezifi-

schen Vorgaben für diese Angebote stehen Transparenzpflichten und Diskrimi-

nierungsverbote. 

Nach den Transparenzpflichten des § 93 MStV haben Anbieter von Medi-

enintermediären – sofern sie nicht unter die Ausnahme des § 91 Abs. 2 MStV 

fallen – Informationen über »Kriterien, die über den Zugang eines Inhalts zu 

einem Medienintermediär und über den Verbleib entscheiden« (Abs. 1, Nr. 1), 

sowie »die zentralen Kriterien einer Aggregation, Selektion und Präsentation 

von Inhalten und ihre Gewichtung einschließlich Informationen über die Funk-

tionsweise der eingesetzten Algorithmen« (Abs. 1, Nr. 2) in verständlicher 

Sprache, leicht wahrnehmbar, unmittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu 

halten. Damit zielt die Vorschrift auf die Offenlegung jedenfalls der grundsätz-

lichen Logiken und Funktionsweisen der betroffenen Medienintermediäre. Sie 

dient der Möglichkeit der kritischen Reflexion der Angebotsnutzung durch die 

einzelnen Nutzer/innen, stellt aber gleichzeitig auch eine wichtige Vorbedin-

gung für die Überprüfung und Bewertung durch die Medienaufsicht dar, soweit 

es um die Einhaltung gesetzlicher Diskriminierungsverbote geht (Kap. 8.1.5). 

Die Einzelheiten regelt eine Satzung der Landesmedienanstalten.29 Zur besse-

ren Durchsetzung von Rechtmaßnahmen gegen Medienintermediäre verpflich-

tet § 92 S. 1 MStV die Anbieter zur Benennung eines Zustellungsbevollmäch-

tigten im Inland, auf den sie in ihrem Angebot hinzuweisen haben. 

Im Rahmen der Transparenzvorschriften jedenfalls nicht zwingend offen-

zulegen sind Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse eines Intermediärs. Ferner 

 
29 Satzung der Landesmedienanstalten zur Regulierung von Medienintermediären gemäß 

§ 96 Medienstaatsvertrag (MI-Satzung) v. 11.5.2021. 
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besteht auch keine Pflicht zur Nennung der Entwickler des eingesetzten Algo-

rithmus. So soll verhindert werden, dass Dritte durch transparent gemachte In-

formationen Suchergebnisse manipulieren können. Dem Vorschlag der Offen-

legung der einem Angebot zugrunde liegenden Algorithmen30 wurde damit 

nicht gefolgt. 

Der MStV sieht daneben Transparenzforderungen bei der Verwendung von 

Social Bots vor. Nach § 18 Abs. 3 MStV sind Anbieter von Telemedien in sozi-

alen Netzwerken verpflichtet, die auf ihrem Angebot veröffentlichten Beiträge, 

die mittels eines Computerprogramms automatisiert erstellt wurden, zu kenn-

zeichnen. Die Kennzeichnungspflicht gilt dabei für Beiträge eines Nutzerkon-

tos, das seinem äußeren Erscheinungsbild nach für die Nutzung durch natürliche 

Personen bereitgestellt wurde. Dabei muss der Verwender von Social Bots dem 

jeweiligen Beitrag einen gut lesbaren Hinweis bei- oder voranstellen, dass die-

ser unter Einsatz solcher automatisierten Instrumente erstellt wurde. Die für die 

Verwender von Social Bots bestehende Transparenzpflicht wird flankiert durch 

die Inpflichtnahme auch der Anbieter von sozialen Medien. Gemäß § 93 Abs. 4 

MStV sollen auch die Anbieter dafür Rechnung tragen, dass Beiträge, die durch 

Social Bots erstellt wurden auch als solche gekennzeichnet werden. 

Im Kontext von Transparenzanforderungen erwähnenswert ist zudem die 

Novelle des NetzDG, soweit dieses als Teil der Berichtspflichten der vom 

NetzDG betroffenen Anbieter seit 2021 auch Informationen über die »Art, 

Grundzüge der Funktionsweise und Reichweite von gegebenenfalls eingesetz-

ten Verfahren zur automatisierten Erkennung von Inhalten« vorsieht (§ 2 Abs. 2 

Nr. 2 NetzDG). 

8.1.4 Diskriminierungsverbot für Medienintermediäre 

Nach dem ebenfalls neuen § 94 Abs. 1 MStV dürfen Medienintermediäre jour-

nalistisch-redaktionell gestaltete Angebote, auf deren Wahrnehmbarkeit sie be-

sonders hohen Einfluss haben, nicht diskriminieren. Damit verweist die Vor-

schrift auf die Rolle von Intermediärem im Meinungsbildungsprozess; das Ge-

bot der Nichtdiskriminierung von journalistisch-redaktionellen Inhalten soll 

eine ungerechtfertigte, einseitige Einflussnahme des Anbieters auf deren Sicht-

barkeit und Zugänglichkeit verhindern und dadurch – jedenfalls mittelbar – eine 

potenziell große Inhalte- und Meinungsvielfalt gewährleisten. Eine mögliche 

marktbeherrschende Stellung oder die Schwellenwerte des Medienkonzentra- 

tionsrechts können dabei als Indiz für ein entsprechend hohes Einflussnahme-

potenzial gelten. Nach § 7 der Satzung zur Regulierung von Medieninterme-

 
30 So der seinerzeitige Justiz- und Verbraucherschutzminister Maas (Schultz 2014). Mit Kri-

tik an diesem Vorschlag unter Verweis auf die Geschäftsgeheimnisse der Unternehmen: 
Paal 2015, S. 38; Kühling und Gauß 2007, S. 887; Paal und Hennemann 2017, S. 78. Dan-
kert/Dreyer (2017a, S. 93 f.) wiesen in der Diskussion darauf hin, dass algorithmische 
Systeme ohne einen Einblick in die Input-Daten wenig aussagekräftig sind. 
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diären von den Landesmedienanstalten kann dabei »die Stellung des Medienin-

termediärs in den jeweils relevanten Märkten (und) eine Gesamtschau der Nut-

zung, etwa anhand der zur Verfügung stehenden Nutzungsreichweiten, Nutzer-

zahlen, Verweildauer und Aktivität der Nutzer oder Anzahl der Views je Nut-

zer« berücksichtigt werden. 

Nach § 94 Abs. 2 MStV liegt eine Diskriminierung vor, wenn ohne sachlich 

gerechtfertigten Grund von den in § 93 Abs. 1 bis 3 zu veröffentlichenden Kri-

terien zugunsten oder zulasten eines bestimmten Angebots systematisch abge-

wichen wird. Als sachliche Gründe können eine gesetzliche Verpflichtung, 

technische Gegebenheiten oder der Schutz der Integrität des Angebots sein. Da-

neben ist dann eine Diskriminierung gegeben, wenn diese Kriterien bereits 

selbst Angebote unmittelbar oder mittelbar systematisch behindern. Das ist der 

Fall, wenn journalistisch-redaktionelle Angebote beispielsweise aufgrund ihrer 

politischen Ausrichtung oder der Organisationsform des Anbieters planmäßig 

gegenüber anderen redaktionellen Angeboten über- oder unterrepräsentiert sind. 

Bei einem Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot können betroffene An-

bieter nach § 94 Abs. 3 MStV die zuständige Landesmedienanstalt anrufen; da-

neben kann die zuständige Anstalt bei offensichtlichen Fällen von Amts wegen 

aktiv werden. 

8.1.5 Gesetzliche Ausgestaltung der medienrechtlichen 

Meinungsmachtkontrolle 

Anders als im Pressebereich, für den das BVerfG traditionell einen funktionie-

renden Außenpluralismus gewährleistet sieht, schreibt das Gericht dem Rund-

funk aufgrund der spezifischen audiovisuellen Darbietungsform besondere Wir-

kungspotenziale zu und sieht hier einmal eingetretene Konzentrationstendenzen 

als schwer rückholbar an. Mit der Einführung des dualen Rundfunksystems, in 

dem öffentlich-rechtliche Anbieter die strukturellen (Qualitäts-)Defizite der 

marktorientierten privaten Rundfunkanbieter kompensieren sollen, liegt der 

Schwerpunkt der rundfunkverfassungsrechtlichen Anforderungen zunehmend 

auf der Seite der negativen Konzentrationskontrolle als mittelbare Vielfaltsge-

währleistung. Obwohl man den Begriff der »vorherrschenden Meinungs-

macht«, auf den der Gesetzgeber dabei abstellt, als »broken concept«, d. h. als 

nicht mehr funktionierenden Ansatz bezeichnen und wegen seiner Unschärfe 

kritisieren kann (Schulz 2017), bleibt er auch nach Modernisierung des Rund-

funkstaatsvertrags in einen Medienstaatsvertrag, die den Bereich der Meinungs-

machtkontrolle vollständig unberührt ließ, der Dreh- und Angelpunkt des der-

zeitigen Medienkonzentrationsrechts in Deutschland. 

Die Vorgaben des MStV zur Konzentrationskontrolle knüpfen, anders als 

das klassische Kartellrecht (Kap. 8.1.6), nicht an eine marktbeherrschende öko-

nomische Stellung eines Unternehmens an, sondern stellen vor dem Hinter-
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grund der meinungsvielfaltsbezogenen Herleitung des BVerfG auf die Einfluss-

potenziale hinsichtlich der individuellen und öffentlichen Meinungsbildung ab. 

Danach darf im Grundsatz jeder Anbieter so viele Rundfunkangebote veranstal-

ten, wie er möchte, es sei denn, dass damit die Schwelle zur vorherrschenden 

Meinungsmacht überschritten wird. Die §§ 60 ff. MStV folgen dabei dem An-

satz eines Zuschaueranteilsmodells, bei dem der Gesetzgeber im Falle des Er-

reichens eines bestimmten Anteils eines Anbieters am Zuschauermarkt von ei-

ner vorherrschenden Meinungsmacht dieses Anbieters ausgeht. Die Schwellen-

werte können entweder durch natürlichen Zuschauerzuwachs, durch Unterneh-

menszukäufe und -fusionen, oder durch eine zum Zuschauermarktanteil im 

Rundfunk hinzutretende Stellung auf medienrelevanten verwandten Märkten 

(»cross-media ownership«) erreicht werden. 

Grundsätzlich greift § 60 MStV beim Erreichen von 30 % Zuschaueranteil, 

bei Aktivitäten auch auf medienrelevanten verwandten Märkten bereits bei 

25 %. Die Anteile stellt als Zentralorgan der Landesmedienanstalten die Kom-

mission zur Ermittlung der Medienkonzentration (KEK) fest. Die im MStV auf-

gestellte Vermutung des Gesetzgebers, dass ein Rundfunkveranstalter in diesen 

Fällen eine vorherrschende Meinungsmacht innehat, eröffnet kein weiteres Er-

messen der KEK: Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG, Urteil vom 

29.1.2014 – BVerwG 6 C 2.13) hat 2014 den Entscheidungsspielraum der KEK 

bei der Einbeziehung medienrelevanter verwandter Märkte deutlich einge-

schränkt, indem es die 25 %-Hürde als bindend interpretierte (Dörr 2021, 

S. 171). In Fällen des Erreichens der Schwellenwerte entscheidet die KEK als 

Zentralorgan der Landesmedienanstalten über das Vorsehen vielfaltssichernder 

Maßnahmen wie der Einführung von Sendezeiten für unabhängige Dritte (so-

genannte Fensterprogramme) oder der Schaffung eines Programmbeirats 

(§§ 64 ff. MStV). Für reine Anbieter journalistisch-redaktioneller Telemedien 

sieht der MStV keine Anknüpfungspunkte einer vergleichbaren Konzentrati-

onskontrolle vor; die Konzentrationskontrolle setzt insoweit zentral auf die Ver-

anstalter bundesweiten Rundfunks als Regelungsadressaten. 

8.1.6 Kartellrecht und Medienkonzentration 

Anders als das Medienkonzentrationsrecht knüpft das Kartellrecht nicht an Mei-

nungsmacht, sondern an ökonomische Marktmacht an. In Bezug auf meinungs- 

und marktmächtige Anbieter können insoweit beide Regelungsregime nebenei-

nander anwendbar sein. Materiell muss Meinungsmacht nicht mit Marktmacht 

korrelieren. In der Internetökonomie mit ihren Potenzgesetzen erscheint es aber 

nicht unwahrscheinlich, dass Intermediäre mit hohen Marktanteilen in dem je-

weils relevanten Nutzer- und Werbemarkt auch mit Blick auf die Meinungs-

macht potenziell besonders einflussmächtig sind. 



8.1  Verfassungsrechtlicher und einfachgesetzlicher Rahmen 

119 

Das Kartellrecht sieht ein allgemeines Missbrauchsverbot für marktbeherr-

schende Unternehmen vor (§ 19 Abs. 1 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-

kungen – GWB). Danach darf ein Unternehmen seine marktbeherrschende Stel-

lung gegenüber Wettbewerbern nicht ohne Rechtfertigungsgrund missbrau-

chen. Beispiele kartellrechtlich relevanten Verhaltens sind u. a. der Behinde-

rungsmissbrauch sowie der Diskriminierungs- oder Benachteiligungsmiss-

brauch. Probleme in der Anwendung des bestehenden Kartellrechts ergeben 

sich vor allem wegen der Schwierigkeiten bei der Definition der jeweils sach-

lich und räumlich relevanten Märkte, auf denen ein Informationsintermediär tä-

tig ist. Nicht trivial ist auch die Feststellung, ob und inwieweit dort dann eine 

marktbeherrschende Stellung vorliegt; hohe Marktanteile auf Teilmärkten be-

deuten in der Internetökonomie nicht stets auch eine marktbeherrschende Stel-

lung. Wo zuvor der Umstand der Unentgeltlichkeit aus Endnutzersicht kartell-

rechtliche Einordnungsprobleme bereitet hat, hat die 9. GWB-Novelle 2017 

klargestellt, dass ein Markt im Sinne des Kartellrechts auch dann existiert, wenn 

Produkte bzw. Dienstleistungen kostenlos angeboten werden (§ 18 Abs. 2a 

GWB), wie etwa im Falle werbefinanzierter Angebote (siehe zuvor etwa Paal 

2015, S. 1002; BKartA, Beschluss vom 8.9.2015, B6-126/14, Rn. 134). Der 

ebenfalls dort eingeführte § 18 Abs. 3a GWB erweitert die Möglichkeiten des 

Bundeskartellamts bei der Feststellung einer marktbeherrschenden Stellung auf 

digitalen Märkten: Danach hat die Behörde bei der Bewertung der Marktstel-

lung eines Unternehmens bei mehrseitigen Märkten und Netzwerken auch Kri-

terien wie Netzwerkeffekte, den Zugang zu marktrelevanten Daten sowie inno-

vationsgetriebenen Wettbewerbsdruck zu berücksichtigen. Die 10. GWB-No-

velle hat hier mit der Einführung des § 19 Abs. 3b GWB zusätzlich klargestellt, 

dass bei der Bewertung der Marktstellung von Vermittlungsunternehmen auf 

mehrseitigen Märkten auch die »Bedeutung der von ihm erbrachten Vermitt-

lungsdienstleistungen für den Zugang zu Beschaffungs- und Absatzmärkten zu 

berücksichtigen« ist. 

Zudem müssen wesentliche Infrastruktureinrichtungen (»essential facili-

ties«) Wettbewerbern u. a. Zugang zur eigenen Infrastruktur gewähren, wenn 

der Wettbewerber auf vor- oder nachgelagerten Märkten ansonsten nicht tätig 

werden kann (§ 19 Abs. 2 Nr. 4). Bislang nicht entschieden ist, inwieweit Infor-

mationsintermediäre unter den Tatbestand solcher wesentlichen Infrastruktur-

einrichtungen fallen können. Hinzu kommt, dass in Fällen einer missbräuchli-

chen Zugangsverweigerung von Unternehmen, die auf vor- oder nachgelagerten 

Märkten gar nicht in den Wettbewerb mit der wesentlichen Infrastruktureinrich-

tung treten wollen – was der Regelfall bei Medienanbietern ist –, die kartell-

rechtliche Vorschrift keine Anwendung findet. 
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8.2 Anwendbarkeitsgrenzen des bestehenden 

Rechtsrahmens und diskutierte regulatorische 

Antworten 

Der rechtliche Blick auf die mögliche Meinungsmacht, die algorithmische 

Systeme insbesondere als zentraler Bestandteil von Informationsintermediären 

vermitteln können, macht zweierlei deutlich: Zum einen geht es der medien-

rechtlichen Vielfaltssicherung weder um die Algorithmen selbst noch um die 

Frage der Zurechnung automatisierter Auswahl- oder Priorisierungsentschei-

dungen zu einem Unternehmen, sondern um das theoretische Einflusspotenzial 

eines einzelnen Anbieters – ganz unabhängig vom Einsatz von Algorithmen – 

auf die Freiheitlichkeit der Meinungsbildungsprozesse in der Gesamtbevölke-

rung und beim Einzelnen. Wenn ein Anbieter Algorithmen im Rahmen seines 

Angebots einsetzt, aus denen sich Einflusspotenziale ergeben, so werden diese 

Potenziale als Konsequenz aus der bewussten Angebotsgestaltung stets dem an-

bietenden Unternehmen zugerechnet. 

Zum anderen erscheinen die derzeitigen Ansätze der Vielfaltssicherung 

(nicht nur) mit Blick auf Informationsintermediäre noch begrenzt: Die medien-

rechtliche Konzentrationskontrolle folgt einem rundfunkzentrierten Steue-

rungsansatz. Die §§ 60 ff. MStV gelten ausschließlich für bundesweite lineare 

Rundfunkangebote. Nicht lineare oder technische Angebote fallen nur dann in 

den Anwendungsbereich, wenn ein Rundfunkanbieter gleichzeitig Aktivitäten 

auf medienrelevanten verwandten Märkten aufzeigt. Anbieter, die ausschließ-

lich auf diesen medienrelevanten verwandten Märkten agieren, sind nicht Ad-

ressaten der Konzentrationsregelungen im MStV. Auch die plattformbezogenen 

Belegungsregeln des MStV finden keine Anwendung auf Informationsinterme-

diäre im Netz. Für die neue Gattung der Medienintermediäre sieht der MStV 

Transparenzpflichten bezüglich der Selektions- und Priorisierungslogiken vor 

und stellt ein allgemeines Diskriminierungsverbot auf. Damit erscheint 

Deutschland international als Vorreiter in der Regulierung von Informationsin-

termediären. 

Doch die Auswirkungen der noch jungen Regulierung auf die tatsächliche 

Gewährleistung von Vielfalt sind angesichts der hohen Anforderungen an die 

Effektivität transparenzbezogener Vorgaben und mit Blick auf das ausschließ-

lich journalistisch-redaktionelle Angebote betreffende Diskriminierungsverbot 

noch offen. Von der Einführung von Maßnahmen der Konzentrationskontrolle, 

die die Meinungsmachtpotenziale der neuen Intermediäre berücksichtigen 

könnten, haben die Landesgesetzgeber aber abgesehen. Zwar ist das lineare 

Fernsehen für die Mehrheit (auch weiterhin) die wichtigste Informationsquelle, 

doch das Medienangebot und damit auch das Nutzungsverhalten der Bevölke-

rung ändert sich. 
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Vor diesem Hintergrund hat sich eine ausgeprägte medienrechtliche und 

medienpolitische Debatte über die Zeitgemäßheit der negativen Vielfaltssiche-

rung im Rundfunkrecht entwickelt (Hain 2007, S. 530; Körber 2009, S. 326 f.; 

Rösler 2009, S. 1022). So stellte die KEK (Beschluss vom 10.1.2006, KEK-293, 

a.a.O, S. 76) bereits 2006 anhand der damals geltenden §§ 26 ff. Rundfunkstaats-

vertrags (RStV), die im aktuellen Medienstaatsvertrag in den §§ 60 ff. MStV 

übernommen wurde, fest: »Indem §§ 26 ff. RStV an feste Mindestzuschaueran-

teile im bundesweiten Fernsehen anknüpfen, erfassen sie nicht jede Konstella-

tion, die nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts als ein Fall 

vorherrschender Meinungsmacht anzusehen ist.« In den Diskussionen der ver-

gangenen Jahre wurden unterschiedliche Regulierungsoptionen vorgeschlagen 

und diskutiert. Wichtige, hier teils zusammengezogene Vorschläge und die da-

rauf jeweils entgegnete Kritik werden in den folgenden Kapiteln erläutert. 

8.2.1 Einbeziehung von Informationsintermediären in den 

Anwendungsbereich der §§ 60 ff. MStV 

(Gesamtmedienmodell) 

In der Diskussion wird der Ansatz eines Gesamtmedienmodells vorgeschlagen, 

bei dem sich der rechtlich relevante Zuschaueranteil aus der medienübergrei-

fenden Berücksichtigung der Mediennutzung zusammensetzt (Dörr/Natt 2014, 

S. 847; Hasebrink et al. 2009; in diese Richtung auch Hain 2007, S. 530; Körber 

2009, S. 326 f.; Rösler 2009, S. 1022; Schulz/Held 2006, S. 63 f.; Schulz 2017, 

S. 379).31 Prinzipiell erfasst ein solcher Ansatz die tatsächliche Nutzungspraxis 

angemessener, doch die Umrechnung der Einflusspotenziale von Onlineange-

boten in die derzeitige »Währung« der Fernsehzuschaueranteile ist methodisch 

nicht trivial« (Bornemann 2006, S. 276 f.; Hain 2006, S. 151 f.; Gounalakis 

2006; Säcker 2006, S. 53 ff.). Der teils genutzte Ansatz, das Internet pauschal in 

die medienübergreifende Operationalisierung einzubeziehen (die medienanstal-

ten 2017), sieht sich Methoden gegenüber, die z. B. zwischen meinungsrelevan-

ten und weniger meinungsrelevanten Internetangeboten unterscheiden (Trute in 

Hahn/Vesting 2018, § 28 RStV, Rn. 49 f.) oder insgesamt zwischen unterschied-

lichen Diensten im Netz differenzieren. 

Diese Umrechnungsdiskussionen verdeutlichen, dass die Vermittlung von 

Meinungsrelevanz bei Rundfunkangeboten einerseits und Informationsinterme-

diären andererseits fundamental anderen Logiken folgt: Während eine über-

schaubare Anzahl von Rundfunksendern eigene Programminhalte zeitgleich 

und unmittelbar an eine Vielzahl potenzieller Empfänger/innen überträgt, stel-

len Informationsintermediäre, die in einer Vielzahl unterschiedlicher 
 

31 In die Gesamtmedienmodelle wird üblicherweise auch die Stellung auf dem Pressemarkt 
einbezogen; dies bedeutete aber auch die Einbeziehung von Presseangeboten in die me-
dienrechtliche Konzentrationskontrolle und damit gleich zwei Paradigmenwechsel in der 
Medienkonzentrationskontrolle. 



8  Medienrechtlicher Rahmen 

122 

Angebotstypen existieren, vor allem bzw. ausschließlich fremde Inhalte zusam-

men und ordnen sie. Diese Orientierungs- und Vermittlungsangebote üben so 

Einfluss auf die Sichtbarkeit und Auffindbarkeit von (auch) meinungsrelevan-

ten Einzelangeboten und Beiträgen aus, ohne sie aber selbst zu erstellen. Ihre 

algorithmischen Systeme filtern, priorisieren und personalisieren Informationen 

bzw. Daten und berücksichtigen dabei den (wahrscheinlichen) Informationsbe-

darf der Nutzer/innen. Diese Ausrichtung der Intermediäre an den vermeintli-

chen Nutzerinteressen ist mit der Ausrichtung der Publizistik an einem öffent-

lichen Berichterstattungsinteresse jedoch nicht vergleichbar. Intermediäre sind 

keine Fernsehsender und die Nutzer/innen bedienen sich dieser Dienste auch 

nicht oder nur in geringem Maße zur gesellschaftlich relevanten Information. 

Jedenfalls entstammen die Anreize zur Nutzung nicht dem Interesse an mei-

nungsbildungsrelevanten Inhalten mit Aktualität, Breitenwirkung und Sugges-

tivkraft, das die Massenmedien bedienen. Ein etwaiges Meinungsbildungspo-

tenzial dieser Dienste ergibt sich daher vor allem aus der vermittelten Relevanz 

der Informationsauswahl und -priorisierung. Angesichts komplexer Zusammen-

hänge bei Medienwirkungen erscheint aber das ausschließliche Festmachen an 

einem (wie auch immer umgerechneten) Zuschaueranteil als unterkomplex (Lo-

bigs/Neuberger 2018, S. 32; Neuberger/Lobigs 2010, S. 51). 

Untersuchungen unternehmen vor diesem Hintergrund den Versuch, die 

Anknüpfungspunkte und Bewertungskriterien solcher neuen Formen von ver-

mittelter Meinungsmacht auszudifferenzieren. Lobigs und Neuberger (2018, 

S. 50 ff.) differenzieren z. B. in unterschiedliche Angebotsformen (zeitliche 

Strukturierung, Kommunikationsrichtung, Wahrnehmungskanal & Gestaltung), 

Angebotsinhalte (Aktualität, publizistische Relevanz, politische Relevanz, 

Techniken der strategischen Kommunikation) und Nutzungsmerkmale (Reich-

weite und Nutzungszeit). Die Gewichtung dieser Variablen bleibt dabei aber 

noch offen und würde absehbar eine weitere Dimension in der Diskussion um 

ein Gesamtmedienmodell eröffnen, da allein durch unterschiedliche Formen der 

Operationalisierung dieser Kriterien vollkommen andere Anteilswerte heraus-

kommen können (Heidtke 2020, S. 314 f.). Die Herleitung solcher einzelnen 

Kriterien aus den Wirkungspotenzialannahmen des BVerfG zu Breitenwirkung, 

Aktualität und Suggestivkraft erscheint dabei als legitimer Ansatz. Es bleibt 

aber festzuhalten, dass die diesen Kriterien zugeschriebene besondere Wirk-

mächtigkeit empirisch nicht durchgehend belegt und eher theoretischer Natur 

ist (siehe in Bezug auf die zeitliche Synchronisierung durch Medien Lobigs/ 

Neuberger 2018, S. 50, sowie Dörr 2015, S. 29 f.). Insgesamt bleibt das Konzept 

der Meinungsmachtkontrolle auch im Medienstaatsvertrag am Fernsehen und 

seiner spezifischen Wirkmacht verhaftet, was die Einbeziehung strukturell an-

derer Effekte in das Regulierungssystem erschwert. 
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8.2.2 Einbeziehung von Intermediären in eine erweiterte 

Plattformregulierung 

Ein anderer Vorschlag zur Vielfaltsgewährleistung ist, die Informationsinter-

mediäre in die rundfunkrechtliche Plattformregulierung einzubeziehen und de-

ren Regulierungsansätze wie Must-carry-Vorschriften und Diskriminierungs-

verbote zu übertragen. Vielfaltsbezogene Pflichten werden dort, vor allem mit 

Blick auf Suchmaschinen, als »must be found« (Dörr 2015, S. 8) oder »must 

list« (Gostomzyk 2013, S. 10) vorgeschlagen. Diese Vorgaben würden auswäh-

lende und priorisierende Informationsintermediäre dazu verpflichten, be-

stimmte Ergebnisse, wie z. B. besonders relevante publizistische Angebote, in 

jedem Fall in ihre Ergebnisse aufzunehmen oder besonders stark zu gewichten. 

Dadurch wäre ein Mindeststandard an vielfältiger Selektion gewährleistet. Al-

lerdings bedürfte es dafür gesetzlicher Vorgaben ähnlich den §§ 81, 84 MStV, 

welche Quellen publizistisch besonders relevant und zu priorisieren sind. 

Ein weiterer vorgeschlagener Ansatz ist die Gewährleistung eines Neutrali-

tätsgedankens bei dem Dienstangebot: Suchmaschinenneutralität soll Grund-

lage für vielfältige und nicht einseitige Suchergebnisse sein (Crane 2012; Hent-

sch 2015; Kreile/Thalhofer 2014, S. 635). Allerdings wird Neutralität im Zu-

sammenhang mit personalisierten Suchergebnissen speziell und die Unterstel-

lung, es gebe so etwas wie eine »neutrale« Suche, generell kritisch gesehen 

(Goldman 2011, S. 107). Neutralität steht im diametralen Widerspruch zu jeder 

Form von algorithmischer Entscheidung – es wäre eine bloße Aneinanderrei-

hung von Inhalten, etwa in chronologischer Sortierung. Die Zugangs- und 

Orientierungsfunktionen insbesondere von Suchmaschinen aber wären damit 

mindestens geschwächt. 

8.2.3 Einführung eines allgemeinen Diskriminierungsverbots 

auch für offene Plattformen 

Struktureller Natur sind Vorschläge zur Einführung von Diskriminierungsver-

boten für Informationsintermediäre, z. B. unter dem Stichwort »Suchmaschi-

nenneutralität« (Danckert/Mayer 2010, S. 221 f.; Paal 2018, S. 31 f.; zurückhal-

tender Dörr/Natt 2014, S. 843; Dörr/Schuster 2014; kritisch Fehling/Leymann 

2020, S. 117). Hergeleitet werden diese aus dem Grundsatz der kommunikati-

ven Chancengerechtigkeit: Ein Unternehmen soll seine Rolle im Kommunika-

tionsprozess nicht dazu benutzen können, die Rezeption bestimmter Kommuni-

kationsinhalte aufgrund von sachfremden Erwägungen zu verschlechtern oder 

ganz zu unterbinden. Insbesondere die strukturelle Vergleichbarkeit der Tätig-

keiten von Plattformen im Sinne der §§ 78 MStV mit dem Auswählen, Bündeln, 

Reihen und Vermitteln fremder Inhalte durch Intermediäre scheint für einen sol-

chen Ansatz zu sprechen. 
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Der neue MStV macht hier mit Transparenzgeboten und einem allgemei-

nen, auf journalistisch-redaktionelle Telemedien begrenzten Diskriminierungs-

verbot einen wichtigen ersten Schritt, ohne gleich eine vollständige Neutralität 

von Informationsintermediären (Kap. 8.2.2) einzuführen. Inwieweit ein behut-

sames Verbot der Diskriminierung, das in der Praxis durch praktisch jede sach-

lich nachvollziehbare Begründung gerechtfertigt werden kann, tatsächlich zur 

Erschütterung der Meinungsmacht dieser Anbieter führt, wird sich vor allem 

auf Ebene der Rechtsanwendung zeigen. Die krassesten und vor allem bewuss-

ten Formen der Diskriminierung von ganz spezifischen (legalen) Telemedien-

angeboten mit Meinungsbildungsrelevanz wird der neue Rechtsrahmen wohl 

einfangen können; eine Garantie für Vielfalt aber erwächst daraus nicht auto-

matisch (Schneiders 2021, S. 489 f.). 

Auch wird hier zukünftig diskutiert werden, an welche Diensteformen ein 

Diskriminierungsverbot anknüpft, wie Diskriminierung rechtlich definiert und 

wie sie in der Praxis dem Beweis zugänglich gemacht wird, zumal die Diskri-

minierung von Angeboten und Inhalten nach individuellen Relevanzkriterien 

der Nutzer eine Kernleistung von Intermediären darstellt. Fundamentalerer Art 

ist die Kritik, die darauf hinweist, dass es sich bei medieninhaltsbezogenen Dis-

kriminierungsverboten um eine Form positiver staatlicher Vorgaben handele, 

die gesetzlich vorprägen, wie gesellschaftliche Selbstverständigung stattzufin-

den habe (Kühling/Gauß 2007, S. 886; Ott 2010). Insbesondere wird bislang 

kein Maßstab angeboten, der eine Unterscheidung sachfremder von anderen 

Kriterien ermöglichen würde. 

8.2.4 Konzentrationskontrolle ausschließlich über 

kartellrechtliches Instrumentarium 

Teilweise wurde überlegt, inwieweit eine Kontrolle von Intermediären mit ho-

hem Einflusspotenzial auf die Meinungsbildung nicht ausschließlich über all-

gemeines Kartellrecht möglich wäre (Dörr/Natt 2014, S. 845; Sprenger 2013, 

S. 346 f.). Immerhin scheint das Einflusspotenzial von Informationsintermediä-

ren mit ihrer ökonomischen Stellung zu korrelieren, soweit diese auch mei-

nungsbildungsrelevante Inhalte und Informationsströme auswählen und steu-

ern. Eine starre Grenze der kartellrechtlichen Konzentrationskontrolle ist aber 

ihre Beschränkung auf ökonomische Macht, sodass meinungsmachtbezogene 

Kriterien als regulatorischer Anknüpfungspunkt fremdkörperhaft erscheinen. 

Vielfaltsbezogene Kriterien im Bundeskartellrecht begegnen mit Blick auf die 

Rundfunkhoheit der Länder zudem nicht geringen kompetenzrechtlichen Prob-

lemen (Heidtke 2020, S. 293 f.; Paal 2018, S. 26 f.). 
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8.2.5 Verbesserung der Transparenz bezüglich der 

Funktionsweisen von Intermediären 

Eine weitere Kategorie von Vorschlägen will die Transparenz algorithmischer 

Systeme für die Nutzer/innen, aber auch für eine bessere Kontrolle durch die 

Gesellschaft insgesamt erhöhen (Schulz/Dankert 2016, S. 74 f.). Wenn etwa die 

Anbieter von Informationsintermediären die Funktionsweise der eingesetzten 

Algorithmen veröffentlichen würden, so die Überlegung, wären die Ursachen 

für bestimmte Suchergebnisse oder priorisierte Inhalte besser nachvollziehbar 

und könnten mögliche unsachgemäße und rechtlich relevante oder anknüp-

fungsfähige Bevor- und Benachteiligungen erkannt werden. Die Vorschläge rei-

chen von Beipackzetteln, die angebotsweit das Ziel und die Funktionsweise der 

eingesetzten Algorithmen erklärt (»machine-centric explanations«), bis hin zur 

Erklärung von angezeigten Inhalten im Einzelfall, bei dem – ähnlich dem 

blauen Infodreieck der European Digital Advertising Alliance (EDAA) bei nut-

zungsbasierter Werbung – die Nutzer/innen stets die Möglichkeit haben, die Er-

klärung für eine bestimmte Auswahlentscheidung zu erfahren (»subject-centric 

explanation«). Auch die Kenntlichmachung des Bestehens algorithmischer per-

sonalisierter Entscheidungen überhaupt kann zu diesen Vorschlägen gezählt 

werden. Allen Vorschlägen ist gemeinsam, dass sie zunächst die Nutzer/innen 

befähigen sollen, entsprechende Medienangebote reflektierter und ggf. kriti-

scher zu nutzen, um mögliche unsachgemäße Meinungspotenziale abzuschwä-

chen und Informationen in personalisierten Kontexten bewusster wahrzuneh-

men (Kap. 8.1). Durch öffentliche Einsicht in die Funktionsweisen algorithmi-

scher Auswahlprozesse soll – gleichzeitig mit der individuellen Awareness oder 

darüber hinaus gehend – auch der Öffentlichkeit eine Kontroll- oder jedenfalls 

Diskussionsmöglichkeit gegeben werden. Die öffentliche Auseinandersetzung 

über bestimmte algorithmische Funktionsweisen, die eine große Anzahl von 

Einzelfällen betreffen, kann mit Blick auf Modellannahmen und Priorisierungs-

prozesse übergreifende Probleme besser adressieren als der Einzelne und so 

fragwürdige und unsachgemäße Systementscheidungen auf Anbieterseite kriti-

sieren. Transparenzverpflichtungen haben insoweit grundsätzlich Potenzial, 

Wissensdefiziten auf Nutzerseite entgegenzutreten und – mittelbar – die Mei-

nungspluralität zu fördern. 

Der MStV, der für Medienintermediäre und insbesondere ihre Selektions-

logiken und Funktionskriterien in § 93 MStV erstmals Transparenzvorgaben 

macht, stellt einen ersten Ansatz zur Verbesserung des Wissens dar, das erstens 

zu einem reflexiveren Umgang von Nutzer/innen mit den Auswahl- und Priori-

sierungsansätzen der Medienintermediäre führen und zweitens zu einer besse-

ren Möglichkeit der Einsichtnahme und Kontrolle der Selektionsentscheidun-

gen durch die Medienaufsicht führen kann (Heidtke 2020, S. 339 f.). Allerdings 

wird kritisiert, dass die Vorgabe nur Anwendung auf Intermediäre findet, die 
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(auch) journalistisch redaktionelle Angebote von Dritten aggregieren und selek-

tieren (Dörr 2021, S. 172). Gegen eine zu starke Transparenz vorgebrachte Ar-

gumente betreffen zum einen die an den algorithmischen Systemen bestehenden 

Geschäftsgeheimnisse der Anbieter und deren legitimes Interesse am Schutz vor 

zu viel Einsicht in die Funktionsweisen der Angebote, mit der auch mögliche 

Missbrauchspotenziale steigen können. Zum anderen ist die Wirksamkeit auf 

Transparenz abzielender Vorschriften voraussetzungsvoll. Insbesondere die 

Verhaltensökonomie hat in den letzten Jahrzehnten deutlich die Grenzen von 

transparenzbasierten Steuerungsansätzen gezeigt (Howells 2005): Für die er-

wünschte Wirksamkeit einer Transparenzpflicht bedarf es mehrerer, ineinander-

greifender Umsetzungsschritte auf Anbieter- und Nutzerseite und vor allem ei-

nes rationalen Verhaltens der Nutzer/innen (Weil et al. 2006). Letzteres aber 

ist – so die mittlerweile überwiegende Empirie – insbesondere in emotionalen 

Situationen, bei wenig Auswahlmöglichkeiten oder auch bei routiniertem und 

habitualisiertem Handeln regelmäßig nicht zu beobachten. 

8.2.6 Offenlegungspflichten für informationssteuernde 

Algorithmen 

Angesichts der Grenzen von Transparenz als nutzerbezogener Steuerungsres-

source gehen einzelne Vorschläge noch weiter: Sie fordern, die Algorithmen 

von Informationsintermediären offen zu legen.32 Damit wären, so die Idee, 

mögliche unsachgemäße Auswahlkriterien identifizierbar und mögliche Diskri-

minierung einzelner Nutzer/innen oder ganzer Gruppen überprüfbar. Kritik an 

entsprechenden Forderungen entzündet sich neben dem Hinweis auf die Ge-

schäftsgeheimnisse der Unternehmen (Kühling/Gauß 2007, S. 887; Paal 2015, 

S. 38; Paal/Hennemann 2017, S. 78), die hier noch frappanter ausfallen als bei 

reinen Erläuterungspflichten, auch daran, dass die Algorithmen ständigen Ver-

änderungen unterliegen; teils nutzen die Unternehmen in A/B-Tests unter-

schiedliche Versionen von Algorithmenkombinationen gleichzeitig, um die op-

timale Einstellung zu finden. Zudem ist ein Einblick in algorithmische Systeme 

ohne einen Einblick in die Inputdaten wenig aussagekräftig (Dankert/Dreyer 

2017a, S. 93 f.). Erst die Kombination von Daten, Algorithmus und Output kann 

Rückschlüsse auf eine mögliche ungerechtfertigte Benachteiligung oder Priori-

sierung einzelner Inhalte oder Anbieter offenbaren und selbst dann kann ein 

solcher Bias von den Nutzer/innen gewünscht sein. Wohl vor diesem Hinter-

grund fordert die als zu abgespeckt kritisierte Transparenzpflicht in § 93 MStV 

in Bezug auf die eingesetzten Algorithmen nur die Offenlegung der grundsätz-

lichen Funktionsweise in abstrakter Weise (Cornils 2019, S. 101; Wischmeyer 

2018, S. 5). Von der Offenlegung der Algorithmen abzugrenzen sind vorge-

schlagene Ansätze eines algorithmischen Auditings oder eines Algorithmen-

 
32 So der seinerzeitige Justiz- und Verbraucherschutzminister Maas (Schultz 2014). 
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TÜVs, bei dem vor allem output- bzw. ergebnisbezogen überprüft wird, ob der 

Einsatz eines technischen Systems zu Risiken für Rechtsgüter führen können 

(Cornils 2019, S. 102). 

8.2.7 Begrenzung oder Offenlegung nutzergenerierter 

automatisierter Kommunikation 

Spezifischer sind Forderungen nach Transparenzpflichten für solche Formen al-

gorithmischer Kommunikation, die nicht die Betreiber von Informationsinter-

mediären, sondern Werbetreibende oder Nutzer/innen individuell verantworten 

und dort automatisierte Kommunikationen verbreiten, insbesondere durch 

Social Bots und politisches Microtargeting. Social Bots sind hochautomatisierte 

und je nach Ausgestaltung mehr oder weniger autonom agierende Softwarepro-

gramme, die menschliches Agieren simulieren und eigenständig Inhalte einstel-

len, fremde Inhalte weiterverbreiten oder auf bestimmte Themen oder Stich-

wörter reagieren und antworten (Dankert/Dreyer 2017b, S. 73). Aufgrund der 

Möglichkeit, damit den Eindruck vermeintlich vorherrschender Meinungsbil-

der auf den entsprechenden Plattformen oder in bestimmten (Nischen-)Diskur-

sen zu schaffen, werden verpflichtende Identifikationsverfahren für Intermedi-

äre gefordert, etwa durch eine Echtnamenspflicht oder eine botspezifische 

Kennzeichnungspflicht (Löber/Roßnagel 2019). Hier war in der Rechtswissen-

schaft aber umstritten, ob in bestimmten Fällen nicht bereits eine Kennzeich-

nungs- bzw. Impressumspflicht existiert, inwieweit sich auch Botbetreiber auf 

die Meinungsfreiheit berufen können und wie eine gesetzliche Klarnamen-

pflicht sich zu einem möglichen Recht auch auf anonyme Meinungsäußerung 

verhält (Dankert/Dreyer 2017b). 

Die nach § 18 Abs. 3 bzw. § 93 Abs, 4 MStV eingeführte Kennzeichnungs-

pflicht für automatisierte Telemedien in sozialen Netzwerken, die die Anbieter 

der automatisierten Accounts und die Intermediäre gleichermaßen trifft, folgt 

dem Ansatz einer Klarstellung, wo nicht menschliche Akteure am Diskurs teil-

nehmen. Es bleibt aber der Rechtsanwendungsebene übertragen, inwieweit auch 

Formen der individuellen Meinungsäußerung, die auf einer bestimmten Platt-

form getätigt und sodann automatisiert auf anderen Angeboten veröffentlicht 

wurden, den Risikopotenzialen automatisierter Kommunikation noch gerecht 

werden und eine entsprechende Kennzeichnungspflicht rechtfertigen. 

Ein weiteres Beispiel für nicht von den Plattformen selbst zur Verfügung 

gestellte Inhalte ist das politische Microtargeting, d. h. die Distribution von po-

litischer (Wahl-)Werbung an sehr spezifisch definierte Zielgruppen, die sich auf 

Grundlage genauer Profilierung in sozialen Medien adressieren lassen (Zuider-

veen Borgesius et al. 2018). Der Umstand, dass meist nur vergleichsweise we-

nige Empfänger/innen eine speziell auf ihre Interessen und Werte zugeschnit-

tene Werbung sehen, ist vielen Nutzer/innen nicht bewusst. Die vermeintliche 
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Öffentlichkeit, die diese Werbung herstellt, ist ein nur sehr kleiner Ausschnitt. 

Um den kritischen Umgang mit diesen fast personengenau zugeschnittenen 

Werbeeinblendungen zu fördern, wird teils gefordert, diese Form der profilba-

sierten zugeschnittenen Kommunikation als personalisierte Werbung besonders 

kenntlich zu machen (Zuiderveen Borgesius et al. 2018, S. 94). Ein Ansatz, dem 

geschilderten Problem entgegenzutreten, zeigt sich auf unionsrechtlicher 

Ebene. In der im Juli vom Europäischen Parlament verabschiedeten Fassung 

des Gesetzes über digitale Dienste (Kap. 2.3.2) findet sich mit Art. 24 eine Vor-

schrift, die Plattformen zur Transparenz bei Onlinewerbung verpflichtet. Da-

nach sollen Onlineplattformen, die auf Microtargeting basierende Werbung an-

zeigen, dafür Sorge tragen, dass jede dieser Werbeeinblendungen als Werbung 

zu identifizieren ist, den Auftraggeber bzw. Werbenden erkennen lässt und An-

gaben zu den wesentlichen Parametern zu machen, nach denen Nutzer/innen die 

Werbung erhalten. 

8.2.8 Vielfaltssicherung durch Gewährleistung von positiver 

Nutzungsvielfalt 

Eine umfassendere Überlegung verbindet sich mit dem Konzept der »exposure 

diversity« (Helberger 2012; Helberger et al. 2018; Webster 2013), das auf den 

Umstand hinweist, dass eine bereitgestellte Angebotsvielfalt nicht zwingend 

auch zu Vielfalt in den faktisch genutzten Inhalten der einzelnen Person führt. 

Weil Informationsintermediäre in der Lage sind, den Grad an genutzter Vielfalt 

für jede Nutzerin und jeden Nutzer zu ermitteln, und weil man Vielfalt mathe-

matisch als Parameter oder Prämisse in Algorithmen hinterlegen kann, wäre es 

prinzipiell auch möglich, vor allem solchen Menschen vielfältige Inhalte beizu-

mengen, deren Informationsrepertoire ansonsten zu einer nur beschränkten 

Sicht auf die Welt führte. Zu Recht weisen selbst Vertreter/innen dieser Über-

legungen kritisch auf den in diesem Ansatz enthaltenen Paternalismus hin; die 

Informationsfreiheit der Nutzer/innen würde faktisch ausgesetzt und durch eine 

staatliche oder anbieterseitige Vielfaltspflicht ausgetauscht (Moe et al. 2021, 

S. 152; Helberger 2012, S. 70; Valcke 2011). Zudem ist die Operationalisierung 

von Vielfalt komplex und bietet ganz unterschiedliche Ausgangspunkte, auch 

solche demokratietheoretischer Natur (Helberger 2019), für deren Programmie-

rung. Insbesondere mit Blick auf ganz unterschiedliche, situationsbedingte In-

formationsbedürfnisse ist die Operationalisierung einer individuellen Vielfalt 

komplex (Moe et al. 2021; Sørensen/Schmidt 2016). Eine vor diesem Hinter-

grund vorgeschlagene weichere Alternative der »exposure diversity« geht nicht 

mehr von einem fix vorgesetzten Informationsrepertoire aus, sondern von For-

men vielfaltsbezogenen Nudgings, d. h. von technischen und gestalterischen 

Anreizsetzungen für den Nutzenden zur Auswahl vielfältiger Quellen (Fehling/ 

Leymann 2020, S. 118; Helberger 2019). 
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8.2.9 Etablierung von Informationsintermediären mit 

gesetzlichem Auftrag zu Gemeinwohlbezug 

Angesichts der vor allem ökonomischen Motive privater Informationsinterme-
diäre, deren Systemlogik vor allem auf eine möglichst häufige und lange Nut-
zung ihrer Dienste zur Erhöhung der Interaktionszeit auch mit werblichen In-
halten abzielt, kann es aus gesellschaftlicher Sicht zu Schieflagen in der Krite-
rienauswahl algorithmischer Systeme kommen. Als Alternative dazu wird die 
Schaffung von Angeboten vorgeschlagen, die gemeinwohlorientiert arbeiten 
(Hege 2012, S. 13; Hege/Flecken 2014, S. 224;). Ähnlich dem öffentlich-recht-
lichen Rundfunk sollen etwa Suchmaschinen, Netzwerk- oder Microblogging-
plattformen etabliert werden, die durch eine öffentliche Finanzierung nicht an 
Marktinteressen ausgerichtet sind und für mehr Objektivität der Auswahlergeb-
nisse sorgen (Paal 2012, S. 59; Passoth 2019). Auch das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfGE 149, 222 [261)]) sieht in einer nicht ausschließlich marktorien-
tiert erbrachten Aggregation und Selektion von Medieninhalten eine wichtige 
Kompensationsform der Vielfaltsgewährleistung. 

Gegen die Forderungen wird neben dem Hinweis auf bestehende Lock-in-
Effekte vorgebracht, dass eine objektive Auswahl von Inhalten grundsätzlich 
nicht möglich oder ratsam ist. Angesichts der verfügbaren Informationsmengen 
muss ein Intermediär stets Gewichtungen und Priorisierungen bei der Listung 
von Informationen vornehmen (Dörr/Natt 2014, S. 844). Ausgewählte Inhalte 
sollen gerade nicht neutral sein, sondern möglichst dem jeweiligen Informa- 
tionsbedürfnis der Nutzerin oder des Nutzers entsprechen. Daneben stellte ein 
öffentlich-rechtlicher Informationsintermediär, der aus öffentlichen Mitteln 
oder einem Nutzerbeitrag finanziert würde, eine Intervention in den Markt dar, 
der ggf. zu (ökonomischen) Nachteilen für die bestehenden Anbieter führt. Die 
langjährigen Auseinandersetzungen zwischen Presseverlagen und den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten im Bereich der Telemedien sind ein Bei-
spiel für die Friktionen, die hier entstehen können. Schwächere Ausprägungen 
der Forderungen nach gemeinwohlorientierten Intermediären finden sich in 
Vorschlägen, die auf die Stärkung des telemedienbezogenen Programmauftrags 
der öffentlich-rechtlichen Medienanbieter abzielen (Dörr 2021, S. 172) oder die 
Vielfaltsorientierung auch der technischen Verbreitungsleistungen stärker in ih-
ren Telemedienkonzepten berücksichtigt sehen wollen (Rhein et al. 2021). 

8.3 Ausblick: gesetzgeberische Spielräume und 

Regulierungsansätze 

Die Zusammenstellung der bisherigen Vorschläge zum regulatorischen Um-
gang mit algorithmischer Selektion und Personalisierung in der Mediennutzung 
zeigt deutlich, dass die normativen Erwartungen an verschiedene Angebotsty-
pen teils ganz unterschiedlich und nicht frei von Widersprüchen sind. Aus 
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verfassungsrechtlicher Sicht stellt sich hier grundsätzlich die Frage, ob und in-
wieweit der Gesetzgeber berechtigt oder gar verpflichtet ist, gesetzliche Maß-
nahmen zur Vielfaltssicherung zu ergreifen. 

Eine zentrale Herausforderung liegt darin, dass es sich bei Intermediären 
um neue Typen von Akteuren mit struktureller Funktion für öffentliche Kom-
munikation handelt. Ihre Vermittlungsleistung ist auch wissenschaftlich – an-
ders als die der traditionellen Massenmedien – nicht voll verstanden und viel-
gestaltig. So können sie Medieninhalte verbreiten, doch ihre Leistung be-
schränkt sich nicht darauf und könnte beeinträchtigt werden, würde man sie wie 
klassische Verbreitungsplattformen regulieren. Dies hat Folgen auch für die 
verfassungsrechtliche Einordnung. Intermediäre dem verfassungsrechtlichen 
Rundfunkbegriff zuzuordnen bedeutet nicht, dass dieselben Spielräume und 
Aufträge für den Gesetzgeber daraus folgen wie für den traditionellen Rund-
funk. Sie beruhen auf einer Risikoanalyse rundfunkspezifischer Vermittlung 
(Breitenwirkung, Suggestivkraft, Aktualität), die sich bei den neuen Akteuren 
strukturell unterscheidet und zudem stark von den Praktiken der Nutzer/innen 
abhängen. Auch die politische und fachliche Diskussion bewegt sich – wie die 
Lösungsoptionen zeigen – weiterhin mehrheitlich in Konzeptionen einer vom 
Rundfunk geprägten Medienwelt. Es kann bezweifelt werden, dass dies sachan-
gemessen ist, da sich sowohl kommunikationsfreiheitsfördernde Potenziale als 
auch Risiken zwischen Rundfunkmedien und Intermediären signifikant unter-
scheiden. Zudem lassen sich auch die (erwünschten wie unerwünschten) Folgen 
von regulatorischen Maßnahmen schwer abschätzen. 

In Ermangelung einer angemessenen und ausformulierten Dogmatik gilt es, 
die Spielräume und Grenzen eines experimentierenden Gesetzgebers auszulo-
ten: Sein Aufgreifermessen, also die Entscheidung über ein Ob der Regulierung, 
hängt davon ab, welche empirische Grundlage für die Meinungsbildungsrele-
vanz von algorithmischen Angeboten sich ihm bietet (Cornils 2019). Die Be-
funde haben deutlich gemacht, dass es zwar keine konkreten Hinweise oder 
Nachweise für die Meinungsmacht eines einzelnen Informationsintermediärs 
gibt. Zu umfangreich sind die Medienrepertoires der Nutzer/innen und eine zu 
große Rolle spielen (jedenfalls derzeit noch) Informationskanäle wie der Rund-
funk, die Presse und Direktabrufe von Onlineinformationen ohne Intermediäre. 
Es wurde aber deutlich, dass die hier angesprochenen Dienste Potenziale für 
eine mögliche Meinungsbildungsrelevanz aufzeigen. Mit Blick auf den verfas-
sungsrechtlichen Ausgestaltungsauftrag des Vielfaltsgebots an den Gesetzgeber 
kann er bei dieser ungewissen, aber eben nicht vollständig abwegigen Sachlage 
seinen Ausgestaltungsauftrag wahrnehmen – er muss dies aber zu diesem Zeit-
punkt nicht. Erst wenn sich eine Meinungsbildungsrelevanz einzelner Anbieter 
oder Angebote empirisch weiter herausschält, verdichtet sich auch der Ausge-
staltungsauftrag zu einer gesetzlichen Ausgestaltungspflicht. 

Die dargestellten Besonderheiten der Effekte von algorithmischer Selektion 

auf die Meinungsbildung sprechen dafür, sich regulatorisch von rundfunk-

zentrierten Konzeptionen zu lösen und auf spezifische Risikoanalysen zu 
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setzen, an deren Ende dann ebenso spezifische regulatorische Reaktionen ste-

hen. Die Schutzpflichten aus Art. 5 Abs. 1 GG können sich sogar so verdichten, 

dass der zuständige Gesetzgeber zum Handeln verpflichtet ist. Jedenfalls ist das 

Ziel, freie individuelle und öffentliche Meinungsbildung zu sichern, grundsätz-

lich ein legitimer Grund zum Handeln. Derzeit aber handelt der Gesetzgeber 

hier weitflächig unter Ungewissheit: Über die (theoretische) Effektivität des 

Meinungsbildungspotenzials ist wenig bekannt; es ist unklar, welche Anforde-

rungen an die Dauer für einen (nachteiligen) Effekt bei Meinungsbildungspro-

zessen zu stellen sind; die Rückholbarkeit oder Umkehr einmal einsetzender 

(nachteiliger) sozialer und individueller Prozesse auf die Freiheitlichkeit der 

Meinungsbildung durch gesetzgeberische Intervention ist nicht bekannt. 

Entscheidet sich der Gesetzgeber zu einer regulatorischen Maßnahme in 

diesem Bereich, wie er es beim Medienstaatsvertrags getan hatte, berührt er die 

Berufsfreiheit und die Kommunikationsgrundrechte der algorithmischen An-

bieter, aber auch die Informations- und Meinungsfreiheit der Nutzer/innen. Er 

handelt dann in einem engen Korsett aus verfassungsrechtlichen Leitplanken, 

in deren Zentrum die Aufgabe des möglichst schonenden Ausgleichs zwischen 

Gewährleistung von Vielfalt einerseits und Ermöglichung der Grundrechtsaus-

übung andererseits steht. Hinzu treten die Vorgaben des Europarechts, die ihn 

anleiten und begrenzen können. 

Die Gemengelage beteiligter und möglicher tangierter Grundrechte zeigt 

mit Blick auf die unterschiedlichen Angebotstypen und dort jeweils vorherr-

schenden Nutzerinteressen systematische Unterschiede im Hinblick auf die Ein-

flusspotenziale von personalisierten und nicht (oder wenig) personalisierten An-

geboten auf. Während bei individualisierten Angeboten, die etwa nutzerspezi-

fische Anfragen und Interessen in die Selektion und Priorisierung einbeziehen, 

die Informationsfreiheit und das individuelle Informationsbedürfnis der jewei-

ligen Nutzerin/des jeweiligen Nutzers im Vordergrund steht, sind es bei nicht 

oder kaum personalisierten Angeboten die Informations- oder Berichterstat-

tungsinteressen Vieler oder der Gesellschaft insgesamt. Die Anbieter treffen 

hier auf kategorial verschiedene normative Erwartungen an die Form der Ange-

botserbringung, inklusive der Art und Weise, nach welcher Logik die Algorith-

men Inhalte selektieren und priorisieren. Der klassische Ansatz der Herleitung 

des verfassungsrechtlichen Vielfaltsgebots stößt hier an Grenzen, die neue per-

sonalisierbare Formen der Medienkommunikation mit sich bringen. Hier bedarf 

es (auch) grundrechtsdogmatischer Innovationen, um den neuen Herausforde-

rungen gewachsen zu sein. 

Ein Ansatz kann es hier sein, das Paradigma der »freien individuellen und 

öffentlichen Meinungsbildung« zu entbündeln und differenziertere Maßstäbe 

für die Regulierung personalisierter Medienangebote einerseits und nicht per-

sonalisierter Medienangebote andererseits zu entwickeln (Hartl 2017, S. 25 ff.). 

Zwar bestehen zwischen individueller und öffentlicher Meinungsbildung starke 
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Bezüge und Wechselwirkungen, aber eine derartige Herangehensweise kann 

genutzt werden, um die Erwartungen an die Regulierung von unterschiedlichen 

Informationsintermediären umzusetzen.33 

Ein ähnlicher Ansatz kann aus dem Konzept der »kommunikativen Chancen-

gleichheit« folgen, einer Lesart der Rundfunkverfassung, die die prinzipielle Of-

fenheit und Privilegierungsfeindlichkeit von Kommunikationsprozessen als 

wichtigen (Teil-)Aspekt der grundgesetzlichen Kommunikationsfreiheiten sieht 

(Hoffmann-Riem 2002, S. 74; Schulz 1998, S. 168 ff.; Schulz et al. 2002): Es 

reicht nicht, dass Meinungsfreiheit gewährleistet und vielfältige Informations-

quellen theoretisch verfügbar sind. Der Gesetzgeber hat auch abzusichern, dass 

die oder der Einzelne das Kommunikationsangebot mit Blick auf seine individu-

ellen Interessen auch nutzen kann. Die subjektive Informationsfreiheit der oder 

des Einzelnen mit seinen ganz eigenen Interessen, Repertoires, Selektionslogiken 

und thematischen Vorlieben muss genauso abgesichert sein wie die Möglichkeit 

der Medien, Öffentlichkeit zu konstruieren und so die gesellschaftliche Selbst-

verständigung zu gewährleisten. Versteht man Ersteres als normatives Konzept 

der individuellen Meinungsbildung und Letzteres als Konzept der öffentlichen 

Meinungsbildung, ergeben sich für die Erwartung an die Freiheitlichkeit beider 

Dimensionen unterschiedliche Leitziele für algorithmische Angebote, die Poten-

ziale der Meinungsbildungsrelevanz für beide Ebenen aufzeigen. 

Aus diesem Blickwinkel erwachsen vor allem abgestufte Anforderungen 

etwa an die Form der nutzerermächtigenden Transparenz sowie an die Vielfalt 

und die Neutralität der algorithmischen Selektion. Dies würde auch die Mög-

lichkeit beinhalten, dass Nutzer/innen von Informationsintermediären in ihrem 

Account Einstellung vornehmen, die beispielsweise die Vielfalt der dann ange-

zeigten Ergebnisse verringern. Während etwa die Vorgaben für nicht persona-

lisierte Angebote sich an den klassischen Vielfaltsgeboten und Diskriminie-

rungsverboten orientieren müssten, könnten personalisierte Angebote in erster 

Linie auf den geäußerten oder vermeintlichen Nutzerwunsch zugeschnitten sein 

und müssten nur innerhalb dieser individuellen Selektion Vielfalts- und Diskri-

minierungsgrundstandards einhalten.34 

 
33 Zur Verschränkung der beiden sich kreislaufartig bedingenden Prozesse siehe etwa Ros-

sen 1988, S. 98. 
34 Solange Maßstäbe für richtige Selektion oder Sortierung nicht beschrieben werden kön-

nen, fehlt es an der maßstabsprägenden Grundlage für ein in der Praxis anwendbares Dis-
kriminierungsverbot. Diesen Schwierigkeiten begegnet derzeit auch das im MStV enthal-
tene, noch junge Diskriminierungsverbot für Medienintermediäre. Die Ungewissheit, un-
ter der der Gesetzgeber die Norm schuf, erscheint nun weitergereicht an die nachgelagerte 
Ebene der Medienaufsicht. Und: Je tiefer der Staat mit einem medieninhaltsbezogenen 
Steuerungsinstrument in dem Bereich reguliert, der zentral der gesellschaftlichen Selbst-
verständigung vorbehalten ist, desto schwieriger wird auch die Legitimation dieser Inter-
vention sein. Es ist Befugnis und Aufgabe des Staates, einen negativen Rechtsrahmen für 
gesellschaftlich geächtete Kommunikationsinhalte zu schaffen – es liegt aber gerade nicht 
in staatlicher Hand, der Gesellschaft positiv vorzugeben, wie sie zu kommunizieren hat. 
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Bereits zuvor zeigen sich allerdings weitere Probleme bei der Umsetzung 

verfassungsrechtlicher Gebote der Sicherung freier Kommunikation. Die Kom-

munikationsformen und Informationsquellen in algorithmischen Angeboten 

sind höchst unterschiedlich, die Gesamtangebote selbst bestehen oft aus einer 

Vielzahl unterschiedlicher Module und Angebotsfunktionalitäten. Der gesetz-

geberische Spielraum zum Tätigwerden aber bezieht sich nur auf Inhalte und 

algorithmische Funktionen, die meinungsbildungsrelevant sind. So kann etwa 

eine nutzerspezifische Zusammenstellung von privaten Inhalten enger Freund/ 

innen, kommerziellen Kommunikationen und Nachrichten in sich ganz unter-

schiedliche Meinungsbildungsrelevanz besitzen. Diese Konvergenz unter-

schiedlicher massenmedialer und privater Kommunikation führt aus Kommuni-

kationsfreiheitssicht zu hybriden Angebotsinhalten, die den Gesetzgeber bei der 

Formulierung von vielfaltsbezogenen Anforderungen, Diskriminierungsverbo-

ten und Transparenzvorgaben, aber auch bei dem Zuschnitt der gesetzlichen 

Adressaten vor größere Herausforderungen stellen. 

Schließlich soll auch an dieser Stelle der Hinweis auf die bestehenden Ge-

setzgebungskompetenzen nicht fehlen: Soweit medienbezogene Inhaltsregulie-

rung und technikbezogene Regulierung mit Auswirkungen auf die öffentliche 

Kommunikation angedacht werden, die die Freiheit der Meinungsbildung si-

chern sollen, steht die Gesetzgebungskompetenz dafür den Ländern zu. Die 

Möglichkeiten des Bundesgesetzgebers sind mit Blick auf Informationsinterme-

diäre, die (auch) öffentliche Kommunikationsströme lenken, begrenzt. 

8.4 Fazit 

Das Meinungsbildungspotenzial algorithmischer Systeme wird regulatorisch 

unterschiedlich adressiert. Neben dem verfassungsrechtlichen Leitziel der Frei-

heitlichkeit der individuellen und öffentlichen Meinungsbildung sind die daraus 

abgeleiteten einfachgesetzlichen Vielfaltsgebote und Mechanismen der Mei-

nungsmachtkontrolle zu nennen, die insbesondere in den Staatsverträgen und 

Rundfunkgesetzen der Länder niedergelegt sind, allen voran dem Medienstaats-

vertrag. Sie sollen den Einfluss einzelner Anbieter auf die Meinungsbildung be-

grenzen. Daneben begrenzen die Vorschriften des Kartellrechts die wirtschaft-

liche Marktmacht einzelner Anbieter. 

Aktuell fallen algorithmische Intermediäre weder unter das rundfunk-

zentrierte Modell der Konzentrationskontrolle noch unter die medienstaatsver-

tragliche Plattformregulierung, die die Medienordnung in Deutschland prägen. 

Mit der Aufnahme von Transparenzpflichten für Medienintermediäre bezüglich 

ihrer Auswahlkriterien hat der Gesetzgeber einen ersten Schritt getan, die be-

stehenden Wissensgefälle zwischen Anbietern, Medienaufsicht und Nutzer/in-

nen zu verringern und eine rudimentäre Kontrollmöglichkeit von Diskriminie-

rungsformen eingeführt. Auch das im gleichen Zuge eingeführte 
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Diskriminierungsverbot mit Blick auf journalistisch-redaktionelle Angebote 

stellt eine Reaktion des Gesetzgebers auf die Meinungsmachtpotenziale von In-

termediären dar. 

Diese Regulierungsansätze berühren aber nur einen kleinen Teil der mitt-

lerweile umfangreich vorliegenden Vorschläge, wie algorithmische Intermedi-

äre in einem medienrechtlichen Rahmen zu behandeln sein könnten. Darunter 

fallen z. B. ihr Einbezug in ein Gesamtmedienmodell der Konzentrationskon-

trolle, deutlich erweiterte Transparenzvorschriften bezüglich der Funktions-

weise der algorithmischen Selektion oder auch eine stärkere positive Verpflich-

tung auf die Darstellung von Vielfalt bei der Selektion. 

Gegen die Vorschläge werden Kritikpunkte vorgebracht, deren zentraler 

Punkt die strukturell anders gelagerte Funktion und Vermittlung von Meinungs-

macht bei algorithmischen Intermediären ist. Insbesondere staatlich vorgege-

bene Vielfaltsgebote und Diskriminierungsverbote sind mit Bezug auf die Pri-

orisierung von (Einzel-)Inhalten – wie die Medienaufsicht ganz praktisch fest-

stellen muss – schwer zu operationalisieren und geraten schnell in den riskanten 

Bereich staatlicher inhaltsbezogener Vorgaben. Zudem würde ein zu starkes re-

gulierendes Eingreifen andere Grundrechte berühren, darunter die Berufsfrei-

heit der Anbietenden und die Informationsfreiheit der Nutzer/innen. 
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9 Schlussfolgerungen und Handlungsfelder 

9.1 Schlussfolgerungen 

Formen algorithmischer Selektion sind ein wichtiger Bestandteil von nachrich-

tenbezogener Mediennutzung, insbesondere weil sie der zentrale Baustein der 

Kommunikationsarchitektur von Informationsintermediären wie Suchmaschi-

nen, Netzwerk- oder Videoplattformen ist. Diese sind für die überwiegende 

Mehrheit der Internetnutzer/innen nicht die Hauptquelle oder gar einzige Quelle 

von Nachrichten, nichtsdestotrotz aber ein wichtiger Bestandteil der Medienre-

pertoires vieler Bürger/innen. Sie haben diese Stellung auch deshalb inne, weil 

sie neben der nachrichtenbezogenen Nutzung weitere Kommunikationsformen 

und -praktiken erleichtern, im Falle der sozialen Medien etwa die Darstellung 

der eigenen Person oder die Pflege sozialer Beziehungen. 

Algorithmische Selektion lässt sich in eine Reihe generischer Verfahren un-

terteilen, darunter Filtern, Priorisieren bzw. Ranken, Klassifizieren und Assozi-

ieren. Die algorithmisch vorgenommene oder unterstützte personalisierte Aus-

wahl und Empfehlung von Inhalten ist ein Sonderfall algorithmischer Selektion. 

An ihr entzünden sich eine Reihe aktueller Debatten und Befürchtungen. Zu-

gleich lässt sich an algorithmischer Personalisierung besonders gut verdeutli-

chen, in welche größeren Zusammenhänge algorithmische Selektion eingebun-

den ist: Personalisierte Empfehlungen sind algorithmisch vergleichsweise sim-

pel (»content vs. collaborative vs. context-based filtering«), werden aber 

dadurch komplex, dass sie auf sehr große Datenmengen angewandt werden, die 

sich der menschlichen Sichtung weitgehend entziehen. Das Versprechen von 

algorithmischer Personalisierung, den einzelnen Nutzer/innen jeweils bessere, 

weil relevantere Informationen zur Verfügung zu stellen, lässt sich nur erfüllen, 

wenn zugleich möglichst viele ihrer Merkmale – ihre Eigenschaften, Interessen, 

Präferenzen, Aktivitäten, soziale Verortung, Bewegungsmuster – verdatet wer-

den. Hier existiert also aus Sicht der individuellen Nutzer/innen ein möglicher 

Zielkonflikt zwischen verbesserter Informationsauswahl und Wahrung der ei-

genen informationellen Selbstbestimmung. 

Aus Betreibersicht ist algorithmische Personalisierung zum einen ein Me-

chanismus, um die Verweildauer und Klickaktivitäten der Nutzer/ zu erhöhen 

(und dadurch höhere Umsätze zu generieren), zum anderen dienen die zugrunde 

liegenden Datenprofile auch dem Zweck, möglichst spezifisch Werbung ein-

blenden zu können. Dadurch sind im Fall algorithmischer Personalisierung und 

der dafür notwendigen Verdatung das Informationsverhalten der Nutzer/innen 

und die Geschäftsmodelle der Betreibenden eng verbunden. Während ein mög-

lichst hoher Grad der auf Nutzerdaten basierenden Personalisierung aus Unter-

nehmenssicht sinnvoll ist, birgt sie aus gesellschaftlicher Sicht das Risiko, zu 
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einer Fragmentierung oder Polarisierung von gesellschaftlichen Gruppen beizu-

tragen, da Nutzer/innen ggf. andere Themen und Meinungen weniger wahrneh-

men. Damit verbunden kann algorithmische Personalisierung es erschweren, 

dass sich die (unstrittig durch das Internet gestiegene) Vielfalt von Angeboten 

auch in einer genutzten Vielfalt niederschlägt: Personalisierung trifft eine Aus-

wahl aus der Inhaltsvielfalt im (vermeintlichen) Interesse der Nutzer/innen; 

wenn es aber keine angezeigte Vielfalt gibt, ist auch die genutzte Vielfalt für die 

jeweilige Person begrenzt. 

Unter Rückgriff auf das zuvor skizzierte Verständnis von Meinungsbildung 

lässt sich diese Analyse wie folgt zu meinungsbildungsbezogenen Potenzialen 

und Risiken algorithmischer Selektion spezifizieren (Kap. 7): Eine erste wich-

tige Dimension der Meinungsbildung ist zu wissen, welchen Themen derzeit 

gesellschaftliche Relevanz zukommt. Algorithmische Systeme können dazu 

beitragen, journalistisches Agendasetting um weitere Perspektiven zu ergänzen, 

insbesondere konkurrierende (oder auch kongruente) Relevanzzuschreibungen 

des Publikums, also der Mediennutzer/innen sichtbar zu machen. Dabei besteht 

allerdings das Risiko, dass sich im Lauf der Zeit die Bevölkerung in verschie-

dene Gruppen fragmentiert, die kein geteiltes Verständnis von aktuell relevan-

ten Themen mehr besitzen. Dies kann insbesondere dann geschehen, wenn die 

individuellen Relevanzsetzungen zum dominanten Maßstab werden. Die empi-

rischen Ergebnisse zeigen, dass dies derzeit nicht der Fall ist, doch sollte ein 

solches Szenario eintreffen, wären publizistische Medienangebote in ihrer 

Funktion gehemmt, Öffentlichkeit zu konstruieren. 

Eine zweite Facette von Meinungsbildung ist, Informationen und Wissen 

zu den jeweils anstehenden Themen zu gewinnen. Hierbei helfen Informations-

intermediäre, die prinzipiell verfügbare Fülle an Informationen zu erweitern und 

zu erschließen und bei Bedarf auch zu Nischenthemen und -interessen recher-

chieren zu können. Risiken sind auf dieser Ebene insbesondere mit dem Stich-

wort der empirisch bislang nicht beobachtbaren Filterblase verbunden, also dem 

Umstand, dass die algorithmische Selektion nur noch einen systematisch ver-

zerrten Ausschnitt der Informationsfülle erschließt und andere Sichtweisen 

systematisch ausblendet. 

Als Drittes gehört zur Meinungsbildung die Wahrnehmung des Spektrums 

und der Verteilung von möglichen Haltungen zu einem gegebenen Thema. Ge-

rade die sozialen Medien erleichtern es, die eigene Meinung zu artikulieren, ak-

tiv an Debatten teilzunehmen und einen Eindruck von dem Meinungsklima im 

eigenen erweiterten sozialen Umfeld der Facebook-Freunde o. Ä. zu gewinnen. 

Zugleich bergen sie das Risiko, dass sich Gleichgesinnte in Echokammern ge-

genüber konträren Meinungen abschotten und wechselseitig in ihrer Meinung 

bestärken und diese immer extremer formulieren; derartige Effekte sind jeden-

falls für kleine gesellschaftliche Teilgruppen zu beobachten. Dies kann nicht 

nur die Polarisierung gesellschaftlicher Gruppen befördern, sondern unter 
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Umständen, etwa in Form von Hassrede, die Grenzen der freien Meinungsäu-

ßerung überschreiten. 

Tab. 9.1 Meinungsbildungsrelevante Mechanismen von Informationsinterme-

diären, ihre Potenziale und Risiken 

meinungsbildungsrele-

vante Mechanismen 

Potenziale (Vielfalt) Risiken (Desintegration) 

Zuweisung von Relevanz Publikumsrelevanz wird 

sichtbar 

wachsende Fragmentie-

rung  

Vermittlung von Wissen Erschließen der Informa-

tionsfülle; Zugang auch 

zu Nischenthemen 

Entstehen oder Verstär-

kung von Filterblasen 

Repräsentation von 

Meinungen 

Einbringen und Debattie-

ren der eigenen Meinung; 

Einblick in Meinungsklima 

des erweiterten sozialen 

Umfelds  

Förderung von Echokam-

mern; zunehmende Pola-

risierung; Verbreitung von 

Hassrede 

Quelle: HBI 2021 

Die geschilderten Potenziale und insbesondere die Risiken sind in der öffentli-

chen Debatte sehr präsent. Die Befunde der empirischen Nutzerforschung zei-

gen allerdings, dass die verschiedenen direkten und indirekten Effekte algorith-

mischer Selektion auf individuelle und öffentliche Meinungsbildung differen-

ziert zu sehen sind: Direkte Effekte im Sinne einer algorithmischen Personali-

sierung von Informationsangeboten existieren, scheinen aber nicht so ausge-

prägt zu sein, wie in der öffentlichen Debatte oft befürchtet. So weisen Analysen 

von Google-Suchergebnissen (Datenspendestudie) nur eine geringe Varianz 

auf. Bei Facebook ist der Einfluss des eigenen Kontaktnetzwerks auf die Zu-

sammensetzung der angezeigten Inhalte augenscheinlich größer als der von al-

gorithmischen Empfehlungen. Auch für indirekte Effekte, etwa mit Blick auf 

Polarisierung oder politisches Wissen, scheinen individualpsychologische Ef-

fekte und Merkmale der sozialen Einbettung einer Person ausschlaggebender 

als die reine algorithmische Selektion, wenngleich sich das methodisch nur 

schwer isolieren bzw. getrennt untersuchen lässt. Nicht aus dem Blick geraten 

sollten Einflüsse algorithmischer Selektion auf die journalistische Produktion 

und Zusammenstellung von Nachrichten, insbesondere bei denjenigen Angebo-

ten, die sich (vorrangig aus ökonomischen Motiven der Reichweitensteigerung 

und Publikumsbindung) auf solche Themen bzw. Darstellungsformen konzent-

rieren, die die »algorithmic values« der Informationsintermediäre bedienen. 
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Doch selbst wenn die empirische Befundlage den Schluss nahelegt, dass 

Befürchtungen von allgegenwärtigen Filterblasen und Echokammern oder einer 

algorithmisch eingeschränkten Vielfalt von Informationen und Meinungen (der-

zeit) unbegründet erscheinen, sind die meinungsbildungsrelevanten Risiken mit 

Blick auf die zugrunde liegenden Wirkungsmodelle klar erkennbar. Deutlich 

wird auch, dass die auf einem Diskursmodell fußende Herleitung von gesetzge-

berischen Ausgestaltungspflichten und Bewertungsmaßstäben für die Kommu-

nikationsverfassung durch das Bundesverfassungsgericht an Grenzen stößt: Ob 

ein Diskursmodell tatsächlich zu einem kommunikativen Gleichgewicht führt, 

in dem sich alle gesellschaftlichen Meinungen nicht nur begegnen, sondern dies 

auch zu einer optimalen gesellschaftlichen Selbstverständigung und zu einer in-

dividuellen, kritischen und autonomen Reflexion über die eigene Meinung 

führt, ist empirisch nicht geklärt.35 

Zudem ist aus medien- und verfassungsrechtlicher Perspektive zu konsta-

tieren, dass mit Blick auf das normative Konzept der freien individuellen und 

öffentlichen Meinungsbildung die Relevanz der Personalisierung von algorith-

mischen Medienangeboten bislang weder systematisch noch (grundrechts)dog-

matisch abgearbeitet ist. Eine grundsätzliche kritische Auseinandersetzung mit 

dem vom Kommunikationsverfassungsrecht genutzten Modell von Öffentlich-

keit und Meinungsbildungsprozess erscheint also angezeigt, um die Zeitge-

mäßheit des derzeitigen maßstabsprägenden Verfassungsrechtsansatzes zu 

überprüfen. Die rechtswissenschaftliche Diskussion hat hier noch nicht zu den 

Entwicklungen im Realbereich aufgeschlossen. 

Möglicherweise führt es – jedenfalls kurzfristig – zu Lösungsstrategien, 

den Doppelklang der freien individuellen und öffentlichen Meinungsbildung zu 

trennen und differenziertere normative Maßstäbe und Erwartungen zu entwi- 

ckeln, insbesondere mit Blick auf abgestufte Anforderungen an personalisierte 

und nicht personalisierte algorithmische Medienangebote. 
Anknüpfungspunkte für eine Regulierung lassen sich aus diesen Befunden und 
Überlegungen nicht unmittelbar ableiten. Steuerungsoptionen müssen vielmehr 
die Ambivalenz von Informationsintermediären für die Meinungsbildung be-
achten: Einerseits besitzen sie hohe Relevanz für den Informationszugang bzw. 
die Auffindbarkeit von Inhalten und ermöglichen überhaupt erst die effektive 
Grundrechtsausübung im Bereich der Informations- und Kommunikations-

 
35 Der Ausgangspunkt des BVerfG bleibt, was es ist: ein Modell. Die Ableitung von Mess- 

und Bewertungskriterien aus dieser Überlegung ist in sich kohärent, führt aber zu dem 
Risiko einer modellimmanenten Kurzsichtigkeit im Hinblick auf neue Formen von Mei-
nungspotenzialen, vermittelten bzw. mittelbaren Formen von Meinungsmacht algorith-
mischer Angebote und hochgradig komplexen Meinungsbildungsprozessen. Öffentlich-
keitstheorien, die im Paradigma massenmedialer Kommunikation wurzeln, können diese 
nicht ohne Weiteres einbeziehen. Neue Ansätze, die den Besonderheiten der vernetzten 
digitalen Medien Rechnung tragen, wären noch daraufhin zu prüfen, ob sie anschlussfä-
hig an Medienregulierung und Medienrecht sind. In diese Richtung gehen beispielsweise 
die Überlegungen von Neuberger (2018) zur Neuausrichtung der Meinungsmachtkon-
trolle in der bzw. für die Netzwerköffentlichkeit. 
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freiheiten. Andererseits bergen sie dadurch (notgedrungen) auch Potenziale 
möglicher inhaltsbezogener Einflussnahmen. Diese Einflussnahmen erfolgen 
aber nicht grundsätzlich böswillig oder unsachgemäß, sondern sind in erster Li-
nie abhängig vom Informationsinteresse der oder des Einzelnen, dem der algo-
rithmische Dienst etwa durch Personalisierung entsprechen will. Unterschiedli-
che Informationsinteressen (z. B. gezieltes individuelles Informationsinteresse 
vs. ungerichtetes Interesse, etwa an aktuellen Nachrichten) können hier insoweit 
ganz unterschiedliche, erwünschte Formen der Einflussnahme auf den Selek- 
tionsprozess durch einen Informationsintermediär nach sich ziehen. Das macht 
die Festschreibung der Unsachgemäßheit einer Einflussnahme auf abstrakter 
gesetzlicher Ebene schwierig. Hier erscheint das gesetzliche Verbot eines sol-
chen unsachgemäßen Eingriffs als zu unbestimmt, um damit letztlich positive 
Regelungsergebnisse zu erzielen. Wollte man hier weiter gesetzlich konkreti-
sieren, wäre dies ohne signifikante inhaltsbezogene Vorgaben schwer zu opera-
tionalisieren. 

Eine weitere paradigmatische Orientierung für gesetzliche Steuerungsan-
sätze stellt mit Blick auf die große Bedeutung von Informationsintermediären 
für die kommunikationsbezogene Grundrechtsausübung der mögliche staatliche 
Einfluss auf eine inhaltsbezogene Regulierung dar. Positivrechtliche Vorgaben 
über die Rechtmäßigkeit und Unrechtmäßigkeit der Art der Zugangsvermittlung 
oder Selektion, die unmittelbar Auswirkungen auf die vermittelten Inhalte ha-
ben, bergen das Risiko eines Eingriffs in zuvörderst der Gesellschaft obliegende 
Kommunikationsprozesse. Ein solches Risiko besteht nicht nur, aber vor allem 
durch nicht intendierte Formen regulatorischen Overspills, der sich dann als un-
zulässiger Eingriff in die Kommunikationsordnung entpuppen würde, wenn der 
Staat beim Versuch der Wahrung der Freiheitlichkeit der Meinungsbildung 
selbst in ebendiese eingreifen würde. Mit Blick darauf wird es darum gehen 
müssen, auch und vor allem untergesetzliche und nicht rechtliche Steuerungs-
ansätze zu identifizieren, die in der Lage sind, Auseinandersetzungen über die 
kommunikative Selbstverständigung der Gesellschaft auch der Gesellschaft 
selbst zu überlassen und nicht durch staatliche Vorgaben zu überprägen. Aus 
dieser Perspektive erscheint eines der Hauptprobleme algorithmischer Selektion 
meinungsbildungsrelevanter Angebote zu sein, dass diese sich der gesellschaft-
lichen Beobachtbarkeit und Kontrolle entzieht. 

Das Thema »Algorithmen in digitalen Medien und ihr Einfluss auf die Mei-
nungsbildung« hat in Fernsehen, Rundfunk und Presse sowie den Sozialwissen-
schaften viel Aufmerksamkeit erfahren. Dies war und ist auch weiterhin auf das 
hohe Interesse der Öffentlichkeit zurückzuführen, die von einer Gefährdung de-
mokratischer Prozesse durch desinformierende und manipulierende Inhalte 
bzw. nicht transparente Einflussnahmen auf Wahlen oder Volksentscheide mit 
Folgen für die Fragmentierung und Polarisierung der Gesellschaft ausgeht. Für 
dieses Risiko lassen sich in den USA und Großbritannien Hinweise finden, die 
zu Anhörungen in den Parlamenten von Vertreter/innen großer Technologieun-
ternehmen führten. 
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Disruptive Veränderungen lassen sich auch für Deutschland belegen. Dazu 
zählen beispielsweise die Veränderungen der Nachrichtennutzung weg von den 
klassischen Massenmedien und hin zu Informationsintermediären oder auch den 
Angeboten von Medienhäusern im Internet. Grundlegender ist jedoch der Wan-
del der Vermittlungsstrukturen in Informationsintermediären. Konnte bei mas-
senmedialer Vermittlung davon ausgegangen werden, dass wichtige Meldungen 
bzw. Schlagzeilen große Teile der Bevölkerung erreichen, ist dies bei einem 
Vorherrschen der algorithmischen Vermittlung nicht mehr gegeben. Diese fort-
schreitenden Entwicklungen sind in ihrer Relevanz für die Meinungsbildung 
zwar in Grundzügen erkennbar, in ihrer gesellschaftlichen Bedeutung jedoch 
nicht abzuschätzen. Soziale Medien übernehmen keine Aufgaben, die der Be-
richterstattung von Presse und Rundfunk entsprechen. Sie vermitteln und ver-
breiten jedoch u. a. journalistisch-redaktionelle Inhalte. Dabei folgen sie ande-
ren Logiken als die traditionellen Medien. Es ist wichtig, die Wirkungen der 
abnehmenden Bedeutung von Massenmedien im Verhältnis zu den neuen Logi-
ken der Informationsintermediäre sowohl für Einzelpersonen als auch für die 
demokratischen Prozesse nicht nur zu untersuchen, sondern auch die Ergebnisse 
Politik und Gesellschaft kontinuierlich zur Verfügung zu stellen. Wie wichtig 
ein solides faktisches Fundament für die gesellschaftliche Diskussion ist, wird 
an der Diskussion zu Filterblasen und Echokammern deutlich. Beide Konzepte 
verfügten zum Zeitpunkt der intensiven öffentlichen Diskussion über keine aus-
reichende Basis der wissenschaftlichen Erforschung. In der Folge wurde eine 
Debatte geführt, die nicht auf Fakten basierte und damit der Thematik auch nicht 
gerecht werden konnte. Allerdings hatte die hohe öffentliche Aufmerksamkeit 
auch positive Effekte, denn sie führte zu Forschungsprojekten, Studien und Ma-
terialien, die nicht nur die Sachlage validieren, sondern auch verlässliche Infor-
mationen für alle Altersgruppen bereitstellen. 

9.2 Handlungsfelder 

Angesichts der geschilderten Schlussfolgerungen, die sich zum einen aus der 
kommunikationswissenschaftlichen Analyse algorithmischer Selektion im Mei-
nungsbildungsprozess, zum anderen aus der medienrechtlichen Einordnung von 
Informationsintermediären ergeben haben, sollen im Folgenden relevante 
Handlungsfelder aufgezeigt werden. Als Ziele möglicher regulatorischer Inter-
ventionen haben sich dabei vor allem der Ausschluss unsachgemäßer Einflüsse 
auf die Meinungsbildung, die Ermöglichung kritischer Reflexion durch die Nut-
zer/innen sowie Formen der gesellschaftlichen Kontrollierbarkeit von nicht ein-
sehbaren Entscheidungsparametern und Selektionslogiken herauskristallisiert. 
Die Handlungsoptionen sind entsprechend gegliedert in Bemerkungen zu As-
pekten des Zugangs und der Diskriminierungsfreiheit (Kap. 9.2.1), zu erweiter-
ten Transparenzgeboten (Kap. 9.2.2) sowie – beide Bereiche umklammernd – 
zu Aspekten der Überprüfbarkeit algorithmischer Systeme (Kap. 9.2.3). 
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Tab. 9.2 Handlungsfelder und regulatorische Maßnahmen in Bezug auf Infor-

mationsintermediäre 

Handlungsfeld regulatorische Maßnahmen 

Verhinderung un-

sachgemäßer Ein-

flussnahmen auf die 

Meinungsbildung 

Entwicklung von Maßstäben zur Bestimmung und Überprü-

fung diskriminierungsfreier Selektionslogiken; zwingende 

Rückbindung an gesellschaftliche Akteure 

gesetzliche Vorgabe eines Grundstandards gleichgewichti-

ger Vielfalt 

Vorgabe zum Vorhalten eines neutralen, nicht personali-

sierten Angebots, zu dem Nutzer/innen jederzeit zurück-

kehren können 

abgesenkte Vielfaltserwartungen an personalisierte Ange-

bote, aber Anzeige bei drohenden Filterblasen oder selbst 

kuratierten Echokammern inklusive niedrigschwelliger 

Möglichkeit zur Rückkehr in ein vielfältiges Angebot 

Anreize für die Zurverfügungstellung vielfältiger Selekti-

ons- und Personalisierungslogiken 

Förderung von Alternativen zu daten- und werbegetriebe-

nen Geschäftsmodellen, inklusive der Stärkung von techni-

schen Vielfaltsüberlegungen in Telemedienkonzepten öf-

fentlich-rechtlicher Anbieter 

Transparenz und 

Datenzugang zur 

Verringerung von 

Wissensasymmet-

rien 

verpflichtende Erklärungen über die Zwecke und grund-

sätzlichen Funktionsweisen algorithmischer Selektion, 

über die Vorgaben in § 93 MStV hinaus 

Einziehung von Vorgaben zu Erläuterungen von Unter-

schieden zwischen generellen und personalisierten Ergeb-

nissen 

erweiterte Transparenzpflichten in Bezug auf die individu-

elle Anzeige von Medieninhalten und mittels Microtarge-

ting verbreiteten (Werbe-)Inhalten 

klare rechtliche Möglichkeiten des Zugangs von Wissen-

schaftler/innen zu den Datenbeständen von Intermediären 

Überprüfbarkeit von 

algorithmischen  

Systemen 

Gewährleistung der Überprüfbarkeit der von Intermediären 

eingesetzten Algorithmen sowie der jeweiligen Datenbasis 

Ermöglichung (zivil)gesellschaftlicher Evaluations- und Au-

ditingverfahren 

Erprobung von 

Maßnahmen zur An-

reizsetzung vielfäl-

tiger Informations-

repertoires 

Experimentalgesetzgebung im Bereich von Nudgingansät-

zen hin zu vielfältigen Informationsrepertoires 

Quelle: HBI 2021 
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Ein weiteres Handlungsfeld bilden (zunächst experimentelle) Maßnahmen zur 

Setzung von Anreizen mit dem Ziel vielfältiger Informationsrepertoires 

(Kap. 9.2.4). Einen Überblick über Handlungsfelder und regulatorische Maß-

nahmen in Bezug auf Informationsintermediäre gibt die Tabelle 9.2. 

Ergänzend zu den Handlungsfeldern und regulatorischen Maßnahmen in 

Bezug auf Informationsintermediäre ergeben sich zwei weitere Handlungsfel-

der. Sie fokussieren zunächst auf ein Monitoring von Informationsintermediä-

ren mit Bezug zu den Wirkungen auf demokratische Prozesse und zweitens auf 

die Gewährleistung von Informationen der Öffentlichkeit insbesondere hin-

sichtlich der Strukturen und Funktionen von Informationsintermediären 

(Tab. 9.3). 

Tab. 9.3 Handlungsfelder und Maßnahmen in Bezug auf das Monitoring von 

Informationsintermediären und der Information der Öffentlichkeit 

Handlungsfeld Maßnahmen 

Monitoring von 

Informationsinter-

mediären 

Fortführung von bisherigen regelmäßig durchgeführten Stu-

dien zur Mediennutzung unter spezieller Berücksichtigung 

von Informationsintermediären 

Fortführung von regelmäßigen und unabhängigen Studien 

im Auftrag von Medienanstalten oder von ARD/ZDF 

regelmäßige Untersuchungen zu Phänomenen im Internet 

wie Falschnachrichten, Hassrede, Social Bots 

Vergabe von Projekten an Forschung und Stiftungen zur 

Prüfung der Neutralität von Informationsintermediären ein-

schließlich der Entwicklung von Verfahren zu deren Be-

obachtung  

Information der 

Öffentlichkeit 

Bündelung von Projektergebnissen aus Wissenschaft und Zi-

vilgesellschaft zum Einfluss von Informationsintermediären 

und algorithmischer Vermittlung in verständlicher Form und 

Verbreitung dieser Ergebnisse 

Verbreitung von Fakten aus der Arbeit des Deutschen Bun-

destages sowie von Bundesbehörden in Informationsinter-

mediären zur Gewährleistung, dass alle gesellschaftlichen 

Gruppen erreicht werden. 

Verbreitung von Informationen und Dokumentationen des 

parlamentarischen Geschehens im Deutschen Bundestag 

über diverse Informationspfade zur Gewährleistung der In-

formiertheit der Bevölkerung 

Eigene Zusammenstellung 
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9.2.1 Verhinderung unsachgemäßer Einflussnahmen auf die 

Meinungsbildung 

Während für klassisch-publizistische Medienanbieter Vielfaltsgebote, Wahr-

heitspflichten und Regeln der medienrechtlichen Konzentrationskontrolle gel-

ten, sind diese auf mithilfe von Algorithmen lediglich fremde Inhalte selektie-

rende bzw. priorisierende Angebote im Internet nicht übertragbar. Informations-

intermediäre übernehmen in diesem Zusammenhang eine wichtige Funktion 

beim Zugang zu und der Priorisierung von Inhalten Dritter. Sie weisen so Ein-

flusspotenziale für das Ob und das Wie des Nutzerzugangs zu Informationen 

und damit letztlich der individuellen Konstruktion von Realität auf. Das verfas-

sungsrechtliche Vielfaltsgebot soll hier durch die Verhinderung systematischer 

Diskriminierung von einzelnen Anbietern oder einzelnen Ansichten wirken. 

Handlungsfelder umfassen insoweit mehrere abgestufte Ansätze. 

Die problematischste Form der Diskriminierung ist die vorsätzliche, ver-

deckte und nicht durch die intermediäre Funktion gerechtfertigte Entscheidung 

über die Auslistung einzelner Inhalte außerhalb strafrechtlicher Vorgaben. Be-

wusst tendenziöse, nicht transparent gemachte Auswahl-, Priorisierungs- und 

Wertungsentscheidungen des Anbieters, etwa im Sinne einer (politischen) 

Agenda und ggf. auch gegen den Willen und das Interesse der Nutzer/innen, 

besäßen die höchste Wirkmächtigkeit ganz unabhängig von der Art und dem 

Grad der Personalisierung eines Angebots. Die Beweisführung für solche Ein-

flüsse auf die Meinungsbildung aber sind schwierig zu führen, eine Beweis-

lastumkehr (d. h., der Anbieter müsste beweisen, dass er nicht bewusst diskri-

miniert) verbietet sich mit Blick auf die ermöglichenden Aspekte von Informa-

tionsintermediären für die Meinungs- und Informationsfreiheit. Zudem müssten 

Maßstäbe für diskriminierende Selektionen gefunden werden; dafür allerdings 

fehlen bislang überzeugende Konzepte. Der durch den Medienstaatsvertrag ein-

geführte erste Schritt zur Offenlegung der zentralen Selektions- und Priorisie-

rungskriterien muss hier auf Ebene der Rechtsanwendung zeigen, zu welchen 

regulatorischen Erfolgen er in der Lage ist. Soweit die Grundlage der Medien-

aufsicht über mögliche unsachgemäße Diskriminierungen die Selbstauskunft 

der Anbieter ist, begegnet der Ansatz jedenfalls strukturellen Defiziten. 

In Bezug auf nicht personalisierte Angebote erscheinen die algorithmischen 

Selektionsentscheidungen jedenfalls als funktionales Äquivalent zu journalisti-

schen Auswahl- und Priorisierungsentscheidungen, wenngleich sie (wie ge-

zeigt) auf einer anderen Entscheidungslogik beruhen (Journalismus: öffentli-

ches Berichterstattungsinteresse; Informationsintermediäre: antizipiertes inter-

aktionsbezogenes Nutzerinteresse). Ein gesetzlich vorgegebenes Grundsatzge-

bot kann hier (lediglich) den Grundstandard gleichgewichtiger Vielfalt sichern 

und verbessern. Ähnlich dem telekommunikationsrechtlichen Konzept des Uni-

versaldienstes könnten auch personalisierte Anbieter zum Vorhalten eines 
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neutralen Angebots verpflichtet werden, von dem die Nutzer/innen dann auf ei-

genen Wunsch abweichen können. Ausgeschlossen aus einem solchen Ansatz 

sind allerdings Angebote, bei denen die Personalisierung zentrale Angebotsvo-

raussetzung und -funktion ist, z. B. Netzwerkplattformen wie Facebook, sofern 

nicht eine Trennung des Angebots entlang der Trennung von personaler und 

öffentlicher Kommunikation erreicht werden kann. Eine absolute Grenze von 

Abweichungen wäre dort erreicht, wo systematische, inhaltlich zielgerichtete 

Diskriminierungen (also vor allem ein Ausschluss) von Medieninhaltsanbietern 

erfolgen, obwohl diese sich an die verfassungsmäßige Ordnung halten und 

keine anderen Rechte der Listung entgegenstehen. Hier dominiert die objektiv-

rechtliche Dimension der Rundfunkfreiheit die subjektiven Rechte der Interme-

diäre. 

In Bezug auf personalisierte Angebote erscheinen vergleichsweise abge-

senkte Vielfaltserwartungen angezeigt. Die verengte Vielfalt wird hier auf 

Grundlage der Nutzerinteressen und -wünsche hergestellt. Dazu kann auch ein 

von der Nutzerin/dem Nutzer gewünschter Bias gehören. Aus einem Vielfalts-

gebot auch für personalisierte Angebote erwächst hier zum einen die Anforde-

rung, Möglichkeiten der Interessensteuerung, -kontrolle und -berichtigung 

durch die Nutzer/innen vorzusehen, und zum anderen eine Informationspflicht 

des Anbieters in Fällen, in denen einzelne Nutzer/innen in eine (zu enge) Filter-

blase geraten, um diesen die Möglichkeit einer Rückkehr in ein vielfältiges An-

gebot zu ermöglichen. Hierbei kann Vielfaltssicherung mit Blick auf die tech-

nikvermittelte Vielfalt auch an der Vielfalt der Selektionsmechanismen anknüp-

fen. So kann die Möglichkeit, dass Nutzer/innen innerhalb eines Angebots aus 

verschiedenen Empfehlungssystemen wählen oder diese nach eigenen Präferen-

zen konfigurieren können, zu einer selektionslogikbezogenen Vielfalt führen. 

Daneben können Ansätze zur Verbesserung der Vielfalt von intermediären An-

geboten bei der Vielfaltssicherung helfen. Hier besteht eine Option in einer Stär-

kung des Wettbewerbs unter vergleichbaren Anbietern. Staatliche Unterstüt-

zung und Förderung bei der Schaffung von Alternativen zu den dominierenden 

Plattformen sind eine weitere Option, um neben mehr inhaltlicher Vielfalt auch 

Angebote mit alternativen Finanzierungen zum datengetriebenen Geschäftsmo-

dell bereitzustellen. Dies betrifft auch die bestehenden und zukünftigen Ange-

bote der öffentlich-rechtlichen Anbieter. 

An die Stelle der Fokussierung auf angebots- und inhaltsbezogene Vielfalt, 

die dem traditionellen Rundfunk- und Medienrecht immanent ist, könnte eine 

spezifische Analyse treten, welche möglichen Risiken für die freie und offene 

Meinungsbildung bei unterschiedlichen Einflussnahmepotenzialen bestünden 

und welche spezifischen regulatorischen Maßnahmen im Einzelnen ggf. geeig-

net wären, sie zu kontrollieren. Dies stellte einen Paradigmenwechsel in der bis-

lang rundfunkzentrischen Regulierung dar, der aber die mit Blick auf 
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Informationsintermediäre vorherrschenden Formen vermittelter Meinungsbil-

dungspotenziale besser abbilden könnte. 

Angesichts der Begrenzung gesetzgeberischer Maßnahmen auf meinungs-

bildungsrelevante Inhalte ist die Adressierung solcher Risiken nicht trivial. 

Weil insbesondere die Unsachgemäßheit einer Diskriminierung schwer zu ope-

rationalisieren ist und ggf. zu deutlichen regulatorischen Overspills führen 

kann, erscheint es mit Blick auf bestehende und etwaige zukünftige Diskrimi-

nierungsverbote angezeigt, die Interpretation, Konkretisierung und Maßstabs-

entwicklung für gesellschaftlich unerwünschte Diskriminierungen in die Hände 

der (Zivil)Gesellschaft zu legen. Es geht vor allem um die Befähigung und Un-

terstützung der Ausbildung zivilgesellschaftlicher Institutionen und Verfahren, 

die auf eine staatsferne Kontrolle möglicher Diskriminierungen durch Interme-

diäre abzielen, nicht um die gesetzliche Vorgabe staatlicher Diskriminierungs-

definitionen und Vollzugsinstrumente. Ansonsten bestünde die Gefahr einer 

ausschließlich staatlichen Lenkung von Informationsströmen. Der Staat sollte 

in die inhaltsbezogene Ausgestaltung der Freiheitlichkeit der öffentlichen und 

individuellen Meinungsbildung die Gesellschaft einbeziehen. 

9.2.2 Transparenz und Datenzugang zur Verringerung von 

Wissensasymmetrien 

Angesichts der beschriebenen Hürden, regulatorische Eingriffe in die Funkti-

onsweise algorithmischer Systeme zu begründen und zu legitimieren, kommt 

dem Prinzip der Transparenz sowohl für individuelle Nutzer/innen als auch die 

gesellschaftliche Debatte eine besondere Bedeutung zu. Der Text der vorläufi-

gen politischen Einigung über das Gesetz über digitale Dienstleistungen ver-

deutlicht die hohe Bedeutung, die die Europäische Union diesem Grundsatz so-

wie Informationspflichten und Rechenschaftspflichten von Onlineplattformen 

zuweist. Er beinhaltet einen Zugang zu Daten von sehr großen Onlineplattfor-

men für Wissenschaftler/innen von Forschungsorganisationen entsprechend 

Art. 2 der Richtlinie (EU) 2019/790 und umfasst auch Nichtregierungsorgani-

sationen, die nicht gewinnorientiert und im Rahmen eines von einem Mitglied-

staat anerkannten Auftrags im öffentlichen Interesse tätig ist. Dieser Zugang ist 

unerlässlich, um die algorithmischen Prinzipien und Wirkungen für Einzelne 

und die Gesellschaft an sich zu hinterfragen und fundiert zu untersuchen. 

Das Verständnis für die generelle Funktionsweise von algorithmischer Se-

lektion sowie ein Einblick in die Mechanismen und Entscheidungen in konkre-

ten Nutzungssituationen sind wichtig, um Informationsintermediäre reflektiert 

und selbstbestimmt nutzen zu können. Dies schließt Episoden der Meinungsbil-

dung ein, ohne aber darauf beschränkt zu sein; auch aus Sicht des Datenschutzes 

und der informationellen Selbstbestimmung etwa ist eine Förderung von Be-

wusstsein und Transparenz sinnvoll. Dabei ist aber zu bedenken, dass trans-
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parenzbedingte positive Wirkungen auf Seiten der einzelnen Nutzer/innen nur 

unter bestimmten Voraussetzungen und in bestimmten Kontexten eintreten kön-

nen. Inwieweit die bestehenden Transparenzvorgaben die voraussetzungsvollen 

Bedingungen für eine unmittelbare Steuerungswirkung auf individueller Ebene 

erfüllen, muss sich erst in der Praxis der Rechtsanwendung zeigen. Transparenz 

kann daneben aber auch die gesellschaftliche Auseinandersetzung über die Se-

lektionslogik eines Anbieters verbessern und eine bessere Kontrolle und Kritik-

möglichkeit durch die Medienaufsicht wie auch durch die Zivilgesellschaft er-

möglichen. 

Grundsätzlich kann die Steuerung durch Informationspflichten auf ver-

schiedenen Transparenzebenen und im Hinblick auf unterschiedliche Transpa-

renzdimensionen positive Wirkungen entfalten: Bezogen auf das Gesamtange-

bot können Pflichten, den Zweck der eingesetzten algorithmischen Selektion 

und die grundsätzliche Funktionsweise der algorithmischen Systeme eines An-

gebots zu erklären (»model-centric explanation«), mittlerweile als Mindestan-

forderung einer intermediärsbezogenen Transparenzregelung gelten. Für Me- 

dienintermediäre ergibt sich eine solche Transparenzpflicht bereits grundsätz-

lich aus § 93 MStV, wobei der Anwendungsbereich beschränkt und die konkre-

ten Anforderungen an die Breite und Tiefe der Informationen unbestimmt blei-

ben. Stellt ein Informationsintermediär eine oder mehrere Funktionalitäten in 

personalisierter Form zur Verfügung (z. B. Timeline, Newsfeed, personalisierte 

Werbung), kann zusätzlich zu der eben beschriebenen allgemeinen modellbe-

zogenen Informationspflicht auch ein Transparenzgebot weiterführen, das den 

einzelnen Nutzer/innen den Unterschied zwischen allgemeinen und personali-

sierten Angeboten verdeutlicht. Entsprechende Hinweise (etwa »Dies ist eine 

politische Werbeanzeige, die dir aufgrund deines Wohnortes, deiner politischen 

Ausrichtung und deines Alters angezeigt wird.« oder »Dies ist eine Information, 

die wir aufgrund ihrer aktuellen Relevanz allen Nutzern zeigen.«) können die 

Reflexion darüber verbessern, welche Teile allen anderen Nutzer/innen ebenfalls 

und welche Teile nur der Einzelperson angezeigt werden. Soweit personalisierte 

Angebote auch (vermeintliche) Öffentlichkeiten konstruieren, könnten der Per-

son so die individuell selektierten Bestandteile kenntlich gemacht werden. 

Erläuterungspflichten in Bezug auf einzelne selektierte Inhalte des gerade 

genutzten Angebots inklusive eines Verweises auf die Erklärung, welche Pro- 

filinformationen und Kriterien im Einzelfall für die Selektion ausschlaggebend 

waren (»subject-centric explanation«) können den Nutzer/innen das Wissen 

darüber bieten, aus welchem Grund sie in konkreten Situationen eine bestimmte 

Empfehlung bzw. einen bestimmten Inhalt sehen. Vergleichbare Funktionalitä-

ten bieten Betreiber großer Onlinewerbeplattformen wie Google oder Face-

book/Meta bereits an, aber bislang nur in Bezug auf werbebezogene Interessen 

und Präferenzen. Eine inhaltsbezogene Informationspflicht müsste bestenfalls 

gerahmt sein von einem Beschwerde- oder Korrekturrecht des Einzelnutzers, 
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um Fehlinterpretationen, -inferenzen oder unerwünschte Profilbestandteile des 

Nutzers für diesen rückholbar zu machen. Dieser Aspekt hat Bezüge zum infor-

mationellen Selbstbestimmungsrecht (und dem hier ggf. bestehenden Berichti-

gungsanspruch gemäß Art. 16 Datenschutz-Grundverordnung), weist aber auch 

Verbindungen zur Freiheitlichkeit der individuellen Meinungsbildung auf. Nur 

wenn eine Person die Entscheidungskriterien der algorithmischen Selektion im 

Einzelfall kennt, kann sie erkennen, ob der Anbieter ihre Interessen und Infor-

mationsbedürfnisse möglicherweise falsch einschätzt. Im Umkehrschluss be-

deutet dies eine Pflicht der Intermediäre, Nutzer/innen, die sich in einer Filter-

blase befinden, auf diesen Umstand frühzeitig hinzuweisen, um diesen die Mög-

lichkeit eines Entgegensteuerns zu ermöglichen. Zu der einzelinhaltsbezogenen 

Transparenz kann auch die Information gehören, welche Inhalte oder Sichtwei-

sen der Person gerade nicht angezeigt werden, etwa auch wegen einer vorheri-

gen Löschung oder Depriorisierung bestimmter Inhalte. Dieser letzte Aspekt ist 

auch ein Hinweis auf die Wichtigkeit transparenter Berichte über die Löschak-

tivitäten von Informationsintermediären, die sowohl der oder dem Einzelnen als 

auch für die gesellschaftliche Diskussion die Art und Menge der Inhalte sichtbar 

macht, die der gesellschaftlichen Kommunikation entzogen sind. 

Letztlich geht es bei der Einziehung von Transparenzmaßnahmen auch da-

rum, das Regulierungswissen zu verbessern. Ansätze, die bei Informations-

pflichten auf die Selbstauskunft von Anbietern setzen, haben das strukturelle 

Problem der Überprüf- und Validierbarkeit etwa durch staatliche Stellen oder 

zivilgesellschaftliche Akteure. Gerade in Bereichen großer (empirischer) Unge-

wissheit und ggf. hohen Risikopotenzialen bedarf es einer systematischen Ver-

besserung des Regulierungswissens. Bereits seit einigen Jahren weisen For-

scher/innen unterschiedlicher Disziplinen darauf hin, dass es für unabhängige 

wissenschaftliche Forschung schwer oder gar nicht möglich ist, auf die Daten-

sammlungen insbesondere der großen Intermediäre zurückzugreifen (Pusch-

mann/Burgess 2014; Halford et al. 2018). Der Skandal um Cambridge Analytica 

hat diese Situation zumindest für Facebook noch verschlimmert, weil der Zu-

gang zu den Schnittstellen (APIs), über die auch wissenschaftliche Analysen 

Zugang zu den Facebook-Nutzer/innen haben, im Nachgang deutlich einge-

schränkt wurde (Bruns 2018). Umso wichtiger erscheint es, die Datengrundlage 

zu verbessern und neben repräsentativen Befragungsstudien beispielsweise 

auch (datenschutzkonforme) Crowdsourcingexperimente wie Datenspenden zu 

fördern. Ein wichtiges Handlungsfeld ist vor diesem Hintergrund die weitere 

Diskussion und Überprüfung von Möglichkeiten von Zugängen zu Daten von 

Wissenschaftler/innen und Nichtregierungsorganisationen, die aktuelle Phäno-

mene so beobachten und bestenfalls erklären können. Zugang zu Daten stellt 

sich hier dar als Voraussetzung, um Entwicklungen besser zu verstehen, Risi-

kopotenziale abschätzen und letztlich Priorisierungen insbesondere für Gesetz-

geber und Regulierungsstellen vornehmen zu können. Um diese Leitgedanken 
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auszuschöpfen, ist die umfassende und inhaltlich breit gefächerte Förderung 

von Forschungsaktivitäten entsprechend Art. 2 der Richtlinie (EU) 2019/790 

und des Gesetzes über digitale Dienste zwingend Voraussetzung. 

9.2.3 Überprüfbarkeit von algorithmischen Systemen 

Die Herstellung von Transparenz kann den Reflexionsgrad der oder des Einzel-

nen und die Kritikfähigkeit gesellschaftlicher Akteure verbessern. Dort, wo das 

Interesse an der Freiheitlichkeit gesellschaftlicher Kommunikation betroffen 

sein kann und dem Staat – ebenfalls aus dem Ziel dieser Freiheitlichkeit her-

aus – zu starke gesetzliche Eingriffe verwehrt sind, muss neben die Offenlegung 

von Wirkweisen eine vertiefte Möglichkeit der gesellschaftlichen Kontrolle tre-

ten: Transparenz allein, ohne Überprüfbarkeit oder externes Audit der anbieter-

seitigen Behauptungen, Erläuterungen und Selbstverpflichtungen, kann ins 

Leere laufen. Formen zivilgesellschaftlicher Kontrolle der Funktionsweisen und 

Konsequenzen für die gesellschaftliche Selbstverständigung erscheinen ange-

sichts der prinzipiell denkbaren Meinungsbildungspotenziale wichtig. Dafür 

kommen etwa Maßnahmen in Betracht, die den begrenzten und geheimniswah-

renden Zugang zu algorithmischen Systemen (z. B. In-Camera-Verfahren) (Paal 

2015, S. 3736) oder zu Schnittstellen ermöglichen, über die systematische Tests 

durchgeführt werden können (Blackboxtesting, Auditing), die in der Konse-

quenz eine Erkennung möglichen Bias’ ermöglichen (Saurwein et al. 2015) oder 

die Software hinsichtlich ihres Diskriminierungspotenzials (»algorithm audits«; 

Sandvig et al. 2014) untersuchen (Krüger/Lischka 2018). 

Relevant bei der Etablierung solcher Überprüfungsverfahren ist auch hier, das 

Verfahren so zu gestalten, dass die Aufgabe der kritischen Beurteilung der ein-

gesetzten Selektionsverfahren die (Zivil-)Gesellschaft wahrnehmen kann. 

Wenn Beschwerdemöglichkeiten von Einzelpersonen bei entsprechenden Insti-

tutionen zusammenliefen, ließen sich systematische Risiken besser erkennen 

und Überprüfungsverfahren in Gang setzen. Eine Veränderung der ggf. festge-

stellten fehlerhaften oder suboptimal funktionierenden Selektionsprozesse aber 

folgt daraus nicht automatisch. Die Überprüfungsverfahren müssten insoweit 

mindestens von Veröffentlichungsrechten der Überprüfenden gerahmt werden, 

um eine gesellschaftliche Debatte über die Fehlerhaftigkeit zu ermöglichen. 

Besser aber erschiene hier eine Verschränkung von gesellschaftlicher, staatsfer-

ner Überprüfbarkeit und einem darauf aufbauenden staatlichen Beanstandungs- 

und Sanktionsverfahren. Die Feststellung einer Fehlsteuerung obläge dann ge-

sellschaftlichen, die Abstellung der Fehlsteuerung staatlichen Akteuren. Wenn 

Unregelmäßigkeiten oder eine mögliche Diskriminierung so offenbar werden 

und der Anbieter zu einer Umsteuerung veranlasst werden soll, benötigen die 

 
36 zu staatsfernen Audits Schulz et al. 2005, S. 112; als Erweiterung zur Sicherung gemein-

wohlorientierter Interessen Dreyer und Schulz 2018, S. 46 f. 
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Regulierer eine Ansprechpartnerin oder einen Ansprechpartner (oder besser: 

eine ladefähige Anschrift) vor Ort, um gesetzliche Vorgaben auch adressieren 

zu können. Pflichten zur Einsetzung oder Benennung von Zustellungsbevoll-

mächtigen wie in § 92 MStV ermöglichen nicht nur die Kommunikation zwi-

schen Aufsicht und Anbieter, sondern lässt im Zweifel auch den behördlichen 

Zugriff auf den Anbieter zu. 

9.2.4 Maßnahmen zur Anreizsetzung vielfältiger Informations-

repertoires 

Die Annahme des derzeitigen rundfunkrechtlichen Konzentrationskontroll-

rechts, dass Angebots- und Inhaltsvielfalt automatisch auch Rezeptions- bzw. 

Nutzungsvielfalt und damit breit und vielfältig informierte Bürger/innen zur 

Folge hat, ist widerlegt. Insbesondere mit Blick auf Teilgesellschaften an den 

Rändern ist mittlerweile nachgewiesen, dass eine selbst auferlegte Einengung 

der Wahrnehmung vielfältiger Sichtweisen mit einer individuell beschränkten 

Perspektive auf die Welt einhergeht. Mit Blick auf die verfassungs- und men-

schenrechtliche Problematik staatlich verordneter vielfältiger Medien- und In-

formationsrepertoires wären Ansätze von gesetzlich gestalteter »exposure 

diversity«, also nutzungsbezogenen Vielfaltsvorgaben, nicht zielführend. Der-

zeit diskutierte Konzepte von vielfaltsbezogenen technischen und gestalteri-

schen Anreizen zur vielfältigen Mediennutzung, die gerade keine Pflicht dar-

stellen, sondern verhaltensökonomische Erkenntnisse nutzen, können hier ein 

adäquateres Mittel darstellen. Dies kann zukünftig ein Bereich sein, in dem Ge-

setzgeber unter Berücksichtigung insbesondere der Informationsfreiheit und der 

Autonomie der Nutzer/innen jedenfalls mit experimentellen Settings erste Er-

kenntnisse zu Tage fördern könnte. 

9.2.5 Maßnahmen zum Monitoring von Informationsinter-

mediären 

Vor dem digitalen Wandel wurde Öffentlichkeit durch die Massenmedien Fern-

sehen, Rundfunk und Presse hergestellt und gewährleistet. Dieses System der 

Nachrichtenproduktion und Nachrichtenvermittlung war in der Bundesrepublik 

Deutschland und vor dem Aufkommen der Informationsintermediäre weitge-

hend stabil, differenziert und übersichtlich. Die Aufgabe der Nachrichtenpro-

duktion und damit auch der Zugang zu »Kontexten und Kompetenzen« wurde 

durch die Zugangsschwelle der Professionalität geregelt (Neuberger et al. 2021, 

S. 21.). Die Bedeutung von TV, Rundfunk und Presse wurde allein schon im oft 

verwendeten Begriff der vierten Gewalt deutlich. 

Auch wenn Massenmedien weiterhin von der überwiegenden Mehrheit der 

Bevölkerung genutzt werden, so haben Informationsintermediäre diese Gefüge 
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der Information der Öffentlichkeit wie auch die Bedeutung der Massenmedian 

disruptiv und auch die journalistisch-redaktionelle Arbeit verändert. Diese Ver-

änderungen werden in Politik und Gesellschaft wie auch in der Wissenschaft 

und nicht zuletzt in den Massenmedien registriert und öffentlich reflektiert. 

Zwischenzeitlich liegt eine Vielzahl von Studien und Untersuchungen vor, die 

teils aus dem Wissenschaftssystem heraus entstanden sind, oft jedoch durch 

Stiftungen, Wissenschaftsakademien, zivilgesellschaftliche Gruppen oder die 

Landesmedienanstalten initiiert, unterstützt und gefördert wurden. Sie ergänzen 

die Ergebnisberichte von Fachkommissionen wie der Enquete-Kommission 

Künstliche Intelligenz – Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, 

soziale und ökologische Potenziale des Deutschen Bundestages, aber auch die 

Berichtsstellungen von Informationsintermediären beispielsweise hinsichtlich 

ihres Vorgehens gegen Desinformation im Netz und nicht zuletzt die Diskussion 

in den Massenmedien selbst. Das Themenspektrum der Befassung ist breit ge-

fächert: von der Nutzung von Massenmedien und Informationsintermediären 

über die Verfahren der algorithmischen Vermittlung bis hin zur Diskussion 

rechtlicher oder regulatorischer Fragen. 

Es ist positiv herauszuheben, dass die Auseinandersetzung mit Digitalen 

Medien, Algorithmen und Meinungsbildung in den letzten 5 Jahren durch un-

terschiedliche Akteure kontinuierlich erfolgt. Allerdings kann auch konstatiert 

werden, dass die Vielzahl und Bandbreite der Veröffentlichungen selbst für in-

teressierte Beobachter/innen kaum zu überblicken und einzuordnen sind. Hier 

könnte ein regelmäßig erscheinender Monitoringbericht eine Klammer und 

Orientierungshilfe nicht nur für Fachleute, sondern auch für die Berichterstat-

tung und die gesellschaftliche Debatte bieten. Dieser Monitoringbericht könnte 

wichtige Kennzahlen ebenso umfassen wie den Überblick über Initiativen, 

Maßnahmen auf den politischen Ebenen der EU, des Deutschen Bundestages 

bzw. der Bundesregierung und der Bundesländer. Aktuelle wissenschaftliche 

Veröffentlichungen könnten in diesem Monitoringbericht zusammengetragen, 

dargestellt und eingeordnet werden. Es wird vorgeschlagen, diesen Bericht 

durch eine Kommentierung einer unabhängigen Expertenkommission bzw. 

durch die Möglichkeit von Stellungnahmen für unterschiedliche Akteure aus 

Wissenschaft und Zivilgesellschaft zu ergänzen. 

Damit verbunden ist die Empfehlung, die bisherigen regelmäßig durchge-

führten Befragungen zur Mediennutzung, die speziell Informationsintermediäre 

berücksichtigen (beispielsweise des Reuters Institute Digital News Survey oder 

der ARD/ZDF-Onlinestudie), sowie die wissenschaftlichen Studien im Auftrag 

der Landesmedienanstalten fortzuführen. Diese Berichte könnten durch regel-

mäßige Untersuchungen zu Phänomenen im Internet wie Falschnachrichten, 

Hassrede und Social Bots ergänzt werden. Sinnvoll erscheint auch die Förde-

rung und Verstetigung von Projekten von Forschung und Stiftungen zur Prüfung 

der Neutralität von Informationsintermediären einschließlich der Entwicklung 
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von Verfahren zu deren Beobachtung, wie sie beispielsweise zur Suchmaschi-

nenneutralität von AlgorithmWatch durchgeführt werden. Auch hier sollte ge-

prüft werden, ob diese Studien empirische als mehrfach hintereinander durch-

geführte Längsschnittstudien umgesetzt werden können, um Entwicklungen 

und Veränderungen im Zeitverlauf festzustellen. 

9.2.6 Maßnahmen zur Information der Öffentlichkeit 

In einem engen inhaltlichen Zusammenhang zum Monitoring von Informations-

intermediären stehen Maßnahmen zur Information der Öffentlichkeit und Kom-

petenzstärkung der Bevölkerung. Hier ergeben sich besondere Herausforderun-

gen. Dazu zählen: 

› Informationsintermediäre können im Sinne der gesellschaftlichen Teilhabe 

eine wichtige Rolle einnehmen, denn sie senken die Zugangsschwellen, um 

individuelle Meinungen zu äußern und an gesellschaftlichen Dialogen und 

Debatten teilzuhaben. 
› Informationsintermediäre unterstützen den Austausch auch zu Themen, die 

in den Massenmedien seltener oder in geringerem Umfang behandelt wer-

den. Diese Themen haben aufgrund von Berichten oder Kommentierungen 

später eine größere Chance, auch über Teilöffentlichkeiten hinaus an Auf-

merksamkeit zu gewinnen und in die Berichterstattung der Massenmedien 

einzufließen. 

Aber auch: 

› Informationsintermediäre und algorithmische Systeme verändern Öffent-

lichkeit, da nicht mehr davon ausgegangen werden kann, dass selbst Mel-

dungen, die als Schlagzeilen auf den Titelseiten der Presse erscheinen, die 

breite Bevölkerung erreichen. 
› Die damit verbundenen Fragen der Informationsvielfalt, der Informations-

qualität oder der Bedeutung der algorithmischen Vermittlung werden in In-

formationsintermediären ggf. nicht vermittelt und diskutiert, sodass das 

Problembewusstsein für die Veränderungsprozesse und ggf. daraus resultie-

rende Anpassungsmaßnahmen nicht entstehen kann. 

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, sachlich, verständlich und fundiert zu 

den Veränderungen der Informationskultur durch digitale Medien und algorith-

mische Verfahren zu informieren. Hier kann ein im vorherigen Abschnitt vor-

geschlagener Monitoringbericht einen wichtigen Beitrag leisten, denn das 

Thema »Algorithmen in digitalen Medien und ihr Einfluss auf die Meinungs-

bildung« würde dann fundiert, unter Berücksichtigung der wichtigen Aspekte 

und der Dynamik in regelmäßigen Abständen selbst zu einer Nachricht mit Auf-

merksamkeitsfaktor werden. So kann ein Beitrag zur Stärkung der Kompeten-
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zen der Bevölkerung im Umgang mit digitalen, algorithmisch vermittelten Me-

dien geleistet werden. Ebenso können Erkenntnisse aus Wissenschaft und For-

schung (einschließlich der zivilgesellschaftlichen Diskussion hierzu) so gebün-

delt diskutiert und verbreitet werden. Es ist davon auszugehen, dass die Inhalte 

eines Monitoringberichts ggf. einschließlich von Stellungnahmen einer Exper-

tenkommission dann als Anschlusskommunikation in die politische Diskussion 

und ich die politische Bildung einfließen. 

Wenn sich das Gefüge der Information der Öffentlichkeit und die Bedeu-

tung der Massenmedian disruptiv verändern, ergeben sich daraus veränderte 

Anforderungen an die Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Bundestages und die 

von staatlichen Behörden. Bislang konnte davon ausgegangen werden, dass 

wichtige Nachrichten und Fakten über die Kommunikation der Massenmedien 

breite Kreise der Bevölkerung erreichten. Wenn dies zukünftig in geringerem 

Maße der Fall ist, könnten ein verstärkte Verbreitung von Fakten und Sachin-

formationen aus der Arbeit des Deutschen Bundestages, aber auch aus Länder-

parlamenten oder von Bundesbehörden, über Informationsintermediäre erfor-

derlich sein. Dies sollte einerseits erfolgen, um die Aufmerksamkeit der Nut-

zer/innen auch unter den Bedingungen algorithmischer Vermittlung auf wich-

tige Meldungen aus Politik und Verwaltung zu lenken. Andererseits sollte ge-

prüft werden, wie Fakten aus der Arbeit des Deutschen Bundestages sowie be-

hördliche Informationen insgesamt einen vertrauenswürdigen und leicht auf-

findbaren Gegensatz zu Desinformationen in Informationsintermediären bilden 

und damit auch Debatten in den digitalen Medien fundieren können. 

Die genannten Handlungsfelder und Diskussionen zeigen ein Spektrum von 

Handlungspositionen auf. Ausgehend von der rasanten Entwicklung des Funk-

tionsumfangs von Informationsintermediären mit Relevanz für die individuelle 

und öffentliche Meinungsbildung und der dynamischen Entwicklung der Me- 

diennutzung in vielen Gruppen der Bevölkerung zeigen sich Optionen zur Si-

cherung der individuellen und öffentlichen Meinungsbildung vor allem in zwei 

Bereichen: zum einen hinsichtlich der Prüfung des medienrechtlichen Rahmens, 

zum anderen in der Schärfung des Bewusstsein und der Aufmerksamkeit der 

Bevölkerung für neuartige Formen der Einflussnahme. Eine Basis für entspre-

chende Aktivitäten bilden die wissenschaftlichen Erkenntnisse, die sich aus der 

bereits zu beobachtenden, wachsenden Aufmerksamkeit ergeben dürften, die 

dem Thema in unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen zukommt. 
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11 Anhang 

11.1 Langfassung der Medienanalysen vor der 

Bundestagswahl 2017 und zum Cambridge-

Analytica-Skandal 

Das Kapitel 2.3 dieses Berichts beinhaltet erstens einen Überblick über algo-

rithmische Systeme im Spiegel der Presse vor den Bundestagswahlen 2017 und 

zweitens mit Bezug zum Cambridge-Analytica-Skandal und den darauffolgen-

den Anhörungen von Technologieunternehmen vor US-amerikanischen und eu-

ropäischen Parlamenten. Im Folgenden werden die Ergebnisse dieser Medien-

analysen ausführlich dargestellt. 

11.1.1 Ziele, Methodik und Datenkorpus 

Mit Verfahren der Medienanalyse sollte aufgezeigt werden, wie in Deutschland 

über das Thema »Algorithmen in digitalen Medien und ihr Einfluss auf die Mei-

nungsbildung« berichtet wird. Dazu wurden Medieninhalte in überregionalen 

Nachrichtenquellen zu zwei Zeitpunkten recherchiert und ausgewertet: vor der 

Bundestagswahl 2017 sowie im Frühsommer 2018 anlässlich der Anhörungen 

des Facebook-Gründers und Vorstandsvorsitzenden Mark Zuckerberg zum Da-

tenmissbrauch von Nutzerdaten vor den beiden Häusern des US-Kongresses. 

Die Ergebnisse der Analysen bildeten die Basis für die weiteren empirischen 

Erhebungen sowie für die Recherche und Analyse von wissenschaftlichen Ver-

öffentlichungen zum Einfluss von Algorithmen in digitalen Medien auf die Mei-

nungsbildung. 

Zur Anwendung kamen zweistufige inhaltsanalytische Verfahren, die quan-

titative und qualitative Elemente vereinen (Gerhards/Schäfer 2006, S. 67). Eine 

qualitative Inhaltsanalyse ist ein systematisches und regelgeleitetes Verfahren 

zur Beschreibung und Auswertung von Textinhalten. In diesem Bericht wurden 

für das Untersuchungsthema relevante Textstellen von Medienbeiträgen identi-

fiziert und kategorisiert.37 Die qualitative Inhaltsanalyse wurde um computer-

gestützte lexikalische Analysen ergänzt, beispielsweise, um alle Fundstellen 

von zuvor identifizierten Stichwörtern oder alle Namen von Personen oder 

 
37 Die Texte wurden von zwei Wissenschaftlern geprüft und Textstellen entsprechenden 

Kategorien zugeordnet, um subjektive Verzerrungen zu vermeiden. Abweichende Kate-
gorien und Zuordnungen wurden abgeglichen und vereinheitlicht. Durch die induktive 
und interpretative Herangehensweise der strukturierenden Inhaltsanalyse, können bei-
spielsweise latente Bedeutungen von Textinhalten berücksichtigt werden, die bei einer 
lexikalischen Suche nicht erkannt werden (Mayring 2010, S. 602) 
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Institutionen zu ermitteln und zu zählen bzw. um die positiven bzw. negativen 

Grundstimmungen von Artikeln oder Nachrichtenquellen zu identifizieren. 

Die Medienanalysen gliedern sich in zwei Untersuchungszeiträume und in-

haltliche Schwerpunkte: 

› In einem ersten Untersuchungsschritt, der den Zeitraum vom 1. Januar 2016 

bis zum 31. August 2017 und damit das Vorfeld der Bundestagswahl 2017 

umfasst, wurden die zentralen Themen sowie Akteure der Debatte identifi-

ziert. Die inhaltsanalytische Auswertung des Datenmaterials über 20 Mo-

nate hinweg erlaubt, die thematische Breite der Diskussion im Zeitverlauf 

zu erschließen. Dabei wurden 745 Beiträge, die einen inhaltlichen Zusam-

menhang zum Thema Digitalisierung/Algorithmisierung von Nachrichten-

medien aufweisen, berücksichtigt.38 Die Medieninhalte stammen aus 41 

überregionalen Tages- und Wochenzeitungen, von Radiostationen39 sowie 

aus thematisch relevanten Fachzeitschriften und Onlineportalen (Tab. 11.1). 

Es wurden nur Beiträge mit einer Mindestlänge von 400 Wörtern in den 

Textkorpus aufgenommen. Tabelle 11.2 stellt die Suchbegriffe nach inhalt-

lichen Schwerpunktsetzungen und der Häufigkeit ihres Auftretens im Text-

korpus dar. 
› In einem zweiten Untersuchungsschritt wurde die Berichterstattung zum Da-

tenskandal »Cambridge Analytica« und zu den damit in Verbindung stehen-

den Anhörungen von Mark Zuckerberg vor Ausschüssen des US-amerika-

nischen Parlaments im Frühsommer 2018 analysiert.40 Recherchiert wurden 

Beiträge, die im Zeitraum vom 1. April 2018 bis zum 31. Mai 2018 mit den 

Suchbegriffen »Zuckerberg« und »Anhörung« in den auflagenstärksten 

überregionalen deutschen Tages- und Wochenzeitungen erschienen waren 

und nicht nur über den Sachstand der Anhörungen berichteten, sondern die 

Informationen auch mit Hintergrundinformationen inhaltlich einordnen 

(Tab. 11.1). Diese Bedingung traf, so das Ergebnis von inhaltlichen Recher-

chen, auf Artikel ab einer Mindestlänge von 700 Wörtern zu. Damit wurde 

ein Datenkorpus von 64 Artikeln für diesen Analyseschwerpunkt ermittelt. 

 
38 Als Suchbegriffe verwendet wurden: Algorithmus, Algorithmen, Fake News, Falsch-

nachrichten, Falschmeldungen, Meinungsbildung, Social Media, soziale Medien, digitale 
Medien, Wahlen, Twitter, Facebook, Journalismus, News Feed, digitaler Journalismus, 
Roboterjournalismus, Troll, Hasskommentare, Hassrede, Filterblase, Social Bot. In den 
745 Texten wurden die genannten Suchbegriffe 3.172-mal vorgefunden. 

39 Die Medieninhalte von Radiostationen sind durch die Transkription der Radiosendungen 
in den Onlineportalen der Medienanstalten verfügbar. Audioarchive wurden nicht berück-
sichtigt. 

40 Die Transkripte der Anhörungen vor US-Senat und US-Repräsentantenhaus sind online 
unter https://www.washingtonpost.com/news/the-switch/wp/2018/04/10/transcript-of- 
mark-zuckerbergs-senate-hearing/ bzw. https://www.washingtonpost.com/news/the- 
switch/wp/2018/04/11/transcript-of-zuckerbergs-appearance-before-house-committee/ 
abrufbar. Die Multimedia-Aufzeichnung der Anhörung im Europäischen Parlament ist 
unter https://multimedia.europarl.europa.eu/en/package/meeting-with-mark-zucker  
berg-at-european-parliament_6501 (Stand: 28.3.2022). 
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Das Vertiefungsthema »Cambridge Analytica« wurde gewählt, da einerseits 

die Schwerpunkte dieses Berichts – algorithmische Verfahren und Effekte 

auf Meinungsbildung – in den Anhörungen und in der zugehörigen medialen 

Debatte thematisiert wurden und andererseits ein enger Bezug zu Regulie-

rungsaspekten und somit der Arbeit des Deutschen Bundestages gegeben ist. 

Tab. 11.1 Nachrichtenquellen der Medienanalyse in alphabetischer Reihenfolge 

überregionale Tages- und 

Wochenzeitungen 

Radiostationen Fachzeitschriften und 

Onlineportale 

Bild (12; 1) BR (18;0) brand eins (11; 0) 

Das Parlament (7; 0) Deutschlandfunk (29; 

0) 

Capital. (3; 0)) 

der Freitag (12; 3) HR (1; 0) COMPUTERWOCHE (3; 0) 

DER SPIEGEL (22; 2) MDR (7; 0) ct – magazin für compu-

tertechnik (3; 0) 

Focus (14; 0) NDR (10; 0) golem.de (5; 0) 

Frankfurter Allgemeine Zei-

tung – FAZ (60; 2) 

Radio Bremen (3; 0) heise online (5; 0) 

Handelsblatt (29; 15) rbb (3; 0) heute.de (6; 0) 

Junge Freiheit (11; 0) SWR (12; 0) Huffington Post (7; 0) 

neues deutschland (15; 3) WDR (5; 0) manager magazin (6; 0) 

SPIEGEL ONLINE (31; 8)  ntv (6; 0) 

stern (12; 1)  tagesschau.de (24;0) 

Süddeutsche Zeitung (72; 8)  Technology Review (6; 0) 

taz (49; 3)  TELEPOLIS (7; 0) 

WELT (55; 8)  VDI nachrichten (9; 0) 

WirtschaftsWoche (12; 0)  WIRED (26;0) 

ZEIT (27; 0)   

ZEIT ONLINE (90; 10)   

Ausgewiesen in Klammern ist jeweils die Anzahl der Beiträge in der Medienana-

lyse vor der Bundestagswahl bzw. zu Cambridge Analytica. 

Eigene Zusammenstellung 
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Tab. 11.2 Suchbegriffe im Textkorpus der Medienanalyse vor der Bundestags-

wahl 2017 nach Häufigkeit des Auftretens und thematischer Nähe 

Thema Begriff Anzahl 

Algorithmus Algorithmus 337 

Algorithmen 486 

Informationsintermediäre Facebook 586 

Twitter 352 

soziale Medien 83 

Social Media 66 

News Feed 6 

digitale Medien 5 

(digitaler) Journalismus Journalismus 86 

Roboterjournalismus 6 

digitaler Journalismus 1 

Desinformation/ 

Phänomene in digitalen Medien 

Fake News 187 

Falschnachrichten 139 

Filterblase 123 

Social Bots 93 

Hasskommentare 76 

Hate Speech 39 

Hassrede 36 

Trolle 35 

Meinungsbildung und  

demokratische Prozesse 

Wahl 223 

Wahlen 143 

Meinungsbildung 64 

n = 3.172 

Eigene Zusammenstellung 

Die Recherchen wurden in Pressedatenbanken, über Suchmaschinen im Internet 

sowie über die Suchmasken von Verlags- und Rundfunkhäusern durchgeführt. 

Die Auswahl der Zeitungen und Zeitschriften orientierte sich an der Auflagen-

stärke, publiziert durch die Arbeitsgemeinschaft Onlineforschung sowie die In-

formationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern 

e. V.41 Berücksichtigt wurden überregionale Zeitungen, Nachrichtenmagazine 

bzw. Nachrichtenportale und Computerzeitschriften. Die Recherche der Radio-

stationen umfasste die öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten Deutschlands. 
 

41 Aktuelle Ergebnisse werden u. a. auf https://meedia.de/ (28.3.2022) veröffentlicht. 

https://meedia.de/
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11.1.2 Ergebnisse der Medienanalyse im Vorfeld der 

Bundestagswahl 2017 

Gewichtung der Medien und Autorenschaft 

Über Algorithmen in digitalen Medien wird in den 20 Monaten vor der Bundes-

tagswahl im September 2017 kontinuierlich und in einer Vielzahl von Nach-

richtenquellen berichtet. Fast 50 % der insgesamt 745 Beiträge sind im Zeitraum 

von Januar 2016 bis August 2017 in sechs überregionalen Nachrichtenquellen 

erschienen: Zeit Online, Süddeutsche Zeitung, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 

Die Welt, die tageszeitung und Spiegel Online. In den Fachmedien (heise on-

line, VDI nachrichten) wurde das Thema hingegen seltener adressiert 

(Tab. 11.3). 

Tab. 11.3 Anzahl der Beiträge in Tages-, Wochenzeitung, Rundfunk und Onli-

nemagazinen 

Zeitschrift/Zeitung Anzahl 

ZEIT ONLINE 96 

Süddeutsche Zeitung 78 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 60 

Die Welt 55 

Die Tageszeitung  50 

Spiegel Online 32 

Handelsblatt 28 

Wired 27 

Die Zeit 27 

Der Spiegel 25 

tagesschau.de 24 

BR 19 

Focus Online 18 

Bild 18 

neues deutschland 15 

brand eins 15 

n-tv 14 

WirtschaftsWoche 12 

SWR 12 
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Stern 12 

Junge Freiheit 12 

heise online 12 

Der Freitag 12 

NDR 10 

VDI nachrichten 9 

Das Parlament 8 

MDR 7 

Huffington Post 7 

Telepolis 6 

heute.de 6 

Golem.de 6 

WDR 5 

Technology Review 5 

Radio Bremen 4 

Computer-Bild 4 

RBB 3 

c’t – Magazin für Computertechnik 3 

Computerwoche 2 

Capital 2 

manager magazin 1 

hr-inforadio 1 

n = 745 

Eigene Zusammenstellung 

Im Untersuchungszeitraum erschienen pro Monat mindestens 14 und höchstens 

76 Beiträge. Seit Ende 2016 findet das Thema häufiger Berücksichtigung in der 

Nachrichtenauswahl der Medien. Im Beobachtungszeitraum haben Algorith-

men in digitalen Medien rund um Wahlen Konjunktur, etwa im November und 

Dezember 2016 in zeitlicher Nähe zu den US-amerikanischen Präsidentschafts-

wahlen. Auch zu Beginn des deutschen Bundestagwahlkampfs 2017 steigt die 

Zahl der Beiträge insbesondere zu Hassreden und Falschnachrichten. Gleich-

zeitig wird über das vom damaligen Bundesminister für Justiz und Verbraucher-

schutz, Heiko Maas, initiierte NetzDG berichtet (Abb. 11.1). 
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Abb. 11.1 Anzahl der Beiträge nach Monaten 

 

Ein Beitrag wurde aufgrund fehlenden Datums nicht berücksichtigt; n = 744. 

Eigene Darstellung 

Die Debatte wird von 523 unterschiedlichen Verfasser/innen geführt, darunter 

auch Akteure aus Wissenschaft und Politik. 54 Beiträge sind namentlich nicht 

gekennzeichnet. 13 Personen verfassten im Untersuchungszeitraum fünf Bei-

träge oder mehr. Diese Gruppe verfolgte das Thema kontinuierlich. Der freie 

Journalist Adrian Lobe ist mit 24 Beiträgen in der Frankfurter Allgemeinen Zei-

tung, der Süddeutschen Zeitung sowie für Zeit Online am häufigsten als Autor 

vertreten. 

In 117 der insgesamt 745 Print- und Onlinebeiträge wird auf Fachleute ver-

wiesen. Dies sind Personen, die wegen ihres Spezialwissens, ihrer fachlichen 

Qualifikation oder beruflichen Tätigkeit besonders häufig Gehör finden (Bog-

ner et al. 2014).42 Gemessen an der Anzahl der Artikel beziehen sich die Bei-

träge am häufigsten auf Simon Hegelich, Professor für Political Data Science 

von der TU München, dessen Kurzstudie zu Social Bots (Hegelich 2016) auf 

das Interesse der berichtenden Journalist/innen stieß. Sascha Lobo, Blogger im 

Bereich der Digitalisierung mit wöchentlicher Kolumne und Podcast auf Spie-

gel Online, wird in 14 Beiträgen zitiert, gefolgt von dem Politikberater Martin 

Fuchs, der sich auf den Bereich Wahlkampf und soziale Medien spezialisiert 

(Nennungen in 11 Beiträgen). Auf die Autorin Yvonne Hofstetter und ihre Ver-

öffentlichung »Das Ende der Demokratie« (Hofstetter 2016) wird in 10 Bei-
 

42 Die Gruppe der Politiker/innen wird hierbei nicht berücksichtigt. 
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trägen verwiesen. Diese setzte sich mit dem Verhältnis von Digitalisierung, 

künstlicher Intelligenz und demokratischer Gesellschaftsordnung auseinander. 

Der US-amerikanische Politikwissenschaftler Eli Pariser (2011) wird 9-mal in 

Beiträgen erwähnt, in denen es um das Phänomen und die Effekte von Filter-

blasen geht. 

In den 745 Beiträgen werden 392-mal Politiker/innen namentlich er-

wähnt,43 die in der Wahlperiode des 18. Deutschen Bundestages Ämter beklei-

deten. Mehr als 20-mal genannt werden neben Bundeskanzlerin Angela Merkel 

mit 114 Nennungen der damalige Bundesminister für Justiz und Verbraucher-

schutz, Heiko Maas (96 Nennungen). Sein Ressort war für den Entwurf des 

NetzDG zuständig. Mit 22 Beiträgen folgt auf Rang 3 Renate Künast, zum da-

maligen Zeitpunkt Vorsitzende des Ausschusses für Recht und Verbraucher-

schutz. Sie engagierte sich gegen Falschnachrichten und Hasskommentare. 

11.1.3 Inhaltsanalyse: Effekte von Algorithmen bzw. 

Phänomenen in sozialen Medien in der medialen 

Diskussion 

Um wichtige Aspekte der medialen Debatte zu identifizieren, wurden die Me-

dieninhalte inhaltlich analysiert und strukturiert. Methodisch orientiert sich das 

Vorgehen an der gezielten Inhaltsanalyse (Hsieh/Shannon 2005). Auf Basis the-

oretischer Vorüberlegungen wurden vier Kategorien ermittelt. Um der inhaltli-

chen Heterogenität vieler Beiträge des Textkorpus gerecht zu werden, erfolgte 

die Zuordnung der Medieninhalte dann entweder zu einer oder zu zwei dieser 

Rubriken (Tab. 11.4). Der Untersuchungsschritt wurde durch zwei Wissen-

schaftler/innen durchgeführt, um subjektive Verzerrungen zu vermeiden (Ba-

ker/Potts 2013). 

Die 745 Medieninhalte wurden 1.006-mal Kategorien zugeordnet. Unter 

den Zuordnungen ist die Rubrik »Informationsintermediäre« mit 469 Beiträgen 

am häufigsten vertreten. Deutlich wird, dass mit Algorithmen in Verbindung 

gebrachte und durch soziale Medien hervorgerufene Phänomene wie Filterbla-

sen, Falschnachrichten, Social Bots und Hassrede die mediale Debatte im Vor-

feld der Bundestagswahl 2017 in hohem Maße mitprägen. Auch in der Katego-

rie »demokratische Prozesse« finden sich zahlreiche Beiträge (348). Hier ist das 

Wort »Wahlen« häufig vertreten. Über deutlich weniger mediale Präsenz ver-

fügen die Themen der Kategorien »Regulierung« und »Journalismus«, denen 

107 bzw. 82 Artikel zugeordnet wurden. In den Artikeln können folgende Fo-

kussierungen unterschieden werden. 

 
43 Ohne Mehrfachnennungen pro Artikel. Einschließlich Mehrfachnennungen pro Artikel 

wurden 1.125-Nennungen gezählt. 
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Tab. 11.4 Kategorien der inhaltlichen Zuordnung der Beiträge 

Kategorie Beschreibung 

Informations- 

intermediäre 

Beiträge zu Informationsintermediären wie Facebook, Google 

oder Twitter oder zu Phänomenen wie Filterblasen, Fake 

News, Social Bots und Hasskommentaren 

469 Nennungen, davon 

Fake News/Falschnachrichten (188 Nennungen) 

Filterblase (124 Nennungen) 

Hassrede (98 Nennungen) 

Social Bots (97 Nennungen) 

Hasskommentare (72 Nennungen) 

Echokammern (63 Nennungen) 

demokratische 

Prozesse 

Beiträge zu den Auswirkungen von Algorithmen auf demo-

kratische Prozesse wie Wahlen, Meinungsbildung und politi-

sche Öffentlichkeit 

348 Nennungen, davon 

Wahlen (123 Nennungen) 

Meinungsbildung/öffentlicher Diskurs (72 Nennungen) 

Demokratisches System (69 Nennungen) 

Regulierung Beiträge, die staatliche Lenkungsmaßnahmen zu digitalen 

Medien thematisieren 

107 Nennungen 

Journalismus Beiträge, welche die Veränderungen der journalistischen Ar-

beit in der digitalen Gesellschaft diskutieren 

82 Nennungen 

Eigene Zusammenstellung 

Fokus Informationsintermediäre und Phänomene in sozialen Medien 

Typisch für diesen Fokus ist, dass die Artikel ihren Ausgang bei der wachsen-

den Relevanz der Informationsintermediäre Facebook, Twitter und Google für 

die digitale Öffentlichkeit nehmen. Dabei stehen Risiken wie das Ausstreuen 

von Gerüchten oder das Einschüchtern von Menschen im Blickpunkt (Amann 

2016). In Zusammenhang hiermit werden Phänomene wie Filterblasen, Falsch-

nachrichten und Hassrede erläutert und problematisiert. »Die neuen Gatekeeper 

heißen Facebook, Google oder YouTube. Ihre Algorithmen entscheiden dar-

über, wie wir die Welt wahrnehmen. Meist bieten sie uns Inhalte an, die zu un-

seren Vorlieben passen und unsere Vorurteile bestärken. Wissenschaftler spre-

chen von der Filterblase oder den Echokammern des Netzes.« (Asendorpf 2017) 
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Filterblasen und Echokammern kommt in der Diskussion eine große Rolle 

zu, sie werden in den Beiträgen nicht als Nischenphänomen, sondern als rele-

vant für die Meinungsbildung breiter Bevölkerungsgruppen eingestuft. 

Der zweite Strang der Diskussion rückt Social Bots in den Blickpunkt. Sie 

sind insbesondere auf Twitter und Facebook aktiv. Die Debatte prägt die Sicht, 

dass Social Bots dazu dienen, Falschnachrichten mit Relevanz für den Ausgang 

politischer Abstimmungen zu verbreiten: »International agitieren derlei Bots, 

die oft digitalen Dreckschleudern gleichkommen, schon seit Jahren. Zuletzt sind 

sie vor allem durch ihren massiven Einsatz rund um die Ukrainekrise, in der 

Brexit-Abstimmung und im US-Wahlkampf aufgefallen. Damit sind sie auch 

Thema in den deutschen Parteizentralen, die sich auf die kommende Bundes-

tagswahl vorbereiten.« (Amann et al. 2016) 

Entsprechend werden neben der Diagnose ebenso Initiativen zum Erkennen 

und Eindämmen von Social Bots thematisiert: »Über einen Algorithmus, der 

Verhaltensmuster der Profile analysiert, kann Hegelich die maschinellen Agita-

toren erkennen. So untersuchte er beispielsweise die Botschaften unter Hashtags 

wie #merkelmussweg oder #unsereLisa, bei dem es um die angebliche Verge-

waltigung eines russlanddeutschen Mädchens in Berlin ging, die sich später als 

Falschmeldung entpuppte: ›In beiden Fällen ging ein großer Teil der Aktivitäten 

auf Social Bots zurück.‹« (Amann 2016) 

Social Bots werden fast immer als relevant eingestuft. Nur ausnahmsweise 

verweisen Personen wie Linus Neumann vom Chaos-Computer-Club darauf, 

dass der Einfluss von Social Bots auf gesellschaftliche Prozesse deutlich über-

bewertet werden könnte: »Social Bots seien nicht das Problem, sondern höchs-

tens Symptom ›eines Vertrauensverlusts in Politik und Medien‹.« (Endt 2017) 

In den Beiträgen kommen Politiker/innen zu Wort, die von den Betreibern 

der Informationsintermediäre erwarten, aktiver gegen Missstände vorzugehen. 

Die Reaktionen der Betreiber auf solche Forderungen werden ebenfalls doku-

mentiert. Die Spannweite der Reaktionen reicht dabei vom Abstreiten einer Mit-

verantwortung bis hin zu konkreten Handlungsansätzen wie der Aufforderung 

an Nutzer/innen, Posts als Falschnachrichten zu melden, damit diese gekenn-

zeichnet werden. 

Fokus Relevanz für demokratische Prozesse 

Mit Bezug zur Relevanz von Algorithmen auf demokratische Prozesse steht der 

Einfluss von Algorithmen auf Wahlen und Wahlkämpfe – entsprechend dem 

Zeitgeschehen – im Vordergrund. Hierbei wird auch der Einfluss von Algorith-

men auf die individuelle Meinungsbildung sowie auf den öffentlichen Diskurs, 

häufig in Verbindung mit der These der Filterblasen, aufgegriffen. Im Zentrum 

steht die Vermutung, dass eine zunehmende Nutzung algorithmenbasierter In-

formationsangebote bzw. die Selektion von angezeigten Meldungen zu einer 



11.1  Langfassung der Medienanalysen 

185 

Verengung individueller Perspektiven führt, die wiederum die Bereitschaft der 

Rezipierenden, konsensorientiert und ergebnisoffen zu diskutieren, senkt. Bei-

spielsweise argumentiert die Frankfurter Allgemeine Zeitung, dass 

»Eine individuell zusammengestellte Medienseite [...] dem Leser keine va-

lide Aussage mehr über die gesellschaftliche Bedeutung eines Themas [böte]. 

Vielmehr würde nur noch der eigene vorherige Konsum von (Mehrheits-)Mei-

nungen zementiert [...] Betroffen ist der demokratische Prozess, der informierte 

und urteilsfähige Bürger voraussetzt.« (Paal/Hennemann 2016) 

Der Einfluss algorithmischer Selektionsverfahren weniger auf konkrete de-

mokratische Prozesse, sondern eher allgemein auf das demokratische System 

als Ganzes ist ebenfalls Gegenstand der Debatte. Hier werden etwa Warnungen 

vor der Aushöhlung liberaler Demokratien durch einen zu großen Einfluss in-

ternational agierender Informationsintermediäre im Sinne eines Drucks von au-

ßen ausgesprochen (Verfürth 2017). 

Algorithmische Prozesse werden insgesamt als Verstärker von Entwicklun-

gen identifiziert, die einen negativen Einfluss auf die demokratische Öffentlich-

keit haben. Dies bezieht sich beispielsweise auf den Verlauf von Onlinediskus-

sionen, die als zunehmend verroht wahrgenommen werden. Algorithmische 

Prozesse seien hierfür nicht unbedingt ursächlich, jedoch verstärkten sie vor-

handene destruktive Potenziale, argumentieren Beobachter/innen in den Medien 

und verbinden damit die Schlussfolgerung, dass Algorithmen nicht die Defini-

tionsmacht überlassen werden sollte. Das, »was eigentlich Ergebnis einer ge-

sellschaftlichen Debatte sein sollte«, solle nicht »im Maschinenraum der Inter-

netkonzerne« erledigt werden, damit »Maschinen nicht zu Schiedsrichtern der 

Meinungsfreiheit« werden (Lobe 2016). 

Andererseits wird auch die These vertreten, dass Herausforderungen demo-

kratischer Prozesse nicht technisch bedingt, sondern vielmehr sozialer Natur 

seien. Vertreter dieser Sicht warnen entsprechend vor übertriebenen Bedro-

hungsszenarien in Bezug auf den Einfluss von Algorithmen auf demokratische 

Prozesse. »Und doch ist es ähnlich absurd, gesellschaftliche Polarisierung auf 

die sozialen Medien zu schieben, wie den Niedergang des weißen Mannes auf 

eine fehlende Mauer zwischen den USA und Mexiko. Digitale Polarisierung ist 

nicht Ursache, sondern Folge einer auseinanderdriftenden Gesellschaft.« 

(Buckup 2016) 

Nur vereinzelt finden sich Stimmen, die einen positiven Einfluss von Algo-

rithmen auf demokratische Prozesse betonen. Hier wird vor allem die Herstel-

lung von Nähe zwischen Politik und Bürger/innen lobend erwähnt: »Hier sind 

die Fortschritte zwar nicht so groß, wie man sich das in der ersten Euphorie 

erhofft hat, aber es gibt sie. Es ist heute selbstverständlich, dass wir beispiels-

weise Informationen über die Arbeit von Regierungen und Verwaltungen im 

Netz abrufen können, und die Kanäle für eine direkte Kommunikation mit po-

litischen Entscheidungsträgern nehmen kontinuierlich zu.« (Trembinski 2017) 
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Der Einsatz von Algorithmen im politischen Wahlkampf ist eines der am 

häufigsten vertretenen Themen im medialen Diskurs. Besonders im Zuge des 

US-Wahlkampfs sowie im Vorfeld der deutschen Bundestagswahl lässt sich der 

Anstieg an Beiträgen in diesem Themenfeld verfolgen. Konkret diskutiert wer-

den algorithmenbasierte Instrumente wie das Microtargeting und die Wirkkraft 

von Social Bots. Teils wird den Verfahren und Phänomenen in der Diskussion 

sogar wahlentscheidende Bedeutung zugesprochen. Dieser These stehen jedoch 

vorsichtigere Stimmen gegenüber. So argumentiert der Stanford-Psychologe 

Michal Kosinski in einem Interview der tageszeitung, dass Cambridge Analy-

tica kaum zu Trumps Wahlerfolg beigetragen habe (Schulz 2016). Auch Staun 

(2017) meint in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung: »Wer aber behauptet, 

dass sich Wahlen heute mit der Zauberkraft der Algorithmen gewinnen lassen, 

unterschlägt sämtliche politischen Dimensionen einer Wahl.« 

Übereinstimmend wird jedoch die Auffassung vertreten, dass Big-Data-

Verfahren die Manipulationsgefahr erhöhen, da Politiker dank der Nutzerdaten 

von Informationsintermediären mehr als je zuvor über ihre (potenzielle) Wäh-

lerschaft wissen und eine zuvor nicht gekannte Mobilisierung auslösen könnten 

(Goffart et al. 2017). 

Fokus gesetzliche bzw. regulatorische Maßnahmen 

Die Sinnhaftigkeit der Regulierung von Informationsintermediären ist ein häu-

fig wiederkehrendes Thema im medialen Diskurs. Diskutiert werden das Für 

und Wider konkreter Regulierungsvorhaben (NetzDG) sowie allgemein das 

Verhältnis von politischer Regulierung und Digitalisierung. Die Grenzen der 

Meinungsfreiheit sind ein kontrovers diskutiertes Thema, dessen inhaltliche 

Spannweite vom Schutz von Individualrechten bis zur Forderung nach einem 

strikten Verbot von Hassrede im Internet reicht. 

In der medialen Debatte überwiegen Positionen, die sich für eine Regulie-

rung von Informationsintermediären aussprechen. Vor der Bundestagswahl 

2017 sind die Beiträge politischer Akteure hierzu oft grundsätzlicher Natur. So 

fordert beispielsweise die Linken-Politikerin Petra Pau, dass »der Staat und in-

ternationale Gemeinschaften gleichwohl verbindliche Regeln und klare Rah-

men setzen [müsste], um die Digitalisierung und Bürgerrechte verträglich zuei-

nander zu bringen« (Pau 2017). 

Die Frage des Wie ist jedoch umstritten, u. a. wird die Schaffung neuer Be-

hörden angeregt. So plädiert beispielsweise die Datenethikforscherin Sandra 

Wachter vom Oxford Internet Institute für eine institutionelle Lösung. Diese 

»Kontrollinstanz darf weder politisch noch finanziell abhängig sein von der In-

stitution, die sie prüft« und müsse »Verfahren einleiten oder Strafen verhängen 

können« (Beuth 2017). 
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Ähnlich lautende Forderungen sprechen von »einer Art Algorithmus-

TÜV«, verstanden als zentrale staatliche Stelle, die Algorithmen überwacht 

(Liedtke 2016). 

Bessere Antidiskriminierungsgesetze stellen einen weiteren Lösungsweg 

dar, um durch Algorithmen ausgelöste oder verstärkte Fehlentwicklungen zu 

beheben. Im Gegensatz zu strengeren Datenschutzgesetzen wären diese effekti-

ver, da sie sich auf ein konkretes Problemfeld beziehen: »Wenn Big Data kaf-

kaesk wird und Computeralgorithmen bürokratisch, technokratisch oder gar to-

talitär und diskriminierend eingesetzt werden, ist es die Aufgabe des Gesetzge-

bers, etwas dagegen zu unternehmen. Parteien, die das benennen wollen, tun gut 

daran, nicht ein nebulöses Big Data als Feind auszumachen, sondern eben Tech-

nokratie, Diskriminierung und Totalitarismus.« (Park 2017) 

Vor der Bundestagswahl 2017 ist das mittlerweile eingeführte Netzwerk-

durchsetzungsgesetz Gegenstand kontroverser Debatten und zentrales Thema 

der Diskussion. Damit verbunden ist oft eine Skepsis gegenüber der Sinnhaf-

tigkeit von Regulierungsvorhaben. Als Hürden benannt werden z. B. langwie-

rige juristische Verfahrenswege gegenüber auf Knopfdruck erstellten Fake Ac-

counts/News, die Gefahren eines umfassenden »Wahrheitsministeriums« 

(Reinsch 2016) sowie praktische Hindernisse bei der Strafverfolgung über Län-

dergrenzen hinweg. Anstelle von oder ergänzend zur Regulierung sollten Bil-

dungs- und Aufklärungsarbeiten zur Stärkung digitaler Kompetenzen treten. 

Fokus Veränderungen der journalistischen Arbeit 

Der vierte Themenblock »Algorithmen und Journalismus« umfasst die sich ver-

ändernde Rolle des Journalismus unter dem zunehmenden Einfluss von Infor-

mationsintermediären, personalisierten Newsfeeds und Phänomenen sozialer 

Medien. Konkret geht es häufig um Reichweiten- und Kontrollverluste von Re-

daktionen und Verlagen sowie Vertrauensschwund bei den Rezipierenden. Die-

sen Entwicklungen steht die Macht der Intermediäre gegenüber, die kontrollie-

ren, welche Artikel über Newsfeeds durchdringen, und »dabei unglaublich gut 

an der Arbeit anderer Leute verdienen« (Viner 2016). 

Des Weiteren werden notwendige Neuausrichtungen journalistischer und 

redaktioneller Arbeit angesichts fortschreitender Digitalisierung diskutiert. Hier 

wird die Frage behandelt, wie sich der professionelle Journalismus angesichts 

dieser Entwicklungen verändert bzw. anpassen muss. Thema ist der Qualitäts-

verlust der Nachrichten und die geringer werdende Bedeutung klassischer Me-

dien zugunsten neuer digitaler Nachrichtenangebote: »Der klassische Journalis-

mus [...] ist aus der Mode gekommen. Seine Rolle übernehmen zusehends digi-

tale Netzwerke: Nachrichtenangebote erreichen uns in einer kaum mehr über-

schaubaren Menge, kostenlos, immer, überall. Allein: Der Nachrichtenwert [...] 

verliert deutlich an Substanz. Quantität übermannt Qualität.« (Biallas 2016) 
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Hieran anknüpfend ist das Verhältnis von Journalismus, sozialen Netzwer-

ken und anderen Intermediären Diskussionsgegenstand. Tenor ist, dass Inter-

mediäre die Existenz des professionellen Journalismus bedrohen. 

Auch der journalistische Umgang mit Falschnachrichten und Social Bots 

gehört zum Kern dieser Debatte. Diese werden einerseits als Bedrohung gese-

hen, da viele Menschen alternativen Nachrichtenquellen mehr Glauben schen-

ken als konventionellen. Zum anderen sehen manche hier auch eine Bewäh-

rungschance. Gerade als qualitativ hochwertiges Pendant zu personalisierungs-

geleiteten Intermediären könnte sich der Journalismus neu aufstellen, seine 

Wettbewerbsfähigkeit erhalten und ein wirksames Korrektiv gegen die hori-

zontverengende Dominanz der Algorithmen bilden (Meier 2018). 

11.1.4 Grundstimmung der Artikel 

Um positive bzw. negative Grundstimmungen (Sentiment) in den Artikeln bzw. 

in Artikelgruppen zu identifizieren, wurde die Sentimentanalyse, ein computer-

gestütztes Verfahren, eingesetzt. Für Stimmungsanalysen eignet sich eine lexi-

konbasierte Methodik, die die Tendenz eines Dokuments anhand der emotiona-

len Gewichtung der in den Dokumenten enthaltenen Wörter erfasst (Balahur et 

al. 2013). Es wurde der Sentiment-Wortschatz »SentiWS« verwendet.44 

Das in den Artikeln zum Thema »Algorithmen in digitalen Medien« ver-

mittelte Stimmungsbild ist – bis auf wenige Ausnahmen – stets negativ. Auch 

wenn die Sentiment-Werte nach Nachrichtenquellen betrachtet werden, zeigt 

sich eine in hohem Maße negative Grundstimmung der Berichterstattung. Ein-

zig die Artikel der Fachzeitschrift Computerwoche sind unter den Publikatio-

nen, in denen mehr als fünf Beiträge erschienen, in der Grundstimmung positiv 

ausgerichtet. 

 
44 Bei »SentiWS« handelt es sich um einen deutschsprachigen Sentiment-Wortschatz unter 

freier Lizenz, der durch Wissenschaftler/innen der Fakultät für Mathematik und Informa-
tik an der Universität Leipzig gepflegt und zur Verfügung gestellt wird. In seiner aktuel-
len Version enthält der Datensatz rund 31.000 Wortformen. Er gibt für jedes Wort, das 
eine Stimmung ausdrücken kann, eine positive bzw. negative Polarität im Intervall von -
1 bis +1 an (Remus et al. 2010). Dabei sind Werte um den Nullpunkt deutlich häufiger 
vertreten als Werte in um +/-1. Beispielsweise hat das Wort Vertrauen einen positiven 
Wert von 0,3512, während die Wörter Manipulation und Propaganda jeweils einen nega-
tiven Wert von -0,3455 und -0,4893 aufweisen. Das Gesamtergebnis lässt so eine Ein-
schätzung des Tenors der Berichterstattung zu. SentiWS wurde am Beispiel von Nach-
richtenbeiträgen bzw. öffentlich verfügbaren Texten erstellt und verfeinert und ist somit 
für eine Medienanalyse gut geeignet. 
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11.1.5 Ergebnisse der Medienanalyse zu den Anhörungen mit 

Bezug zu Cambridge Analytica 

Thematische Einordnung 

Im Dezember 2015 wurde erstmals im The Guardian berichtetet, dass das Da-

tenanalyseunternehmen Cambridge Analytica die Profilinformationen von meh-

reren Mio. Nutzer/innen des Informationsintermediärs Facebook nutzte, um 

diese für gezielte Wahlwerbung einzusetzen. In diesem Artikel wurde 

Cambridge Analytica als kleines, wenig bekanntes Unternehmen beschrieben, al-

lerdings wurde bereits auf aggressive Methoden zur Wählerbeeinflussung hinge-

wiesen (Davies 2015).45 In den Fokus weltweiter medialer Berichterstattung ge-

langte das Unternehmen im März 2018, als die New York Times und The Gua-

rdian aufgrund von Enthüllungen eines ehemaligen Mitarbeiters von Cambridge 

Analytica berichteten, dass 50 Mio. Facebook-Nutzerprofile maschinell – im 

Widerspruch zu den Facebook-Nutzungsbedingungen – ausgelesen worden wa-

ren (Cadwalladr/Graham 2018; Rosenberg et al. 2018). Diese Zahl wurde später 

auf 87 Mio. korrigiert (Facebook News 2018). In der Folge wurde auch in Par-

lamenten über den Schutz persönlicher Daten in sozialen Medien und die Rolle 

der Betreiber mit Bezug zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung debattiert 

und medial berichtet. 

Auf der Basis von Facebook-Daten wie Kommentierungen von Medienin-

halten (Likes), Hobbys, Interessen und soziodemografischen Angaben erstellte 

Cambridge Analytica detaillierte Persönlichkeitsprofile, d. h. Personen wurden 

psychologisch kategorisiert (Cadwalladr/Graham-Harrison 2018). Diese Ein-

stufungen wurden für Microtargeting oder psychografisches Targeting verwen-

det, um zielgruppenspezifische politische Werbung anzuzeigen oder zuzusen-

den.46 Cambridge Analytica soll beispielsweise in Donald Trumps Wahlkampf 

sowie in die Debatte über den »Brexit«, das Referendum über den Ausstieg 

Großbritanniens aus der Europäischen Union, manipulierend eingegriffen ha-

ben (Cadwalladr/Graham 2018; Rosenberg et al. 2018). 

Der Datenskandal und der Umgang mit Daten bei Facebook waren Gegen-

stand von Anhörungen u. a. in beiden Kammern des US-amerikanischen Kon-

gresses am 10. und 11. April 2018 als auch vor dem Europäischen Parlament 

am 22. Mai 2018. 

 
45 Einen Überblick über die zeitlichen Entwicklungen mit Bezug zu Cambridge Analytica 

sowie Facebook beinhaltet der Zeitstrahl unter https://www.cnbc.com/2018/04/10/face 
book-cambridge-analytica-a-timeline-of-the-data-hijacking-scandal.html (28.3.2022) 

46 Beispielsweise stellt Facebook keine Werkzeuge für Anzeigenkampagnen zur Verfü-
gung, die Personen aufgrund ihrer politischen Meinung adressieren. Allerdings können 
Facebooks Werkzeuge dafür (aus)genutzt werden, indem eine Kombination aus indivi-
duellen Interessen, demografischen Angaben und Umfragedaten genutzt werden. Perso-
nen können dann aufgrund ihrer Ansichten u. a. zu politischen Themen adressiert werden 
(Brundage et al. 2018). 
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Gewichtung der Medien 

Im Zeitraum zwischen dem 1. April 2018 und dem 31. Mai 2018 wurden 

64 Beiträge mit einer Mindestlänge von 700 Wörtern in überregionalen in 

Deutschland erscheinenden Tages- und Wochenzeitungen identifiziert, die über 

die Anhörungen Mark Zuckerbergs berichteten und Herausforderungen sowie 

Regulierungsvorschläge diskutierten. Handelsblatt, Zeit Online, Süddeutsche 

Zeitung, Spiegel Online und Die Welt veröffentlichten in dem Zeitraum jeweils 

mindestens 8 und somit rund 75 % der vorliegenden Artikel (Tab. 11.5). 

Tab. 11.5 Nachrichtenquellen, die Beiträge zum Cambridge-Analytica-Skandal 

veröffentlichten 

Medium Zahl der Artikel 

Handelsblatt 15 

ZEIT Online 10 

Süddeutsche Zeitung 8 

SPIEGEL Online 8 

WELT 8 

die tageszeitung 3 

der Freitag 3 

neues deutschland 3 

FAZ 2 

DER SPIEGEL 2 

Bild 1 

Stern 1 

Anzahl der Beiträge zum Cambridge-Analytica-Skandal; n = 64 

Eigene Darstellung 

In zeitlicher Nähe zu den Anhörungen Zuckerbergs wurden die meisten Artikel 

veröffentlicht. Vor allem nach den ersten Anhörungen in Ausschüssen beider 

Kammern des US-amerikanischen Kongresses wurde das Thema medial debat-

tiert. 

Inhaltsanalyse: Perspektiven des Cambridge-Analytica-Skandals 

Aus der qualitativen Analyse der ausgewählten Zeitungs- und Zeitschriftenarti-

kel wurden induktiv vier Fokusse identifiziert, welche die mediale Diskussion 

zum Cambridge-Analytica-Skandal prägen. Unterschieden wird in politische 

Kommunikation, Datenschutz und Recht auf Privatsphäre, Geschäftsmodelle 
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der Plattformbetreiber, Monopolstellung von Facebook sowie Rolle des Face-

book-Geschäftsführers Mark Zuckerberg (Tab. 11.6). Jeder thematische Fokus 

offeriert einen spezifischen Blickwinkel auf den Fall »Cambridge Analytica«, 

setzt einen Diskursrahmen fest und weist auf zugehörige Handlungs- und Re-

gulierungsmöglichkeiten hin (Tab. 11.6). 

Tab. 11.6 Themenkategorien und ihre Gewichtung in den Anhörungen zum 

Cambridge-Analytica-Skandal 

Themen Beschreibung Anzahl 

Artikel 

Anteil im 

Datenkor-

pus in % 

politische Kommu-

nikation 

Erstellung und Verbreitung von poli-

tischen Inhalten auf Facebook 

Governance 

25 39 

Datenschutz und 

Recht auf Pri-

vatsphäre  

Sammlung und Verwertung sowie 

Management von Nutzerdaten; Da-

tenschutz und Recht auf Pri-

vatsphäre 

21 32 

Geschäftsmodelle 

der Plattformbetrei-

ber  

Zusammenhang zwischen dem da-

tenbasierten Geschäftsmodell Face-

books und anderer Intermediäre und 

kulturellen, sozialen und politischen 

Interessen und Bedürfnissen einer 

Gesellschaft 

18 28 

Monopolstellung 

von Facebook  

Zusammenhang zwischen der Markt-

struktur und der sozialkulturellen 

Rolle Facebooks 

Rolle des Gründers, Vorstandsvorsit-

zenden und größten Anteileigners  

24 28 

Eigene Zusammenstellung 

In den Beiträgen wurden die Fokusse wie folgt gerahmt. 

Fokus politische Kommunikation 

Während der Anhörungen vor dem US-amerikanischen Kongress räumte Face-

books Vorstandsvorsitzender Mark Zuckerberg ein, dass das von ihm gegrün-

dete soziale Netzwerk für Versuche der politischen Einflussnahme missbraucht 

worden war. Die algorithmische Steuerung des »News Feed« auf der Startseite 

sei zum Zweck der Verbreitung von Falschnachrichten und Hassrede sowie für 

politische Manipulationskampagnen ausgenutzt worden (Kühl 2018c). Mehrere 
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Kommentator/innen warnten vor möglichen Wahlmanipulationen sowie vor re-

sultierenden Gefahren für die Demokratie und den Prozess der Meinungsbil-

dung (Graw 2018; Peer 2018), die nicht nur den virtuellen Raum beträfen, son-

dern auch »demokratische Strukturen der analogen Welt erschüttert« hätten 

(Ebner 2018). Diese Phänomene wurden im medialen Diskurs nicht als Begleit- 

oder Randerscheinungen des Prozesses der algorithmisch gesteuerten Mei-

nungsbildung dargestellt, sondern direkt in Zusammenhang mit den Kommuni-

kationsbedingungen des sozialen Netzwerks gebracht, das auf quantitativ mess-

baren Instrumenten wie dem Like-Button beruhe (Lobo 2018b; Simanowski 

2018). Diese Analysen seien für die besorgte Stimmungslage der deutschen Me-

dienlandschaft paradigmatisch, wie der US-amerikanische Professor Michael 

Sandel in einem Interview mit dem Handelsblatt zusammenfasste: »Wir haben 

bislang geglaubt, dass der technische Fortschritt ein Freund der Demokratie 

sei«, so Sandel und verwies auf die positive Rolle, die soziale Medien z. B. beim 

»arabischen Frühling« gespielt hatten. »Die neuen Technologien haben jedoch 

auch eine dunkle Seite der Macht.« (Ricke 11.4.2018 in Handelsblatt). 

Diese als negativ eingeordneten Aspekte sozialer Medien stünden jedoch 

im Widerspruch dazu, dass die Parteien ein legitimes Interesse daran hätten, 

dort aktiv zu sein, wo die Wähler/innen wären. Facebook und die anderen sozi-

alen Netzwerke hätten sich als integrales politisches Kommunikationsmedium 

etabliert, wie Peter Schaar, Vorsitzender der Europäischen Akademie für Infor-

mationsfreiheit und Datenschutz (EAID) und ehemalige Bundesbeauftragter für 

den Datenschutz und die Informationsfreiheit, im Interview mit dem Handels-

blatt hervorhob (Delhaes/Kerkmann 2018). 

Zur Förderung der politischen Kommunikation im Internet werden die Con-

tent-Richtlinien von Facebook sowie die Regulierungsvorschläge auf europäi-

scher Ebene im medialen Diskurs intensiv behandelt. Die Herausforderung, mit 

der Facebook konfrontiert sei, bestehe darin, das Spannungsfeld von gewalt- 

und obszönitätsfreier Kommunikation und freier Meinungsäußerung miteinan-

der in Einklang zu bringen (Meier 2018). Vor einer vergleichbaren Aufgabe 

stünde auch die Europäische Kommission, die im April 2018 einen Verhaltens-

kodex für Menschen und Bots vorstellte, welcher Informationsintermediäre 

dazu verpflichtet, »stärker gegen irreführende Inhalte vorzugehen, um Desin-

formation und Manipulationen öffentlicher Debatten in sozialen Medien zu ver-

hindern« (Crolly 2018). 

Bezüglich des Vorschlags, dass Facebook sich selbst einer klaren öffentli-

chen Selbstregulierung unterziehen müsse, stellen sich die Kommentator/innen 

die Frage, ob ein Internetgigant, ob mithilfe von Menschen oder Computern, 

definieren darf, welche Zwecke gut und ehrenwert sind (Graw 2018). In zahl-

reichen Artikeln wird die Meinung US-amerikanischer sowie europäischer 

Konservativer dargestellt, die Facebook vorwerfen, bewusst ein politisiertes, 

linksliberales Weltbild zu verbreiten und infolgedessen konservative Inhalte zu 
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diskriminieren und zu zensieren (Kuhn 2018a; Richter/Wetzel 2018; Becker/ 

Müller 2018; Weddeling/Steger 2018). Über Anschuldigungen vietnamesischer 

Aktivist/innen sowie neutraler politische Beobachter/innen, die Facebook be-

schuldigen, den Nachrichtenstrom zugunsten der autoritären Regierung Viet-

nams zu beeinflussen, wird berichtet (Peer 2018). Die Argumentationslinien he-

ben die Machtposition hervor, die Facebook bezüglich politischer Kommunika-

tion sowie Meinungsbildung innehat. 

Mehrfach diskutiert wurden auch die etwaigen Implikationen und Chancen 

eines europäischen Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, dessen Implementierung 

die Presse aufgrund der rechtspopulistischen Regierungen in Polen, Ungarn, 

Österreich und Italien jedoch als unwahrscheinlich einstuft (Lobo 2018b) 

In Zeiten vernetzter Kommunikation, in der Inhalte sich rasch auf Informa-

tionsintermediären wie Facebook verbreiten können, sind das zeitnahe Löschen 

von Hassbotschaften, manipulativen Inhalten und Falschnachrichten und deren 

negative Auswirkungen Diskussionsthema. Der im Untersuchungszeitraum dis-

kutierte EU-Verhaltenskodex impliziert, dass Informationsintermediäre die 

Verantwortung für die von Nutzer/innen veröffentlichten Inhalte übernehmen. 

Auch Mark Zuckerberg selbst teilt diese Einschätzung laut den veröffentlichten 

Transkriptionen der Anhörungen (Fußnote 48). Um dieser Verantwortung ge-

recht werden zu können, schlägt das Unternehmen Facebook einen zweistufigen 

Lösungsansatz vor. Anfänglich soll ein personell aufgestocktes Contentteam 

manuell die Inhalte überprüfen, in 5 bis 10 Jahren könnte dieser Prozess auf-

grund des technologischen Fortschritts im Bereich der künstlichen Intelligenz 

automatisiert werden (Kühl 2018a). 

Obwohl Facebook verspricht, auf Basis der Möglichkeiten der künstlichen 

Intelligenz eine funktionierende Lösung des Problems etablieren zu können, 

wird im medialen Diskurs darauf hingewiesen, dass Systeme zur Bild-, Video- 

und Texterkennung mit Datensätzen trainiert werden müssen, die mit einer ent-

sprechenden Beschreibung versehen werden. Diese unbezahlte Arbeit wird bei-

spielsweise im Bereich der Bilderkennung von Millionen von Instagram-Nut-

zer/innen kostenfrei nicht nur für Instagram, sondern auch für dessen Mutter-

konzern Facebook erbracht. Dies kann in mehrfacher Hinsicht problematisch 

sein, da KI-Systeme erstens die in den Trainingsdaten enthaltenen Vorurteile 

und Diskriminierungen reproduzieren, zweitens eine große Datenmenge benö-

tigen, sodass strikte Datenschutzverordnungen innovationshemmend wirken 

könnten und drittens auf der unbezahlten Arbeit von Millionen von Nutzer/in-

nen basieren (Beuth 2018). 

Während der Anhörungen Mark Zuckerbergs in den USA und Europa wur-

den Forderungen nach erhöhter Transparenz und einer Erweiterung der Rechen-
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schaftspflicht laut. Ein entsprechender Gesetzentwurf (Honest Ads Act47) 

wurde in den Senat des US-amerikanischen Kongresses eingebracht mit dem 

Ziel, soziale Netzwerke dazu zu verpflichten, »politische Werbung zu kenn-

zeichnen und transparent zu machen, wer die Anzeigen geschaltet hat. Dies ist 

für Medien wie Radio, Fernsehen und Print schon lange üblich« (Heide/Steger 

2018; Kuhn 2018b). Im europäischen Raum forderte der Abgeordnete des EU-

Parlaments, Manfred Weber (CSU), Facebook dazu auf, »Einsicht in die Me-

chanismen zu geben, nach denen das Netzwerk auswählt, welche Inhalte Nutzer 

zu Gesicht bekommen« (Weddeling/Steger 2018). Er plädierte zudem dafür, 

Firmen gesetzlich dazu zu verpflichten, die Funktionsweise ihrer Algorithmen 

öffentlich und verständlich zu machen. Eine ähnliche Aufforderung kam auch 

vonseiten des hamburgischen Datenschutzbeauftragten Johannes Caspar. In der 

medialen Diskussion wird die Wirksamkeit eines solchen Regulationsansatzes 

intensiv debattiert, denn es bleibe fraglich, ob »die Behörden das Offengelegte 

wirklich durchschauen könnten« und welche Institution das entsprechende 

Know-how besäße (Heide/Steger 2018). 

Fokus Datenschutz und Recht auf Privatsphäre 

Die Frage des US-amerikanischen Senators Dick Durbin, der von Facebooks 

Geschäftsführer Mark Zuckerberg wissen wollte, in welchem Hotel er in der 

Nacht vor der Anhörung übernachtet hätte, steht beispielhaft für die intensive 

mediale Diskussion des Themas Datenschutz und Recht auf Privatsphäre (Bau-

ernebel/Fabian 2018; Kuhn 2018b; Lindner 2018; Optensteinen/Töpper 2018; 

Schulz 2018; nd 2018). Thematisiert wird das Recht der Nutzer/innen auf eine 

nicht erfasste Internetkommunikation. »Ist der einzige Weg, Facebook zu ent-

kommen, das Internet komplett zu meiden?« (Kühl 2018a), fragten der britische 

EU-Abgeordnete Syed Kamall und der deutsche Grünen-Politiker Jan Philipp 

Albrecht in Bezug auf die sogenannten Schattenprofile, also von Facebook er-

stellte Profile über Menschen, die keine bei Facebook registrierten Nutzer/innen 

sind, und deuteten damit auf die Unmöglichkeit hin, die eigene Privatsphäre 

online zu schützen. Denn Cambridge Analytica stelle, so die medialen Anklang 

findende Befürchtung von Abgeordneten, keinen Einzelfall dar, sondern sei die 

Spitze des Eisbergs, der exemplarisch für den Umgang von Internetkonzernen 

mit persönlichen Daten stehe (Neuerer/Helde 2018; Weddeling/Steger 2018). 

 
47 Der Honest Ads Act (Ehrliche Werbung Gesetz) wurde im US-amerikanischen Kongress 

eingebracht, um Onlinewahlkampfwerbung von IT-Unternehmen wie Facebook und 
Google zu regulieren. Der Gesetzentwurf wurde von den beiden demokratischen Senato-
ren Amy Klobuchar und Mark Warner und dem republikanischen Senator John McCain 
am 19. Oktober 2017 als Reaktion auf die Untersuchungen zu russischen Einflussnahmen 
während des US-amerikanischen Wahlkampfs 2016 vorgeschlagen. Ein entsprechender 
Gesetzesentwurf wurde im Repräsentantenhaus durch den republikanischen Abgeordne-
ten Derek Kilmer eingereicht (US-Senat, 2018, S. 1356 – 116th Congress (2019-2020): 
Honest Ads Act – Congress.gov – Library of Congress). 

https://www.congress.gov/bill/116th-congress/senate-bill/1356
https://www.congress.gov/bill/116th-congress/senate-bill/1356
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Im Zuge der Empörungswelle, die der Skandal auslöste, führte Facebook 

einige Veränderungen ein, die die Zugangsrechte von Facebook-Anwendungs-

entwickler/innen Daten beschränken. Das Unternehmen erklärte sich schon bei 

der Anhörung vor dem US-amerikanischen Kongress dazu bereit, die Daten-

schutz-Grundverordnung für alle Nutzer/innen weltweit umzusetzen (Drösser 

2018; Jansen 2018; Kühl 2018b). Allerdings wird in der medialen Diskussion 

hervorgehoben, dass wichtige Daten wie Namen und Profilbilder öffentlich zu-

gänglich bleiben und dementsprechend kein deutlicher Fortschritt in Sachen 

Datenschutz stattfinde, sondern höchstens mehr Sicherheit vor Datenmiss-

brauch gewährleistet werde (Hegemann 2018; Kühl 2018b). Darüber hinaus 

wird die Einführung der Datenschutz-Grundverordnung als kleine Bürde für Fa-

cebook eingeschätzt: »Eine Option mehr hier, ein Häkchen dort – fertig ist die 

Privatsphärenoffensive.« (Drösser 2018) Die Maßnahmen und Regulierungen 

werden folglich als unzureichend charakterisiert. 

Außer auf die Datenschutz-Grundverordnung wird in der medialen Diskus-

sion auf einen im US-amerikanischen Senat von beiden dortigen Parteien initi-

ierten Gesetzesentwurf verwiesen, der vorsieht, »dass soziale Netzwerke Nutzer 

binnen 72 Stunden informieren müssen, wenn deren Daten an Dritte abgeflos-

sen sind. Außerdem sollen sie Datenschutz-Bestimmungen in verständlicher 

Sprache verfassen und Nutzern die Daten aushändigen müssen, die über sie ge-

speichert werden« (Kuhn 2018a). Zusammenfassend kann festgestellt werden, 

dass die mediale Diskussion dem Paradigma folgt, dass Informationsintermedi-

äre für die Sicherstellung des Datenschutzes stärker zur Verantwortung gezogen 

werden müssen; nur in einem einzigen Fall wird der alternative Vorschlag eines 

dezentralisierten Datenspeicherungssystems48 diskutiert (Abschnitt ›Monopol-

stellung von Facebook‹ nachfolgend in diesem Kapitel) (Krabbes 2018). In den 

Pressetexten wird des Weiteren die Wirksamkeit von Datenschutzverordnungen 

problematisiert, die – wie im Fall der Datenschutz-Grundverordnung – Unter-

nehmen verpflichten, die Einwilligung der Nutzer/innen für bestimmte Zwecke 

einzuholen. Dabei wird auf die nicht nutzerfreundliche Umsetzung verwiesen: 

Den Nutzer/innen würden lange und wenig verständliche AGB vorgestellt, die 

sie weder überprüfen noch genau verstehen könnten (Martin-Jung 2018). Als 

weiteres Hindernis auf dem Weg zu einem transparenten Datenschutz wird die 

Definition von persönlichen Daten benannt: Wie in der Datenschutz-Grundver-

ordnung vorgesehen, implementierte Facebook bereits eine neue Funktion, die 

es Nutzer/innen erlaubt, Einsicht in die über sie gespeicherten persönlichen Da-

ten zu gewinnen. Allerdings legt Facebook aktuell keine Sekundärdaten offen. 

Damit gemeint sind Daten, die aus der Verarbeitung der persönlichen Daten 

sowie des Onlineverhaltens gewonnen wurden (Riedler 2018). Die rechtliche 

 
48 Unter den Begriff dezentralisiertes Datenspeicherungssystem werden Datenspeiche-

rungsstrategien verstanden, die Daten nicht ausschließlich auf wenigen proprietären Ser-
vern – so wie z. B. im Fall Facebook –, sondern im Gegenteil dezentral auf den einzelnen 
Geräten der Nutzer/innen speichern. 
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Definition dieser Typologie von Daten bleibt bislang offen und ist von entschei-

dender Relevanz für die zukünftige Regulierung von Microtargetingansätzen im 

Bereich der politischen Kommunikation. 

Fokus Geschäftsmodelle der Informationsintermediäre 

Die Geschäftsmodelle von Facebook sowie von weiteren Informationsinterme-

diären werden mit Bezügen zu Datenschutz und Privatsphäre in der Presse im 

Zuge des Falls Cambridge Analytica intensiv medial diskutiert. In 18 Artikeln 

thematisierten die Verfasser/innen die soziale Verträglichkeit des Facebook-

Modells, das durch die umfassende Speicherung persönlicher Daten Einsichten 

in die Privatsphäre erlaubt und Manipulationen ermöglicht. Einerseits wird Fa-

cebooks Ideal, die Welt enger zu vernetzen, gelobt (Meier 2018), andererseits 

ist die Ansicht verbreitet, dass das in die Kritik geratene Microtargeting, d. h. 

das Sammeln personenbezogener Daten, um Menschen granular in Zielgruppen 

einteilen und persönlich ansprechen zu können, den Kern des Geschäftsmodells 

von Facebook darstellt (Hegemann 2018). Darüber hinaus wird auch darauf hin-

gewiesen, dass weder das Unternehmen Cambridge Analytica noch das soziale 

Netzwerk Facebook eine Ausnahme darstellten, sondern repräsentativ für die 

Geschäftspraktiken vieler weiterer Unternehmen stünden.49 All dies würde 

dazu führen, dass eine Regulierung aller datenbasierten Geschäftsmodelle – 

nicht nur von Facebook – als notwendig erachtet wird (Crolly 2018; Hegemann 

2018; Schulz 2018; Simanowski 2018; Tricarico 2018). 

Trotz des als dringend eingestuften Regulationsbedarfes verweist die medi-

ale Diskussion nur auf wenige konkrete Handlungsoptionen. Einige Kommen-

tator/innen heben hervor, dass die großen Technologieunternehmen nur durch 

tiefgreifende Maßnahmen zu einer Modifikation ihrer Geschäftsmodelle ange-

halten werden könnten. Bereits umgesetzte regulatorische Vorgaben, die hohe 

Durchsetzungskosten implizierten, sowie schwere Strafen, die etwa von der Eu-

ropäischen Kommission wegen kartellrechtlicher und datenschutzbezogener 

Gesetzesverstöße verhängt wurden, konnten das Vertrauen der Investor/innen 

in die Wirtschaftlichkeit des Geschäftsmodells nicht hemmen (Narat 2018; 

Heide/Steger 2018; Gollhardt 2018). Einer der wenigen konkreten Regulie-

rungsvorschläge, der auf den Kern des Geschäftsmodells zielt, wurde von Kar-

tellamtspräsident Andreas Mundt formuliert und bezieht sich auf das Verbot der 

Datensammlung und -verwertung aus Drittquellen ohne ausdrückliche Zustim-

mung der Nutzer/innen. Im besonderen Fall von Facebook würde dies bedeuten, 

dass das Unternehmen keine Daten mehr über den Like-Button auf 

 
49 Am 6. Mai 2018 berichtete die New York Times in ihren Online- und Druckausgaben 

über Sammlungen von Nutzerdaten in unterschiedlichen wissenschaftlichen Projekten 
und die geringe Aufmerksamkeit, die diesem Ernten (Harvesting) bis 2014 zuteil wurde. 
2014 schränkte Facebook erstmals das Sammeln von Daten über Nutzer/innen, deren Ak-
tivitäten und Netzwerke ein (Frenkel 2018). 
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Drittwebseiten sammeln und dementsprechend weniger Informationen über die 

Interessen der Nutzer/innen verwerten könnte (Heilig 2018). 

Um die öffentliche Diskussion voranzutreiben, schlägt Sascha Lobo 

(2018b), einer der aktivsten deutschen Kommentatoren zum Thema Netzpolitik, 

vor, Informationsintermediäre ähnlich wie das Bildungssystem und die Gesund-

heitsversorgung als eine soziale Infrastruktur zu verstehen, die, obwohl sie in 

den Händen eines privaten Konzerns liege, eine zentrale infrastrukturelle Rolle 

in der Gesellschaft spiele und dementsprechend Objekt einer tiefgreifenden Re-

gulierung sein sollte. Ein solches Verständnis liegt auch der Forderung nach 

einer Bezahlversion von Facebook zugrunde. Während der Anhörung vor dem 

US-amerikanischen Kongress betonte Zuckerberg, dass es immer eine kosten-

freie Version von Facebook geben werde. Dies war die erste Andeutung darauf, 

dass in der Zukunft eine Bezahlversion eingeführt werden könnte, wie es von 

Expert/innen wie Michael Sandel und Zeynep Tüfekçi schon länger vorgeschla-

gen wird. Ein weiterer Vorschlag besteht darin, die Nutzer/innen für ihre Da-

tenproduktion und damit ihren Beitrag an Facebooks Werbeeinnahmen ebenso 

wie für ihre unbewusste Mitarbeit an der Weiterentwicklung von KI-Anwen-

dungen finanziell zu entlohnen. Die Einführung einer Bezahlversion würde das 

Machtverhältnis zwischen dem Netzwerk und seinen Nutzer/innen zugunsten 

der Letztgenannten verändern, was von Seiten der Kommentator/innen positiv 

rezipiert wird. Dies würde jedoch, so wird gleichzeitig hervorgehoben, eine Art 

Datenproletariat erschaffen (Lobe 2018). Datenschutz und Privatsphäre würden 

dann, wie der Medienforscher Jan-Hinrik Schmidt betont, zu einem Luxusgut, 

das nur für diejenigen zugänglich wäre, die es sich leisten könnten, ein Abon-

nement zu zahlen (Heide/Steger 2018). Darüber hinaus zeigen einige Studien, 

dass nur wenige Nutzer/innen bereit wären, eine Nutzungsgebühr zu entrichten, 

sodass die Wirksamkeit einer solchen Veränderung stark relativiert würde 

(Lobe 2018; Kühl 2018c). 

Fokus Monopolstellung von Facebook 

Der Fall Cambridge Analytica wird auch aus einer vierten Perspektive betrach-

tet, die kartellrechtliche Überlegungen fokussiert. Die marktbeherrschende Po-

sition von Tech-Konzernen wie Facebook, Google oder Amazon wird hier nicht 

nur aus wirtschaftlicher Sicht problematisiert, sondern auch unter dem Gesichts-

punkt der drohenden politischen Manipulation. In den Medienberichten wird 

argumentiert, dass Facebooks Größe und Struktur sowie das Fehlen ernst zu 

nehmender Wettbewerber zu einer Störung des Prozesses der politischen Mei-

nungsbildung führe (Graw 2018). Dabei wird die Marktposition führender In-

ternetkonzerne mit den großen Monopolen des 20. und 21. Jahrhunderts, der Öl- 

und Eisenbahnindustrie sowie dem Bankensektor, verglichen (Ricke 2018). 
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Regulierende Schritte, die bis zur Zerschlagung des Facebook-Monopols 

reichen könnten, sind laut deutschen Medien durch Aktivitäten US-amerikani-

scher Behörden nicht zu erwarten. Wie Zuckerberg vor dem Kongress aus-

führte, tragen Facebook und weitere Technologieunternehmen in hohem Maße 

zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der USA bei (Kuhn 2018b; Lindner 

2018). Kontrollierende Maßnahmen auf EU-Ebene werden als wahrscheinlicher 

eingeschätzt und mit Aussagen von Politikern wie Guy Verhofstadt und Manf-

red Weber sowie Maßnahmen der EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe 

Vestager begründet, die beispielsweise den Suchmaschinenanbieter Google zu 

hohen Bußgeldzahlungen verpflichtete (Crolly 2018; Lobo 2018a; Gollhardt 

2018; Weddeling 2018). Allerdings werden deutlichen Eingriffen in das Face-

book-Monopol durch europäische Maßnahmen geringe Chance eingeräumt: Die 

Diskussion thematisiert primär Entflechtungsprozesse, die beispielsweise die 

Abtrennung des Nachrichtendienstes WhatsApp oder der Foto- und Videoplatt-

form Instagram vom Mutterkonzern Facebook zum Gegenstand haben könnten 

(Crolly 2018; Lobo 2018a). 

Die zugrunde liegenden Narrative könnten als Dezentralisierung des Inter-

nets charakterisiert werden. In den Beiträgen dominiert die Sicht, dass die Spu-

ren unseres digitalen Ich auf wenigen Datenverarbeitungsservern gespeichert 

werden und so Wissen über und Möglichkeiten zur Einflussnahme auf Nut-

zer/innen kumuliert. Eine Zerschlagung von Informationsintermediären wie Fa-

cebook würde zu einer Dezentralisierung der Datenspeicherung führen und 

dementsprechend das Ungleichgewicht zwischen Technologiekonzernen und 

Nutzer/innen reduzieren (Krabbes 2018). 

Obwohl die Reduktion der Machtstellung von Technologiekonzernen die 

deutsche Debatte prägt, führt ein Artikel von Julia Ebner in der Süddeutschen 

Zeitung ein Gegenargument an. Ebner verweist darauf, dass beispielsweise Ak-

teure der Identitären Bewegung50 Facebook verlassen und so alternative soziale 

Netzwerke wie D-Tube51 im deutschsprachigen sowie Wrongthink52 und Gab 

im englischsprachigen Raum an Bedeutung gewinnen, die eine Zuflucht vor 

»Zensur« und »politischer Korrektheit« implizieren (Ebner 2018). Ein ähnli-

ches Phänomen sei auch im Bereich des islamischen Terrorismus zu beobach-

ten, wo alternative Plattformen ebenfalls überwachungsfreie Kommunikation 

zusicherten. Eine Dezentralisierung des Internets könne die Durchsetzungskraft 

und Moderationsfähigkeit von Plattformbetreibern im Hinblick auf Conten-

trichtlinien und die Bekämpfung von Falschnachrichten und Hassrede 

 
50 In einem Handelsblatt-Artikel vom 24.8.2018 heißt es: »Die ›Identitäre Bewegung‹ ist 

eine Gruppierung mit französischen Wurzeln, die seit 2012 auch in Deutschland aktiv ist. 
Sie wendet sich gegen ›Multikulti-Wahn‹, ›unkontrollierte Massenzuwanderung‹ und den 
›Verlust der eigenen Identität durch Überfremdung‹. Die Bewegung wird bundesweit 
vom Verfassungsschutz beobachtet.« (Neuerer/Helde 2018) 

51 https://d.tube/ (28.3.2022) 
52 https://wrongthink.net/ (28.3.2022) 
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schwächen und auf diese Weise die Entstehung von unregulierten Onlineteilöf-

fentlichkeiten fördern. 

11.1.6 Fazit 

Aus den quantitativen und qualitativen Analysen des medialen Diskurses rund 

um den Themenkomplex »Algorithmen und Einfluss auf Meinungsbildung« 

wird ersichtlich, dass Informationsintermediären wie Facebook und Google 

eine hohe mediale Relevanz zugeschrieben wird. Der Schwerpunkt der Diskus-

sion liegt auf der algorithmisch gesteuerten Verbreitung von Inhalten und deren 

Folgen. Dementsprechend wird (Zeitraum Januar 2016 bis August 2017) stark 

auf den Zusammenhang zwischen Informationsintermediären und demokrati-

schen Prozessen hingewiesen. Jedoch lassen sich in den Beiträgen wenige kon-

krete Vorschläge für Regulierungsmaßnahmen identifizieren, obwohl Wissen-

schaftler/innen und Politiker/innen zu Wort kommen. Der Tenor der Diskussion 

in den Medien ist mit Bezug zu Informationsintermediären negativ. 

Die mediale Debatte über Algorithmen und Meinungsbildung weist einen 

engen Bezug zu politischen Ereignissen auf. Sie gipfelt im Cambridge-Analy-

tica-Skandal und in der darauffolgenden Auseinandersetzung über die Rolle von 

Facebook im Meinungsbildungsprozess. Dabei lassen sich vier relevante Fo-

kusse identifizieren. Facebook wird im Zusammenhang mit der politischen 

Kommunikation betrachtet und die Debatte gruppiert sich stark um die Mög-

lichkeit der Manipulation. Informationsintermediäre seien, so die mediale Dar-

stellung, für Manipulationskampagnen anfällig, die bewusst von berechnenden 

Akteuren lanciert würden und zersetzende Effekte für den demokratischen Pro-

zess mit sich brächten. Als Gegenmaßnahmen werden insbesondere eine Stei-

gerung der anbieterseitigen Transparenz und Rechenschaftspflicht betont sowie 

die Definition von Contentrichtlinien und die Übernahme von Verantwortung 

seitens der Informationsintermediäre für Inhalte, die auf ihren Plattformen ver-

breitet werden. Aus der Sicht des Datenschutzes und des Rechts auf Pri-

vatsphäre sollen Informationsintermediäre zudem für den Schutz der persönli-

chen Daten der Nutzer/innen zur Verantwortung gezogen werden. Nichtsdestot-

rotz sind Forderungen nach einer verstärkten Haftungspflicht von Informations-

intermediären stets mit der Frage eines klareren rechtlichen Rahmens verbun-

den. Themen wie der Schutz der persönlichen Daten, so z. B. im Fall Sekundär-

daten oder Schattenprofile, bleiben aus Sicht der Kommentator/innen noch un-

terreguliert. 

In den betrachteten Artikeln wird mit Blick auf das Geschäftsmodell und 

die monopolartige Marktposition Facebooks betont, dass die Wirksamkeit von 

Regulierungsmaßnahmen stark davon abhängt, inwiefern die Machtverhältnisse 

zwischen Facebook und den Nutzer/innen zugunsten der Letztgenannten korri-

giert werden können. Solange Nutzer/innen ihre Stimme nicht gegen Informa-
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tionsintermediäre erheben oder aktiv an der Ausgestaltung dieser mitwirken 

könnten, würden tiefgreifende und anspruchsvolle Regulierungsmaßnahmen, 

wie die Datenschutz-Grundverordnung, ihrer Schlagkraft beraubt, da die Kon-

zerne deren Umsetzung durch Anpassung ihrer AGB umgehen können. 
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